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Lernen

Der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 24.07.2018 nach kann die
Bemerkung anläßlich einer Gedenkveranstaltung für Peter Struck mit der
Konsequenz der Ablösung der Historischen Kommission der Partei auf die
SPD Fraktionsvorsitzende Andrea Nahles zurückgeführt werden:
"Geschichte lehrt uns nichts!" (*)

Welchem Menschen aus welchen Gründen oder durch welche Umstände auch
immer unterstellt wird, nicht aus der Geschichte lernen zu können, dem
wird nicht nur die evolutionsbiologische Fähigkeit zum Wissenserwerb
allgemein abgesprochen, sondern sogar die elementare Voraussetzung für
jeden als Entwicklung zu definierenden Prozeß.

Selbstverständlich sollte jeder Lernverlauf als ergebnisoffen
betrachtet werden, d.h. er wird nicht immer und zwangsläufig zu einer
treffenden Schlußfolgerung oder richtigem Verhalten führen, was jedoch
gerade deshalb als Geschichte mit immanent fortlaufenden Korrekturen
aufgrund vieler offener Möglichkeiten auch nicht in Stein gemeißelt
sein muß. In diesem Falle Lernen als integrierten Bestandteil jedweder
Lebensentfaltung und Kultur zu leugnen, bedeutet nicht weniger als
unsere Entstehung, Erkenntniskultur und mithin Existenz der
wesentlichen Voraussetzung berauben zu wollen.

Nun, keine Panik, denn das wird niemandem, wie geschickt er es auch
versucht oder behauptet, zu bewerkstelligen gelingen, auch Andrea
Nahles nicht. Zweifellos allerdings kann jemand auf diese Weise,
insbesondere Andrea Nahles, mehr oder weniger vergeblich verschleiert,
deutlich zum Ausdruck bringen, einfach nicht lernen zu wollen.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) "Ein Paradestück der SPD" von Peter Carstens, aus: Frankfurter
Allgemeine Zeitung von 24.07.2018, Nr. 169, Seite 4


27. Juli 2018
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Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 28. Juli 2018

Klimacamp startet mit bunter Demo 



Leipzig, 28.07.2018 - Am Samstag startete das Klimacamp Leipziger Land. Bis
zum 5. August werden rund 1000 Teilnehmende ihre Zelte in Pödelwitz
aufschlagen. Zum Auftakt demonstrierten die Teilnehmenden zusammen mit
einem breiten Bündnis aus NGOs und Bürgerinitiativen ab 14.00 Uhr in der
Leipziger Innenstadt.

Auf dem Klimacamp erwartet Interessierte eine Woche voll Workshops,
Exkursionen und Podiumsdiskussionen. Ein Highlight ist zudem die
Degrowth-Sommerschule. In mehrtägigen Kursen befassen sich etwa 500
Menschen mit Visionen und Utopien für eine soziale, ökologische und
demokratische Gesellschaft. Das Dorffest in Pödelwitz am 29. Juli bietet
Interessierten die Möglichkeit mit den Menschen vor Ort ins Gespräch zu
kommen, darüber hinaus organisiert das Bündnis "Pödelwitz bleibt" täglich
einen Spaziergang durch das Dorf und die Region. Am 4. August ist ein
Aktionstag mit verschiedenen Akteur*innen der
Klimagerechtigkeitsbewegung geplant.

Klimagerechtigkeit beginnt in Pödelwitz

Das Dorf Pödelwitz soll dem Tagebau "Vereinigtes Schleenhain" weichen.
"Klar ist, dass wir die Klimaziele nur erreichen können, wenn Kohle, Öl und
Gas im Boden bleiben.", erläutert Josephine Lauterbach aus dem
Organisationskreis des Klimacamps Leipziger Land. Die von der MIBRAG
geplante Tagebauerweiterung sei deswegen vollkommen absurd. Die
Verstromung von Braunkohle ist die klimaschädlichste Art Strom zu
erzeugen. Die stetig wachsende Wirtschaft des globalen Nordens
verursacht steigende Emissionen. Die Folgen tragen jedoch vor allem
Länder des globalen Südens, z.B. durch Dürre, Überschwemmungen oder den
steigenden Meeresspiegel.

"Uns ist allen klar, dass wir nicht so weiter leben können wie bisher",
schlussfolgert Josephine Lauterbach. "Wir wollen Visionen und Ideen für
einen gesellschaftlichen Wandel entwickeln. Und genau das machen wir hier
auf dem Leipziger Klimacamp." So ist das Klimacamp ein
selbstorganisierter Raum, in dem Entscheidungen im Konsens getroffen
werden, um alle Teilnehmenden mit ihren individuellen Bedürfnissen und
Meinungen wertzuschätzen. Sorgearbeit wie Kinderbetreuung, aber auch das
Putzen der Toiletten oder Schnippeln in der Küche werden von allen
erledigt. "So können wir alle das Camp aktiv mitgestalten und es zu
einem Ort gelebter Alternativen machen", erläutert Florian Teller.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Juli 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Juli 2018 
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Kohle erSetzen! - Pressemitteilung vom 27. Juli 2018

Coole Sitzblockade statt Hitzewelle

Kohle erSetzen! ruft zu Aktion Zivilen Ungehorsams vom 3. bis 5. August bei
Leipzig auf



Pödelwitz, 27.07.2018. Während die aktuelle Hitzewelle im ganzen Land die
Menschen lähmt und Landwirt*innen deshalb massive Ernteausfälle befürchten,
werden Aktivist*innen gegen deren Ursache aktiv - den Klimawandel. Als Teil
vielfältigen Protests ruft die Gruppe "Kohle erSetzen!" vom 3.-5. August im
Braunkohlerevier südlich von Leipzig zu einer Aktion Zivilen Ungehorsams
auf. Sie kündigen an, mit einer Sitzblockade in die Betriebsabläufe der
Kohlekonzerne MIBRAG und LEAG einzugreifen. Schon am morgigen Samstag, den
28.7. lädt der BUND Sachsen zusammen mit vielen anderen NGOs und
Organisationen zu einer Demonstration unter dem Motto "Klima schützen-Kohle
stoppen!" ein. Die europäische Klimabewegung wächst, denn viele Menschen
wollen die Verschleppung des Kohleausstiegs nicht weiter hinnehmen, der
angesichts der in immer weitere Ferne rückenden Pariser Klimaziele dringend
notwendig ist.

Schon heute verlieren Menschen durch klimabedingte Dürren, Hunger oder
Extremwetterereignisse ihre Lebensgrundlage. Für die erste Hälfte dieses
Jahrhunderts geht die Weltgesundheitsorganisation von jährlich etwa 250.000
zusätzlichen Toten durch den Klimawandel aus. Andere Forscher*innen
sprechen gar von bis zu 5 Millionen Todesfällen jährlich, die durch den
Klimawandel schon heute mit verursacht werden.Menschen im globalen Süden
leiden bereits jetzt am stärksten unter den Folgen des Klimawandels, obwohl
sie am wenigsten zum Klimawandel beigetragen haben. "Diese Ungerechtigkeit
können wir nicht länger hinnehmen", so Mira Jäger von der Aktionsgruppe.
Die bunte und gewaltfreie Aktion "Kohle erSetzen!" will das widerständige
Leben an den Ort tragen, wo dieses auf dem Spiel steht. Das Motto: Aktiv in
Unrecht eingreifen, anstatt nur zu appellieren.Kohle erSetzen! wird unter
anderem initiiert von JunepA, dem Jugendnetzwerk für politische Aktionen,
und richtet sich daher auch an junge Menschen. "Wir nehmen unsere Zukunft
und weltweite Klimagerechtigkeit selbst in die Hand - weder neben uns, noch
nach uns die Sintflut!", so Mira Jäger.

Im bundesweit kaum bekannten "Mitteldeutschen Revier" soll nach bisherigen
Planungen noch bis 2040 weiter der klimaschädlichste Energieträger
Braunkohle abgebaut werden. Trotz weiterhin fehlender Tagebau-Genehmigung
werden die Anwohner*innen aus den Orten Pödelwitz und Obertitz bereits
umgesiedelt. Dieses Jahr findet im Revier bei Leipzig auch erstmals ein
Klimacamp statt, eine Protestform, die bereits aus dem Lausitzer und
Rheinischen Braunkohlerevier bekannt ist. Es beginnt am 27.7. mit
Workshops, Vorträgen und Podien, am 3.8. beginnen die Aktionstage. Ab
Freitag Morgen ist Kohle erSetzen! dort zu Gast. Dann bereiten sich die
Aktivist*innen mit rechtlichen Inputs und deeskalativen Trainings auf die
Aktion vor."Wir treffen gemeinsam die bewusste Entscheidung, den Schritt
von appellierenden Demonstrationen zum Zivilen Ungehorsam zu gehen und
durch eine entschlossene Aktion in die lokalen und globalen
Ungerechtigkeiten einzugreifen, die der Klimawandel befeuert.", so Clara
Tempel von der Aktionsgruppe. "Wir kämpfen dafür, dass die erdrückende
Hitze dieses Sommers kein Alltag wird."




Hintergrund:

5 Millionen Tote jährlich durch den Klimawandel: 

https://mic.com/articles/21419/climate-change-kills-5-million-people-every-year#.vMIGr50KG

WHO-Informationen zu Klimawandel und Gesundheit: 

http://www.who.int/en/news-room/fact-sheets/detail/climate-change-and-health

 * 

Quelle:

Kohle erSetzen!

E-Mail: presse@kohle-ersetzen.de

Internet: www.kohle-ersetzen.de
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MELDUNG/177: Unterstützung für das Kulturerbe Nepals (idw)


Universität Heidelberg - 27.07.2018

Unterstützung für das Kulturerbe Nepals

Förderung für deutsch-nepalesisches Projekt zur Dokumentation gefährdeter
Bauten



Für die Dokumentation der bedrohten historischen Monumente Nepals gewährt
die britische Arcadia-Stiftung Prof. Dr. Christiane Brosius,
Wissenschaftlerin an der Universität Heidelberg, eine Förderung von
775.000 Euro. In einer zunächst auf zwei Jahre angesetzten Testphase
werden über 400 Tempel, Klöster und andere Bauten in einer Datenbank
dokumentiert und inventarisiert. Dabei geht es insbesondere darum, die
durch Erdbeben und urbanen Wandel gefährdeten Bauten zu erfassen und
Empfehlungen für den Erhalt oder den Wiederaufbau auszusprechen. Unter der
Leitung von Prof. Brosius arbeiten in dem Projekt in Heidelberg und
Kathmandu 16 Spezialisten aus den Gebieten Architektur, Ethnologie,
Geschichte und Indologie sowie den Digital Humanities zusammen.

Die offen zugängliche Online-Datenbank des "Nepal Heritage Documentation
Project" soll Beschreibungen, Fotos, Inschriften und
Architekturzeichnungen der Gebäude umfassen und die Grundlage für
Empfehlungen zum Erhalt bedrohter Monumente oder den Wiederaufbau
zerstörter historischer Bauten bilden. "Der Mangel an ausreichender
Dokumentation und das Fehlen eines akkuraten Registers des gebauten
Kulturerbes haben den Wiederaufbau Nepals nach den Erdbeben-Zerstörungen
2015 stark behindert", sagt Rohit Ranjitkar, einer der führenden Experten
für das nepalesische Kulturerbe, der als Kooperationspartner im Projekt
mitwirkt.

Federführend in dem Vorhaben ist an der Ruperto Carola das Heidelberger
Centrum für Transkulturelle Studien (HCTS) in Zusammenarbeit mit der
Heidelberger Akademie der Wissenschaften, vertreten durch Prof. Dr. Axel
Michaels, sowie der Universitätsbibliothek Heidelberg. In Nepal sind die
Hauptpartner die Saraf Foundation for Himalayan Traditions and Culture,
das Department of Archaeology der nepalischen Regierung, der Kathmandu
Valley Preservation Trust und die UNESCO Nepal.

Nach den Worten von Christiane Brosius, Professorin für Medien- und
Visuelle Anthropologie am HCTS, wird das Projekt "die
asienwissenschaftlichen sowie transkulturellen Schwerpunkte der
Universität Heidelberg besonders in der Erforschung des Kulturerbes in
hohem Maße stärken".


Weitere Informationen unter:

http://www.asia-europe.uni-heidelberg.de/de/personen/person/persdetail/brosius.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/227: Syrien - Getötete Zivilpersonen in Rakka, US-Koalition bestätigt Recherche-Ergebnisse von Amnesty


Amnesty International - 30. Juli 2018

Getötete Zivilpersonen in Rakka: 

US-Koalition bestätigt Recherche-Ergebnisse von Amnesty



Die US-geführte Koalition hat bei ihrer Offensive auf die vom sogenannten
Islamischen Staat (IS) besetzte Stadt Rakka zu wenig unternommen, um das
Leben von Zivilpersonen zu schützen. Dies dokumentierte ein im Juni 2018
veröffentlichter Amnesty-Bericht [1]. Am 26. Juli hat die Koalition endlich
ein Stück Verantwortung für die zerstörerischen Bombardierungen übernommen:
Die "Combined Joint Task Force" bestätigte in einer Mitteilung die von
Amnesty International publizierten Untersuchungen über zahlreiche zivile
Opfer in Rakka.

"Nachdem von der US-geführten Koalition wochenlang nur Dementis und
Relativierungen zu hören waren, hat sie nun endlich die Verantwortung für
den Tod von rund einhundert Zivilpersonen in Rakka übernommen", kommentiert
Donatella Rovera, die Krisenbeauftragte von Amnesty International, die
jüngste Mitteilung der "Combined Joint Task Force" [2]. Dies sei aber nur
ein erster Schritt, um Gerechtigkeit für die Opfer in Rakka zu erreichen.

Die Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt hatten zunächst Jahre brutaler
Unterdrückung durch den sogenannten Islamischen Staat zu erleiden, bevor
die Bombardierungen durch die Koalition die Stadt in Schutt und Asche
legte. Amnesty dokumentierte die Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung im
Bericht "'War of annihilation': Devastating Toll on Civilians, Raqqa -
Syria" [3].

Die Koalition muss ihren Worten nun Taten folgen lassen: Amnesty fordert
weiterhin die Übernahme der vollen Verantwortung für alle zivilen Opfer,
Investitionen in den Wiederaufbau der zerstörten Stadt und Entschädigung
und Unterstützung für die Zivilbevölkerung - nur so lässt sich ein
Wiedererstarken des IS verhindern.

Auch die Bundesrepublik Deutschland, welche die Anti-IS-Koalition bei ihrem
Einsatz gegen den sogenannten Islamischen Staat mit Luftbetankungen und
Aufklärungsflügen unterstützt, muss im Rahmen dieser Koalition auf die
Einhaltung des humanitären Völkerrechts und eine Aufarbeitung der Tötung
von Zivilpersonen sowie eine Entschädigung für die Betroffenen drängen.


Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-moegliche-kriegsverbrechen-rakka

[2] http://www.inherentresolve.mil/News/News-Releases/Article/1584728/combined-joint-task-force-operation-inherent-resolve-monthly-civilian-casualty/

[3] https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-moegliche-kriegsverbrechen-rakka

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 30. Juli 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-getoetete-zivilpersonen-rakka-us-koalition-bestaetigt-recherche

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/703: Kamerun - Friedensinitiative religiöser Führer ist Zeichen der Hoffnung


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Bürgerkrieg im anglophonen Teil Kameruns - Religionsgemeinschaften
schlagen gemeinsame Friedensinitiative vor - Hoffnung auf ein Ende
der Gewalt



Göttingen, den 31. Juli 2018 - Als ein Zeichen der Hoffnung auf ein
Ende des Bürgerkrieges bezeichnet die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) die gemeinsame Friedensinitiative der
Religionsgemeinschaften in Kamerun. "Die Uhren stehen auf fünf vor
zwölf! Die Initiative der Kirchenvertreter ist eine letzte Chance zum
politischen Dialog. Es wäre unverantwortlich, sie nicht zu nutzen",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen.
Vertreter der katholischen und presbyterianischen Kirche und des
Islam haben in einer gemeinsamen Erklärung ihre Bereitschaft zur
Vermittlung von Gesprächen zwischen der Regierung von Kamerun und den
Rebellen angeboten, die für eine staatliche Unabhängigkeit des
anglophonen Landesteils kämpfen.

Kardinal Christian Tumi und der presbyterianische Pastor Babila
George Fochang sowie die Imame Alhadji Mohammed Aboubakar und Tukur
Mohammed Adamu riefen zu einer Friedenskonferenz in der Stadt Buéa am
29. und 30. August 2018 auf. Die Stadt liegt im anglophonen Teil des
Landes und leidet besonders unter der Gewalt. Die Konferenz soll auch
für die breite Öffentlichkeit zugänglich sein.

In ihrem Aufruf forderten die Geistlichen die Regierung auch
nachdrücklich dazu auf, die aus politischen Gründen in den
anglophonen Gebieten Inhaftierten freizulassen. Die Rebellen hingegen
sollen nach dem Willen der religiösen Führer die Waffen niederlegen.
Die Regierung reagierte nur sehr verhalten auf den Appell der
Geistlichen. So hielt Regierungssprecher Issa Tchiroma Bakary der
Friedensinitiative entgegen, es sei nicht an den religiösen Führern,
der Regierung Bedingungen zu stellen und erst recht nicht die
Freilassung von "Terroristen" zu fordern.

Allerdings ist ohne neue Initiativen ein Ende der Gewalt in Kamerun
nicht in Sicht. Erst Samstagnacht wurden bei einem Angriff
Bewaffneter auf das Gefängnis in Ndop in der anglophonen Region 163
Gefangene befreit. In der Haftanstalt waren auch mehrere Dutzend
mutmaßliche Unterstützer anglophoner Rebellen festgehalten worden.

Erst am vergangenen Mittwoch hatte sich der UN-Hochkommissar für
Menschenrechte Zeid Ra?ad Al Hussein sehr besorgt über die
Menschenrechtslage in der Krisenregion geäußert. Er hatte dabei
ausdrücklich bedauert, dass es seinem Büro von den Behörden nicht
gestattet wurde, die umkämpften anglophonen Regionen zu besuchen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/934: Hiroshima und Nagasaki mahnen! Gedenkveranstaltungen deutschlandweit (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Infobüro zu den Aktivitäten rund um den Hiroshima- und Nagasaki-Gedenktag 2018



Das Netzwerk Friedenskooperative stellt auch 2018 wieder umfangreiche
Informationen zu den Aktivitäten der Friedensbewegung anlässlich der
Hiroshima-/Nagasakigedenktage online zur Verfügung. Auf unserer Website
finden sich mehr als 60 Veranstaltungen rund um die 73. Jahrestage der
Atombombenabwürfe auf die japanischen Städte Hiroshima und Nagasaki. Die
Veranstaltungen und Aktionen finden traditionell in regionaler und lokaler
Verantwortung statt.

Alle Infos zum Hiroshima-/Nagasakigedenktag unter:

https://www.friedenskooperative.de/hiroshimatag2018

Alle Termine unter:

www.friedenskooperative.de/termine-hiroshimatag-2018

Themen des Hiroshima-Nagasakitages 2018

Zentral bei den Veranstaltungen rund um den Hiroshima- und
Nagasakigedenktag wird das Gedenken an die Opfer der Atomwaffeneinsätze auf
die japanischen Städte Hiroshima und Nagasaki am 6. bzw. 9. August 1945,
bei denen rund 100.000 Menschen sofort und bis Ende 1945 weitere 130.000
Menschen starben, sein. Ebenso wird die Forderung nach einer
atomwaffenfreien Welt ein zentrales Thema darstellen. Noch immer gibt es
weltweit rund 15.000 Atomwaffen von denen etwa 1.800 in ständiger
Alarmbereitschaft gehalten werden und der Menschheit innerhalb weniger
Minuten ein Ende bereiten können.

Der im vergangenen Jahr bei den Vereinten Nationen verabschiedete Vertrag
über das Verbot von Atomwaffen verleiht der Forderung nach einer
atomwaffenfreien Welt Nachdruck. 122 Staaten haben diesen Vertrag im Juli
des vergangenen Jahres bei den Vereinten Nationen in New York
verabschiedet. Seitdem wurde er von 59 Staaten unterzeichnet und 13 Staaten
haben bereits ratifiziert. 90 Tage nach der Ratifizierung des 50. Staates
wird der Vertrag in Kraft treten und eine völkerrechtliche Lücke schließen.
Wie eine erst kürzlich (Juli 2018) veröffentlichte Umfrage des
Meinugnsforschungsinstituts "YouGov" herausfand, sind mehr als zwei Drittel
aller Bundesbürger*innen für den Beitritt Deutschlands zum
Atomwaffenverbotsvertrag.

Nach wie vor wird der Konflikt auf der koreanischen Halbinsel mit großer
Sorge betrachtet. Zwar sorgte die Erklärung zur Denuklearisierung
Nordkoreas für ein zwischenzeitliches Aufatmen. Doch das Ausbleiben von
konkreten Abrüstungsschritten, auch nach Trumps und Kims Treffen in
Singapur im Juni, lassen befürchten, dass es zu keiner dauerhaften
Befriedung des Konflikts kommen wird.

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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NEWSLETTER/190: Bremer Friedensforum 6 vom 30. Juli 2018


Newsletter Bremer Friedensforum 6 vom 30. Juli 2018



Inhalt heute:

Bevorstehende Veranstaltungen - (weitere im Terminkalender unten)

01. Bremerinnen und Bremer gedenken der Opfer der Atombombenabwürfe auf
Hiroshima und Nagasaki

02. Antikriegstag 2018 in Bremen: Abrüsten statt aufrüsten!

Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

03. Atomwaffenverbot statt deutsche Atombomben oder: Wohl Hacke, Herr
Professor!?

04. DGB-Aufruf zum Antikriegstag: Nie wieder Krieg! Abrüsten statt
Aufrüsten!

05. Fotoaktion in Bremen: "Herolde des Friedens fordern: Atomwaffen
stoppen!"

06. Gruppe aus dem Bremer Friedensforum demonstriert in Büchel

07. Ludwig Baumann gestorben

08. Neuer Menüpunkt auf Website

09. Runder Tisch Konversion - Brief an die BürgermeisterInnen der Region
Ramstein

10. Vor 30 Jahren: Bremer als Augenzeuge bei Raketensprengung in
Saryosek/Kasachstan dabei

11. Weltraumkongress in Bremen - Rüstungsindustrie Platin- und Goldsponsor

12. Bremer Friedensforum im Netz

13. Aus dem Terminkalender

14. In eigener Sache


BEVORSTEHENDE VERANSTALTUNGEN (weitere im Terminkalender
unten)

1. Bremerinnen und Bremer gedenken der Opfer der Atombombenabwürfe auf
Hiroshima und Nagasaki

Aufruf an die Bundesregierung: Treten Sie dem UN-Vertrag für ein Verbot von
Atomwaffen bei

Bremen. Am 6. und 9. August jähren sich die Atombombenabwürfe der USA auf
Hiroshima und Nagasaki zum 73. Mal. Mit einer Mahnwache und Kundgebung
erinnern das Bremer Friedensforum, die Ärzteorganisation IPPNW, Bremische
Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung, Deutsche
Friedensgesellschaft - Vereinigung der Kriegsdienstgegner (DFG-VK),
Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen
(IALANA) und Nordbremer Bürger gegen den Krieg an die Jahrestage.

Die Mahnwache in Bremen findet am Montag, 6. August, in der Zeit von 12 bis
13 Uhr auf dem Marktplatz statt. Es sprechen: Renke Brahms,
Friedensbeauftragter der Evangelischen Kirche in Deutschland und
Schriftführer der Bremischen Evangelischen Kirche, und Marvin Mendyka aus
Bonn, Sprecher der Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt". Die
Bläser des Evangelischen Posaunenwerks Bremen sind ebenso dabei wie Mariko
Reineke-Kriete, die ein Hiroshima-Gedicht vorträgt.

Zum Ende der Aktion findet ein Ulmentanz der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
unter Leitung von Helene Streicher statt. Eva Böller vom Bremer
Friedensforum moderiert die Veranstaltung.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden gebeten, Blumen mitzubringen, um
das Friedens- und Anti-Atom-Zeichen auszulegen.

Zum politischen Hintergrund: Nicht nur das Gedenken an die bereits
erfolgten Atombenabwürfe steht im Mittelpunkt. Im vergangenen Jahr
verabschiedeten 122 Staaten bei den Vereinten Nationen in New York einen
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen. Das völkerrechtlich verbindliche
Abkommen verbietet neben der Herstellung, dem Einsatz und Besitz auch die
Drohung mit einem Nuklearschlag sowie die Stationierung von Atomwaffen in
anderen Staaten. Damit handelt auch die Bundesregierung mit der nuklearen
Teilhabe in der NATO und der Verfügung über US-Atomwaffen in Deutschland
gegen geltendes Völkerrecht. Die Hiroshima-Mahnwache fordert die
Bundesregierung auf: "Treten Sie dem UN-Vertrag für ein Verbot von
Atomwaffen bei."

Der Flyer ist online auf der Website des Bremer Friedensforums:

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Hiroshima_18_RZ.pdf


2. Antikriegstag 2018 in Bremen: Abrüsten statt aufrüsten!


Bremen. Gewerkschaften waren und sind Teil der Friedensbewegung. Steigende
Rüstungsausgaben lösen nicht die Probleme der Welt, die Bundeswehr soll
eine Verteidigungsarmee sein, der soziale Frieden in Deutschland wird durch
wachsende gesellschaftliche Spaltung bedroht. Als Arbeitnehmervertretungen
haben Gewerkschaften zugleich für die Arbeitsplätze der Kolleginnen und
Kollegen in der Rüstungsindustrie und der Bundeswehr Sorge zu tragen.
Anlässlich des Antikriegstags laden DGB, das Bremer Friedensforum und
Arbeit und Leben Bremen ins Gewerkschaftshaus ein, um mit Wolfgang Lemb,
Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes der IG Metall, über
Rüstungskonversion aus gewerkschaftspolitischer Perspektive zu diskutieren.

• Veranstaltung am Freitag, 31.08.2018, 18.00 Uhr, Gewerkschaftshaus,
Bahnhofsplatz 22/28

Begrüßung und Moderation: Caren Emmenecker, Arbeit und Leben,
Wolfgang Lemb, IG Metall, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied -
Gewerkschaften im Kampf für Frieden, Abrüstung und Rüstungskonversion
Peter Ansorge, Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und
Friedensforschung - Können wir als Gesellschaft uns leisten, 2% der
Arbeitsleistung in Rüstung zu investieren?

• Kundgebung zum Antikriegstag am Samstag, 1.09.2018, 12.00 Uhr,
Bremer Marktplatz

Wolfgang Lemb, IG Metall, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied,
Frankfurt/M.

Markus Westermann, ver.di Bremen

Moderation: Barbara Heller, Bremer Friedensforum


BERICHTE/INTERVIEWS/ERKLÄRUNGEN/INITIATIVEN

3. Atomwaffenverbot statt deutsche Atombomben oder: Wohl Hacke, Herr
Professor!?

Bremen. Am 29. Juli veröffentlichte die "Welt am Sonntag" einen langen
Gastbeitrag des emeritierten Professors an der Bundeswehr-Hochschule,
Christian Hacke, der den Aufbau einer eigenen Atomstreitmacht Deutschlands
propagiert. Seit der Wahl Trumps zum neuen US-Präsidenten wird mit immer
kleinerem Abstand in der Öffentlichkeit eine eigene Atombombe für
Deutschland gefordert, um sich scheinbar von der US-Politik zu emanzipieren
und mehr Sicherheit zu schaffen. Sicherheit entsteht jedoch nicht durch
immer neue verrückte Pläne zur Aufrüstung, sondern durch eine Politik der
Abrüstung, Deeskalation und Vertrauensbildung.

Eine deutsche Atombombe würde sowohl gegen Verpflichtungen aus dem
Nichtverbreitungsvertrag, als auch aus dem Zwei-plus-Vier-Vertrag
verstoßen. "Statt von deutschen Atombomben zu träumen, sollte Professor
Hacke zur Kenntnis nehmen, dass nach einer jüngsten Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts 'YouGov' eine breite Mehrheit der Bevölkerung
für einen Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot eintritt", erklärt
der Sprecherkreis des Bremer Friedensforums. 122 Staaten beschlossen im
Juli 2017 den UN-Vertrag zum Verbot von Atomwaffen. Mehr als 50 Staaten
haben ihn bislang unterzeichnet, 13 bisher ratifiziert. Bislang fehlt
Deutschland bei diesem historischen Abkommen. Das Bremer Friedensforum
erwartet von der Bundesregierung, endlich mutig voranzugehen, um die
atomare Abschreckung zu überwinden und das Verbot von Atomwaffen zu
unterzeichnen. Die hier stationierten US-Atomwaffen aus Deutschland müssen
abgezogen werden! (Link: [1])


4. DGB-Aufruf zum Antikriegstag: Nie wieder Krieg! Abrüsten statt
Aufrüsten!

Bremen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) fordert im Aufruf zum
Antikriegstag zur Unterstützung der Initiative "Abrüsten statt aufrüsten"
auf. Am Antikriegstag gedenken die Gewerkschaften des Grauens und des
unermesslichen Leids der beiden Weltkriege, die über 80 Millionen Tote
gefordert haben. Jährlich erinnern wir am 1. September daran, dass es
dieser Tag war, an dem Nazi-Deutschland mit seinem Überfall auf Polen 1939
den Zweiten Weltkrieg entfacht hat. Gerade in diesem Jahr haben wir
besonderen Anlass, den Antikriegstag als Tag des Mahnens vor den
zerstörerischen Folgen von besinnungslosem Nationalismus und Faschismus zu
begehen. Denn 2018 jährt sich das Ende des Ersten Weltkriegs zum
hundertsten Mal. Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! Das ist die
unumstößliche Lehre, die wir Gewerkschaften aus den Weltkriegsschrecken des
20. Jahrhunderts gezogen haben. Dazu bekennen wir uns. Dafür steht die
Gewerkschaftsbewegung in Deutschland, Europa und weltweit!

Der Aufruf im Wortlaut: [2]


5. Fotoaktion in Bremen: "Herolde des Friedens fordern:
Atomwaffen stoppen!"

Bremen. Aktive Menschen aus der Bremer Friedensbewegung (IPPNW, IALANA,
Bremer Friedensforum u.a.) haben kurzzeitig - quasi stellvertretend für den
Bürgermeister - eine Fahne der "Mayors for Peace" auf den Speeren der
gepanzerten Ritter zu Pferd am Ostportal des Alten Bremer Rathauses
gehisst. Ihr Motto: "Herolde des Friedens fordern: Atomwaffen
stoppen!"

Mehr Informationen: [3]


6. Gruppe aus dem Bremer Friedensforum demonstriert in Büchel


Bremen. In Büchel in der Eifel lagern 20 US-amerikanische B 61 Atombomben.
Bundeswehrsoldaten üben hier mit Tornado-Flugzeugen den Abwurf von
Atombomben. Statt dem Atomwaffensperrvertrag zu entsprechen und die
Atomwaffen zu verschrotten, sollen sie nach dem Willen der US-Regierungen
für Milliarden US-Dollar "modernisiert" werden, das heißt dass ihre
Zerstörungskraft noch effektiver werden soll. Im Rahmen der 20-wöchigen
Kampagne "Büchel ist überall - atomwaffenfrei jetzt" finden auch in diesem
Jahr von März bis zum 9. August, dem 73. Jahrestag des Atombombenabwurfs
auf die japanische Stadt Nagasaki, zahlreiche Aktionen vor dem Fliegerhorst
in Büchel statt. Sechs Frauen und Männer aus dem Bremer Friedensforum
unterstützten am 20. und 21. Juli Aktionen des zivilen Widerstands.

Mehr Informationen: [4]


7. Ludwig Baumann gestorben

Bremen. Ludwig Baumann ist am frühen Morgen des 5. Juli 2018 im 97.
Lebensjahr verstorben. Der hochbetagte Vorsitzende der "Bundesvereinigung
Opfer der NS- Militärjustiz" war seit 1990 Herz, Motor und Stimme der
Opfervereinigung gewesen. Sein unermüdliches Engagement hat zur
gesellschaftlichen Anerkennung und gesetzlichen Rehabilitierung der
Kriegsdienstverweigerer, Wehrkraftzersetzer und Deserteure der Wehrmacht
geführt. Sein authentisches Wirken, sein Einsatz für Gerechtigkeit, Frieden
und Gewaltfreiheit ist ein wichtiger Impuls für die zivilgesellschaftliche
Entwicklung gewesen. Weiteres siehe unter [5].


8. Neuer Menüpunkt auf Website

Bremen. Den deutsch-russischen Beziehungen widmet sich ein neuer Menüpunkt
auf der Website des Bremer Friedensforums. Ideen für Beiträge können uns
gern übermittelt werden.

https://www.bremerfriedensforum.de/deutsch-russische-beziehungen/


9. Runder Tisch Konversion - Brief an die BürgermeisterInnen der
Region Ramstein

Berlin/Kaiserslautern. Am 6. Juli hat sich die Kampagne Stopp Air Base
Ramstein aus aktuellen Gründen an die BürgermeisterInnen der Region gewandt
und einen "Runden Tisch Konversion" gefordert. Der Kampagne Stopp Air Base
Ramstein ging bis heute (30. Juli) keine Antwort der BürgermeisterInnen zu.

Der Brief kann nachgelesen werden unter [6].


10. Vor 30 Jahren: Bremer als Augenzeuge bei Raketensprengung in
Saryosek/Kasachstan dabei

Bremen. Vor dreißig Jahren, am 1. August 1988, nahm Ekkehard Lentz,
Sprecher des Bremer Friedensforums, als Augenzeuge und Beobachter aus der
Friedensbewegung an der Verschrottung der ersten vier sowjetischen Raketen
kürzerer Reichweite (500 bis 1000 Kilometer) teil. Pünktlich um 10 Uhr MESZ
löste Oberstleutnant Igor Tschaikowski auf der Basis der damaligen
sowjetischen Streitkräfte bei Saryosek/Kasachstan, etwa 120 Kilometer
nördlich von Almaty (ehemals Alma-Ata), die Sprengung aus. Die noch wenige
Monate zuvor auf dem Territorium der ehemaligen DDR stationierten
Raketenkörper der OTR 22 (SS 12) wurden mit ihrem festen Treibstoff in die
Luft gejagt. Übrig blieben nur Staub und Splitter. 

Mehr Informationen [7]


11. Weltraumkongress in Bremen - Rüstungsindustrie Platin- und
Goldsponsor 

Bremen. Der "International Astronautical Congress 2018 (IAC)" findet vom 1.
bis 5. Oktober in Bremen statt. Nach eigenen Angaben ist er der weltgrößte
Weltraumkongress, wie der "Weser Kurier" bereits am 17. Oktober 2015 (!)
berichtete. Beim Studium der Website
http://www.iafastro.org/events/iac/iac-2018/ fällt gleich auf: OHB und
Airbus gehören zum Team Germany des Kongresses, Lockheed Martin und Boeing
sind die Platinsponsoren, und Northrop Grumman ist einer von zwei
Goldsponsoren. Ein Schelm, wer dabei Schlimmes vermutet?


12. BREMER FRIEDENSFORUM IM NETZ

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


13. TERMINE

• derzeit Aktionspräsenz am Atomwaffenstandort in Büchel, "Atomwaffen
abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in Büchel"

www.atomwaffenfrei.de

• 1. August, 19.30 Uhr, Haferkamp 8, "Rechtsentwicklung und Faschismus
in Deutschland und anderen europäischen Ländern", Referent: Gerhard Schäfer
(Bremer Friedensforum), Veranstalter: DKP Gruppe Bremen

• 6. August, 12 bis 13 Uhr, Bremen, Marktplatz, Mahnwache zum 73.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki

• 15. bis 21. August, Köln, Lebenslaute-Aktion "Mit Suite and Kantate
gegen den Staat im Staate - Geheimdienste abschalten!" 

www.lebenlaute.net

• 26. August, 14 Uhr auf Bahrs Plate und am Bunker Farge,
Blumengebinde niederlegen und Gedichte von Ina Stabergh auf Flämisch und
Deutsch, gemeinsam mit 48 Angehörigen der NCPGR Meensel-Kiezegem 44, zur
Erinnerung an ihre in den Bremer Neuengamme-Außenlagern umgekommenen
Familienmitglieder. Für Außenstehende immer wieder überraschend der
Fahnenappell und die belgische Nationalhymne.

• 31. August, 18 Uhr, Bremen, DGB-Haus, Bahnhofsplatz 22/28,
Veranstaltung zum Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied der IG Metall, Frankfurt/M., Peter Ansorge, Bremische
Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung, Begrüßung und
Moderation: Caren Emmenecker, Arbeit und Leben

• 1. September, 12 Uhr, Bremen, Marktplatz, Kundgebung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der
IG Metall, Frankfurt/M., Markus Westermann, ver.di Bremen, Moderation:
Barbara Heller, Bremer Friedensforum

• 5. September, 90. Geburtstag von Margot Konetzka

• 8. September, 8.30 Uhr, ZOB Bremen/Cinemaxx, Busfahrt zum
UZ-Pressefest im Revierpark Dortmund (Rückfahrt ab Dortmund: 22.30 Uhr),
Anmeldungen: per Mail: g.toppat@gmx.de

• 9. September, 10 Uhr, Bremen, Ostertorwache, Gedenkveranstaltung für
die Opfer von Faschismus und Krieg. Anschließend lesen Karin
Pfitzner-Brauer und Marion Bonk aus den Gefängnisbriefen von Heinrich
Buchholz, der 1933 bis 1938 wegen Fortführung der Tätigkeit der von den
Faschisten verbotenen KPD im KZ Mißler, in der Ostertorwache und im
Zuchthaus Oslebshausen inhaftiert war.

• 9. September, 14 bis 17 Uhr, Bremen-Gröpelingen, Bromberger Straße
117, Ausstellung der Grabungsfunde der ersten KZ-Baracke im Schützenhof

• 13. September, 12 Uhr, Bremen, Volkshaus, Hans-Böckler-Straße,
Gewerkschaften im Visier des Faschismus, es spricht Christian Gloede (GEW),
das Rote Krokodil spielt traditionelle Arbeiterlieder. Anschließend führt
Angela Piplak (Kulturhaus Brodelpott) eine Antifaschistische Radtour auf
den Spuren des Schicksals der 1933 inhaftierten Gewerkschafter, Kommunisten
und Sozialdemokraten, vom Volkshaus, über den früheren Spielplatz an der
Nordstraße, den Steffensweg und die Waller
Heerstraße/Ecke Gerdstraße zum Bunker Admiralstraße und zur Gedenktafel für
die im KZ-Mißler-Inhaftierten in der Walsroder Straße. Am Bunker an der
Admiralstraße und an der Walsroder Straße stellen SchülerInnen der
Oberschule Findorff Biographien in Mißler Inhaftierter vor. Im Anschluss an
die Blumenniederlegung erinnern Ulrike Pala (Leiterin Ortsamt West), Gönül
Bredehorst (Beiratssprecherin Findorff) und Raimund Gaebelein (VVN-BdA) an
der Gedenktafel für die im KZ Mißler Inhaftierten an die massenhafte
Festnahme, Erniedrigung und Folterung organisierter Arbeiter durch die
Nazis.

• 15. September, Köln, Friedensbildungswerk, Offenes Kampagnentreffen
"Büchel ist überall - atomwaffenfrei.jetzt", Strategieplanung 2019/20

http://www.atomwaffenfrei.de/

• 26. bis 28. Oktober, Kassel, Don't militarize me! -

Vernetzungstreffen junger Friedensaktivist*innen

• 2. bis 4. November, dezentrale Aktionen der Kampagne "Abrüsten statt
aufrüsten"

https://abruesten.jetzt/

• 6. November, 19.30 Uhr, Bremen, Gemeindezentrum Zion, Kornstraße 31,
 "Chinas Entwicklung ist atemberaubend - in Richtung Frieden und
Sozialismus?

China ändert die geopolitischen Kräfteverhältnisse", Begrüßung: Pastor
Thomas Lieberum, Verein. Ev. Gemeinde Bremen-Neustadt, Referenten: Folker
Hellmeyer, Chefanalyst der Solvecon Invest GmbH, Prof. Dr. Wolfram Elsner,
Universität Bremen-Neustadt, Einleitung und Moderation: Barbara Heller,
Bremer Friedensforum und Prof. Dr. Sönke Hundt, Hochschule Bremen,
Veranstalter: Vereinigte Ev. Gemeinde Bremen-Neustadt, biz, Bremer
Friedensforum, Ialana, Die Linke, Links der Weser u.a.

• 11. bis 21. November, "Krieg 3.0"... so lautet das Motto der
diesjährigen Ökumenischen Friedensdekade

• 13. November, Bremen, 19.30 Uhr Veranstaltungsort wird noch bekannt
gegeben, "Bremen auf dem Weg in einen Polizeistaat? - zur Verschärfung des
Bremer Polizeigesetzes", Veranstalter: Bremer Friedensforum,
Brementrojaner, Internationale Liga für Menschenrechte und die Marxistische
Abendschule Bremen

• 1./2. Dezember, Kassel, 25. bundesweiter Friedensratschlag

www.friedensratschlag.de/


Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de/


14. IN EIGENER SACHE

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Verweise:

[1] https://www.bremerfriedensforum.de/1030/aktuelles/Atomwaffenverbot-statt-deutsche-Atombomben-oderWohl-Hacke-Herr-Professor/

[2] https://www.pressenza.com/de/2018/07/dgb-aufruf-zum-antikriegstag-abruesten-statt-aufruesten/

[3] https://www.myheimat.de/bremen/politik/flaggentag-der-mayors-for-peace-fotoaktion-in-bremen-herolde-des-friedens-fordern-atomwaffen-stoppen-d2906386.html

[4] https://www.bremerfriedensforum.de/1027/aktuelles/Gruppe-aus-dem-Bremer-Friedensforum-demonstriert-in-Buechel/

[5] http://upgr.bv-opfer-ns-militaerjustiz.de/index.php?page=stellungnahmen

 Informationen aus der Trauerfeier für Ludwig Baumann am 18. Juli zu
lesen - Texte: Traueransprache Markus Strauß, Prof. Dr. Wolfram Wette;
Kondolenzen: MdB Ulla Jelpke, Friedhelm Schneider (EBCO).

Siehe auch:

https://www.bremerfriedensforum.de/1020/aktuelles/Ludwig-Baumann-gestorben/

https://www.bremerfriedensforum.de/1021/aktuelles/Buergermeister-Carsten-Sieling-zum-Tod-von-Ludwig-Baumann/

[6] https://www.ramstein-kampagne.eu/runder-tisch-konversion-brief-an-die-buergermeisterinnen-der-region/

[7] https://www.bremerfriedensforum.de/1028/aktuelles/Vor-30-Jahren-Bremer-als-Augenzeuge-bei-Raketensprengung-in-SaryosekKasachstan-dabei/

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 6 vom 30. Juli 2018

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/267: Ramstein - jetzt einen "Runden Tisch Konversion" einrichten (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Stopp Air Base Ramstein - Pressemitteilung vom 30. Juli 2018

Nach der Ankündigung von Donald Trump eines möglichen Abzuges der
US-Truppen - jetzt einen "Runden Tisch Konversion" einrichten

Brief der Kampagne Stopp Air Base Ramstein an die BürgermeisterInnen der
Verbandsgemeinden um die US-Militärbasis



Am 6. Juli hat sich die Kampagne Stopp Air Base Ramstein - die seit vier
Jahren mit großen Aktionen gegen den US-Drohnenkrieg und die Nutzung der
Militärbasis für Interventionskriege protestiert - aus aktuellen Gründen an
die BürgermeisterInnen der Region gewandt und einen "Runden Tisch
Konversion" gefordert.

In dem Brief an die BürgermeisterInnen heißt es:

"Die Überlegungen von US-Präsident Trump, die US-Militärpräsenz - und in
der Konsequenz die Militärbasen in Deutschland - drastisch zu reduzieren
oder gar zu beenden, stellen Fragen der Konversion, der Umwandlung
militärischer in zivile Arbeitsplätze, in einer neuen bisher unbekannten
politischen Dimension. Unabhängig davon, welcher Zeithorizont dem 
US-Präsident vorschweben mag oder wie ernst die Aussagen zu nehmen sind, ist
eine Idee für den Abzug in die politische Welt gesetzt worden, die eine
eigene Dynamik entwickeln kann. Dann wäre - zugespitzt formuliert - nichts
mehr wie vorher: die Auflösung der Base ist möglich und wird von der
Politik der stärksten Militärmacht nicht mehr ausgeschlossen. Dementis sind
dabei eher eine Bestätigung.

Dies verändert die Debatte um die Air Rase Ramstein. Was bisher bestenfalls
ein langfristiges Ziel war oder von Ihnen "illusionär" genannt werden
konnte, ist politisch möglich geworden, ist ein Teil einer internationalen
(innerhalb der NATO) und bilateralen Debatte.

Diese Entwicklungen kennzeichnen politische Realitäten in einer sich
schnell und dramatisch veränderten Welt.

Politisch und initiativ darauf zu reagieren, ist eine Verantwortung, die
Politik und Friedensbewegung eint. Politische und gesellschaftliche
Verantwortung erfordert ein jetzt beginnendes intensives Nachdenken, über
die möglichen Konsequenzen des Abzugs."

Pascal Luig, aus dem Koordinierungskreis der Kampagne "Stopp Air Base
Ramstein", betont: "Ein 'Runder Tisch' scheint uns am besten geeignet zu
sein, alle Kreativität und Ideen für die Konversion zusammenzubringen und
um alles zu tun, die Arbeitsplätze zu sichern bzw. wirklich gute Arbeit für
die Region zu entwickeln."

Der Kampagne Stopp Air Base Ramstein ging bis zum 30. Juli keine Antwort
der BürgermeisterInnen zu.

Reiner Braun von der Kampagne bedauert, "dass die BürgermeisterInnen leider
die berechtigten Sorgen der BürgerInnen nicht nur über die dramatischen
Umweltverschmutzungen und Lärmbelästigungen durch die Air Base wenig ernst
nehmen, sondern auch die Sorgen der BürgerInnen über eine gesicherte
Zukunft nicht zum Handeln und zum Vordenken für eine gesicherte und
friedliche Zukunft bewegt. Die Situation beinhaltet eine große Chance für
einen Wechsel - Konversion ist die Herausforderung".


Der Brief ist als PDF-Datei zu finden unter:

https://www.ramstein-kampagne.eu/wp-content/uploads/2018/07/Runder-Tisch-Regionalkonversion.pdf

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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EVENT/015: Bocholt - "Mission possible" für junge Leute am 22. und 23. August 2018


Aktion für Jugendliche: "Mission possible beim ESB"



Bocholt (PID) . Was bringt es Dinge zu reparieren und länger zu
nutzen? Was haben Jeans und Smartphones mit Umwelt- und Klimaschutz zu
tun? Diese und weitere Fragen greift der Workshop "mission possible"
auf. In Zusammenarbeit mit dem Projekt "MehrWert NRW" der
Verbraucherzentrale NRW bietet der Entsorgungs- und Servicebetrieb
Bocholt (ESB) diesen kostenlosen Workshop am Mittwoch, 22. August
2018, und Donnerstag, 23. August 2018, für Jugendliche an. Die
Teilnehmerzahl ist begrenzt. Anmeldung ab sofort möglich.

Wer repariert, gewinnt!

Der Workshop "mission possible" ist ähnlich aufgebaut wie die
bekannten Escape-Challenges. Er nimmt die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer mit in eine fiktive Situation: Ein wichtiges Werkzeug der
Regierung ist gestohlen worden und soll nun zurück geholt werden.

Um die Mission zu erfüllen müssen die Jugendlichen im Team
zusammenarbeiten und verschiedene Aufgaben meistern. Dabei muss
handwerkliches Geschick unter Beweis gestellt werden, um am Ende das
verschwundene Allzweck-Werkzeug wiederzufinden. Es wird geschraubt,
genäht, ein Reißverschluss repariert und ein Skateboard wieder flott
gemacht.

Abfallberaterin Petra Tacke freut sich darüber, dass dieses Angebot
für Jugendliche geeignet ist. Ziel sei es, über praktische Erlebnisse
und sinnliche Erfahrungen das Interesse am Selbermachen zu wecken und
zu einer längeren Nutzung von Produkten zu motivieren, so Tacke.

Jetzt anmelden!

Der ESB bietet zwei Termine in der letzten Ferienwoche an. Die mission
possible startet am Mittwoch, 22. August 2018, und Donnerstag, 23.
August 2018, jeweils in der Zeit von 14 - 16 Uhr im Seminarraum des
ESB, Schaffeldstraße 74. Teilnehmen können Jugendliche ab 12 Jahren.

Die Teilnehmerzahl ist je Aktionstag auf 12 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer begrenzt. Ab sofort läuft die Anmeldephase für die
Ferienspielaktion "Mission possible". Anmeldungen nimmt die
Abfallberaterin unter Tel. 02871 2463-24 oder per E-Mail an
p.tacke@esb.bocholt.de entgegen.

22. & 23. August 2018 // 14 - 16 Uhr // Für Jugendliche ab 12 Jahren

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. Juli 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TREFF/253: Unna - Seniorentag auf dem Alten Markt am 4. August 2018


Seniorentag auf dem Alten Markt

Abwechselungsreiches Programm



Kreisstadt Unna. Der erste Samstag in August ist in Unna immer den
Senioren vorbehalten. Zum inzwischen 26. Mal findet am 4. August
zwischen 11 und 16 Uhr wieder der Seniorentag statt. Für Seniorinnen
und Senioren, sowie alle junggeblieben gibt es auf dem alten Markt in
Unna an den zahlreichen Ständen Informationen und auch ein
abwechslungsreiches Programm auf der Showbühne. In Zusammenarbeit mit
dem City-Werbering Unna bietet die Kreisstadt Unna zahlreichen
heimischen Unternehmen, Verbänden, Initiativen und Projekten auf dem
Alten Markt die Möglichkeit, über Dienstleitungen, Produkte und Trends
für Seniorinnen und Senioren zu informieren. Das bedeutet kostenlose
und unverbindliche Beratungen aus erster Hand zu vielen
Fragestellungen. Die über 20 Aussteller beim diesjährigen Seniorentag
werden wieder ein vielfältiges Angebot bieten rund um die Themen
Pflege, Gesundheit, Reisen, Freizeit, Wohnen im Alter, Mobilität oder
Sicherheit. Durch das Programm führt wie gewohnt Claudia Keuchel. Sie
wird im Rahmen des Programmablaufs mit einzelnen Ausstellern kurze
Interviews führen. Auch der Seniorentreff "Fässchen" hat ganztägig
geöffnet.

Der genaue Programmablauf sieht wie folgt aus:

11 Uhr Eröffnung

11.15 Uhr Original Shanty Chor

12 Uhr Marco

12.45 Uhr Duinstedenkapel aus Unnas Partnerstadt Waalwijk

13.30 Uhr Vorführung der Tanzschule kx Kochtokrax

14 Uhr Moderationsblock durch Claudia Keuchel

15 Uhr Dolce Vita

16 Uhr Ende des Seniorentags

Aufgrund der zu erwartenden hochsommerlichen Temperaturen hat die
Kreisstadt Unna genügend Vorkehrungen getroffen, um die Besucher vor
der Hitze zu schützen. So sind alle 150 Plätze unter Pavillons
untergebracht. Besucher sollten zusätzlich an ausreichenden
Sonnenschutz denken. Auch für genügend Sitzplätze ist gesorgt.

Neben den vielfältigen Informationen ist aber auch für das leibliche
Wohl bestens gesorgt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Juli 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/252: Bochum - Amnesty International - Hochschulgruppe Bochum, jeden 1. + 3. Dienstag im Monat


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Amnesty International - Hochschulgruppe Bochum



Amnesty ist Teil einer weltweiten Bewegung, die sich für den Schutz
der Menschenrechte einsetzt - und zwar ganz konkret für tausende
Menschen in Gefahr. Aufdecken - Informieren - Handeln - Verändern. Der
Erfolg unserer Arbeit resultiert aus diesen vier Aufgaben. Die Amnesty
International Hochschulgruppe der RUB besteht aus ehrenamtlichen
Mitgliedern, die sich in ihrer Freizeit für die Freilassung
politischer Gefangener einsetzen. Die Gruppe veranstaltet
Informationsstände oder Infoabende und organisiert auch größere
Aktionen wie die jährliche Amnesty Kunstauktion im Schauspielhaus
Bochum.

Interessierte sind jederzeit herzlich willkommen. Weitere
Informationen auch auf der Homepage www.amnesty-bochum.de

TERMINE: jeden 1. + 3. Dienstag im Monat, 19.00 - 21.00 Uhr

Oase, Raum 5, Buscheyplatz 3, 44801 Bochum

http://www.rub.de/oase/amnesty_international

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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BERICHT/079: Linke Buchtage Berlin - Rechtsschwenk der Aufmerksamkeit ... (SB)




Die Frage, ob und wie auf dieser Leipziger Buchmesse mit rechten
Verlagen umzugehen sei, wurde in der deutschen Öffentlichkeit zuletzt
dringlicher verhandelt als jene, welcher Autor wohl den diesjährigen
Buchpreis verdient. Und als vorige Woche auch noch der
Bestsellerschriftsteller Uwe Tellkamp bei einer
Diskussionsveranstaltung im Dresdner Kulturpalast in Pegida-Logik
verfiel, ist die Debatte darüber, was man im Literaturbetrieb doch
wohl noch mal sagen oder schreiben darf, endgültig
eskaliert.

Tagesspiegel zur Buchmesse in Leipzig [1]

Vielgestaltig kommt die alte und neue Rechte im Verlagswesen daher,
teils brachial provozierend und krawallierend, teils mannhaft-stramm,
teils intellektuell-akademisch. Was sie ungeachtet aller internen
Zerwürfnisse und jenseits etablierter Seilschaften im reaktionären
Milieu vereint, ist ihre grundsätzliche Anschlußfähigkeit an die
Staatsräson. Sie hat nichts gegen Staat und Imperialismus, Kapital und
Ausbeutung, sondern will diese noch autoritärer, nationalistischer und
sozialrassistischer formieren. Ihre Antwort auf die ökonomische,
ökologische und soziale Krise läuft auf das unbedingte Primat der
Vorteilsnahme zu Lasten all jener hinaus, die als volksfremde
Existenzen im eigenen Land und um so mehr vor den Grenzen zum
Feindbild erklärt werden. Mit dieser Stoßrichtung rennt sie in
zunehmendem Maße offene Türen ein, drängen doch deutsche
Regierungspolitik wie auch um sich greifende Absturzängste in der
Bevölkerung gleichermaßen zu ebensolchen Strategien, die hiesige
Akkumulation und Besitzstandswahrung um den Preis jeglicher
Grausamkeiten zu verteidigen.

Das Vordringen rechter Verlage auf den Buchmessen, die dem
Nischendasein entsprungen sind und hegemoniale Ambitionen geltend
machen, spiegelt mithin eine gesellschaftliche Zuspitzung wider, die
Produzenten rechter Ideologie in all ihren Facetten wechselweise
befeuern und reiten. Was sie gefährlich macht, ist nicht allein ihre
vielzitierte Scharnier- oder Brückenfunktion zur extremen Rechten.
Nicht minder brisant ist ihr Potential, aus dem Vollen einer
fragmentierten, entsolidarisierten und brutalisierten Gesellschaft zu
schöpfen, deren räuberischer Charakter immer unverhohlener und
ausschließlicher zutage tritt.

Demgegenüber steht eine radikale Linke, die Herrschaft in all ihren
Erscheinungsformen zurückweist, vor einem ungleich größeren Problem.
Sie kämpft nicht nur an Fronten, die im vorherrschenden Diskurs
zumindest bei Teilen der bürgerlichen Gesellschaft bündnisfähig sind,
die Menschenrechte nicht preisgeben, Rassismus ablehnen und
Minderheiten schützen wollen. Je mehr sie jedoch den Wurzeln dieser
Verhältnisse zu Leibe rückt und sich dezidiert antikapitalistisch und
antiimperialistisch definiert, um so heftiger weht ihr der eisige Wind
staatlicher Repression und zivilgesellschaftlicher Zurückweisung ins
Gesicht.
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"Verlage im Rechtsruck"

Im Rahmen der Linken Buchtage Berlin war eine Podiumsdiskussion mit
Lisa Mangold, Lena Luczak und Ulli Jentsch dem Thema "Verlage im
Rechtsruck" gewidmet. Lisa Mangold hat Philosophie studiert, war
einige Jahre im Argument Verlag tätig und ist Mitbegründerin der
Initiative "Verlage gegen Rechts". Lena Luczak hat
Theaterwissenschaften studiert und lektoriert im Wagenbach Verlag
englischsprachige Belletristik und politisches Sachbuch. Ulli Jentsch
engagiert sich seit langem im Antifaschistischen Pressearchiv und
Bildungszentrum (apabiz). Wenngleich die Konfrontation mit rechten und
neurechten Verlagen auf den Buchmessen in Frankfurt und Leipzig
natürlich im Mittelpunkt der Erörterungen stand, war die Thematik doch
wesentlich weiter gefaßt.

Im Wechselverhältnis von politischer Entwicklung in der Gesellschaft
und verlegerischen Konjunkturen stellt sich die Frage, welche Rolle
die einschlägigen Verlage für den Rechtsruck spielen: Hat das rechte
Verlegen den Rechtsruck verschärft, ist es für ihn womöglich sogar
zentral oder profitiert es lediglich davon? Zu diskutieren war auch,
wie sich das Spektrum rechter Verlage sortiert, welcher Strategien sie
sich jeweils bedienen und wie diesen von linker Seite begegnet werden
könnte. Zudem ist die Problematik keineswegs auf vergleichsweise
kleine Nischenproduktionen begrenzt, sondern wuchert tief in die
Sphäre großer Verlagshäuser hinein, die Bücher entsprechenden Inhalts
in ihrem Sortiment vorhalten.


Sarrazins Zäsur

Daß Verlage in unmittelbarem Zusammenhang mit gesellschaftlichen
Entwicklungen stehen und sich zu diesen verhalten, liegt auf der Hand.
Einigkeit herrschte auf dem Podium darüber, daß rechte Verlage auf
Buchmessen seit jeher präsent und folglich die linken stets gefordert
waren, etwas dagegen zu unternehmen. Es habe sich jedoch zunächst um
rechte Nischenprogramme gehandelt, die versuchten, die NS-Zeit und den
Krieg reinzuwaschen, wobei alte Nazis in den 50er Jahren teils auch
von den Buchmessen selber hinausgeworfen wurden. Jedenfalls sei die
damalige Konfrontation nicht nur im Verlagswesen, sondern auch in der
Kunst und vielen anderen Kulturbereichen so klar und eindeutig
gewesen, daß Kommunikation mit den Rechten überhaupt kein Thema war.
Zudem seien die Buchmessen früher eher improvisiert worden, so daß man
Stände rechter Verlage nachts einfach vor die Tür stellen konnte. Das
sei heute nicht mehr so einfach.

Trotz dieser langen Vorgeschichte muß man insofern von einem
historischen Wandel sprechen, als Rechte heute auf Messen ungehindert
auftreten können. Wollte man den Rechtsruck im Verlagswesen datieren,
bietet sich dafür Thilo Sarrazins "Deutschland schafft sich ab" an,
das in einem Großverlag erscheinen ist und zum erfolgreichsten
deutschen Sachbuch nach dem Zweiten Weltkrieg wurde. Diese tiefe Zäsur
löste keinen Aufschrei in der Verlagswelt aus. Ganz im Gegenteil zog
das inhaltlich falsche, stümperhaft konstruierte und grottenschlecht
geschriebene Buch eine zumeist vordergründige Kontroverse nach sich,
die Sarrazins sozialrassistische Botschaft nur um so schneller
ventilierte, daß man geradezu von einer Blaupause für Pegida sprechen
könnte.

Hat Thilo Sarrazin eine neue Leserschaft hervorgebracht? Lena Luczak
bezweifelt das und vermutet eher, daß die wenigsten das wirklich
unlesbare Buch tatsächlich von Anfang bis Ende durchgekaut haben. Im
Grunde reiche schon der Titel samt dem Gefühl, daß endlich jemand
ausspreche, was schon lange fällig war. Sarrazin konnte erfolgreich im
Trüben fischen, weil der gesellschaftliche Diskurs unter Führung der
sogenannten politischen Mitte längst nach rechts gewandert war. Der
Auftritt rechter Verlage auf den Buchmessen ist nicht zu verstehen
ohne den rechten Auftritt auf der Straße, in den Parlamenten und in
den Debatten insgesamt, so Ulli Jentsch.


"Verlage gegen Rechts"

In den letzten Jahren nahm die Präsenz rechter und neurechter Verlage
auf der Buchmesse zu. Viele Debatten in den Feuilletons kreisten um
deren Auftritte, die Medien räumten reaktionären Thesen breiten Raum
ein, während die inhaltliche Kritik daran so gut wie keine Erwähnung
fand. Viele Verlage steckten den Kopf in den Sand und sagten, das
machen diese kleinen unabhängigen Verlage schon untereinander aus.
Gegen diese Entwicklung formierte sich die Initiative "Verlage gegen
Rechts", die Lisa Mangold zufolge mit Diskussionen unter linken
Verlagen und VerlagsmitarbeiterInnen begann. Die Leipziger Buchmesse
sei für unabhängige Verlage recht attraktiv, die in einer gemeinsamen
Halle untergebracht sind, in der sich allerdings auch unter anderem
der Compact-Stand befindet. Wie wirkt sich das auf das Arbeitsumfeld
aus, wenn ein antifeministischer, homofeindlicher,
verschwörungstheoretischer Verlag mitten unter uns steht? Als Flashmob
stellten sich Leute aktionistisch vor den Compact-Tisch. Daraus
entwickelte sich Stück für Stück ein Zusammenschluß von
VerlagsmitarbeiterInnen, die kontinuierlich bei künftigen Buchmessen
dazu aktiv werden wollten. Die Frankfurter Buchmesse 2017, bei der
rechte Verlage sehr viel Raum bekamen, gab der Initiative noch einmal
einen Anschub, auf der Leipziger Buchmesse das Bild nach außen und
innen zu verändern.

Im Verlauf der letzten zwei bis drei Jahre kristallisierte sich die
Strategie heraus, sich nicht nur gegen die vier rechten Verlage zu
positionieren, die auf der Buchmesse vertreten sind, sondern gegen die
rechte Ideologie zu agieren, die sich mehr und mehr Raum verschafft.
Nachdem es auf der Frankfurter Buchmesse medial geknallt hatte, war
vor der Leipziger Messe das journalistische Interesse an "Verlage
gegen Rechts" gewachsen. Zunächst stand jedoch vor allem die Frage im
Raum, ob deren Protest nicht gegen die Meinungsfreiheit verstoße. Es
bedurfte beträchtlicher Mühe, zum Ausdruck zu bringen, daß es sich
nicht um eine emotionale Reaktion handelt, sondern die mediale
Inszenierung der rechten Verlage und deren Ideologieproduktion
inhaltlich kritisiert wird.


Plattformen der Ideologieproduktion

Wie in dieser Auseinandersetzung deutlich wird, eignen sich rechte
Verlage auch linke Inhalte an. Zum einen vertreibt beispielsweise der
Verlag Antaios über seinen Online-Versand auch Bücher von anderen
Verlagen, darunter einige des Argument Verlags. Da die Bücher auf dem
freien Markt vorhanden sind, läßt sich dagegen wenig unternehmen.
Besonders ärgerlich sei jedoch, daß der rechte Verlag vorzugsweise
Schriften Gramscis publiziert, dessen Ausführungen zum Kampf um
kulturelle Hegemonie unter Rechten populär sind. Dieser Vorgang ist
Ulli Jentsch zufolge insofern nichts Neues, als akademisch geprägte
Rechte stets auch bei linken Autoren gewildert und herausgeholt haben,
was sie für ihre Zwecke ausbeuten konnten.

Bedeutsam sei indessen, daß die rechten Verlage nicht nur
Resonanzkörper einer politischen Rechten sind. Wie Götz Kubitschek,
die Junge Freiheit oder Compact zeigen, sind diese Verlage selber
Akteure und bringen Inhalte in die Medien. So tritt Compact auch bei
Demonstrationen und auf Konferenzen als Anbieter rechter Ideologie in
Erscheinung. Die Rechten haben damit Player, die auf einer größeren
Bühne mitspielen und politisch mehr als nur ein Verlag sind. Sie
positionieren sich mit Literatur zum Antifeminismus, mit homo- und
transfeindlichen Büchern, Ausfällen gegen den Islam als Bedrohung oder
Migrationsbewegung als Überfremdung. Es handelt sich um keine
exklusiven Diskurse in Nischen, sondern eine Wirkung weit über die
Verlage hinaus.

Auf den Buchmessen tritt die Junge Freiheit seriös auf und sie kam
zuletzt gar nicht mehr nach Leipzig, weil es ihr dort zu schmuddelig
war. Sie präsentiert Doktoren und Professoren, gibt sich
wissenschaftlich, während Kubitschek oder Elsässer eine andere Schiene
fahren. Sie wollen sich den Raum nehmen und suchen die Konfrontation,
was den linken Verlagen ein Dilemma beschwert: Gibt man ihnen klare
Kante, haben sie den Skandal, den sie gerne hätten. Wie Lena Luczak
bestätigt, nutzen Rechte das Buch als Form, um Resonanz zu
produzieren. Deshalb bekomme Kubitschek als Verleger jede Woche
Hausbesuch von einem anerkannten Journalisten. Leute wie er würden
"Rechtsintellektuelle" genannt und hätten sich eine Plattform
geschaffen, ihre Offensive ins Internet und Feuilleton zu tragen.


Vordenker autoritärer Systeme

Nach Lena Luczaks Worten gibt es durchaus rechte Theoretiker, die wie
Martin Sellner oder andere Identitäre ihren Heidegger lesen, doch gebe
es andererseits auch viel heiße Luft. Dazu trügen bürgerliche Medien
maßgeblich bei, die Haß, Ressentiments und Menschenfeindlichkeit nicht
in aller Schärfe kritisierten, sondern mit hohlen Phrasen und wenig
Substanz Wasser auf die Mühlen der Rechten seien. Ulli Jentsch wendet
indessen mahnend ein, daß es mancher linken Debatte zum Thema
Antifaschismus ganz gut täte, die eine oder andere Primärquelle zu
lesen. Erst wann man selber in dieser Thematik belesen sei, lasse sich
die mangelnde Tiefe des rechten Gedankenguts ausleuchten und dieses
widerlegen, zumal die Unterschiede zwischen den verschiedenen
Printprodukten immens seien.

Während sich die Sezession um eine akademische Sprache bemühe, handle
die Deutsche Stimme, das Parteiorgan der NPD, ähnliche Themen geradezu
plump-brachial ab. Die Junge Freiheit bediene diejenigen, die seriöser
sein möchten und sich vom Krawallantentum eines Kubitschek fernhalten
wollen. Zuerst! sei ebenfalls relativ laut, krawallig und stehe sehr
weit rechts, Compact ein komplett boulevardeskes Blatt. So bedienten
sie in der Gesamtheit ihre unterschiedliche Klientel, aus der sich
auch die AfD zusammensetze. In deren Führungspersonal finde man heute
weniger die Akademiker der Anfangszeit, als vielmehr heimatlose
Rechte, die anderswo gescheitert sind und aus verschiedenen Ecken
zusammenkommen.

Soweit es sich aber um eine konsistente rechte Ideologieproduktion
handelt, greift diese häufig auf nationalkonservative Theorien aus der
Zeit der Weimarer Republik vor dem Nationalsozialismus zurück. Indem
die neuen Rechten solche Versatzstücke auf die Gegenwart übertragen,
fungieren sie als Vordenker autoritärer Systeme. Wenngleich der
Verlag Antaios auch bei seinen erfolgreichsten Titeln immer noch
kleine Auflagen hat, erzielt er doch vor allem darüber Wirkung, daß
bestimmte Begriffe im Feuilleton aufgegriffen werden, ihren Weg in die
Wortwahl führender AfD-Politiker wie Gauland finden und darüber in die
Tagespresse wandern, so Ulli Jentsch.


Rechtes Gedankengut im Sortiment bürgerlicher Verlage

Erzeugnisse rechter Ideologie finden aber auch über die Sortimente
durchaus renommierter Verlage ihr Publikum. Beispielsweise hat der vor
allem auf wissenschaftliche Publikationen spezialisierte LIT Verlag
neben einigen kritischen linken Büchern auch dezidiert
antifeministische Schriften im Angebot. Ein offener Brief mit vielen
UnterzeichnerInnen an diesen Verlag setzte ein Zeichen, wie man es
lange vermißt hatte. Lisa Mangold, die auf Messen regelmäßig
MitarbeiterInnen anderer Verlage anspricht, vermutet in solchen Fällen
eines derart gemischten Programms das finanzielle Interesse, auf den
Zug aufzuspringen. Häufig werde ihr erklärt, daß der Verlag selber
nicht politisch sei, was die verschiedenen Facetten im Angebot
belegten. Bezeichnenderweise haben sich aber die größen Häuser der
Initiative "Verlage gegen Rechts" nicht angeschlossen.

Lena Luczak verweist in diesem Zusammenhang auf eine Umfrage unter
BuchhändlerInnen im Börsenblatt des Deutschen Buchhandels, was sie
machen, wenn KundInnen rechte Bücher verlangen. Die Antworten darauf
seien sehr disparat und spiegelten den Umgang mit rechten Positionen
in der Gesellschaft wider. Einige sahen darin kein Problem, andere
fühlten sich der Meinungsfreiheit verpflichtet, manche gaben an, sie
würden in solchen Fällen ein Gespräch suchen.

Die Initiative "Verlage gegen Rechts" versucht in zunehmendem Maße, zu
einer Politisierung des Kulturbetriebs beizutragen, eine Debatte
anzustoßen und eigene Inhalte zu setzen. So wurden auf der Leipziger
Buchmesse dreizehn Veranstaltungen durchgeführt, die sich nicht sosehr
an rechten Verlagen abgearbeitet, als vielmehr eigene Themen
eingebracht haben. Eine Kundgebung zur Eröffnung brachte die Forderung
zum Ausdruck, daß auf der Buchmesse rechte Positionen keinen Raum
bekommen dürfen.


Mühsame Aufklärungsarbeit am bürgerlichen Kern

Sollen wir rechte Verlage auf den Messen in den Fokus rücken und
angreifen oder nicht - das ist eine Frage, an der sich intern
Kontroversen entzünden, so Lena Luczak. Wie eine
Diskussionsteilnehmerin aus dem Publikum zu bedenken gibt, habe die
radikale Linke mit linken Verlagen nur eine gewisse Schnittmenge, so
daß es problematisch sei, von "wir" zu sprechen. Es seien auch nicht
alle Feministinnen zugleich Genossinnen, einige veröffentlichen sogar
in neurechten Verlagen. Von einem politischen Raum zu sprechen, den es
zu schaffen gelte, müßte erst noch inhaltlich definiert und gefüllt
werden.

"Verlage gegen Rechts", so Lisa Mangold, ist in der Tat keine
linksradikale Initiative, sondern bezieht bei ihren Diskussionen auch
konservative Positionen ein, um gemeinsam eine Grenze gegenüber
Inhalten zu ziehen, die man nicht auf der Messe dabeihaben möchte.
Zugleich wolle man auf Literatur hinweisen, in der Utopien eines
anderen Zusammenlebens thematisiert werden, was nicht notwendigerweise
kommunistisch oder anarchistisch sei. Nicht alle unabhängigen Verlage
sind linke Verlage, doch was viele unabhängige Verlage eine, sei eine
Ausrichtung ihres Programms nach für wichtig erachteten Inhalten,
selbst wenn die Auflage sehr klein ist. Sie holen keine rechten Bücher
ins Angebot, nur um mehr Geld zu verdienen.

Es bedürfe bei vielen größeren Verlagen eines längeren Prozesses, um
zu begreifen, daß die Rechten nicht einfach nur ein weiteres Angebot
unter vielen bringen, das im Rahmen der Meinungsfreiheit stattfindet,
meint Ulli Jentsch. Er sehe keine Alternative dazu klarzumachen, daß
die Rechten die Meinungsfreiheit abschaffen wollen. Erst wenn das
durchdringe, stünden die kleinen linken Verlage mit ihrer Kritik nicht
mehr allein: Aus meiner antifaschistischen Sicht ist es immer
notwendig gewesen, der liberalen bürgerlichen Gesellschaft deutlich zu
machen, ab wann rechte Ideologien und Organisationen eine Gefahr
werden. Das kam nie von allein, da mußte immer Bildungs- und
Aufklärungsarbeit geleistet werden, damit sich der bürgerliche Kern
der Bundesrepublik bereiterklärt, dagegen aktiv zu werden.


Fußnote:


[1] www.tagesspiegel.de/themen/reportage/leipziger-buchmesse-wie-sich-rechte-verlage-geben-und-was-sie-meinen/21077514.html


Berichte und Interviews zu den Linken Buchtagen im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT

BERICHT/068: Linke Buchtage Berlin - der belesene Blick nach vorne ... (SB)

BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/070: Linke Buchtage Berlin - der digitalen Verwertbarkeit entgegen ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)

BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)

BERICHT/074: Linke Buchtage Berlin - Ökonomie nicht ausschlaggebend ... (SB)

BERICHT/075: Linke Buchtage Berlin - schadensbegrenzte Beteiligung ... (SB)

BERICHT/076: Linke Buchtage Berlin - rechtsseitig durchdrungen ... (SB)

BERICHT/077: Linke Buchtage Berlin - Arbeitskämpfe bodenlos ... (SB)

BERICHT/078: Linke Buchtage Berlin - der gleiche Kampf noch immer ... (SB)

INTERVIEW/091: Linke Buchtage Berlin - es antwortet die Straße ...    Andreas Blechschmidt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/092: Linke Buchtage Berlin - Befangenheit und Selbstbetrug ...    Andreas Hechler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/093: Linke Buchtage Berlin - Anstoß nach rechts ...    Gerd Wiegel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/094: Linke Buchtage Berlin - Wirtschaftlichkeitsprämisse ...    Michael Skambraks im Gespräch (SB)

INTERVIEW/095: Linke Buchtage Berlin - der rassistisch nationale Geist ...    Claus Kristen im Gespräch (SB)

INTERVIEW/096: Linke Buchtage Berlin - Frankreichs Autonome erwachen ...    Sebastian Lotzer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/097: Linke Buchtage Berlin - Rüstungsfamilie, Gewerkschaft und Kapital ...    Malte Meyer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/098: Linke Buchtage Berlin - regulierte Freiheit, freier Streik ...    Ralf Ruckus im Gespräch (SB)
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LESUNG/6121: Bochum - Krimilesung mit Volker W. Degener, Blue Square 03.08.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Volker W. Degener: Ein besonderes Kaliber

Veranstaltungsreihe: Ruhrliteraten im Quadrat

Freitag, 03. August 2018, 18:00 Uhr



Einer der größten Kriminalfälle in Deutschland, der im Ruhrgebiet
seinen verhängnisvollen Anfang nimmt. Ein zwanzigjähriger Deutscher,
aus Kasachstan stammend, der hier lebt und zur Schule gegangen ist,
gerät ins Drogenhändlermilieu, erschießt im Lauf eines halben Jahres
sieben junge Männer. Die Morde finden in Herne, Wanne-Eickel,
Rotterdam und Düren statt. Der Kriminalroman begleitet die
Ermittlungsarbeit des Teams um Steffen Kinski bis zum
Gerichtsentscheid.

Autor: Volker W. Degener

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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VORTRAG/805: Braunschweig - Wilhelm Raabe und seine Studentenzeit in Berlin, 05.08.2018


Vortrag über Wilhelm Raabe und seine Studentenzeit in Berlin



Braunschweig. Prof. Dr. h.c. Gerd Biegel hält am Sonntag, 5. August,
um 15 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, einen
Vortrag über Wilhelm Raabes Studentenzeit in Berlin, welche er von
1954 bis 1956 als Gasthörer an der Friedrich-Wilhelm-Universität
verbrachte. Es wird, unter anderem, über seine Freundschaft zu dem
Leihbibliothekar August Stülpnagel und den Beginn der Arbeiten an
"Chronik der Sperlingsgasse" gesprochen. Der Eintritt ist frei.
Reservierungen unter der Telefonnummer 70189317. Veranstalter ist die
Internationale Raabe-Gesellschaft e.V. in Verbindung mit dem Institut
für Braunschweigische Regionalgeschichte an der Technischen
Universität Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8352: Und morgen, den 1. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.08.2018 bis zum 02.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8352 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder winken,

mäßig Wind von West,

Temp'raturen sinken,

Jean ist schlapp vom Rest.
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FUNDSTÄTTEN/120: Neue Entdeckungen auf der Osterinsel (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 26.07.2018

Neue Entdeckungen auf der Osterinsel

Internationales Forschungsteam unter Kieler Leitung entdeckt
Prähistorische Pigmentwerkstätten



Eine internationale Arbeitsgruppe um die Kieler Geographen und Ökologen
Professor Hans-Rudolf Bork, Dr. Svetlana Khamnueva, Dr. Andreas Mieth und
Dr. Stefan Dreibrodt vom Institut für Ökosystemforschung der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) hat eine kürzlich auf der
Osterinsel entdeckte prähistorische Werkstatt zur Pigmentherstellung
untersucht und den Herstellungsprozess der Farbpigmente entschlüsselt. Den
Forschenden gelang damit der erste Nachweis einer Pigmentproduktion in
industriellem Maßstab auf der abgelegenen südpazifischen Insel. Beteiligt an
den Untersuchungen war ein internationales Team von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der Geoarchäologie, Paläoökogie, Mikromorphologie und
Geochemie aus Deutschland, Dänemark und Spanien. Veröffentlicht wurden die
Ergebnisse jetzt in der neuesten Ausgabe des Spanish Journal of Soil
Science.




[image: Foto: © Andreas Mieth, Uni Kiel]

Motivbild: Die im Südostpazifik gelegene Osterinsel wurde vermutlich
von Polynesiern um das 8. oder 9. Jahrhundert nach Christus entdeckt.
Wahrzeichen der Insel sind die einzigartigen Steinskulpturen, die
Moai genannt werden.

Foto: © Andreas Mieth, Uni Kiel




Faszination Osterinsel

Die Osterinsel gilt als abgelegenste von Menschen bewohnte Insel der Erde.
Polynesier entdeckten sie vermutlich um das 8. oder 9. Jahrhundert nach
Christus. Die von den Bewohnerinnen und Bewohnern über Jahrhunderte
geschaffenen einzigartigen Steinskulpturen, die Moai, machten die Insel
weltberühmt und sorgen heute für einen intensiven Kulturtourismus. Seit
einem halben Jahrhundert wird die Insel archäologisch intensiv erforscht.
Doch trotz umfangreicher Forschung gibt es immer wieder neue Entdeckungen.
So fand die Kieler Arbeitsgruppe bei geoarchäologischen Grabungen in einem
Tal am Hang des höchsten Inselvulkans (Maunga Terevaka) in einer
Flussterrasse Hunderte von Gruben, die mit einem pudrigen rötlichen
Pigment gefüllt sind. Umfangreiche Laboranalysen der Grubenfüllungen
halfen dabei, den Herstellungsprozess der Pigmente zu entschlüsseln.

Aufwendige und innovative Farbproduktion

Die rote Farbe beruht nach Analysen des Geowissenschaftlers Stefan
Dreibrodt auf dem Eisenoxid Hämatit, das die Rapanui in den Gruben durch
Erhitzung von möglicherweise gemahlenem Gestein erzeugt haben. Belegt sind
die Brände durch verkohltes Pflanzenmaterial, das in dunkel gefärbten
Schichten das rötliche Pigment durchzieht. Mit der Radiocarbondatierung
des verkohlten Materials konnte die Produktionszeit der Pigmente auf den
Zeitraum des 15. bis 17. Jahrhunderts datiert werden. Als Brennmaterial
für die Pigmentproduktion hatten den Rapanui große Mengen getrockneter
Gräser gedient. Dies konnte durch die Analyse von Phytolithen,
mikroskopisch kleinen Silikatpartikeln als Überbleibsel aus
Pflanzenzellen, nachgewiesen werden. Die für bestimmte Pflanzengruppen
charakteristischen Phytolithe analysierten Welmoed Out, Paläobotanikerin
am Moesgaardmuseum, Aarhus, und Marco Madella von der Universität Pompeu
Fabra, Barcelona. Holz als Brennmaterial war auf der Osterinsel zur Zeit
der Pigmentproduktion kaum noch vorhanden, denn die Inselbewohner hatten
die Wälder weitgehend gerodet, wie schon frühere Arbeiten der Kieler
Arbeitsgruppe zeigten.

Die mikroskopische Untersuchung der Grubenfüllungen durch die
Mikromorphologin Svetlana Khamnueva förderte ebenfalls Erstaunliches
zutage: Die Grubenfüllungen sind fein geschichtet und verdeutlichen, dass
der Prozess der Pigmentherstellung in zahlreichen abwechselnden Phasen des
Einfüllens von mineralischen Rohstoffen und kurzen Bränden erfolgte - ein
extrem aufwändiger Prozess, der zeigt, dass die Gesellschaft der Rapanui
auch nach der Rodung der Wälder leistungsfähig und keineswegs dem
Untergang geweiht war.

Eine Farbe für die Steinskulpturen?

Wofür die roten Pigmente verwendet wurden, ist noch nicht entschlüsselt.
Fest steht aber, dass die Farbe Rot auf der Osterinsel einst heilig war.
Sie stand für spirituelle Kraft, physische Stärke und Fruchtbarkeit. Die
Forschenden vermuten, dass die neu entdeckten Pigmente für Hautbemalungen
verwendet worden sein könnten, weil sie sich durch ihre feine Konsistenz
gut auf die Haut auftragen lassen. Ein weiterer Verwendungszweck könnte
das Dekorieren von Steinbildern oder das Bemalen der weltberühmten Moai
gewesen sein. Über die Anwendungsmöglichkeiten der Pigmente möchte das
Forschungsteam noch mehr herausfinden und auch darüber, wo auf der Insel
der mineralische Rohstoff gewonnen wurde.




[image: Foto: © Hans-Rudolf Bork, Uni Kiel]

Der Kieler Ökologe Andreas Mieth dokumentiert
einige der freigelegten Pigmentgruben in einer Flussterrasse auf der
Osterinsel.

Foto: © Hans-Rudolf Bork, Uni Kiel



Die Feldarbeiten auf der Osterinsel erfolgten in Kooperation und mit
Unterstützung des Deutschen Archäologischen Instituts (DAI) in Bonn. Die
Laboranalysen in Kiel, Aarhus und Barcelona wurden in den jeweiligen
Instituten der Universitäten vorgenommen.


Originalpublikation:

Svetlana Khamnueva, Andreas Mieth, Stefan Dreibrodt, Welmoed A. Out, Marco
Madella & Hans-Rudolf Bork. 2018.

Interpretation of prehistoric reddish pit fillings on Easter Island:
A micromorphological perspective.

Spanish Journal of Soil Science 8/2, 236-257.

https://sjss.universia.net/article/view/2577/interpretation-prehistoric-reddish-pit-fillings-easter-island-micromorphological-perspective

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 26.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/678: Münster - Museumsführung "Münster und der Westfälische Frieden", 4.8.


Stadtmuseum: Führung im Zeichen des Friedens



Münster (SMS) Heute kennt man Münster auch als Stadt des Westfälischen
Friedens. Dass sich die Stadt nicht immer mit dieser Bezeichnung
schmückte, wissen aber die Wenigsten. Die Ausstellung "Ein Grund zum
Feiern? Münster und der Westfälische Frieden" im Stadtmuseum
beleuchtet das wechselvolle Verhältnis der Stadt Münster zu dem
berühmten Friedensschluss und offenbart Verblüffendes. Eine Führung am
Samstag, 4. August, erläutert ab 15 Uhr warum das so war. Treffpunkt
ist im Foyer (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/744: Bochum - Pablo Escobar. Seine Leben nach dem Tod, Blue Square 20.08.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Pablo Escobar - seine Leben nach dem Tod

Veranstaltungsreihe: Alle Jubeljahre - Erinnerung an bedeutende Persönlichkeiten

Montag, 20. August 2018, 18:00 Uhr



Er ist zwar bereits vor einem Vierteljahrhundert zu Tode gekommen,
doch nach wie vor in Kolumbien äußerst präsent. Der Drogenbaron Pablo
Emilio Escobar Gaviria wurde zu einer Schlüsselfigur in der Diskussion
um die gewalttätige Vergangenheit des Landes. Die Referentin
dokumentiert Escobars Einfluss multimedial - von seinen Lebzeiten bis
in die von ihm durchwirkte Gegenwart.

Referentin: Prof. Dr. Yasmin Temelli, Ruhr-Universität Bochum

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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VORTRAG/743: Bochum - Das Kommunistische Manifest. 170 Jahre danach, Blue Square 06.08.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Karl Marx: Das Kommunistische Manifest - 170 Jahre danach

Veranstaltungsreihe: Alle Jubeljahre - Erinnerung an bedeutende Persönlichkeiten

Montag, 06. August 2018, 18:00 Uhr



Vor 170 begann formulierten Karl Marx und Friedrich Engels eine
fulminante Kapitalismuskritik, die weltweit Wirkung zeigte. Warum
schlug dieses Manifest so ein? Worin bestanden seine wesentlichen
Aussagen? Wie konnte eine intellektuelle Schrift eine historische
soziale Bewegung - die Arbeiterbewegung - derart prägen? Diese Fragen
stehen im Mittelpunkt des Abends: Lesung, historische Einordnung und
Diskussion über ein Manifest, das die Welt veränderte.

Referent: Prof. Dr. Karsten Rudolph, Haus der Geschichte des Ruhrgebiets, Ruhr-Universität Bochum

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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KALENDERGESCHICHTEN/092: 08-2018   Verkehrte Welt - Hundeschrecken ... (SB)



[image: Die Entenschar flüchtet Richtung Teich, Gina dreht sich verwundert zu Henry und dem Marderhund um - Buntstiftzeichnung: © 2018 by Schattenblick] 

Die kleine Ente Gina und Henry Maus waren auf dem Weg zum Nachbarhof.
Dort lebten viele große Enten an einem Teich. Da Gina nun erfahren
hatte, dass sie eine Ente war, wollte sie gern wissen, wie sie später
aussehen würde und was sie alles konnte oder auch nicht. Doch auf dem Weg
dorthin trafen sie auf einen gefährlichen Marderhund, der allerdings
gar nicht mehr gefährlich war, denn er hatte eine verletzte Pfote und
bat die beiden um Hilfe.

Lukas, der Marderhund, humpelte neben Ente Gina und Henry Maus her und
ab und zu stöhnte er leise, denn er hatte ziemlich große Schmerzen. Er
tat den beiden Helfern leid, doch es half nichts, die Strecke bis zum
Nachbarhof mussten sie nun einmal zurücklegen. Als sie endlich
ankamen, bot sich ihnen ein Bild munteren Treibens. Viele große Enten
liefen um einen kreisrunden Futterplatz herum und hin und her, um
möglichst viel von den dargebotenen Köstlichkeiten zu ergattern. Als die
auf dem Teich schwimmenden Enten das aufgeregte Geschnatter hörten,
paddelten sie flugs zum Ufer und watschelten eiligst auf das Getümmel
zu.

Gina staunte: "Oh, so groß werde ich auch mal sein?"

"Klar doch, vielleicht dauert es noch ein Weilchen, aber wenn du so
weiter wächst wie bisher ...", fügte Henry hinzu, "... wohl doch nicht
mehr so lange." Er hatte sie erst jetzt genau betrachtet und festgestellt, dass sie
schon ein ganzes Stück größer geworden war, und er entdeckte in ihrem
gelben Daunenkleidchen die ersten kleinen, weißen Federn.

Gina hatte den Marderhund ganz vergessen, so begeistert war sie von
der weißen Federpracht und der kräftigen Gestalt ihrer Verwandtschaft.
Freudig eilte sie auf die Menge zu, Henry folgte ihr dichtauf, um auf
sie aufzupassen, denn wer weiß, vielleicht hieß die Entengemeinschaft
sie gar nicht willkommen.

Gina hatte sich schon in Rufweite gebracht und wollte gerade ein
"Hallo" hinüber schicken, als die Entenschar auf einmal in wilder Hast
auseinanderstob. Welch ein Geflatter und Geschrei. Doch wenige
Augenblicke später versammelten sich die aufgebrachten Enten schon
wieder am Teichufer, weit entfernt von der drohenden Gefahr.

"Oh je", dachte Ente Gina, "bin ich denn so furchteinflößend? Sehe ich
so schrecklich aus, dass alle vor mir weglaufen?"

Sie drehte sich zu Henry Maus um, sah ihn fragend an und erblickte
ganz dicht hinter ihm den Marderhund Lukas. "Puuuh, ein Glück, die
Enten sind gar nicht vor mir geflüchtet, sondern vor Lukas", erklärte
sich Gina. Doch sie fühlte sich trotzdem gar nicht wohl, denn
einerseits wollte sie gern zu ihrer Verwandtschaft hinübergehen, um
mit ihnen zu sprechen, sie alles fragen, um all die Dinge von ihnen
zu erfahren, die für ein Entendasein wichtig waren. Andererseits musste
sie sich auch um Lukas kümmern und das bedeutete, dass sie und Henry
mit ihm den Teich erreichen mussten, um seine kranke Pfote zu kühlen.
Doch dort hatte sich die ängstliche Entenschar versammelt. Gina wusste
nicht, wie sie dieses Problem lösen sollte und seufzte leise aber
vernehmlich.

"Was ist mit dir?", wollte Henry wissen, der ihren Sorgenlaut wohl
gehört hatte. Gina schluckte schwer und platzte dann mit ihrem Kummer
heraus. Doch Henry schien gar keine Schwierigkeit zu erkennen, denn er
schlug ihr vor, ganz einfach allein zum Teich zu gehen und den Enten
die Lage zu erklären oder sie sogar um Hilfe zu bitten. Einen Moment
lang überlegte Gina, dann fasste sie sich ein Herz, nickte Henry zu
und stapfte entschlossen in Richtung Teich. Als die großen Enten sie
erblickten, rückten sie noch enger zusammen und reckten ihre Hälse
neugierig vor. Gina konnte ihr leises und erstauntes Gemurmel hören,
wusste aber nicht recht, ob das gut oder schlecht war, ob sie doch
lieber umkehren sollte oder nicht. Mutig setze sie einen kleinen
Entenfuß vor den anderen, bis sie schließlich dicht vor den großen
Enten Halt machte. Sie hatte sich schon viele Worte zurechtgelegt, um
ein Gespräch mit ihren Verwandten zu beginnen, doch als sie die weißen
Federkleider aus der Nähe betrachtete, staunte sie nur:
"Oh, seid ihr aber schön!"

Da stimmten die Enten ein leises Gelächter an, ein freundliches, das
noch etwas lauter wurde, als Gina ihren Schnabel auf und zu machte und
doch kein Wort mehr heraus brachte. Eine ganz besonders dicke Ente,
die zudem auch noch sehr groß war, setzte sich in Bewegung und als sie
dicht vor Gina stand flüsterte sie: "Du brauchst dich nicht zu
fürchten, kleines Küken!"

"Ich bin kein Küken, ich bin eine Ente!", warf Gina sich stolz in die
Brust.

Da schmunzelte die große, dicke im weißen Federkleid und sprach mit
sanfter Stimme weiter: "Sicher bist du eine Ente, noch eine ganz
kleine und du scheinst mir irgendwie verloren gegangen zu sein, oder
warum bist du ganz allein hier?"

"Ich bin gar nicht ganz allein hier!", protestierte Gina, dort hinten
ist mein Vater, Henry Maus. Er passt auf mich auf und ich lebe schon
immer bei ihm."

"Und wer ist denn der riesige und ziemlich gefährlich anzusehende
Geselle da hinter deinem Vater?"

"Das ist Lukas, seine Pfote ist kaputt und er bat uns um Hilfe und hat
versprochen, uns nicht zu fressen", erklärte Gina.

"Na, da bin ich aber beruhigt, denn ich muss sagen, dass uns
allen ...", dabei wandte sie sich zu der schnatternden Entenschar am
Teich um, "... ein ganz schöner Schrecken in die Glieder fuhr, als wir
euch immer näher kommen sahen. Aber nun gut, was denkst du, was können
wir tun?"

"Ich glaube, es wäre gut, wenn wir Lukas' Pfote ins Wasser halten."

"Ja, gute Idee, waschen und kühlen, ich verstehe. Aber warte hier,
ich werde erst den anderen Enten Bescheid geben, dass keine Gefahr
droht und ihnen erklären, was wir vorhaben!", forderte sie, drehte
sich um und war auch schon auf dem Weg zum Teich. Wenige Momente
später winkte sie Gina, Henry und Lukas heran. Der Marderhund humpelte
und jaulte ganz leise, bis er sich ganz nah am Teichufer ins Gras
fallen ließ. Die große, dicke Ente, die sich inzwischen als Oberhaupt
der Entengemeinschaft und mit Namen Rebecca vorgestellt hatte, wagte
sich als einzige ganz nah an Lukas heran und betrachtete seine
Verletzung sehr genau. Dann entschied sie: "Da müssen Blätter drauf,
von dem Busch dort drüben! Aber erst muss die Pfote gut gewaschen
werden."

"Das übernehme ich", meldete sich Henry Maus und las eine der
herumliegenden Federn auf. Dann bat er Lukas seine Pfote ins Wasser zu
halten, tauchte die Feder ebenfalls hinein und strich damit sorgfältig
den Schmutz aus der Wunde.

"Ich laufe und hole die Blätter", erbot sich Gina und eilte auch schon
los. Als sie die Blätter schon beinahe greifen konnte, raschelte es im
Busch und zwei dunkle Augen blitzen zwischen dem Blattwerk auf.

Fortsetzung folgt ...




zum 1. August 2018
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KURSE/473: Bochum - Improkids, Worshops im Blue Square an jedem 1. Mittwoch im Monat


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Veranstaltungsreihe: Improkids



Kinder und Jugendliche lernen in den monatlichen Workshops spielerisch
die verschiedenen Formen des Improvisationstheaters kennen. Im
Improvisationstheater wird auf Zuruf eine Szene gespielt, die zuvor
nicht inszeniert wurde. Gefragt sind Fantasie, Spontanität und ein
bisschen Mut - im Gegenzug werden die Improkids Meister darin,
selbstsicher mit neuen und fremden Situationen umzugehen.

Wie setze ich meine Mimik richtig ein? Was bedeutet eigentlich
Bühnenpräsenz? Auf was muss ich bei meiner Stimme achten? Jeder
Workshop widmet sich einem anderen Schwerpunktthema. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer üben mithilfe verschiedener Spiele, wie
man eine Rolle verkörpert, Gefühle ausdrückt oder auf Knopfdruck
todernst ist. Gemeinsam erfinden sie kleine Geschichten und machen
erste Schritte auf der Bühne.

Die Reihe richtet sich an Kinder und Jugendliche zwischen 9 und 13
Jahren. Ein Einstieg ist jederzeit möglich.

Organisiert werden die Workshops von der OASE ("Ort für Austausch,
Studium und Entwicklung") der Ruhr-Universität Bochum. Ihr
umfangreiches Angebot (Workshops, Kurse, Coachinggruppen und vieles
mehr) richtet sich an Studierende, RUB-Mitarbeiter sowie Bürgerinnen
und Bürger.

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ein Einstieg ist jederzeit möglich.

jeden 1. Mittwoch im Monat 17.30-19 Uhr

fortlaufend

Mittwoch, 07. Februar 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 07. März 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 04. April 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 02. Mai 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 06. Juni 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 04. Juli 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 01. August 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 05. September 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 07. November 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 05. Dezember 2018, 17:30 bis 19:00

Mittwoch, 06. Februar 2019, 17:30 bis 19:00

Etage: 1

ORT: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum in Kooperation mit der OASE der RUB

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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AUSSTELLUNG/9523: Leer - "Potatoes Go Wild" vom 3.8.-28.10.2018


"Potatoes Go Wild" im Schloss Evenburg

Neue Sonderausstellung aus der Kulturhauptstadt Europas 2018



Am kommenden Freitag, 3. August, wird um 17 Uhr im Festsaal des
Schlosses Evenburg die neue Sonderausstellung "Fruchtbere Grond" aus
dem Projekt "Potatoes Go Wild" eröffnet. Die Vernissage ist
kostenfrei, eine Anmeldung aber unter Telefon 0491 99756000
erforderlich.

Leeuwarden, eine Stadt in der niederländischen Provinz Friesland,
trägt gemeinsam mit Valletta, der Hauptstadt von Malta, den Titel
"Kulturhauptstadt Europas 2018". Die Ausstellung "Fruchtbere Grônd"
zeigt Kunstwerke von 25 Künstlern aus West-Friesland, Friesland und
dem deutschen Ost- und Nordfriesland, die in den Monaten Juni und Juli
in sieben Kartoffelscheunen ausgestellt wurden. Ein Teil der
Ausstellung ist ab dem 4. August im Schloss Evenburg zu sehen. Unter
dem Namen "Bildtse Aardappelweken" (Kartoffelwochen von Bildt) stellt
Bildt, das Kartoffelhauptquartier von Friesland, in ihrem diesjährigen
Projekt "Potatoes Go Wild" die Kartoffel in den Mittelpunkt. Das
Projekt soll ein Bewusstsein für die Herkunft der täglichen
Nahrungsmittel schaffen.

Die Ausstellung ist bis zum 28. Oktober täglich in der Zeit von 10 bis
18 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt für Erwachsene fünf Euro; Kinder
und Jugendliche bis 17 Jahre zahlen keinen Eintritt.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

 www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. Juli 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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FÜHRUNG/961: Münster - "Künstlerische Fotografie und Medien" am 4. August


Ausstellungsrundgang: Künstlerische Fotografie und Medien



Münster (SMS) Einen Tag vor dem Ende der Ausstellung "Verortung" gibt
es Gelegenheit, sich in Werke und Positionen näher zu vertiefen.
Professor Thomas Wrede übernimmt am Samstag, 4. August, um 15 Uhr eine
Führung durch die Schau mit Positionen künstlerischer Fotografie und
Medien. Die Ausstellung ist eine Gemeinschaftsschau von Studierenden
und Absolventen der Hochschule der Bildenden Künste Essen (HBK) mit
ihren Lehrenden. Das Spektrum reicht von klassisch anmutenden
Portraits in de Schwarzweiß-Fotografie bis hin zu Bildcollagen und
multimedialen Arbeiten. Auch werden Grundbedingungen des
fotografischen Mediums befragt. 

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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DAS BLÄTTCHEN/1818: Was geschieht da eigentlich Tag für Tag?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 16 | 30. Juli 2018

Was geschieht da eigentlich Tag für Tag?

von Renate Drommer



Was geschieht da eigentlich Tag für Tag vor unseren Augen?

629 aus Seenot gerettete Flüchtlinge irren auf dem Mittelmeer umher, werden
auf ihrem Schiff von Hafen zu Hafen geschickt. Niemand will ihnen Schutz
geben. Sie sollen draußen bleiben. Ist das die Botschaft des Abendlandes?
Wir machen die Grenzen dicht. Amen.

Die auf der "Aquarius" gefangenen Flüchtlinge sind ein Bild für den
unheilvollen Zustand Europas. Ehe noch der Papst einschreiten kann, um
christliche Nächstenliebe zu fordern, rettet ein Land die Ehre Europas. Die
neue Regierung Spaniens öffnete den Hafen von Valencia.

Was geschieht da eigentlich Tag für Tag vor unseren Augen?

Nur wenig später treibt erneut ein Schiff, das keinen Hafen findet, im
Mittelmeer. Diesmal sind 230 Flüchtlinge an Bord. Malta erbarmt sich
schließlich, hat sich aber abgesichert. Alle Flüchtlinge werden auf die EU
verteilt. Deutschland nimmt keinen einzigen.

Taumeln wir schlaftrunken in unser Unglück?

Da putscht der deutsche Innenminister (bayerischer Herkunft) die
Flüchtlingsfrage zur Nationalen Frage hoch. Er bedient die
rechtspopulistische Stimmung, die von Österreich, Italien und Ungarn
herüberschwappt. Die AfD indes kann ruhig abwarten. Sie weiß, dass der
bayerische Wähler das Original liebt und nicht den Trittbrettfahrer. Der
alte Fuchs Gauland zieht die Strippen im Vordergrund. Im Hintergrund wartet
der eloquente junge Mann mit dem verklemmten Mädchengesicht auf seine
Stunde. Wer Faschismus, mehr als 60 Millionen Tote und Auschwitz als
Vogelschiss der Geschichte bezeichnet, gehört nicht in ein deutsches
Parlament.

Lassen wir uns nicht verdummen!

Wer saß all die Jahre auf der schwarzen Null? Wer hat den schlanken Staat
verordnet? Wer hat dafür gesorgt, dass die Bürgerämter unterbesetzt sind,
kein Polizist auf der Straße zu finden ist, die Ärzte in den Dörfern fehlen
und die Lehrer in den Schulen? Wer hat die Lebensläufe der DDR-Bürger auf
den "Unrechtsstaat" und die "Stasi" reduziert? Wer hat den Ostdeutschen
blühende Landschaften versprochen und sie dann abgehängt? An Flüchtlinge
war damals noch nicht zu denken!

Erinnern wir uns!

Die ersten Flüchtlinge kamen aus Irak und Afghanistan, Länder, in denen die
USA blutige Regimewechsel veranstaltet hatten. Sie kamen übers Mittelmeer
und landeten auf der kleinen Insel Lampedusa. Dort wurden sie aufgenommen
und versorgt. "Mare Nostrum", hieß das italienische Hilfsprogramm. Als die
Zahl der Ankommenden stieg, bat die italienische Regierung die EU um Hilfe.
Niemand hörte hin. Man hatte sich ja für den Ernstfall abgesichert. Das
Gesetz, das die Kernländer schützen sollte, ist benannt nach der Stadt, in
der es ausgeheckt wurde: Dublin. Darin steht schwarz auf weiß, Flüchtlinge
müssen bleiben, wo sie ankommen und Asyl beantragt haben: in Italien,
Griechenland, Malta und Spanien. Die ärmeren Länder an den Außengrenzen
blieben allein mit dem Problem. Spanien baute einen hohen Zaun, in dem die
Geflüchteten hängen blieben. Die überforderten italienischen Behörden
winkten die Ankommenden irgendwann einfach weiter. 2015 standen die
Flüchtlinge vor unserer Tür.

Aus der offenen Empfangskultur von damals ist nach drei Jahren kalte Abwehr
geworden. Die Wohnungsmieten sind gestiegen. Wer hat Schuld? Die
Flüchtlinge! Die Schulen sind marode. Wer ist schuld? Die Flüchtlinge!
Lehrer fehlen, die Straßen sind schlecht, S-Bahnen fallen aus, die Busse
sind unpünktlich. Die Liste der Missstände ließe sich endlos verlängern. So
einfach wie billig. So populistisch wie gefährlich. Der Flüchtling als
Sündenbock, er muss herhalten für alles, was bei uns schiefläuft. Und die
AfD gießt genüsslich Wasser auf die Mühlen.

Lassen wir uns nicht den Verstand vernebeln!

Glaubt hierzulande irgendein Harz-IV-Empfänger, ein Zeitarbeiter oder ein
Arbeitsloser, dass er auch nur einen Euro mehr im Geldbeutel vorfindet,
wenn die Flüchtlinge verschwinden? Der Niedriglohn ist gewollt. Er macht
unsere Produkte billig. Mit billigem tief gefrorenem Hühnerfleisch schütten
wir Afrika zu. Kein einheimischer Bauer kommt dagegen an. Und dann wundern
wir uns, wenn der Afrikaner an unserem Tisch mitessen will? Früher
tauschten die weißen Eroberer billige Glasperlen gegen das Gold der
Ureinwohner. Heute nehmen wir den Ländern Afrikas ihre wertvollen
Mineralien und kostbaren Metalle ab. Wir unterstützen korrupte Regimes und
nennen das Entwicklungshilfe und Bekämpfung von Fluchtursachen.

Öffnen wir doch die Augen!

Der deutsche Sparer bekommt schon seit langem auf sein kleines Guthaben
keine Zinsen mehr. Die deutschen Banken kassierten indes Milliarden Euro
für ihre Darlehen an Griechenland. Die Vermögen der Reichen sind in den
letzten zehn Jahren drastisch gestiegen. Kurzarbeit, Leiharbeit, unter
Tarif bezahlte Arbeit hat Konjunktur. Der Verteilungskampf wird härter. In
dieser Situation ist der Flüchtling eine willkommene Bedrohung. Er lenkt ab
von den Missständen, die durch den entfesselten neoliberalen
Wirtschaftskurs verursacht wurden. Er lenkt ab von drohender Altersarmut.
Zwanzig Jahre nach der deutschen Einheit sind die Ostrenten noch immer
nicht angepasst. Die Schere zwischen arm und reich klafft jedes Jahr weiter
auseinander.

Der Krieg in Syrien hat über eine Million Menschen aus ihrer Heimat
vertrieben. Die meisten gingen nach Libanon, in das Land, das ihnen am
nächsten liegt. Dort hausen sie in großen Zeltstädten. Oft fehlt es am
Nötigsten, weil das UN-Hilfswerk von den reichen Ländern nicht die
zugesagten Gelder bekommt. Es mangelt an Wasser und Medikamenten. Die
Kinder besuchen keine Schule, Krankheiten grassieren. Aber die Versorgung
der Flüchtlinge dort ist billiger als in Deutschland, so formulierte es
jüngst eine Verantwortliche in einem öffentlichen Talk. Auch in der Türkei
sitzen Tausende syrische Flüchtlinge fest, aufgehalten von dem
Alleinherrscher Erdogan. Er lässt sich den Deal teuer bezahlen.

Gerade wurde der Haushalt für 2018 beschlossen. Wieder ist von der
schwarzen Null die Rede. Die Löhne werden nicht erhöht und die Ost-Renten
noch lange nicht angeglichen. Die fehlenden Pflegekräfte in den
Krankenhäusern, die fehlenden Lehrer in den Schulen, wo sollen sie
herkommen? Wenn die Regierung die Klimaziele wirklich ernst nehmen würde,
müsste sie viel Geld investieren, um die wachsende Zahl der großen Trucks,
die täglich über die Autobahnen rollen, zurück auf die Schiene zu bringen!
Aber davon war nicht einmal die Rede. Gestiegen sind dagegen die
Militärausgaben, um vier Prozent gegenüber dem Vorjahr auf insgesamt 38,52
Milliarden Euro. 2019 soll der Verteidigungshaushalt auf 42,9 Milliarden
wachsen. Geld für den Krieg ist da. Gekürzt wird bei den Posten, die dem
Allgemeinwohl zugutekommen: Gute Luft in den Städten, moderne öffentliche
Verkehrsanbindung, neue Kindergärten und Spielplätze, Schwimmbäder und
Turnhallen, funktionierende Bürgerämter und ausreichendes Personal in den
Krankenhäusern.

Schauen wir genau hin!

Seit der Einführung von Hartz IV sorgte dieses System für soziale
Ungleichheit und Spannung. Zurecht beschwert sich der langjährige
Stahlschmelzer von Thyssen/Krupp, der durch die Fusion mit dem indischen
Stahl-Konzern unverschuldet entlassen wird, dass er eines Tages bei Hartz
IV landen wird, genau wie jemand, der noch nie gearbeitet hat oder einer,
der Langzeitarbeitsloser ist oder aber ein Flüchtling, der hier niemals in
die Sozialkassen eingezahlt hat. Viertausend deutsche Stahlschmelzer
verlieren durch die Fusion der beiden großen Stahlkonzerne ihre Arbeit. Und
nicht nur in der Stahlbranche werden Arbeitskräfte freigesetzt. Sie alle
werden aus dem Hartz-IV-Topf versorgt. Sie alle erhalten eine soziale
Absicherung, die gerade mal das Überleben sichert. Das erzeugt Druck.
Druck, der gewollt ist. Jeder, der Arbeit hat, muss sich gut überlegen, was
er sagt. Und was er tut. Kann er eine Lohnerhöhung verlangen, kann er sich
gewerkschaftlich organisieren? Der soziale Druck ist ungeheuer. Er macht
Angst. Angst, die einen Adressaten braucht. Die AfD nimmt schon lange kein
Blatt mehr vor den Mund. Sie hat nur ein Thema: Das ist der Flüchtling!

Was geschieht da eigentlich tagtäglich vor unseren Augen?

Die freiwilligen Seenotretter werden beschuldigt, mit den Schleppern vor
Libyen zu kooperieren. Sie müssen sich vor Gericht verantworten, ihre
Schiffe werden beschlagnahmt. 483 Menschen mussten ertrinken, weil ihnen
niemand zu Hilfe kam. Das Flugzeug der zivilen Seenotretter darf nicht mehr
starten. Der Tod ist kalkuliert. Als vor fünf Jahren die ersten Flüchtlinge
im Mittelmeer ertranken, ging ein Aufschrei um die Welt. Seither ist das
Meer zum Massengrab geworden. Man spricht von zehntausend Toten. Die
europäische Lösung für das Problem? Lager in Afrika. Die SPD sträubt sich
noch ein wenig gegen den Namen. Auffang- oder Transitzentren wäre ihr
lieber. Lager erinnert zu sehr an die deutsche Vergangenheit. In den Lagern
der Nazis wurden unschuldige Bürger aus allen Ländern Europas wegen ihres
Glaubens, ihrer Bräuche, ihrer Gesinnungen und ihres Widerstandes
industriemäßig zusammengepfercht und vernichtet. In den Lagern rings um
Europa sollen die Flüchtlinge aufgefangen und billig versorgt werden. Welch
großartige humanitäre Lösung im 21. Jahrhundert.

P.S. Das letzte Schiff mit 400 Flüchtlingen darf nach tagelangem Feilschen
in Italien landen. Fünfzigstückweise werden die Geretteten auf die EU
Länder verteilt. Das Sterben auf dem Meer geht weiter. Eine gerechte
europäische Lösung ist nicht in Sicht.

Was geschieht da eigentlich Tag für Tag vor unseren Augen?

Gerade erreichte uns die Nachricht, dass 80 "Weißhelme" und ihre Familien
in einer großangelegten Aktion aus Syrien über Israels Grenze gerettet und
in die USA und Kanada gebracht werden sollen! In wessen Dienst mögen sie
wohl gestanden haben?

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 16/2018 vom 30. Juli 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2278: "Abos retten linken Arsch... Solidarität mit dem ND"


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2018
Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Abos retten linken Arsch...

Solidarität mit dem ND"

von Violetta Bock



Mit diesem Banner stellten sich Beschäftigte des Neuen
Deutschland (ND) vor dem Bundesparteitag der LINKEN in Leipzig auf,
um auf ihre Situation aufmerksam zu machen. Sie verteilten ein
Infoblatt von Ver.di an die Delegierten.


Für keine linke und gedruckte Zeitung ist es in Zeiten des
Internets einfach, neue Abonnentinnen und Abonnenten zu akquirieren.
Beim ND sind sie jedoch überproportional auf nur noch 25.000
gesunken. Vor der Wende soll die Abonnentenzahl noch bei einer Million
gelegen haben, war das ND doch von 1946 bis 1989 Zentralorgan
der SED. Auf diese Zeit gehen noch viele der Abonnenten zurück. Sie
leben hauptsächlich im Osten und gelangen ans Ende ihrer Lebenszeit.
Der Generationenwechsel ist bisher nicht gelungen. Während die Partei
unter Jüngeren Zuwächse verzeichnet, schlägt sich das beim ND
noch nicht nieder.

Dies führt zu großer Verunsicherung. Im November soll die Insolvenz
gedroht haben. Tom Strohschneider trat als Chefredakteur zurück.
Wolfgang Hübner, bisheriger Stellvertreter, hat die Chefredaktion
vorerst übernommen. Geschäftsführer Olaf Koppe wurde beurlaubt und ist
jetzt Verlagsleiter, neuer Geschäftsführer wurde in Teilzeit Matthias
Schindler. Er ist zugleich im Vorstand der Communio
Beteiligungsgesellschaft eG, die zu 50 Prozent Gesellschafterin des
ND ist. Die anderen 50 Prozent hält die Linkspartei über die
FEVAC-GmbH.

Während die Beschäftigten Sicherheit erwarten, steht derzeit im Raum,
das Grundstück am Franz-Mehring-Platz 1 dem ND als Beteiligung
zu entziehen. Damit wäre das Gebäude, das in dieser Lage in der Nähe
des Ostbahnhofs in Berlin ein Vermögen wert ist, gesichert, falls das
ND in die Insolvenz geht. Die Beschäftigten halten dagegen,
dass die Beteiligung dem ND erst die Kreditwürdigkeit verleihe,
die es brauche, um wieder auf die Beine zu kommen.

Nun wurde den rund 100 Beschäftigten laut Infoblatt die Kürzung von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld in Aussicht gestellt. Untragbar, angesichts
der Tatsache, dass es bereits seit sieben Jahren keine Gehaltserhöhung
gab und der Haustarifvertrag weit unter dem Flächentarifvertrag für
Tageszeitungen liegt. Nach zehn Jahren Betriebszugehörigkeit verdient
ein Redakteur in Vollzeit 1650 Euro netto (inkl. Zuschläge), heißt es
in dem Infoblatt. Die Linkspartei bekräftigt immer wieder die
Unterstützung für den Erhalt des ND, eine Strategie dafür
scheint es derzeit jedoch nicht zu geben, zumindest scheinen die
verschiedenen Optionen für den Fall des Falles abgesichert zu werden.
Ver.di hat die Geschäftsführung und Gesellschafter des ND
Anfang Juni zu Tarifverhandlungen über einen Zukunftssicherungsvertrag
aufgefordert. Darin sollen betriebsbedingte Kündigungen in den
nächsten fünf Jahren ausgeschlossen, derzeitige Befristungen
entfristet werden, jegliche Kürzung von Gehältern ausgeschlossen
werden. Lohnerhöhungen sollen jährlich erfolgen und Azubis ab dem
ersten Jahr mit Mindestlohn bezahlt werden. Darüber hinaus fordert die
Gewerkschaft, dass die Gesellschafter einen Investitionsplan für die
nächsten fünf Jahre sowie einen verbindlichen Stellenplan vorlegen und
dass zwischen Gesellschaftern und Beschäftigtenvertretung eine
Arbeitsgruppe zum Thema Genossenschaft und Gesellschafterstruktur
eingerichtet wird.

Laut einem Bericht des Freitag weigert sich der Parteivorstand
jedoch bisher, eine entsprechend lange Zusicherung zu geben. So sollen
in einem Gespräch zwischen Ver.di und Vorstand Anfang Mai zwei Jahre
zugesichert worden sein. Kann bis dahin kein großer Wandel
herbeigeführt werden, droht die Zahlungsunfähigkeit.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8, 33. Jg., Juli/August 2018, S. 6

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1399: Koreanische Demokratische Volksrepublik - Zwischen Autarkie und Sanktionen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 23/24 vom 28. Juni 2018

Zwischen Autarkie und Sanktionen

von Eric Diggelmann



Wachsende soziale Ungleichheit, Krieg, Flucht und Zerstörung der
Umwelt. Ursache dieser Krisen können klar beim Kapitalismus gefunden
werden. Jedoch ist antikommunistische Hetze die Norm. Zur Aufklärung
werden in dieser Artikelreihe Staaten mit sozialistischer Geschichte
vorgestellt. Teil 1: Koreanische Demokratische Volksrepublik.



Kaum ein Land wird in den westlichen Medien so oft denunziert wie die
Koreanische Demokratische Volksrepublik (KDVR): Dynastische
Herrschaft, wahnsinngetriebene Tyrannei und Hungerregime werden diesem
Land vorgeworfen. Was ist jedoch die Wahrheit? Was ist der historische
Kontext dieses mysteriösen Staates?

Als Japan im Zweiten Weltkrieg durch die Alliierten besiegt wurde,
wurden alle seine Kolonien in die Unabhängigkeit entlassen. Dies galt
auch für die koreanische Halbinsel. Die mehrheitlich kommunistischen
PartisanInnen übernahmen bei Kriegsende 1945 die Kontrolle der
gesamten Halbinsel und proklamierten die Gründung der Volksrepublik
Korea. Sogenannte Volkskomitees wurden hauptsächlich durch BäuerInnen -
 aber auch mit ArbeiterInnen und Intellektuellen - gegründet, die das
neue Korea verwalteten. Diese gaben der Koreanischen Bevölkerung zum
ersten Mal eine demokratische Beteiligung am politischen und
wirtschaftlichen Leben des Landes. Umverteilung von Landbesitz,
Verstaatlichung von Schlüsselindustrien und Einführung von
Sozialprogrammen lagen an der Tagesordnung.


Gründung und Koreakrieg

Am 9. September 1949 wurde die Koreanische Demokratische Volksrepublik
im Norden Koreas unter der Führung der Koreanischen Arbeiterpartei mit
Kim Il-sung an der Spitze gegründet. Landumverteilung,
Verstaatlichungen der Grossbetriebe, Bildungskampagnen,
Gleichberechtigung der Frauen und Industrialisierung des Landes wurden
vorangetrieben. Schon bald jedoch wurde die Präsenz US-amerikanischer
Truppen im Süden, der neu gegründeten Republik Korea, als
Sicherheitsrisiko betrachtet. Es kam zu Provokationen, bis der Norden
beschloss, den Süden 1950 anzugreifen. Dies wurde zum ersten
Stellvertreterkrieg im Kalten Krieg: Sowjetunion und Volksrepublik
China unterstützten den Norden, die USA, Australien und andere den
Süden. 1953 wurde ein Waffenstillstandsvertrag zwischen den beiden
Staaten unterzeichnet, welcher bis heute anhält.

In der Zeit des Wiederaufbaus wurde der Sozialismus in der KDVR zum
weltweiten Vorbild: Es verfügte über ein dreimal so hohes
Bruttoinlandprodukt pro Kopf wie ihr südlicher Nachbar, war politisch
deutlich freier (1960 putschte sich Park Chung-hee im Süden nach
politischer Instabilität an die Macht und war für zahlreiche Massaker
verantwortlich) und wurde nach der Kubanischen Revolution von niemand
anderem als Che Guevara als Vorbild bezeichnet.


Juche-Idee und Songun-Politik

In den 1960ern entstand das chinesisch-sowjetische Zerwürfnis: Mao
Zedong denunzierte Chruschtschows Annäherungspolitik an die USA als
konterrevolutionärer Verrat und deutete dessen wirtschaftspolitische
Reformen ebenso. Dies stellte die NordkoreanerInnen in eine ungünstige
Lage. Sie lehnten die sowjetische Politik ebenso ab, aber waren der
Ausrichtung Chinas aufgrund des Scheiterns des "Grossen Sprungs nach
vorne" ebenfalls unfreundlich gesinnt. Folglich beschritt die KDVR
ihren eigenen Pfad dazwischen: Die Juche-Idee.

Als Erweiterung des bisher praktizierten Marxismus-Leninismus, wurde
das Konzept der Selbstständigkeit priorisiert. "Juche" bedeutet
wörtlich "Selbstständigkeit". Die KDVR konnte nicht mehr auf die
Volksrepublik China oder auf die UdSSR zählen und richtete ihre
Wirtschaft auf Autarkie aus. Die KDVR lebte mit abflachendem, aber
solidem Wirtschaftswachstum weiter, bis 1991 die Sowjetunion
auseinanderbrach. Trotz offizieller Autarkie war die KDVR von
Nahrungsmittelimporten aus der UdSSR abhängig, da das Land, ähnlich
wie die Schweiz, stark von Bergen durchzogen ist. Zusammen mit
äusserst strengen Sanktionen und Embargos der USA führte, dies in den
frühen 1990ern zu einer Hungersnot. Diese Zeit ist in der KDVR als der
"Zermürbende Marsch" bekannt. Als die Loyalität der Bevölkerung
gegenüber der Regierung durch die US-Sanktionen nicht geschwächt, eher
sogar gestärkt wurde, wechselten die USA ihren Kurs: Stattdessen wurde
auf Nahrungsmittelhilfe gesetzt.

1994 starb zudem Kim Il-sung. Sein Sohn Kim Jong-il wurde als
Nachfolger bestimmt. Unter dessen Führung wurde die KDVR vollkommen
militarisiert, da die Partei- und Staatsführung eine Invasion der USA
befürchteten. Die KDVR war politisch so schwach wie noch nie, daher
war diese Überlegung verständlich, auch wenn sie sehr hart umgesetzt
worden war. Ein Atomwaffenprogramm wurde gestartet, um eine Invasion
verhindern zu können.


2000 bis heute

Nach dem "Zermürbenden Marsch" erholte sich die KDVR langsam wieder.
Da auf keine sozialistischen Bruderstaaten gezählt werden konnte,
musste sich die KDVR anpassen. Marktorientierte Wirtschaftsreformen
und aussenpolitische Diversifizierung wurden angestrebt. Nach dem Tode
Kim Jong-ils 2011 wurde wiederum dessen Sohn Kim Jong-un Machthaber im
Lande. Unter dessen Herrschaft wurde der Aussenhandel ausgeweitet -
eine grosse Herausforderung, da bis heute die nordkoreanische Währung
im internationalen Handel illegal ist - und eine allgemeine Abwendung
von der Songun-Politik zu einem traditionelleren Marxismus-Leninismus.
Wirtschaftsreformen, die vergleichbar sind mit denen der Volksrepublik
China, werden in kleinerem Stil auch durchgeführt.

Zuletzt konnten die diplomatischen Beziehungen zum südlichen Nachbarn
2018 aufgenommen werden, was die Chance auf einen endgültigen
Friedensschluss deutlich erhöht.

 * 
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Steht die Linke im Wald?

Nach den Bundestagswahlen und der Regierungsbildung (Teil II)*

von Jörg Goldberg/André Leisewitz/Jürgen Reusch/Gerd Wiegel



In Z 112[1] hatten wir die Rechtsentwicklung und den Rechtsruck
innerhalb des bürgerlich-konservativen Lagers genauer untersucht.
Gleichzeitig hatten wir festgestellt, dass eine Neuformierung der
Linken nicht erkennbar war. Nicht nur die Partei Die Linke, auch die
gesellschaftliche Linke insgesamt steckt in einer Orientierungskrise.
Inzwischen haben sich die verschiedenen politischen Richtungen oder
"Lager" nach kurzer Unsicherheit wieder deutlicher formiert. "Jamaika"
kam nicht zustande. Stattdessen haben sich die Wahlverlierer CDU/CSU
und SPD auf eine neue große Koalition verständigt. Wir hatten
seinerzeit festgestellt, dass es im Wahlkampf nicht gelungen war, der
Rechtsentwicklung eine überzeugende Alternative linker und
solidarischer Politik entgegenzustellen. Wie steht es jetzt damit?

Die GroKo als Variante staatsmonopolistischer Modernisierung: Der
Koalitionsvertrag

Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU/SPD[2] ist nur unter größten
Schwierigkeiten zustande gekommen. Sowohl auf Seiten der CSU
(Landtagswahlen Bayern) als auch der SPD (Mitgliederentscheid) mussten
spezifische parteipolitische Interessen in Rechnung gestellt werden.
Weder Neuwahlen noch eine Unions-Minderheitsregierung waren für den
'Block an der Macht' Optionen. Viele Probleme sind in dem Vertrag
entweder ausgeklammert, an Kommissionen abgeschoben (Renten) oder nur
formelhaft angesprochen. Mögliche bzw. wahrscheinliche Zielkonflikte
werden ausgeklammert, vor allem was die Finanzierungsseite betrifft:
Die vorgesehene (unzureichende) Steigerung von Modernisierungs- und
Infrastrukturausgaben, Modernisierungssubventionen für Unternehmen,
höhere Investitionen in Bildung und Forschung und Entwicklung, mehr
Geld für die EU, Erhöhung der Rüstungs- und Entwicklungshilfeetats,
mehr Steuermittel für Sozialversicherungen (u. a. Folge der 'doppelten
Haltelinien' bei Rente und Sozialbeiträgen) sind nur unter günstigen
konjunkturellen Bedingungen kompatibel mit der weiter angekündigten
"schwarzen Null", der Senkung der öffentlichen Schuldenquote und
Steuerentlastungen für mittlere und höhere Einkommen (partielle
Abschaffung des 'Soli'). Die Wirkung absehbarer Zinssteigerungen und
einer wahrscheinlichen globalen Konjunkturverlangsamung auf die
öffentlichen Haushalte sind gar nicht 'eingepreist'. Viele der in
Aussicht gestellten Maßnahmen stehen faktisch unter
Finanzierungsvorbehalt: Die im Koalitionsvertrag auf S. 67/68
aufgezählten Ausgabeposten in den Bereichen Bildung, Familien, Wohnen,
gleichwertige Lebensverhältnisse, internationale Verantwortung und
Bürgerentlastung basieren auf dem "absehbaren finanziellen Spielraum"
(66), dessen Eintreten nicht sicher ist. Die Größe des geplanten
Investitionsfonds zum Ausbau der digitalen Infrastruktur - eine der
zentralen Modernisierungsmaßnahmen - hängt von den
Versteigerungserlösen der 5G-Lizenzen (schnelles Mobilfunknetz) ab,
deren Höhe in den Sternen steht. Der sozialdemokratische
Finanzminister machte bei Vorlage des Haushaltsentwurfs 2018 deutlich,
dass die 'schwarze Null' absoluten Vorrang genießt. Er kündigte an,
die in der Koalitionsvereinbarung in Aussicht gestellten Investitionen
bis 2022 sogar zurückzufahren.

Der große Konsens betrifft die Modernisierung der Wirtschaft, wobei
die Digitalisierung[3] zum Allheilmittel stilisiert wird. Stärker noch
als in der Koalitionsvereinbarung von 2014 stützt man sich dabei auf
staatliche Interventionen, wozu die gezielte Förderung von
Zukunftsindustrien (darunter auch die "Sicherheits- und
Verteidigungsindustrie ...als Schlüsseltechnologie", 59) gehört.
Gezielte steuerliche Maßnahmen, Abschreibungsvergünstigungen,
Forschungsförderung, aber auch der Aufbau von deutschen bzw.
europäischen "Digitalkonzernen" (61) gehören zu diesen Instrumenten.
Dass der Aufbau bzw. die Erhaltung von vollständigen industriellen
"Wertschöpfungsketten" (am "Standort Deutschland", 56) Gegenstand der
Wirtschaftspolitik sein und zu diesem Zweck Wettbewerbs-, Planungs-
und Umweltrecht angepasst werden sollen, ist ebenfalls ein
staatsmonopolistischer Akzent. Man zögert, die insbesondere im Kapitel
VI "Erfolgreiche Wirtschaft für den Wohlstand von morgen" skizzierte
Industriepolitik als 'neoliberal' zu bezeichnen - die "soziale
Marktwirtschaft" wird zwar noch an einigen Stellen beschworen, in
Wirklichkeit aber ist klar, dass die Koalitionäre die Modernisierung
der Wirtschaft und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit nicht den
Marktkräften überlassen, sondern massiv staatlich fördern und
gestalten wollen.

Ein wichtiges Element der Modernisierung ist die Arbeitsmarktpolitik
im weitesten Sinne. Angesichts lauter werdender Klagen über drohenden
'Fachkräftemangel' gehört die Verflüssigung des Arbeitsmarktes zu den
Prioritäten des Papiers. Dies ist umso wichtiger, als auf diesem
Gebiet die Interessen der Beschäftigten und der Unternehmen als
gleichgerichtet dargestellt werden können. Vollbeschäftigung,
Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen, bessere Kinderbetreuung,
Integration von Arbeitslosen und teilweise auch flexiblere
Arbeitszeiten entsprechen auch Forderungen von Beschäftigten und
Gewerkschaften. Natürlich liegen die Probleme im Detail: Wer zahlt?
Bescheidene Zugeständnisse im Bereich der sachgrundlosen Befristung
und des Rückkehrrechts aus Teilzeitarbeit sind mit komplizierten
einschränkenden Bedingungen versehen, das Thema Leiharbeit
(Arbeitsnehmerüberlassungsgesetz) wird lediglich "evaluiert" (52). Die
von den Gewerkschaften eingeforderte Stärkung der Tarifbindung wird
erwähnt (51), ohne aber Maßnahmen auch nur anzudeuten. Größere
Vorhaben des Sozialabbaus scheinen allerdings nicht geplant, wenn man
von fragwürdigen Maßnahmen zur Ausweitung der Midi-Jobs absieht (54).
In den Kontext der Arbeitsmarktpolitik gehört auch das geplante - als
SPD-Errungenschaft verkaufte - "Fachkräfteeinwanderungsgesetz" (65).
Arbeitskräftemigration soll strikt am "Bedarf unserer Volkswirtschaft"
orientiert sein - dafür sollen "nationale Regelungsmöglichkeiten für
Zuwanderung" (105) erhalten werden.

Zugeständnisse an die SPD

Die Zustimmung der SPD zum Koalitionsvertrag stand - vor allem nach
dem Sonderparteitag am 21. Januar - Spitz auf Knopf. Damit war der
Bereich Sozial- und Arbeitspolitik zentral für das Gelingen der neuen
GroKo - der Vertrag sollte eine "sozialdemokratische Handschrift"
tragen. In den Formulierungen des Vertrags aber setzte sich die alte
SPD-Strategie fort: Es wird auf einzelne 'Errungenschaften' verwiesen,
ohne dass ein auf mehr soziale Gerechtigkeit zielendes Gesamtkonzept
der Wirtschafts- und Sozialpolitik sichtbar würde. Solche
'Errungenschaften' (darunter: paritätische Finanzierung der
Krankenkassenbeiträge, Grundrente, Einschränkungen bei sachgrundlosen
Befristungen) gibt es im Koalitionspapier tatsächlich. Sie werden von
der SPD-Führung stolz als "Leuchttürme" präsentiert und können für die
Lohnabhängigen auch tatsächlich gewisse Vorteile bedeuten. Allerdings
sind die beiden letzten Punkte mit so komplizierten Voraussetzungen
verbunden, dass kaum einzuschätzen ist, ob sie relevante
Verbesserungen für größere Gruppen bringen.

Viel wichtiger aber ist, dass zentrale gesellschaftliche
Fehlentwicklungen (Wachstum des Niedriglohnsektors, Ausbreitung
prekärer Beschäftigungsverhältnisse, ungleiche Einkommens- und
Vermögensverteilung) nicht erwähnt bzw. auf Prüfaufträge abgeschoben
werden. Ein Konzept für einen "neuen Zusammenhalt für unser Land", wie
es im Titel heißt, gibt es tatsächlich nicht, dafür eine Abteilung
"Heimat" im von Seehofer geführten Innenministerium. Der
beschäftigtenfreundlich klingende Abschnitt V, "Gute Arbeit, breite
Entlastung und soziale Teilhabe sichern" addiert eine Vielzahl extrem
kleinteiliger Maßnahmen, ohne die großen gesellschaftlichen
Fehlentwicklungen auch nur anzusprechen. Dies überrascht nicht, weil
die SPD damit hätte einräumen müsste, dass sie dazu in der
Vergangenheit selbst beigetragen hat.

Geradezu skandalös ist unter diesem Blickwinkel der Umgang mit dem
Hauptthema der Koalitionsvereinbarung, der Digitalisierung. Auch wenn
nachzuvollziehen ist, dass die GroKo-Parteien die Risiken der
Digitalisierung nicht in den Vordergrund stellen wollten, wäre aber
zumindest notwendig gewesen, eine Strategie des arbeits- und
sozialpolitischen Umgangs mit diesem Thema wenigtens zu skizzieren.
Stattdessen lesen wir: "Das Zeitalter der Digitalisierung wollen wir
als Chance für mehr und bessere Arbeit nutzen." (51) Im Mittelpunkt
stehen dabei Bildung und Weiterbildung - was sicherlich wichtig, aber
vom Standpunkt der Beschäftigten, die den Veränderungsprozess nicht
steuern, sondern nur auf ihn reagieren können, völlig unzureichend
ist. Die Digitalisierung und ihre Auswirkungen erscheinen wie ein
Naturvorgang. Fragen der Arbeitszeitverkürzung, der größeren
Zeitsouveränität für die Beschäftigten werden nur insofern
angesprochen, als es um mehr Flexibilität geht: Die "vielfältigen
Wünsche und Anforderungen in der Arbeitszeitgestaltung" der
Unternehmen und der Beschäftigten werden auf eine Ebene gestellt, ohne
das strukturelle Machtungleichgewicht in den Betrieben auch nur zu
erwähnen. Die vorgeschlagene "flexible" Regelung der Höchstarbeitszeit
(52) würde elementare Schutzrechte der Beschäftigten beseitigen, ohne
ausreichend neue, an die soziale Realität angepasste Haltelinien
einzuziehen. Die von den Unternehmern seit Langem geforderte
umfassende Deregulierung der Arbeitszeiten wird so in kleinen
Schritten angegangen.

Reform der EU - Akzentverschiebungen

Die Reform der EU spielt in der Koalitionsvereinbarung eine prominente
Rolle, ein Verdienst, das sich die SPD zugute hält. Hier sind
deutliche verbale Akzentverschiebungen gegenüber 2013 festzustellen.
Sah sich Deutschland 2013 noch in "Führungsverantwortung", so kommt
dieses Wort 2018 nicht mehr vor. Im Mittelpunkt steht die
deutsch-französische Zusammenarbeit. Zugesagt werden mehr deutsche
Finanzmittel, es gibt im Text einige Konzessionen gegenüber
französischen Vorstellungen, die mehr Vergemeinschaftung von Ausgaben
und Risikoteilung vorsehen. Die Formel lautet, "das Prinzip der
wechselseitigen Solidarität stärken" (6). Konkret wird ein
europäischer Währungsfonds (9) erwähnt. Es zeigte sich aber schon in
den ersten Wochen der Regierungstätigkeit, dass der konservative
Flügel der CDU/CSU (auch unter Druck der AfD) nicht bereit ist, den
französischen Vorstellungen entgegenzukommen. Lediglich bei der
militärischen Zusammenarbeit (PESCO) und der Flüchtlingsabwehr besteht
Bereitschaft zu Kooperation. Aufrüstung und Militarisierung von
Außenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit sind Konsens. Darüber
hinaus aber gibt es keinerlei Bereitschaft, nationale Interessen
europäischen Prioritäten zu opfern. Wenn dafür noch ein Beleg
notwendig gewesen wäre, ist dies die Tatsache, dass die
Koalitionsvereinbarung den strukturellen deutschen
Leistungsbilanzüberschuss noch nicht einmal erwähnt, obwohl im Anfang
Mai vorgelegten Länderbericht Deutschland von der EU-Kommission auf
das gegen Deutschland laufende Makroökonomische
Ungleichgewichtsverfahren (MIP) hingewiesen wird.

Erosion des Parteiensystems

In Heft 112 hatten wir festgestellt, dass das Ergebnis der
Bundestagswahl die weitere Erosion des bisherigen Parteiensystems
anzeigte, wenn auch (noch) nicht so stark wie in anderen europäischen
Ländern (S. 18). Wir hatten in diesem Zusammenhang gefragt, wieso die
regierenden Parteien von der allgemein als gut empfundenen
Wirtschaftslage im Jahre 2017 nicht profitieren konnten (S. 21 ff).
Dabei wurde auf zwei Momente hingewiesen: (1) Die Verbesserung der
Wirtschaftslage ist an größeren Gruppen der Bevölkerung
vorbeigegangen, das Bewusstsein von Exklusion wurde akzentuiert. (2)
Den Ansehensverlust der politischen und wirtschaftlichen Eliten und
des Staates, wodurch der Glaube an die Steuerungsfähigkeit von
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Prozessen überhaupt
beeinträchtigt wird. Dieser Prozess wird im Übrigen für alle
europäischen Länder konstatiert. Die starke Zunahme der sozialen
Ungleichheit - die in der Bundesrepublik besonders ausgeprägt ist -
wird durchgängig in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Sie geht mit
einer wachsenden, von rechts ausbeutbaren Enttäuschung über den
"Umverteilungsstaat" einher, der diesen Prozess nicht abfedert,
sondern selbst befördert.[4]

Die herrschenden Kreise haben die Grenzöffnung für Flüchtlinge 2015
und die Folgen als "Flüchtlingskrise" wahrgenommen. Auch wenn dieser
Begriff in der Koalitionsvereinbarung nicht vorkommt, wird durch die
Formulierung "damit sich eine Situation wie 2015 nicht wiederholt"
(103) eingeräumt, dass es sich um einen Kontrollverlust handelte. Dies
und die Folgen haben das vorhandene Gefühl mangelnder politischer
Steuerungsmöglichkeit verstärkt.

Dazu trägt die Darstellung wirtschaftlicher und politischer Vorgänge
in den Leitmedien und seitens der "Eliten" und der Politik allerdings
selbst bei. Ob es um die Regulierung der Arbeitsmärkte, um
Sozialleistungen, um Renten, um die Haushalts- und Steuerpolitik geht:
Immer wird - mehr oder weniger bedauernd - darauf verwiesen, dass
ökonomische 'Sachzwänge' Abweichungen vom neoliberalen Mainstream
nicht erlaubten: Wer Entscheidungen als 'alternativlos' darstellt,
gibt implizit zu, dass er machtlos ist. Zumal eine mehrheitsfähige
Reformorientierung nirgendwo erkennbar war. Das hat dem bisherigen
Parteiensystem, das sich um die beiden großen Antipoden CDU/CSU und
SPD gruppierte, ein Ende bereitet. Das Prinzip "Volkspartei" ist in
der Krise.

Die Position der "Volkspartei" CDU/CSU ist massiv geschwächt. Ihre
Integrationsfähigkeit nach rechts ist zwar noch vorhanden, hat aber
nachgelassen. Rechtskonservative und marktradikale Strömungen
innerhalb des konservativen Lagers verspüren Oberwasser.

Anders als die CDU wird die SPD auf absehbare Zeit offenbar nicht zur
Führung eines alternativen politischen Blocks in der Lage sein. Noch
mehr als in der vorhergegangenen Legislaturperiode begnügt sie sich
mit der Rolle des Juniorpartners der CDU/CSU. Da sie in ihrer
"Zukunftsdebatte" von vornherein auf die Erarbeitung eines
alternativen Reformkonzepts verzichtet, hat sie kaum Aussichten,
wieder den Status einer mehrheitsfähigen Volkspartei zu erreichen.

Die Entwicklung des Parteiensystems signalisiert eine "Auszehrung" der
bürgerlich-parlamentarischen Repräsentativ-Demokratie, in der
"politische Apathie und das Gefühl von Alternativlosigkeit"[5]
zugenommen haben. Die stark ausgeprägte Sehnsucht nach Alternativen
und nach Polarisierung droht sich in einem Anwachsen des reaktionären
Protests zu entladen.[6]

Die AfD und die politische Rechtsentwicklung

Der mit dem Einzug der AfD in den Bundestag auch im ökonomisch
führenden Land der EU sich bestätigende generelle Rechtstrend hat sich
weiter fortgesetzt. Der Wahlerfolg von ÖVP und FPÖ in Österreich hat
dort zu einer rechtskonservativen Koalition geführt, in der die FPÖ
mit dem Innen-, Außen und Verteidigungsministerium zentrale Ressorts
besetzt und den autoritären Umbau liberaler Demokratie in Europa
beschleunigen und fortsetzen kann. In Italien gingen im März 2018 die
"populistischen" Parteien Movimento 5Stelle und Lega (Nord) als Sieger
aus den Parlamentswahlen hervor. Die etablierten Parteien der rechten
und linken Mitte wurden abgestraft und erhielten die Quittung für eine
Politik des sozialen Stillstands des letzten Vierteljahrhunderts. Eine
tragfähige Regierungsbildung ist in Italien gegenwärtig noch nicht
abzusehen. Der Erfolg der sich selbst als politisch "illiberal"
verstehen Fidez unter Victor Orban in Ungarn war zu erwarten, fiel
aber noch deutlicher aus als prognostiziert. Die abschüssige
politische Bahn nach rechts setzt sich somit in Europa weiter fort.

Mit der großen Koalition ist die AfD zur Oppositionsführerin im
Bundestag geworden. Seither muss ein weiterer Rechtsruck der Partei
konstatiert werden, die innerhalb und außerhalb der Parlamente an
einer systematischen Rechtsverschiebung des gesellschaftspolitischen
Diskurses arbeitet. Bisher hat ihr dieser Kurs nicht geschadet; der
nach wie vor vorhandene bürgerlich-konservative Flügel in Partei und
Bundestagsfraktion hat der völkischen Rechten in der Außendarstellung
nur wenig entgegen zu setzen.[7] Mit einem absehbaren Stellenpool von
300-400 Mitarbeitern allein in der Bundestagsfraktion, dem Aufbau
alternativer Medienstrukturen in Form eines eigenen Parlaments-TV und
der jetzt auf den Weg gebrachten zentralen Parteistiftung nutzt die
AfD alle Möglichkeiten zur langfristigen Verankerung.

Da die AfD allen Analysen zufolge einen größeren, sozial jedoch
äußerst heterogenen Teil politisch unzufriedener Wählerinnen und
Wähler an sich gebunden hat, droht dem herrschenden Eigentumsblock
inhaltlich von hier keine Gefahr, denn entgegen mancher verbalen
Äußerung ist von der AfD keine Politik zu erwarten, die an deren
Grundvoraussetzungen etwas ändert. Die AfD fokussiert auf eine vor
allem nationalistische Form der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die
eine noch so rudimentäre Perspektive auf soziale Gegenätze und
Antagonismen zugunsten homogenisierender nationaler Perspektiven
ersetzen soll.

Nach wie vor umstritten ist die Frage der klassenpolitischen Basis der
AfD: Scheint es mit Blick auf EU-Mitgliedschaft, Euro,
Freihandelsabkommen etc. eher einen politischen Gegensatz zwischen AfD
und dem herrschenden Block zu geben, so werden die
überdurchschnittlichen Wahlergebnisse der Partei bei "Arbeitern" als
Beleg für die spezifische Anfälligkeit der "Unterschichten" für die
AfD gewertet. Offenbar müssen sowohl die möglicherweise veränderte
Positionierung in Teilen der herrschenden Klasse als auch die
Differenzierungen in der Arbeiterklasse stärker berücksichtigt
werden.[8]

Die Union verfolgt in der Auseinandersetzung mit der AfD keine klare
Linie. In einem Fraktionsbeschluss schließt sie gemeinsame
parlamentarische Initiativen mit AfD und Linken gleichermaßen aus.
Begründung: Eine prinzipielle Abgrenzung zur AfD sei nur durchsetzbar,
wenn eine Äquidistanz auch zur Linken gewahrt werde. Offensichtlich
gibt es schon heute eine (bisherige) Minderheit in der Fraktion, die
eine solche prinzipielle Abgrenzung nach rechts in Zweifel zieht.
Schon sehr bald wird sich nach den Landtagswahlen 2019 in mehreren
ostdeutschen Bundesländern zeigen, ob die CDU der Versuchung
widerstehen kann, einen Machterhalt durch Zusammenarbeit mit der AfD
zu sichern.

Die wieder lautstärkere Wahrnehmbarkeit eines konservativen Flügels in
der Union deutet auf Kräfte hin, die gezielt in diese Richtung
arbeiten wollen. Was früher als "Berliner Kreis" - unter anderem mit
einem gewissen Alexander Gauland - firmierte,[9] heißt heute
"WerteUnion" und versucht, dem konservativen Teil der Union stärker
entgegen zu kommen - dies auch unter dem Eindruck der
Koalitionsvereinbarung, die von dieser Richtung als zu großes
Zugeständnis an die Sozialdemokratie gewertet wird. So ist es vor
allem Symbolpolitik (Islamdebatte, Kruzifixe in den Amtsstuben,
Heimatabteilung im Innenministerium), die zur Befriedung angeboten
wird. Verlautbarungen des Schriftstellers Uwe Tellkamp und anderer
prominenter rechter Intellektueller, die sich positiv auf die
AfD-Diskurse zu "kulturelle Überfremdung" und zum angeblichen
"Bevölkerungsaustausch" beziehen, haben jedoch verdeutlicht, dass es
im bürgerlichen Spektrum bis hinein in die gesellschaftliche "Mitte"
eine Strömung gibt, die sich von regierungsoffiziellen
wirtschaftspolitischen Erfolgsbilanzen nicht länger einhegen lässt und
Demokratie und kultureller Vielfalt mit aggressiver Geringschätzung
begegnet. Der Union ist von rechts ein Konkurrent erwachsen, der genau
dieses Feld konservativer, völkischer und faschistischer
Einstellungsmuster in der Bevölkerung bearbeitet. Damit treten die
z.T. krassen und dynamischen Konflikte zwischen konservativen
Werthaltungen und wirtschaftsliberaler Realpolitik stärker zutage. Auf
die Grundausrichtung der CDU/CSU als Garant optimaler kapitalistischer
Verwertungsbedingungen wird dieser Konflikt jedoch nur marginale
Auswirkung haben. Zumal Fachleuten zufolge dieses Spektrum der Union
maximal zwischen 10 und 15 Prozent der CDU/CSU-WählerInnen umfasst.
Was man also durch eine Rechtsverschiebung gewinnen könnte, würde man
parallel in der Mitte verlieren und damit auch ungewollt Aufbauhilfe
für eine siechende SPD leisten. Sollten jedoch die mit der
marktradikalen Ausrichtung verbundenen Versprechen ökonomischer
Prosperität für weitere Teile der bürgerlichen Mitte stärker in Frage
gestellt werden, würde das gesamte Erfolgsmodell der einzig
verbliebenen Volkspartei ins Rutschen geraten. Die Folgen wären aus
heutiger Sicht unabsehbar.

Die SPD im Treibsand

Mit dem relativ knappen Mitgliedervotum von 66 Prozent (2013: 76
Prozent) kam die SPD schließlich in der (sehr kleinen) GroKo an. Dies
und der darauf folgende Parteitag im April mit seinem ebenfalls
knappen Wahlergebnis für die neue Parteivorsitzende Andrea Nahles
offenbarten, welch tiefer Riss durch die Mitgliedschaft geht. Zudem
zeigten Wahlumfragen, dass die SPD inzwischen bei einem Stimmenanteil
von deutlich unter 20 Prozent angekommen war und zwischenzeitlich
sogar von der AfD mit 16 Prozent überflügelt wurde.[10]

Andrea Nahles reagierte mit der Beteuerung, die Parteiführung habe
"den Schuss gehört"[11] Dabei strebt die SPD eine Art Quadratur des
Kreises an. Einerseits verspricht sie, "gut" mitzuregieren und aus der
Koalitionsvereinbarung das Beste zu machen - übrigens mit dem
Agenda-Personal wie gehabt. Andererseits soll die nicht in das
Bundeskabinett eingebundene neue Parteivorsitzende dem versprochenen
Erneuerungsprozess Bewegungsraum verschaffen. Von einer Aufarbeitung
der Vergangenheit wollte sie allerdings nichts hören, vor allem nicht,
was Hartz IV betrifft. "Ich finde es falsch, sich an der Vergangenheit
festzuklammern. ... Ich möchte eine nach vorn gerichtete Debatte
führen ..."[12] Als ob das ein Gegensatz wäre! Die SPD-Führung
verkennt, welch tiefe Verwerfungen und Verunsicherungen die gesamte
Agenda 2010 erzeugt hat. Auf die nach den Spahn-Äußerungen zu den
Tafeln, Hartz IV und Armut in Deutschland aufgeflammte breite Debatte
reagierte sie hilflos. Das spontan entstandene Bündnis von über 30
Sozialverbänden und Organisationen, die mehr Leistungen für Bedürftige
forderten und sich dagegen wandten, Arme gegen noch Ärmere
auszuspielen, traf sie völlig unvorbereitet. Das Beispiel zeigt: Die
SPD hat kein Thema, mit dem sie sich gegenüber ihren politischen
Konkurrenten im Sinne von mehr sozialer Gerechtigkeit abgrenzen
könnte.

Im Beschluss des SPD-Parteitags vom April 2018 "Eine neue Zeit braucht
eine neue Politik"[13] findet sich kein kritisches Wort zur
Agenda-Politik der vergangenen 15 Jahre. Stattdessen richtet sich der
Blick angestrengt nach vorn, denn die Zeiten haben sich ja geändert.
Dabei werden zwei unterschiedliche Ebenen beziehungslos nebeneinander
gestellt: Zum einen will die SPD in der Regierung "konkrete
Verbesserungen erzielen", ist sich aber "auch der Grenzen des
Koalitionsvertrags bewusst".[14]

Daneben will sich die SPD bis 2020 Zeit nehmen, Zukunftskonzepte
auszuarbeiten, ohne klare Ziele zu benennen. Sie will über vier große
Themenbereiche "debattieren": eine ökologische und soziale
Wirtschaftspolitik, die Zukunft der Arbeit, einen bürgerfreundlichen
Staat und Deutschlands Rolle in einer sich rasant verändernden Welt.
Ihr defensives Agieren in der GroKo - soziale Zugeständnisse nur in
dem Maße, wie die gute Konjunktur sie hergibt - zeigt jedoch keinen
Weg in diese Zukunft. Besonders gravierend ist, dass sie darauf
verzichtet, die dramatische Ungleichheit der Vermögen und Einkommen
wenigstens korrigieren zu wollen. Ihr fehlen soziale
"Leuchtturmprojekte", die sie von der CDU unterscheidbar machen, die
Botschaft, die über die schlechten Verhältnisse der Gegenwart
hinausweist.

Die Gewerkschaften zwischen GroKo und Interessenvertretung

Anfang Oktober, als alles nach einer Jamaika-Koalition aussah, schrieb
die FAZ ironisch: "Für die Gewerkschaften war die große Koalition ein
Segen; Jamaika liegt ihnen besonders fern. ... Der Ausgang der
Bundestagswahl ... ist auch ein Dämpfer für die Gewerkschaftsbewegung.
Sie büßt eine große Koalition ein, die wie selbstverständlich viele
ihrer Anliegen übernahm ... Stattdessen herrscht nun
Ratlosigkeit."[15] Umso größer war in den gewerkschaftlichen
Führungsetagen die Erleichterung, als sich dann doch wieder eine große
Koalition abzeichnete.

Sie bleiben damit einer Struktur verhaftet, mit der sie 2008ff. im
Sinne eines Krisenkorporatismus relativ erfolgreich gewesen waren und
Selbstbewusstsein als "Krisenmanager" gewonnen hatten.[16] Alles das
hatten sie mit einer gewissen Wirkung in die Große Koalition der Jahre
2013 bis 2017 einbringen können. Symbolhaft stehen dafür der
Mindestlohn und die "Rente mit 63". Inkonsequenzen wurden bemängelt,
aber generell schien die allgemeine Richtung zu stimmen.

Die mit dieser Koalition erreichten Erfolge waren dann allerdings
Defensiverfolge. Letztlich bezahlten die Gewerkschaften dafür einen
hohen Preis. Die weitere Prekarisierung der Arbeitswelt, die immer
tiefere soziale Spaltung in der Gesellschaft, der Überdruss an einer
Politik der scheinbaren Alternativlosigkeit und die Ausbreitung
rechtspopulistischer Einstellungen in den Betrieben und bei
Beschäftigten beispielsweise konnten sie so nicht aufhalten. Auf
offensive Interessenvertretung orientierte linke Positionen, die auch
gesellschaftspolitische Themen aufgriffen, hatte es in all diesen
Jahren zwar durchaus auch stets gegeben, aber es waren
Minderheitspositionen geblieben. Sie artikulierten sich auch nach der
Bundestagswahl 2017, beispielsweise in den Sieben Thesen zu den
Aufgaben einer offensiven Gewerkschaftspolitik in der IG Metall, einer
Wortmeldung hauptamtlicher IG Metall-Funktionsträger oder in einem
"Offenen Brief" der NGG Bayern an den DGB-Vorsitzenden Reiner
Hoffmann.[17] Eine breitere Bewegung wurde daraus bisher aber nicht.

So lag es durchaus in der Logik dieser Fixierung auf korporatistische
Aushandlungsprozesse, dass die Gewerkschaften nach dem Abbruch der
Jamaika-Sondierungsgespräche sofort für eine neuerliche große
Koalition plädierten. Schon auf der Basis der Sondierungsgespräche
erklärte der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann: "Diese große Koalition
ist in der Summe besser als das, was wir mit Jamaika jemals erreicht
hätten."[18] In diesem Sinne empfahlen die Gewerkschaften den
SPD-Mitgliedern, für die Aufnahme von Koalitionsgesprächen zu stimmen.
Reiner Hoffmann machte sich auf dem SPD-Sonderparteitag im Januar
energisch dafür stark und bescheinigte dem Papier sogar ein "Potenzial
für einen Politikwechsel in Europa".[19] Den Koalitionsvertrag vom
Februar dieses Jahres bewerteten die Gewerkschaftsspitzen dann
weitgehend einhellig nach dem Motto: Im Prinzip ok, das Beste, was wir
derzeit kriegen können, aber es gibt auch noch Schwachstellen und
offene Fragen, da werden wir weiter Druck machen.[20]

Trotzdem: Die vorsichtig positive Bewertung des Koalitionsvertrags
hatte auf den ersten Blick eine gewisse Berechtigung. Ein paar soziale
Zugeständnisse für die Lohnabhängigen waren schon drin (siehe oben).
Diese "Pluspunkte" waren aber mit allerlei Fragezeichen,
Einschränkungen und Vorbehalten versehen. Manches war reine
Absichtserklärung unter Finanzierungsvorbehalt. Zudem handelte es sich
in vielem um Teil-Reparaturen an Schäden, die die vorherigen
Regierungen, auch Rot-Grün, überhaupt erst verursacht hatten. Außerdem
gab es eine lange Latte von "Minuspunkten", worauf z.B. die IG Metall
hinwies: "Steuerliche Maßnahmen, die die ungleiche Einkommens- und
Vermögensverteilung reduzieren, finden sich nicht. Dagegen soll die
schwarze Null weiter als Haushaltsziel gelten. Notwendige
Zusatzinvestitionen in Infrastruktur und Bildung unterbleiben daher."

Der IG Metall-Kurzcheck konstatierte eher resignativ: "Derzeit ist
keine politische Mehrheit erkennbar, die mehr für die Beschäftigten
bringt."[21] Man müsse folglich die GroKo "treiben und bei
weitergehenden Forderungen nicht nachlassen".[22] Das ist zweifellos
richtig, aber auch zu wenig und verweist auf drei Probleme:

• Die Gewerkschaften haben derzeit kein weiter gehendes ökologisches und
soziales Reformkonzept.

• Sie profilieren sich zu wenig als Bewegungs- und Konfliktorganisationen.

• Und sie müssten sich auch überzeugend für mehr Demokratie und
gegen Rechtsentwicklung engagieren.

Gewerkschaften brauchen ein weiter gehendes Reformkonzept: Das
Ergebnis der Bundestagswahl und die Grundlinien der GroKO als
staatsmonopolistische oder neoliberal-etatistische Modernisierung
müssten es den Gewerkschaften nahe legen, ihre bisherige
Politik-Agenda - so wie sie sie gegenüber der vergangenen GroKo
vertraten - kritisch zu überprüfen und neu zu bestimmen. Das erst
recht vor dem Hintergrund des Eindringens von Rechtspopulismus und
Rechtsextremismus in die gesamte Gesellschaft. Soziale Sicherheit
bleibt weiter wichtig. Aber es geht um mehr. Es geht um soziale
Gerechtigkeit und um eine Politik, die dem Auseinanderdriften der
Gesellschaft, der sozialen Ungleichheit und Spaltung entgegenwirkt.
Mit diesem Auseinanderdriften sind antidemokratische Tendenzen
vorprogrammiert. Soziale Einheit muss zum Gegenstand einer
gewerkschaftlichen Reformkonzeption werden. Auch die Art, wie die
GroKo zustande kam, zeigt: Es fehlt an einer mehrheitsfähigen
demokratischen, sozialen und ökologischen Reformorientierung. Die
Gewerkschaften stehen da nicht alleine in der Verantwortung, aber sie
sollten sich als Teil eines gesellschaftlichen Prozesses begreifen,
der diese Konzeption entwickelt und wirksam macht. Das geht weit
hinaus über einzelne Kritikpunkte an der Koalitionsvereinbarung.

Gewerkschaften als Bewegungs- und Konfliktorganisation: Das
derzeitige Agieren der Gewerkschaften ist Teil einer
gesellschaftlichen Asymmetrie: Dem Klassenkampf von oben steht eine
"Orientierungskrise von unten" gegenüber. Das betrifft auf
unterschiedliche Weise auch Sozialdemokratie und Linke. Im Agieren der
Gewerkschaften gegenüber der GroKo offenbart sich eine extreme
Staatsfixierung, die mit einer langfristigen Entpolitisierung
einhergeht. Die Regierungspolitik wird kritisiert, begrüßt, bewertet,
es werden weitergehende Maßnahmen von ihr verlangt. Das geschieht
weniger über kämpferische Interessenvertretung, stattdessen mehr über
korporatistische Aushandlungsprozesse. Den Verhältnissen angemessen
wäre, wenn die Gewerkschaften ihr politisches Profil schärften und ihr
politisches Mandat wahrnehmen würden.[23] Sie müssten "die
parteipolitisch ungebundenen KollegInnen ebenso wie die
parteipolitisch aktiven KollegInnen bei Linken, Grünen, Union und SPD"
hinter gemeinsamen Forderungen vereinen.[24] Dabei würde es aber
"einem offensiven Politikansatz nicht gerecht", wenn sie die
gesellschaftspolitischen aktuellen Fragen "auf betriebliche und
tarifliche Auseinandersetzungen" reduzierten. Offensive
Gewerkschaftspolitik müsste "ein gesellschaftspolitisches Mandat für
sich reklamieren".[25] Es müsste also darum gehen, die
gewerkschaftlichen Forderungen durch eigene Aktionen und Initiativen
kämpferisch zu vertreten und dazu passende Ideen zu entwickeln.

Gewerkschaften als Teil einer breiteren demokratischen Bewegung:
Die Gewerkschaften brauchen eine inklusive Klassenpolitik.
Ökonomische und soziale Interessen ihrer Mitglieder und der
Lohnabhängigen zu vertreten gehört zu ihren Kernaufgaben. Aber
Sozialpolitik alleine reicht nicht aus.[26] Sie sind auch gefordert,
sich als (Mit-)Akteur einer gesellschaftspolitischen
Demokratisierungsbewegung zu positionieren. Zur sozialen Inklusion
gehört auch politische und kulturelle Inklusion. Politische Inklusion
meint, für mehr demokratische Teilhabe zu streiten, der um sich
greifenden Demokratieverachtung entgegen zu wirken. Kulturelle
Inklusion meint, den von der neoliberalen Globalisierung erzeugten
Strukturbrüchen, der Entwertung von demokratischen Regeln und
kultureller Diversität solidarische Alternativen entgegenzustellen.

Das bedeutet auch: Die Gewerkschaften müssen die gesellschaftliche
Rechtsentwicklung und das Eindringen des "Rechtspopulismus" auch als
Problem in den eigenen Reihen erkennen und dagegen aktiv werden.
Klassen-, Anerkennungs- und Identitätsfragen müssen in ihrem
Zusammenhang aufgenommen und beantwortet werden, durch Antirassismus
und eine progressive Migrationspolitik.

Die Linke in der Orientierungskrise

In Z 112 hatten wir geschrieben: "Die Verluste bei Arbeitern und
Arbeitslosen müssen für die Linke, die soziale Gerechtigkeit und
Verteidigung von Lohnabhängigeninteressen auf ihre Fahnen geschrieben
hat, als Warnsignal verstanden werden." (S. 27) Das "Warnsignal",
verbunden mit den Erfolgen der AfD, hat in der Linkspartei zu einer
bis heute andauernden Eskalation der Konflikte um Orientierung und
Identität der Partei geführt. Dabei wird auch die Frage kontrovers
diskutiert, auf welche Wählergruppen sich die Partei konzentrieren
soll.

Prominent steht die Flüchtlingspolitik im Zentrum dieser Debatte. Was
vordergründig als persönlicher Konflikt zwischen Personen, vor allem
zwischen der Partei- und der Fraktionsvorsitzenden inszeniert wird,
ist tatsächlich eine fundamentale inhaltliche
Richtungsauseinandersetzung, bei der es um eine linke Antwort auf die
kapitalistische Globalisierung geht. Die Art, wie dieser Konflikt
medial ausgetragen wird, gefährdet inzwischen das linke Projekt
ernsthaft. Der Konflikt verheddert sich dabei häufig zwischen falschen
Alternativen. "Die Linke braucht einen neuen Aufbruch, einen dritten
Weg zwischen den falschen Alternativen der Renationalisierung und des
humanen Kosmopolitismus."[27]

"Offene Grenzen" oder "regulierte Migrationspolitik" sind dabei nur
Schlagworte, hinter denen die Frage nach einer linken Antwort auf die
kapitalistische Globalisierung steht, die auf Zustimmung stößt sowohl
bei denjenigen, die die Globalisierung als Erweiterung ihrer
Lebenschancen erleben als auch bei denen, die von den negativen Seiten
dieser Globalisierung betroffenen sind. Dabei sind zwei Konsequenzen
mit zu bedenken.

Linke Politik kann sich nicht in der noch so klugen Anrufung der
politischen Entscheidungen von Parlament und Regierung erschöpfen. Wir
haben oben auf den (real begründeten) Vertrauensverlust in die
Steuerungskapazität der Politik hingewiesen. Dieser wird natürlich
auch jene treffen, die sich darauf beschränken, ein 'Umsteuern' in
dieser oder jener Frage zu fordern. Eine Politik, die ihre
Alternativen nur als Forderungen an die staatliche Ebene ausdrückt,
unterliegt dem gleichen Glaubwürdigkeitsverlust wie die herrschenden
Kräfte und wird im schlimmsten Fall als Teil des Problems, als Teil
des "Establishments" angesehen. Diese Fehler machen bereits SPD und
Grüne zur Genüge. So spricht einiges für den Befund, die Linke habe
"die Imagination einer andere, einer besseren Welt verloren". Sie sei
"nur noch auf dem Papier, in den Grundsatzprogrammen,
antikapitalistisch oder sozialistisch."[28] Für politische Kräfte, die
die Entwicklungsrichtung von Wirtschaft und Gesellschaft grundlegend
verändern wollen, ist aber entscheidend, ob ihre Ideen 'die Massen
ergreifen'. So wichtig Koalitionen und Parlamente auch sind -
tiefgreifende Veränderungen in der Gesellschaft sind ohne breite
soziale Bewegungen nicht denkbar.

Das auch bei den Lohnabhängigen verbreitete Gefühl des politischen
'Kontrollverlusts' wird aktuell stark mit der Globalisierung
verknüpft, obwohl dies nicht die einzige Ebene ist, auf der sich
Interessen als 'Sachzwang' verkleiden. Da liegt der Rückgriff auf die
nationalstaatliche Ebene nahe, ein weites Einfallstor für alle
Varianten von Nationalismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Wenn
nun selbst Teile der Linken einen Gegensatz zwischen Nationalstaat und
Internationalisierung unterstellen, dann öffnen sie das Tor noch
weiter: Globalisierung ist ein politisch gesteuerter und steuerbarer
Prozess. Gesteuert wird er aber von den Nationalstaaten - die
politische Eingriffsebene ist die nationalstaatliche. Politisch
durchsetzungsfähige Bewegungen entwickeln sich aus national jeweils
unterschiedlichen Konfliktkonstellationen, sie müssen aber mit der
Perspektive internationaler Solidarität verbunden werden. Auch hier
empfiehlt sich ein Blick ins Kommunistische Manifest: "Obgleich
nicht dem Inhalt, ist der Form nach der Kampf des Proletariats gegen
die Bourgeoisie zunächst ein nationaler. Das Proletariat eines jeden
Landes muss natürlich zuerst mit seiner eigenen Bourgeoisie fertig
werden."

Ein positives Beispiel für diese Zusammenhänge war die Bewegung gegen
das Freihandelsabkommen TTIP, die dieses nicht nur zu Fall bringen,
sondern zeitweilig auch den Diskurs über internationalen Handel
bestimmen und eine relativ breite gesellschaftliche Koalition zustande
bringen konnte.[29] Es wurde gezeigt, dass im nationalen Rahmen starke
Bewegungen den Globalisierungsprozess beeinflussen können.
Entscheidend für die Durchsetzungsfähigkeit der politischen Linken
sind nicht die jeweiligen parlamentarischen Konstellationen. Es geht
darum, in Bewegungen aller Art das Bewusstsein dafür zu fördern, dass
Veränderungen durch das aktive Engagement der Betroffenen möglich,
dass sie nicht (oder nicht ausschließlich) von wie auch immer
gearteten staatlichen Entscheidungen zu erwarten sind. Was die Linke
mit ihrer Verankerung in heterogenen Milieus betrifft, so bleibt
richtig, was wir in Z 112 schrieben: Diese Heterogenität, die die
klassenmäßige Zerklüftung der Gesellschaft von heute widerspiegelt,
"setzt eine gegen jeden Irrationalismus resistente Strategie voraus,
die die Interessen der unterschiedlichen Gruppen berücksichtigt und
auf einen gemeinsamen antikapitalistischen Nenner zu bringen
versucht." (S. 28) Dies dürfte die zentrale Anforderung an eine
zeitgemäße sozialistische Politik sein.
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FEATURE/1070: Deutschlandfunk Kultur - Galapagos-Kreuzblende, 1.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Galapagos-Kreuzblende

Von Antje Vowinckel

SWR 2017/36'

Feature

Mittwoch, 1. August 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Charles Darwin die Galapagos-Inseln bereiste, entdeckte er
Tierarten, die nur dort existierten und perfekt an ihre Umgebung
angepasst waren. Sie inspirierten ihn zu seiner Evolutionstheorie.
Später stellte sich heraus, dass auch Gesänge bei der Artenbildung
eine Rolle spielen. Mutation durch Vogelgesang? Antje Vowinckel macht
aus Vogelklängen und Aufnahmen mit dem Ornithologen Frank D.
Steinheimer eine radiophone Versuchsanordnung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1793: 1LIVE - "Die Höhle" von Benjamin Quabeck, 2.8.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Höhle

Von Benjamin Quabeck

Musik: Lee Buddah

Regie: der Autor

Produktion: WDR 2011/55'

1LIVE Krimi

Donnerstag, 02.08.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Abijubiläum in der Heimatstadt Ennepetal - es gibt coolere Events. Die
junge Frau ist zur Außenseiterin geworden, frühere Freunde sind ihr
fremd. Die Stadt scheint ein kollektives Geheimnis zu bewahren, von
dem sie als Kind nichts geahnt hat.

Der Schlüssel dazu liegt offenbar in der Kluterthöhle, dem Wahrzeichen
der Stadt, dem alten Stolz der Ahnen. Ein Ort, den jeder Ennepetaler -
bis auf sie - schon in Kindheitsjahren besichtigt hat. Um die Höhle
ranken sich Geschichten: Von einem geheimnisvollen, kristallklaren See
in der Tiefe ist die Rede und von verschwundenen Menschen. Wieviel
davon ist wahr? Was hat das alles mit ihr zu tun? Sie muss unbedingt
herausfinden, was es mit den mysteriösen Erzählungen über ihre
Vorfahren auf sich hat. Und dafür gibt es nur einen Weg: Sie muss
selbst hinabsteigen in die Höhle...

Besetzung

Junge Frau: Marleen Lohse

Jan: Denis Moschitto

Betrunkener: Oliver Brod

Kassiererin: Sigrid Maria Schnückel

Alte Frau: Luise Lunow

Höhlenführer / Wissenschaftlicher Mitarbeiter: Stefan Feddersen-Clausen

Hotelier: Sönke Möhring

Erzähler: Horst Mendroch

Kranker (Herr Bödecken): Fritz Hammer

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 27. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2647: Deutschlandfunk - Songs für den unperfekten Urlaub, 8./15./22.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sommer der schrägen Lieder (3/6)

Früher war mehr Strand!

Songs für den unperfekten Urlaub

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 1. August 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Zu heiß, zu voll, zu laut, zu viel Familie. Im Urlaub gibt's immer was
zu meckern und damit reiche Beute für Kabarettisten und Liedermacher.
Songs über die Ferien gehören in so gut wie jedes Bühnenprogramm. Und
damit in diese Sendung. Als perfekte Playlist zum unperfekten Urlaub
spielen wir Lieder von Helge Schneider, Rainald Grebe, Suchtpotenzial
und vielen anderen. Songs für gute Laune am schlechten Strand!

(Teile 4/5/6 am 8./15./22.8.2018)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2646: Deutschlandfunk Kultur - "Umculo", musikalische Versöhnung in Soweto, 2.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Umculo" - musikalische Versöhnung in Soweto

Bachs Johannespassion als Nachbarschaftsgeschichte

Von Julia Kaiser

Chormusik

Donnerstag, 2. August 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der südafrikanische Regisseur Kobie van Rensburg inszeniert die
Passion in Südafrikas größtem Township Soweto. Umculo bedeutet in der
Sprache der Xhosa sowohl Versöhnung, als auch Kunstmusik. "Umculo"
wird hier lebendig, denn mit den sechs mitwirkenden Amateurchören
begegnen sich in dem Projekt Sängerinnen und Sänger aus
Mittelschicht-Vororten von Johannesburg, Jugendliche aus einer sozial
problematischen Nachbarschaft und herzliche Gastgeber aus dem
Gemeindechor der Adventistenkirche in Soweto.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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DER FILM/392: Bochum - Ex Machina, von Alex Garland, Blue Square 22.08.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Ex Machina

Jahr: 2015

Regisseur: Alex Garland

Darsteller: Domhnall Gleeson, Alicia Vikander

Mittwoch, 22. August 2018, 18:00 Uhr

Veranstaltungsreihe: Filme im Quadrat



Der 24-jährige Web-Programmierer Caleb gewinnt einen firmeninternen
Wettbewerb - sein Preis: eine Woche Aufenthalt im privaten Bergdomizil
des Konzernchefs Nathan. Vor Ort muss Caleb allerdings an einem ebenso
seltsamen wie faszinierenden Experiment teilnehmen und mit der
weltweit ersten, wahren künstlichen Intelligenz interagieren: einer
bildschönen Roboterfrau. In seinem Regiedebüt geht Alex Garland einer
der wichtigsten Fragen des Science Fiction nach: Was macht den
Menschen menschlich?

Referentin: Rebekka Heinen, Fakultät für Psychologie, Ruhr-Universität
Bochum

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum in Kooperation mit der Mediathek am Institut für
Medienwissenschaften

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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KURSUS/1787: Mönchengladbach - "Digitale Fotografie von der Aufnahme bis zur Präsentation", 13.-16.8.


Bildungsurlaub - Digitale Fotografie von der Aufnahme bis zur
Präsentation



Dank digitaler Fotografie ist es leicht geworden, auch ohne
professionelles und teures Equipment technisch akzeptable Fotos zu
machen, gleich ob für berufliche oder private Zwecke. Besonders im
Hinblick auf das Budget kann es von Vorteil sein, wenn man kleinere
Projekte im Betrieb selbst umsetzen kann, statt auf externe Anbieter
zurückgreifen zu müssen. Aber es ist alleine mit dem Drücken des
Auslösers nicht getan und oft liegen die Ergebnisse nicht in der
gewünschten Qualität vor. Dabei ist der technisch sichere Umgang mit
der eigenen Kamera entscheidend! Anhand der drei Bereiche Portrait-,
Produkt und Architekturfotografie lernen die Teilnehmenden in dem Kurs
vom 13. bis 16. August, 8.30 bis 15.30 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, praxisnah vom Fotografen Thomas
Bocian die wichtigsten Aspekte der digitalen Fotografie kennen.
Zunächst geht es um die allgemeine Bildgestaltung. Anschließend
erstellen die Teilnehmer unter fachlicher Anleitung qualitativ
hochwertige und farbverbindliche Fotografien, wonach die entstandenen
Bilder dann in der Gruppe präsentiert und besprochen werden.
Der Intensivkurs ist als Bildungsurlaub nach dem
Arbeitnehmer-Weiterbildungsgesetz von NRW anerkannt.

Leitung: Thomas Bocian

Kurs-Nr.: 182E8017T

Entgelt: 175 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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NEUROLOGIE/970: Forscher entdecken Mechanismus, der die Huntington-Krankheit abschwächt (idw)


Universität zu Köln - 25.07.2018

CECAD-Forscher entdecken Mechanismus, der die Huntington-Krankheit abschwächt

Krankhafte Anhäufung des Proteins "Huntingtin" hängt mit defektem
Entsorgungssystem in den Nervenzellen zusammen / Langfristig Hoffnung auf
neue Therapie



Der Neurowissenschaftler Dr. David Vilchez und sein Team bei CECAD, dem
Exzellenzcluster für Alternsforschung der Universität zu Köln, haben neue
Erkenntnisse zu einem System gewonnen, das die neurodegenerative
Huntington-Krankheit abschwächen könnte. Durch den jetzt entdeckten
Mechanismus wird die Anhäufung von toxischen Proteinen verhindert, die für
den Abbau von Hirnzellen bei der Krankheit verantwortlich sind. Die
Forschungsergebnisse sind nun in der Fachzeitschrift "Nature
Communications" veröffentlicht.

Die Huntington-Krankheit ist eine neurodegenerative Erkrankung, die zum
Tod von Gehirnzellen und damit zu unkontrollierten Körperbewegungen,
Sprachverlust und Psychosen führt. Mutationen des "Huntingtin"-Gens sind
für die Krankheit verantwortlich, da sie dazu führen, dass sich das
gleichnamige Protein "Huntingtin" in giftiger Menge anhäuft. Diese
Anhäufung führt zu Neurodegeneration und in den allermeisten Fällen zum
Tod des Patienten spätestens zwanzig Jahre nach Ausbruch der Krankheit.
Um die Mechanismen der Huntington-Krankheit besser zu verstehen,
untersuchten Vilchez und sein Team sogenannte induzierte pluripotente
Stammzellen (iPS-Zellen) von Patienten mit der Huntington-Krankheit.
Stammzellen sind in der Lage, sich in jeden Zelltyp - beispielsweise in
Neuronen - zu differenzieren.

Die Stammzellen der Huntington-Patienten konnten erstaunlicherweise die
sonst krankheitstypische Anhäufung des toxischen Proteins "Huntingtin"
vermeiden. Verantwortlich für diesen Erfolg zeigte sich ein Protein namens
UBR5, das als Schutzmechanismus für die pluripotenten Stammzellen
fungiert. UBR5 sorgt dafür, dass sich das schädliche "Huntingtin"-Protein
wieder abbaut.

Das Kölner Team verglich unsterbliche iPS-Zellen von
Huntington-Patientinnen und -Patienten und die daraus differenzierten Neuronen auf
Unterschiede in ihrer Fähigkeit, eine Anhäufung des mutierten "Huntingtin"
zu vermeiden. Dabei stellte sich heraus, dass "Huntingtin" durch das
zelluläre Entsorgungssystem "Proteasom" abgebaut werden kann. Doch gerade
in den Neuronen der Patientinnen und Patienten war das so wichtige
Entsorgungssystem defekt und "Huntingtin" konnte nicht abgebaut werden.
Vilchez und sein Team fanden heraus, dass das Schutz-Protein UBR5 jedoch
in den Stammzellen erhöht aufzufinden war. Das beschleunigte den Abbau von
"Huntingtin" in den Zellen. Sie kontrollierten auch, ob eine
Herunterregulierung des UBR5-Spiegels, also weniger Schutz, zur giftigen
Anhäufung von "Huntingtin" in den Stammzellen führte. Tatsächlich stellten
sie fest, dass das Senken von UBR5 zu einem massiven Anstieg in
Anhäufungen von "Huntingtin" in den Stammzellen führte. "Das war
verblüffend", sagt Vilchez. "Aus dem Nichts häuften die Zellen auf einmal
große Mengen des toxischen Proteins an."

Die Forscherinnen und Forscher überprüften ihre Ergebnisse auch an einem
Modellorganismus, um die früheren Befunde noch einmal zu bestätigen. Beim
Fadenwurm C. elegans testeten sie, ob sich durch eine Herunterregulierung
des UBR5-Spiegels die Anhäufung von "Huntingtin" in den Neuronen erhöht.
Wieder führte das Senken von UBR5 zu einem massiven Anstieg der Anhäufung
und neurotoxischen Wirkung des schädlichen Proteins in den Neuronen. Die
Erhöhung von UBR5 hingegen blockierte die Anhäufung von "Huntingtin" in
den Modellorganismen.

Das Team testete auch, ob die Ergebnisse auf andere neurodegenerative
Krankheiten zutreffen. "Wir haben den Mechanismus bei der amyotrophen
Lateralsklerose (ALS) unter die Lupe genommen", sagt Seda Koyuncu, eine
Doktorandin am Labor von Vilchez und Hauptautorin der Publikation. "Aber
unser Ergebnis ist sehr spezifisch für die Huntington-Krankheit",
erläutert Dr. Isabel Saez, eine weitere Hauptautorin und
CECAD-Mitarbeiterin.

Auch wenn die Ergebnisse für die Entwicklung neuer Behandlungen und
Medikamente wichtig sein könnten, gebe es noch keine Heilung für die
Huntington-Krankheit. "Es ist nicht so, dass man etwas Neues entdeckt und
dann gibt es sofort eine Heilung; es ist schwieriger. Aber in einigen
Jahren könnte es eine Therapie geben", sagt Saez. Bis dahin muss noch
weiter geforscht werden. "Diese Ergebnisse tragen zu einem besseren
Verständnis der Huntington-Krankheit bei und könnten langfristig ein
Meilenstein in der Behandlung von Patienten sein", sagt Vilchez.

CECAD ist das Exzellenzcluster der Universität zu Köln und des
Universitätsklinikums zur Erforschung alternsassoziierter Erkrankungen.
Dr. David Vilchez ist Principal Investiagor in Forschungsbereich B,
"Disruptions in Protein Metabolism Cause Aging-Associated Diseases". In
seiner Arbeit konzentriert Vilchez sich auf die Regulation der
Proteinhomöostase in Stammzellen und im Alterungsprozess.


Zur Publikation:

"The ubiquitin ligase UBR5 suppresses proteostasis collapse in pluripotent
stem cells from Huntington's disease patients". Seda Koyuncu, Isabel Saez,
Hyun Ju Lee, Ricardo Gutierrez-Garcia, Wojciech Pokrzywa, Azra Fatima,
Thorsten Hoppe and David Vilchez. Nature Communications, volume 9, 23 July
2018, article number: 2886 (2018),

http://www.nature.com/articles/s41467-018-05320-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 25.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UROLOGIE/328: Studie - Erkennung von Prostatakrebs per Ultraschall in Verbindung mit künstlicher Intelligenz (DEGUM)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 26. Juli 2018

Krebs-Diagnostik

Studie bestätigt: Prostatakrebs kann per Ultraschall in der Verbindung mit künstlicher Intelligenz besonders effektiv erkannt werden



Berlin - Prostatakrebs ist die häufigste Krebserkrankung bei Männern
in Deutschland. Jährlich werden rund 63400 Neuerkrankungen
diagnostiziert. Neben einer Tast- und einer Blutuntersuchung spielen
bei der Diagnose Ultraschallverfahren eine entscheidende Rolle. Eine
aktuelle Langzeitstudie zeigt, dass bei 97 Prozent der Patienten,
deren Tumor mit einer Kombination aus künstlicher Intelligenz und
ultraschallbasierter Biopsie entdeckt wurde, eine so exakte Diagnose
gestellt werden konnte, dass sie nach zwölf Jahren entweder keinen
Prostatakrebs zeigten oder mit einer entsprechenden Therapie geheilt
werden konnten. Experten der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in
der Medizin e.V. (DEGUM) begrüßen diese Erkenntnis.

Die Prostata zählt zu den männlichen Fortpflanzungsorganen. Entartet
das Gewebe, so kann eine Krebserkrankung entstehen. Doch wenn die
diese früh entdeckt wird, ist sie gut behandel- und heilbar. Eine
aussagekräftige Früherkennung ist deshalb also von zentraler
Bedeutung. "Bei Verdacht auf ein Prostatakarzinom wird zunächst eine
Tastuntersuchung, die sogenannte digitale rektale Untersuchung (DRU),
durchgeführt", so Professor Dr. med. Tillmann Loch, Leiter der
DEGUM-Sektion Urologie von der Urologischen Klinik aus dem
Diakonissenkrankenhaus Flensburg. "Dabei tastet der Arzt die Prostata
vom Mastdarm (Rektum) aus mit dem Finger ab. Der Nachteil an der
Methode ist jedoch, dass eine Vielzahl von Tumorerkrankungen so nicht
diagnostiziert, bzw. nicht rechtzeitig entdeckt werden kann."

Auch die Bestimmung des Prostataspezifischen Antigen-Wertes
(PSA-Wertes) im Blut spielt eine zentrale Rolle. Das PSA wird von
Prostatazellen gebildet, in der Regel auch und vermehrt von
bösartigen.

Deshalb steigt mit dem PSA-Blutspiegel auch die Wahrscheinlichkeit für
Prostatakrebs. "Dennoch beweist ein erhöhter Wert noch keinen Krebs",
sagt der DEGUM-Experte. "Wenn der PSA-Wert erhöht ist, geben Biopsien
Aufschluss darüber, ob tatsächlich eine bösartige Erkrankung
vorliegt."

Wie wirkungsvoll eine frühzeitige Verlaufskontrolle mit transrektalem
Ultraschall (TRUS) und Auswertung durch KI sein kann, zeigt eine
aktuelle Studie aus dem 'World Journal of Urology' (Vol 16; 2018). Das
Ergebnis: Bei 97 Prozent der Patienten konnte durch eine mittels
künstlicher Intelligenz gezielte Gewebeprobe eine so exakte Diagnose
gestellt werden, dass sie nach zwölf Jahren entweder keinen
Prostatakrebs nachgewiesen oder geheilt werden konnten. Diese
computergestützte Ultraschall-Diagnostik (ANNA) brachte so exakte
Ergebnisse hervor, dass 50 bis 75 Prozent der üblicherweise
notwendigen Biopsien nicht mehr durchgeführt werden mussten. Für die
Studie wurden 71 Patienten mit Prostatakrebs über einen Zeitraum von
zwölf Jahren untersucht.

Doch warum ermöglicht diese neue ultraschallgezielte Biopsie besonders
korrekte Ergebnisse? "Die Verwendung von der Kombination aus
Ultraschall und KI ermöglicht eine besonders exakte und zielgenaue
Probenentnahme", erläutert Loch. "Dabei führt der Arzt die
Biopsie-Nadel gemeinsam mit dem Ultraschallkopf in den Enddarm ein.
Mit Hilfe des Ultraschalls steuert er die Nadel dann ganz gezielt
durch die Darmwand in die Prostata." Ein weiterer Vorteil der Methode:
Die hohe technische Auflösung des modernen Ultraschalls ermöglicht
mittlerweile nicht mehr nur sehr gute Bilder vom Tumor selbst, sondern
auch von krebsverdächtigen umliegenden Gebieten ohne Einsatz von
schädigenden Strahlen oder eines Kontrastmittels.

Wissenswertes: Wie macht sich ein Prostatakarzinom bemerkbar - und wann sollte gehandelt werden?

Kleine Tumoren an der Prostata werden von den Betroffenen oft gar
nicht bemerkt. Beschwerden treten erst bei fortgeschrittenen
Karzinomen auf, die sich beispielsweise durch Störungen beim
Wasserlassen, Schmerzen in der Prostata oder Blut im Urin zeigen. Die
DEGUM rät Männern, die solche Symptome spüren, sich untersuchen zu
lassen. Zudem sollten Männern über 40 Jahren regelmäßig Untersuchungen
zur Früherkennung wahrnehmen.


Über die DEGUM: 

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM)
bietet ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie
vereint rund 10 000 Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische
Assistenten, Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik
ist heute das am häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der
Medizin. Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III.
DEGUM-zertifizierte Ärzte finden Patienten im Internet unter: 

www.degum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM)

Pressemitteilung vom 26. Juli 2018

Pressestelle

Friederike Gehlenborg

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 / 8931-295, Fax: 0711 / 8931-167

E-Mail: gehlenborg@medizinkommunikation.org

Internet: www.degum.de
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FORSCHUNG/3882: Initiativen gegen die Ausbreitung einer wissenschaftlichen Scheinwelt (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 25.07.2018

AWMF unterstützt konsequente Initiativen gegen die Ausbreitung einer wissenschaftlichen Scheinwelt



Wertlose Forschung und gefährliches Pseudowissen beschäftigen die
medizinische Wissenschaft seit langem - dennoch breitet sich der Markt für
deren Verbreitung anscheinend ungehindert aus. Die Arbeitsgemeinschaft der
Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V. (AWMF) sieht
darin eine reale Bedrohung für die Durchdringung von Wissen aus der
seriösen Wissenschaft in die Öffentlichkeit und, in Konsequenz, eine
Bedrohung für die Gesundheit von PatientInnen und BürgerInnen.

Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften e.V. (AWMF) setzt auf Gegenmittel wie das Paradigma der
evidenzbasierten Medizin, internationale Initiativen zur Förderung der
Qualität medizinischer Forschung, auf die Leitlinien ihrer aktuell 178
Mitgliedsgesellschaften als qualitätsgesicherte Information und auf die
Stärkung der Gesundheitskompetenz der Bevölkerung.

Die Diskussion um die in der medizinischen Wissenschaft und in der
Öffentlichkeit schon seit vielen Jahren kritisch verfolgte Verbreitung von
Pseudowissen hat eine neue Dimension erreicht. Auslöser ist die
zunehmende Ausbreitung einer akademischen Scheinwelt - getrieben durch
sogenannte "Raubverlage", "Pseudojournale" und "Pseudokongresse", die
Wissenschaftlichkeit vorgeben, jedoch die Grundprinzipien der
Wissenschaftlichkeit zugunsten rein wirtschaftlicher Interessen
fundamental missachten. Die AWMF ruft daher zu mehr Problembewusstsein
auf. "Die medizinische Wissenschaft muss sich verstärkt für die
Prävention, Identifikation und Kennzeichnung von wertloser, eindeutig
interessengeleiteter oder pseudowissenschaftlicher Forschung einsetzen, um
nachteilige Folgen für die medizinische Versorgung und für individuelle
Patienten zu verhindern", fordert Professor Dr. med. Rolf Kreienberg,
Präsident der AWMF. "Hierfür eignen sich Instrumente, die auf
unterschiedlichen Ebenen ansetzen", ergänzt Professor Dr. med. Christoph
Herrmann-Lingen, Vorsitzender der Kommission Forschung und Lehre der AWMF.
Dazu gehören die obligate Registrierung klinischer Studien, die
Transparenz von Interessenkonflikten, Regeln für transparente
Publikationsprozesse einschließlich eines definierten
Begutachtungsver¬fahrens ("peer review") und die kostenfreie Verfügbarkeit
wissenschaftlich hochwertiger Publikationen ("open access").

Gerade die grundsätzlich zu begrüßende open access-Bewegung hat in den
letzten Jahren aber auch zu den gravierenden Fehlentwicklungen
beigetragen, die aktuell in den Fokus der Diskussion getreten sind: Im
open access-Modell müssen die Autoren eine Gebühr für die
Produktionskosten ihrer Publikationen entrichten, da die Verlage keine
Einnahmen daraus zu erwarten haben. Das heißt aber auch, Verlage nehmen
umso mehr Geld ein, je mehr Publikationen sie akzeptieren und je geringer
sie die Kosten halten. Dies bietet den Geschäftsraum für
pseudowissenschaftliche Verlage und Publikationsplattformen. Mit
wohlklingenden Titeln täuschen diese Seriosität vor und werben in
Massen-Emails mit dem Versprechen rascher und unkomplizierter
Manuskriptbearbeitung um WissenschaftlerInnen. Die Manuskripte werden dann
ohne ausreichende Qualitätskontrolle gegen Zahlung einer durch die so
erzielte Einsparung von Produktionskosten oft vergleichsweise niedrigen
Gebühr veröffentlicht. Zur Fehlentwicklung tragen auch Fehlanreize der
Forschungssteuerung bei, die vielfach noch zu einseitig quantitative
Bewertungsmaßstäbe setzt (wie z. B. die reine Zahl anstelle der
wissenschaftlichen Qualität von Publikationen oder die Summe verausgabter
Drittmittel anstelle ihres sinnvollen Einsatzes), mahnt Professor
Herrmann-Lingen. "Der Druck, vor allem viel zu publizieren, ("publish or
perish", also publizieren oder untergehen) kann womöglich auch zu
explizitem wissen¬schaftlichem Fehlverhalten bis hin zur Publikation
gefälschter Ergebnisse ("fake science") verleiten."

Die AWMF fordert daher die konsequente Prüfung der Einhaltung
international konsentierter Gütekriterien medizinischer Forschung. Nach
den Empfehlungen der AWMF sollten nur solche Publikationen als
Qualitätsnachweis anerkannt werden, die in Publikationsorganen erscheinen,
die entweder in etablierten Verzeichnissen seriöser Fachzeitschriften
gelistet oder von wissenschaftlichen Fachgesellschaften auf der Basis
transparenter Kriterien als qualitätsgesicherte Publikationsorgane im
jeweiligen Fachgebiet anerkannt sind. Die AWMF führt eine entsprechende
Kriterienliste und eine "Weiße Liste" der Zeitschriften ihrer
Mitgliedsgesellschaften.

Professor Dr. med. Ina B. Kopp, Leiterin des AWMF-Instituts für
Medizinisches Wissensmanagement (AWMF-IMWi) ruft ergänzend zu gezielter
Suche nach tragfähigem, neutralen Wissen auf: "Eine anwendungsbezogene
Orientierung im Publikationsdschungel bieten evidenzbasierte Leitlinien
der Fachgesellschaften, die über das qualitätsgesicherte
Leitlinienregister der AWMF kostenfrei zugänglich sind." Diese werden auf
der Basis systematischer Analysen der wissenschaftlichen Literatur
entwickelt. Dabei werden nach einem transparenten Verfahren qualitativ
hochwertige Publikationen aus anerkannten internationalen Datenbanken
identifiziert. Diese werden zudem nach einem klar definierten,
transparenten Vorgehen bewertet. "Eine exemplarische Analyse von zwei
aktuellen Leitlinien aus dem Jahr 2017 konnte unter insgesamt über 1300
zitierten Literaturstellen keine einzige eindeutig unseriöse Quelle
identifizieren", bestätigt Professor Herrmann-Lingen. Professor Kopp regt
an: "Darüber hinaus müssen PatientInnen und BürgerInnen befähigt werden,
Spreu und Weizen medizinischer Information zu unterscheiden." Dazu tragen
Laienversionen hochwertiger Leitlinien der Fachgesellschaften in der AWMF
bereits bei. Ergänzend fordert die AWMF die systematische Verankerung von
Kenntnissen der evidenzbasierten Medizin in der medizinischen Aus- und
Weiterbildung sowie die Förderung von Gesundheitsbildung in der
Bevölkerung - beginnend bereits in der Schule.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.awmf.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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FORSCHUNG/3881: Körpereigener Tumorblocker entdeckt (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 25.07.2018

Körpereigener Tumorblocker entdeckt



Wissenschaftlerinnen der Universitätsmedizin Mainz haben neue
Eigenschaften des menschlichen Proteins MYPOP entdeckt: Es wirkt gegen
Virusinfektionen und Krebs. MYPOP erkennt virale Proteine und die DNA von
HPV16 und HPV18, sogenannten onkogenen Papillomviren, bindet an sie und
hemmt die Expression viraler Gene, u.a. auch der viralen Onkogene, auch
als Krebsgene bezeichnet. Diese gelten als eine Ursache für die
Transformation gesunder Zellen zu Tumorzellen. MYPOP hat somit antivirale
und antitumor Eigenschaften.

Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz haben einen neuen Faktor der
körpereigenen Immunabwehr identifiziert: MYPOP - ein bislang wenig
bekanntes Protein. MYPOP unterdrückt die Bildung neuer viraler Bausteine
und wirkt als Tumorsuppressor. Es verhindert die Teilung der Tumorzelle
und tötet Krebszellen ab. Dies stellten die Mainzer Forscher im Rahmen von
Untersuchungen zur Infektion mit Humanen Papillomviren (HPV) fest.
Onkogene HPV-Typen sind ein wichtiger Faktor für das Auftreten von
Gebärmutterhalskrebs und weiteren Tumoren im Genital-, Mund- und
Rachenbereich. Die Ergebnisse sind nachzulesen in der aktuellen Ausgabe
der Fachzeitschrift "Oncogene" der Nature Publishing Group.

Die Arbeitsgruppe von PD Dr. Luise Florin vom Institut für Medizinische
Mikrobiologie und Hygiene der Universitätsmedizin Mainz untersucht, wie
eine Infektion durch Humane Papillomviren (HPV) abläuft. Humane
Papillomviren vom Typ 16 (HPV16) sind der gefährlichste Auslöser für
Gebärmutterhalskrebs.

Wie die Wissenschaftler im Rahmen ihrer jüngsten Studie feststellten,
besitzt MYPOP, ein Myb-verwandter Transkriptionsfaktor, zentrale
antivirale Eigenschaften: Es erkennt eindringende Papillomviren inklusive
ihrer DNA. Daraufhin bindet es sich an das virale Kapsidprotein und die
virale Kontrollregion der DNA. Dies hat eine verminderte Expression der
viralen Gene zur Folge, wodurch wiederum sowohl die Infektion der
Schleimhautzellen blockiert als auch langfristig die Tumorentstehung
verhindert werden. MYPOP besitzt somit antivirale und antitumor
Eigenschaften. Damit haben die Mainzer Forscher einen neuen Faktor der
zellulären intrinsischen Immunabwehr, einen sogenannten
Restriktionsfaktor, identifiziert.

Wie die Forscher im Rahmen ihrer Studie zudem feststellten, fehlt den
HPV-Tumorzellen das normalerweise in Hautzellen in hohen Mengen vorhandene
MYPOP. Grund dafür ist ein virales, krebserzeugendes Protein, das den
Abbau von MYPOP induziert. Wenn die Wissenschaftler allerdings MYPOP in
die Tumorzellen wieder einbrachten, konnten sich die Zellen nicht mehr
ungehemmt teilen. Auch in anderen Krebszellen beobachteten die
Wissenschaftler diesen Effekt. Ob MYPOP als Ansatzpunkt für Therapien
gegen Virusinfektionen und/oder Krebs dienen kann, werden zukünftige
Forschungsarbeiten zeigen müssen.

Originalpublikation:

"The Myb-related protein MYPOP is a novel intrinsic host restriction
factor of oncogenic human papillomaviruses"; Elena Wüstenhagen, Fatima
Boukhallouk, Inka Negwer, Krishnaraj Rajalingam, Frank Stubenrauch und
Luise Florin; Oncogene; 

https://doi.org/10.1038/s41388-018-0398-6;

https://rdcu.be/26e4
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http://idw-online.de/de/institution1431
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Epidemologie

Auffällige Geburtenzahlen im Heidekreis und in Faßberg (Landkreis
Celle)

Von Hagen Scherb(1), Ralf Kusmierz(2) und Kristina Voigt(3)



Motivation

Meldungen in den Medien, wie zum Beispiel "Übelkeit: Der Dethlinger
Teich macht krank" (NDR, 20.4.2018), haben erneut die Aufmerksamkeit
der Öffentlichkeit auf die militärischen Altlasten der Bundesrepublik
Deutschland am Truppenübungsplatz Munster im nordöstlichen Heidekreis
gelenkt.(4) Weil sich in Munster außerdem die "Zentrale Sammelstelle
für radioaktive Abfälle der Bundeswehr (ZESAM)" befindet und in
Munster in den 1980er Jahren Uranmunition getestet wurde, besteht die
Möglichkeit, daß die lokale Bevölkerung kanzerogenen und/oder
mutagenen chemischen Kampfstoffen und radioaktiven Substanzen
ausgesetzt war und ist. Weil mutagene Stoffe im Verdacht stehen,
sogenannte Letalmutationen auszulösen, welche sich in Tieren und beim
Menschen durch veränderte zahlenmäßige Geschlechtsverhältnisse bei der
Geburt bemerkbar machen können, ist es naheliegend, das
Geschlechtsverhältnis in den mutmaßlich belasteten Gemeinden des
Heidekreises genauer zu untersuchen und mit dem Geschlechtsverhältnis
in (relativ) unbelasteten Kontrollregionen bzw. mit dem
Geschlechtsverhältnis in den Zeiträumen vor dem Eintritt der
Belastungen zu vergleichen.
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Daten und Methoden

Die vorliegende Untersuchung basiert auf der "Datentabelle Z1 100001"
für die Geborenen nach Geschlecht auf Gemeindeebene in Niedersachsen
von 1971 bis 2016 des Landesamts für Statistik in Niedersachsen (LSN).
Diese Daten können mit Hilfe der Online-Datenbank des LSN kostenfrei
bezogen werden.(5) Die Verarbeitung der Daten erfolgte mit Microsoft
Excel 2010 und die statistischen Analysen mit dem statistischen
Softwarepaket SAS.(6) Hauptsächlich verwenden wir den exakten Test von
Fisher zum Vergleich zweier Binomialwahrscheinlichkeiten, und zwar
basierend auf dem sogenannten Wald-Chi², analog der logistischen
Regression.

Hintergrund

Im bzw. am Heidekreis (früher: Landkreis Soltau-Fallingbostel) im
Norden Niedersachsens befinden sich die großen Truppenübungsplätze
Bergen bei Soltau in der südlichen Lüneburger Heide und circa 20
Kilometer nordöstlich Munster Nord und Süd bei Munster an der Örtze.
Dort liegen erhebliche Altlasten aus militärischer Nutzung vor. In
Munster Nord wurden während des Ersten Weltkriegs chemische
Kampfstoffe hergestellt und Chemiewaffenmunition gelagert. Am 24.
Oktober 1919 kam es bei schwachem Ostwind zu einem katastrophalen
Explosionsunglück, als ein mit Chemiewaffen beladener Güterzug, der
die Kampfstoffe zur Versenkung in der Nord- und Ostsee
abtransportieren sollte, explodierte und dabei die nahe gelegenen
Kampfstoffabriken ebenfalls zerstörte. Während des Zweiten Weltkriegs
wurden in Munster erneut Chemiewaffen produziert. Die nach dem Krieg
vorgefundenen Bestände wurden teilweise abtransportiert, teilweise,
aus heutiger Sicht unsachgemäß, in einer ehemaligen Kieselgurgrube,
dem Dethlinger Teich, versenkt. Der Teich wurde später verfüllt, weil
immer wieder Anwohner Munitionsteile daraus bargen, um das wertvolle
Buntmetall zu verkaufen. Heute befindet sich am Standort u. a. die
"Zentrale Sammelstelle für radioaktive Abfälle der Bundeswehr (ZESAM)"
und die bundeseigene "Gesellschaft zur Entsorgung von chemischen
Kampfstoffen und Rüstungsaltlasten mbH (GEKA)", bei der u. a.
Rückstände der Vernichtung der syrischen Chemiewaffenbestände
verbrannt wurden. Auf dem Schießplatz des Standorts wurden im August
1983 Waffentests mit panzerbrechender Munition aus abgereichertem Uran
(depleted uranium, DU) durchgeführt.(7)

Abgereichertes Uran ist der sehr preisgünstig verfügbare Rückstand der
Urananreicherung, der nur noch unter 0,3 % Uran-235 enthält. Es wird
u. a. auch für Panzerungen und als Trimmgewicht in Flugzeugen
eingesetzt, weil es wegen seiner hohen Dichte nur wenig Platz
benötigt. Da bei der Isotopentrennung der Anteil des stärker
radioaktiven Uran-235 und vor allem auch der des in Uran in Spuren
vorhandenen hochradioaktiven Uran-234 in der abgereicherten Fraktion
deutlich zurückgeht, beträgt die Radioaktivität des bei der
Anreicherung von Natururan anfallenden DU nur etwa 40 Prozent
derjenigen von Natururan. Jedoch wird bei der Urananreicherung
gewöhnlich auch Uran aus der Wiederaufarbeitung abgebrannter
Brennelemente eingesetzt. Deswegen enthält DU auch Spuren von
Plutonium und Transuranen, ferner die aus Plutonium entstandenen
Zerfallsprodukte Uran-232 und Uran-236, die wegen ihrer kurzen
Halbwertszeit erheblich stärker radioaktiv sind als die natürlichen
Uranisotope. Die Wirkung von Uranmunition beruht auf ihrer großen
Durchschlagskraft wegen der hohen Dichte. Die kinetische Energie wird
beim Durchschlag der Panzerung in Wärme umgewandelt, wodurch sich das
Geschoß extrem erhitzt und zerstäubt; die entstehende Uranstaubwolke
entzündet sich im getroffenen Ziel und explodiert, wodurch die
beabsichtigte Zerstörungswirkung erreicht wird, z. B. Explosion der
Bordmunition und Brand des Kraftstoffs. In der Folge werden die
entstandenen uranhaltigen Partikel in weitem Umkreis in der Umgebung
verteilt und schweben noch lange in der Luft. Es handelt sich dabei um
lungengängigen Feinstaub. Amerikanische Soldaten haben die Anweisung,
sich durch DU-Beschuß zerstörten Panzerwracks in den ersten Tagen
deswegen nur mit Atemschutz anzunähern. Die Gefährdung ist nicht immer
erkennbar, weil die Munition beim Auftreffen auf Gestein und Beton
durch Fehlschüsse genauso zerstäubt und explodiert, die
Gefahrenbereiche dann aber nicht durch zerstörte Ziele gekennzeichnet
sind. Es ist davon auszugehen, daß die Munitionstests auf dem
Truppenübungsplatz Munster ebenfalls mit Uranstaubfreisetzungen
einhergegangen sind.

Das Geschlechtsverhältnis bei der Geburt als genetischer Indikator


Das Verhältnis der Anzahlen von Jungen und Mädchen bei der Geburt
(Geschlechtsverhältnis der Lebendgeburten) ist im Prinzip eine
biologisch-demographische Konstante und beträgt global in Europa und in
Nordamerika in den vergangenen Jahrzehnten relativ stabil zwischen 104
und 106 Jungen auf 100 Mädchen. Zum historischen und methodischen
Hintergrund von Studien zum Geschlechtsverhältnis siehe z. B. Schull
und Neel 1958, Vogel und Motulsky 1986 oder Scherb und Voigt 2012
[1-3]. Der Anteil männlicher Neugeborener in einer gegebenen Anzahl
von Lebendgeburten ist mit ausreichend hoher Genauigkeit
binominalverteilt. Mit anderen Worten, die Geschlechterverteilung
entspricht im Prinzip der Verteilung von Kopf und Zahl sowie der
Ergebnisvariabilität in verschiedenen Reihen der Länge n von
Münzwürfen, und zwar mit einer von 0.5 geringfügig abweichenden
"Erfolgswahrscheinlichkeit" p und der Varianz n*p*(1-p). Aus
Tierversuchen und aus zahlreichen Beobachtungen am Menschen ist
allerdings bekannt, daß sich das Geschlechtsverhältnis von Lebewesen
aufgrund radiologischer Belastungen verändern kann (Letalmutation).
Eine mögliche Interpretation dieses Phänomens in Bezug auf den
Menschen ist, daß aufgrund einer gegenüber den väterlichen Y- und/oder
den mütterlichen X-Chromosomen erhöhten Vulnerabilität der väterlichen
X-Chromosomen, welche ausschließlich an weibliche und nicht an
männliche Nachkommen weitergeben werden, die Entwicklung hin zu
lebendgeborenen Mädchen nach Strahlenbelastung beeinträchtigt sein
kann [4-13]. Zum Thema "Letalmutationen und Geschlechtsverhältnis"
siehe auch die detaillierten Ausführungen im UNSCEAR 1958 REPORT,(8)
und insbesondere dort auf Seite 180.


Stark erhöhtes Geburtengeschlechtsverhältnis um den Truppenübungsplatz
Munster

In der Umgebung des Truppenübungsplatzes in den Gemeinden Bispingen,
Munster, Soltau, Wietzendorf (alle Heidekreis) und Faßberg (Landkreis
Celle) findet sich in den Jahren nach den DU-Tests, die im August 1983
und möglicherweise auch später noch stattgefunden haben, ein
auffälliger, extremer Wert des Geburtengeschlechtsverhältnisses (siehe
Abbildung 1, Abbildung 2 und Tabelle 1).
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In den genannten fünf Gemeinden springt das Geschlechtsverhältnis der
Lebendgeburten im Jahre 1984 von einem leicht erniedrigten,
unauffälligen mittleren Wert von 1.023 dauerhaft auf einen deutlich
erhöhten mittleren Wert von 1.125. Dieser Sprung mit einem sogenannten
Geschlechtschancenverhältnis (sex odds ratio, SOR) von 1.100 und 95
%-Konfidenzintervall (95 %-KI) (1.040, 1.163) ist hochsignifikant:
p-Wert=0.0008. Der Sprung ist somit, bis auf eine geringe sogenannte
Irrtumswahrscheinlichkeit von 8 zu 10,000, nicht mit Zufall zu
erklären. In Abbildung 2 sind die jährlichen Geschlechtsverhältnisse
der fünf Gemeinden dargestellt - gemeinsam mit dem
Geschlechtsverhältnis von Niedersachsen als dicke graue Linie im
Hintergrund, siehe dazu ebenfalls Tabelle 1. Im Gegensatz zu dem
Geschlechtsverhältnis um den Truppenübungsplatz Munster herum ist im
Verlauf des Geschlechtsverhältnisses in Niedersachsen keine
entsprechende sprunghafte oder sonstige Auffälligkeit zu erkennen. Die
wesentlich höhere, zufallsbedingte Variabilität der jährlichen
Geschlechtsverhältnisse in den fünf Gemeinden Bispingen, Munster,
Soltau, Wietzendorf und Faßberg im Vergleich zu Niedersachsen
(Abbildung 2) erklärt sich durch die geringere Zahl von 23,773
Geburten in den fünf durch den Truppenübungsplatz exponierten
Gemeinden gegenüber 3,385,026 Geburten in Niedersachsen jeweils von
1971 bis 2016 (Tabelle 1).


Schließt man die extremen Jahre 2015 und 2016 (siehe Abbildung
2) von der statistischen Analyse aus, um den Einfluß dieser Jahre auf
die Signifikanz und die Schätzung der Sprunghöhe im Jahr 1984 zu
ermitteln, ergibt sich der p-Wert 0.0046 und die SOR 1.085, 95 %-KI
(1.025, 1.147). Das heißt, die Jahre 2015 und 2016 mit ihrem extremen
Geschlechtsverhältnis beeinflussen die Gesamtauffälligkeit des
langfristigen Geschlechtsverhältnisses in den Gemeinden am
Truppenübungsplatz Munster nach 1983 in keinem ausschlaggebenden Maße.
Zum beispielhaften kleinräumigen lokalen Vergleich zeigt Abbildung 3
das jährliche Geburtengeschlechtsverhältnis des Heidekreises ohne die
vier mutmaßlich radioaktiv belasteten Heidekreisgemeinden Bispingen,
Munster, Soltau und Wietzendorf.
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In dieser Statistik (siehe auch Tabelle 1) ist - im Gegensatz zu
der Statistik für die Anliegergemeinden um den Truppenübungsplatz
Munster-Süd - ebenfalls kein auffälliger Aufwärtssprung des
Geschlechtsverhältnisses im Jahr 1984 erkennbar. Der mittlere Trend
der jährlichen Geschlechtsverhältnisse im restlichen, nicht
exponierten Heidekreis stimmt außerdem sehr gut mit dem Trend von ganz
Niedersachsen überein, siehe die graue Linie in Abbildung 3. In
Ergänzung zu den Statistiken für die Gemeinden Bispingen, Munster,
Soltau, Wietzendorf und Faßberg auf der einen Seite sowie der
restliche Heidekreis und Niedersachsen auf der anderen Seite
(vergleiche Abbildungen 2 und 3) erkennt man in den an den Heidekreis
angrenzenden Landkreisen Celle, Lüneburg und Uelzen ebenfalls keinen
Aufwärtssprung des Geschlechtsverhältnisses im Jahr 1984 (Abbildung 4
und Tabelle 1).
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Bei der Interpretation dieser Statistiken ist generell zu
beachten, daß der "statistische" Geburtsort in der Regel der Wohnort
der Mutter zum Zeitpunkt der Geburt ist. Falls aber zum Beispiel der
biologisch-genetische Effekt durch den Vater vermittelt wurde, und der
Vater an einem anderen Ort (Arbeitsplatz) exponiert worden war, so
kommt es zu einer sogenannten nichtdifferentiellen Fehlklassifikation.
Diese ist typisch für ökologische Studien, wie der hier vorliegenden,
und kann nicht ausgeschlossen werden. Es ist allerdings auch bekannt,
daß nicht-differentielle Fehlklassifikation aus theoretischen Gründen
im allgemeinen zu einer Unterschätzung von beobachteten Effekten
führt. Dies hat zur Folge, daß gefundene statistisch signifikante
Zusammenhänge, wie die in unserer Untersuchung nachgewiesenen Effekte,
auf konservative Weise ermittelt sind, in dem Sinne, dass sie die
mutmaßlich tatsächlich existierenden Effekte eher unterschätzen als
überschätzen.

Im Bereich des nordöstlichen Heidekreises, also in den Gemeinden
Bispingen, Munster, Soltau und Wietzendorf sowie in der angrenzenden
Gemeinde Faßberg im Landkreis Celle, steigt das Verhältnis Jungen zu
Mädchen ab 1984 sprunghaft extrem an und liegt außerdem ab 1984
erheblich und hochsignifikant über dem entsprechenden
niedersächsischen Landesdurchschnitt ohne die exponierte
MunsterRegion: SOR 1.066, 95 %-KI (1.034, 1.099), p-Wert < 0.0001. Man
beachte, daß dies ein konservativer Vergleich ist, weil Niedersachsen
eine Reihe von weiteren Gebieten mit mutmaßlich radiologisch bedingt
erhöhten Geschlechtsverhältnissen umfasst, wie z. B. die Gemeinden um
das Transportbehälterlager (TBL) Gorleben, um Remlingen (Asse II)
sowie um die niedersächsischen Kernkraftwerke und sonstigen
Nuklearanlagen. Die Situation des Geschlechtsverhältnisses am
Truppenübungsplatz Munster 1983/1984 ist in etwa vergleichbar mit dem
sprunghaften Anstieg des Geschlechtsverhältnisses im Landkreis
Lüchow-Dannenberg nach der Anlieferung der ersten Castoren in das TBL
Gorleben im Jahr 1995 [8]. Dieser Anstieg des Geschlechtsverhältnisses
im 40 Kilometer Umkreis um das TBL Gorleben wurde vom
Niedersächsischen Landesgesundheitsamt bestätigt (NLGA-Studie, [14]).
Der Anstieg im Geschlechtsverhältnis um den Truppenübungsplatz Munster
von 1984 bis 2016 bedeutet rechnerisch 785 Mädchen zu wenig mit 95
%-KI (315, 1281), wenn theoretisch nur Mädchen von mutmaßlichen
Letalmutationen betroffen wären. Mit Letalmutationen sind hier
genetische Veränderungen gemeint, welche die Entstehung, Reifung und
Weiterentwicklung von befruchteten Eizellen unterbinden. Dieses
konkrete, theoretische Mädchendefizit um Munster kann auch so
veranschaulicht werden: Jedes elfte statistisch zu erwartende und
eventuell gezeugte Mädchen wurde nicht geboren. Allerdings ist der
Effekt in den fünf Gemeinden am Truppenübungsplatz in den Jahren 2015
und 2016 so extrem, daß in diesen beiden Jahren theoretisch jedes
vierte bis dritte statistisch zu erwartende Mädchen nicht geboren
wurde. Die extrem hohen Geschlechtsverhältniswerte um Munster in den
Jahren 2015 und 2016 beruhen möglicherweise auf neueren Freisetzungen
z. B. durch Sanierungsmaßnahmen oder Eintrag von Kontaminationen ins
Grundwasser, nicht nur von mutmaßlichen radioaktiven Belastungen,
sondern eventuell auch von chemischen, mutagenen Substanzen. Die
anderen, weiter entfernt liegenden Gemeinden der Landkreise Uelzen,
Celle und Lüneburg weisen diesen langfristigen, hochsignifikanten
Sprung-Effekt 1983/1984 und den besonders starken Effekt 2015 und 2016
nicht auf.

Fazit

Unsere Beobachtung im Zusammenhang mit dem Truppenübungsplatz Munster
und wahrscheinlichen radioaktiven Freisetzungen seit den 1980er Jahren
ist konsistent mit vielen Befunden erhöhter Geschlechtsverhältnisse um
Nuklearanlagen in Europa bzw. nach radiologischen Belastungen
(Windscale/Sellafied 1957, Tschernobyl 1986), die wir und andere in
den letzten Jahren genauer untersucht und veröffentlicht haben [3-14].

Letztlich können über die biologischen und genetischen Mechanismen der
veränderten Geschlechtsverhältnisse und die möglichen Zusammenhänge
mit den vorhandenen chemischen oder nuklearen Altlasten und durch sie
hervorgerufene chronische Kontaminationen lediglich Arbeitshypothesen
aufgestellt werden. Räumlich und zeitlich noch umfangreichere und noch
feiner gegliederte Statistiken wären unter diesem Blickwinkel
wünschenswert. Leider ist die Datenhistorie zum Geschlechtsverhältnis
nur eingeschränkt verfügbar: Das niedersächsische Statistische
Landesamt kann Geburtenzahlen nach Geschlecht und Gemeinden erst seit
1971 zur Verfügung stellen. Ältere Daten müßten von den kommunalen
Meldeämtern der Kreise bereitgestellt werden, was mit erheblichem
Aufwand verbunden wäre, da diese Daten sehr wahrscheinlich nicht in
einheitlicher, maschinenlesbarer Form vorhanden sind. Ähnliches gilt
für die Daten aus Kirchenbüchern, in denen die Getauften und damit
fast alle Geborenen normalerweise auch vollständig enthalten sind - ob
diese Daten überhaupt zur Verfügung gestellt würden, liegt im Ermessen
der Kirchenleitungen. Außerdem gibt es zur "Zentralen Sammelstelle für
radioaktive Abfälle der Bundeswehr (ZESAM)" in Munster sowie zu den in
Munster betriebenen Nuklearanlagen (z. B. Neutronenquelle) keine
weitergehenden detaillierten Informationen.(9)

In der vorliegenden Datenanalyse bestätigt sich erneut die in mehr als
zehnjähriger Forschung der Autoren auf diesem Gebiet konsistent
festgestellte Tatsache, daß es ganz offensichtlich deutliche
Auswirkungen auf die Genetik des Menschen durch den Eintrag von
Radioaktivität in die Umwelt gibt. Die Methode der Betrachtung und
Analyse der Veränderungen des Geschlechtsverhältnisses ist ein
pragmatischer Ansatz basierend auf einfachen, umfangreichen und sehr
zuverlässigen Daten. Mit der vorliegenden Studie untermauern wir
unsere bisherigen Ergebnisse. Hier finden wir sogar eine
schwerwiegende, kleinräumige Verschiebung des
Geschlechtsverhältnisses. Es wäre aus Sicht der Autoren erforderlich,
sämtliche Gebiete in Deutschland bzw. in Europa mit toxischen
Altlasten aller Art in Bezug auf Veränderungen des
Geschlechtsverhältnisses in ihrer Umgebung genau zu untersuchen.

Nachtrag

Wir sind in unserer Veröffentlichung vom 7. Juni 2018 [1] aufgrund
einer mißverständlichen Formulierung in der angegeben Quelle
irrtümlich davon ausgegangen, daß die Uranmunitionstests 1983 auf dem
Truppenübungsplatz Munster stattgefunden hätten. Nach einer
persönlichen Mitteilung durch Frieder Wagner fanden sie jedoch vom 26.
bis 30. August 1983 auf dem circa 20 Kilometer südwestlich gelegenen
Truppenübungsplatz Bergen statt. Laut Angaben in einem
Wehrdienstbeschädigungsverfahren - einer der beteiligten Soldaten war
an Krebs erkrankt und ist daran noch vor Abschluß des Verfahrens
verstorben - sind innerhalb dieser fünf Tage von sechs LeopardPanzern
jeweils 50 bis 60 Granaten mit DU-Penetratoren verschossen worden.
Obwohl die Antragsgegnerin das abstritt, konnte das durch den
Labornachweis von Uranspuren an von den Soldaten als Souvenir
aufbewahrten Kartuschen belegt werden.

Demnach wurden mindestens 300 Projektile verschossen. Die
DU-Penetratoren wiegen circa 4,5 Kilogramm, somit kamen mindestens
1,35 Tonnen Uran zum Einsatz, von dem ein großer Anteil beim
Auftreffen zerstäubt. Im betreffenden Zeitraum herrschte warmes,
niederschlagsfreies Sommerwetter bei klarem Himmel und aufgrund der
stabilen Großwetterlage annähernde Windstille. Unter diesen Umständen
bildet sich über der wechselhaften Heidelandschaft eine lebhafte
thermische Konvektion aus. Ins-besondere heizen sich die
vegetationsarmen Flächen des Truppenübungsplatzes und die weiter
südlich liegenden Kulturflächen im Sonnenlicht stark auf, wodurch
Aufwinde entstehen, während die nördlich und östlich gelegenen,
teilweise bewaldeten Heideflächen kühler bleiben und es dort zu
Fallwinden kommt. Es ist damit plausibel, daß sich der Uranstaub über
die in der Untersuchung als auffällig festgestellten Gemeinden
verteilt haben könnte. Insofern ändert der andere Ort nichts an der
Aussagekraft der Befunde.

Die betreffenden Versuche sind im sogenannten SommerBericht [2] nicht
erwähnt. Jedoch werden dort Schießversuche mit Uranmunition in den
1970er Jahren auf dem Schießplatz der Firma Rheinmetall in Unterlüß
(jetzt Gemeinde Südheide südlich von Faßberg) aufgeführt.

Die Autoren

[1] H. Scherb, R. Kusmierz, K. Voigt: Auffällige Geburtenzahlen im
Heidekreis und in Faßberg (Landkreis Celle), Strahlentelex 754-755 v.
7.6.2018, S. 1-6, 

www.strahlentelex.de/Stx_18_754-755_S01-06.pdf

[2] Die Bundeswehr und ihr Umgang mit Gefährdungen und Gefahrstoffen,
Bericht des Arbeitsstabes Dr. Sommer, 21. Juni 2001,

http://gruppen.tubs.de/studver/StudResK/bericht_uran.pdf
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SOZIALES/036: Damit die Integration internationaler Pflegekräfte gelingt (idw)


Hochschule Fulda - 25.07.2018

Damit die Integration internationaler Pflegekräfte gelingt



Ein Kooperationsprojekt der Hochschule Fulda mit Versorgungseinrichtungen
aus der Kranken- und Altenpflege will sektorenübergreifend konkrete,
bedarfsgerechte Lösungen für den Fachkräftemangel in der Pflege erarbeiten
- und daraus Hilfen sowie Handlungsempfehlungen für Pflegeeinrichtungen
bundesweit ableiten.

Neue Wege bei der Integration internationaler Pflegekräfte gehen die
Hochschule Fulda und vier Versorgungseinrichtungen aus der Kranken- und
Altenpflege: das Klinikum Fulda, das Herz-Jesu-Krankenhaus Fulda, die AWO
Nordhessen und der Caritasverband für die Diözese Fulda e. V. Gemeinsam
mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Hochschule Fulda wollen
die prinzipiell im Wettbewerb stehenden Pflegeeinrichtungen konkrete
Lösungsansätze erarbeiten, wie die Integration internationaler
Pflegekräfte gelingen und der Fachkräftemangel gelindert werden kann. Ziel
ist es, durch Kooperation Lösungen für die individuellen Probleme der
recht unterschiedlichen Pflegeeinrichtungen zu entwickeln. Vorhandene
Integrationskonzepte sollen dazu analysiert, geeignete Konzepte praktisch
erprobt und evaluiert werden. Schließlich sollen daraus Hilfen und
Handlungsempfehlungen für Integrationsverantwortliche in anderen
Pflegeeinrichtungen abgeleitet werden.

Die Gewinnung und Integration internationaler Pflegefachkräfte ist - neben
der Steigerung der Attraktivität der Pflegeberufe und der Verbesserung der
Arbeitsbedingungen - eine von mehreren notwendigen Maßnahmen, den
Pflegefachkräftemangel zu mindern. Dies stellt die Pflegeeinrichtungen vor
eine erhebliche Aufgabe. "Aus unserer Forschung zur Integration von
internationalen Pflegekräften in deutschen Pflegeinrichtungen wissen wir,
dass die Anerkennung im Ausland erworbener Berufsabschlüsse, die
Vermittlung von fremd- und fachsprachlichen Kenntnissen oder die
Bewältigung von Unterschieden in Qualifikationsniveaus, Pflegeorganisation
und Pflegeverständnis erhebliche Herausforderungen darstellen", sagt Prof.
Dr. Beate Blättner vom Fachbereich Pflege und Gesundheit an der Hochschule
Fulda. Sie leitet das Projekt gemeinsam mit Prof. Dr. Heinrich Bollinger,
der bis 2015 Professor für Organisationssoziologie am Fachbereich Sozial-
und Kulturwissenschaften war.

Alten- und Krankenpflege gemeinsam betrachten

Ein Beispiel macht die schwierige Aufgabe anhand der Pflegeorganisation
und des Pflegeverständnisses deutlich: Internationale Pflegefachkräfte
sind in der Regel in der Krankenpflege qualifiziert. In den meisten
Staaten der Europäischen Union und in sogenannten Drittstaaten gibt es
keine der deutschen Altenpflegeausbildung vergleichbare fachliche Bildung,
da üblicherweise die Ausbildung akademisches Niveau besitzt. In vielen
Staaten existieren zudem Besonderheiten in der Pflege, die in Deutschland
unbekannt sind, etwa die Versorgung von Patientinnen und Patienten durch
Angehörige. Über das, was Pflegetätigkeit ausmacht, bestehen folglich ganz
unterschiedliche Vorstellungen. Zu spüren bekommt das vor allem die
Altenpflege. Nicht selten fühlen sich die internationalen Kräfte hier
nicht entsprechend sachverständig und wechseln lieber in die
Krankenpflege.

"Wir müssen differenzieren zwischen Alten- und Krankenpflege", sagt Prof.
Blättner. Zugleich sei es wichtig, bei der Integration internationaler
Pflegekräfte beide Bereiche im Blick zu haben. Nur dann könnten tragfähige
Lösungen für die jeweiligen Einrichtungen mit ihren spezifischen
Anforderungen und Problemen erarbeitet werden. Die sektorenübergreifende
Zusammenarbeit der Versorgungseinrichtungen bildet daher eine wesentliche
Grundlage für das Projekt und kann zugleich einen Beitrag dazu leisten,
mit den Herausforderungen umzugehen, die mit der Umsetzung des neuen
Pflegeberufegesetzes einhergehen, das am 1. Januar 2020 in Kraft treten
soll.

In den Organisationen die nötigen Voraussetzungen schaffen

Zugleich geht das Projekt von der Grundannahme aus, dass Integration auch
auf Seiten der Versorgungseinrichtungen Veränderungsbereitschaft
erfordert. "Ob die Integration gelingt, hängt wesentlich von den
Gegebenheiten in den jeweiligen Einrichtungen ab", weiß Prof. Bollinger.
"Integration ist nicht gleichbedeutend mit Anpassung an die bestehenden
Arbeitsverhältnisse. Vielmehr setzt sie Veränderungen auf beiden Seiten
voraus. Kulturelle Unterschiede etwa können auch für Lernprozesse in der
Institution genutzt werden", betont der Organisationssoziologe.

Mit Fallstudien in den einzelnen Einrichtungen soll die Integration
internationaler Pflegekräfte daher organisationsbezogen in den Blick
genommen werden. Einzelne Aspekte des Integrationsgeschehens will das
Projekt mit thematischen Querschnittsanalysen erheben und miteinander
vergleichen, etwa die Form der Akquisition, die Art und Reichweite der
Unterstützung beim Spracherwerb, die Vorbereitung des bestehenden
Personals auf die Integration oder den Umgang der Einrichtung mit den
unterschiedlichen Erfahrungen der internationalen Kräfte in der Pflege
sowie in ihrer Organisation. Auch diese Ergebnisse liefern wichtige
Hinweise, um bedarfsgerechte Lösungsansätze für die einzelnen
Organisationen zu finden.

Pflegeteams in den Einrichtungen vorbereiten

Da für die Beschäftigten in den bestehenden Pflegeteams die Integration
anfangs häufig mit erhöhtem Aufwand verbunden ist, will das Projekt
zunächst mit ausgewählten Teams arbeiten und sie vorbereiten. "Entlastung
tritt nur dann ein, wenn die Teams bereit und fähig dazu sind, diese
Leistungen vorweg zu erbringen", sagt Prof. Blättner. Entscheidend sei
hier, dass sowohl der Beitrag der in den Einrichtungen Beschäftigten wie
auch die Leistungen der internationalen Arbeitskräfte gewürdigt und
gegenseitiger Respekt wie gegenseitige Anerkennung gefördert werden.
Unabdingbar für das Gelingen des Projekts ist unter anderem die enge
Zusammenarbeit mit den Personalverantwortlichen sowie der jeweiligen
Beschäftigtenvertretung.

Das Projekt versteht sich insgesamt als parallele Maßnahme zu den
Forderungen der Gewerkschaften und Pflegeverbände, Arbeitsbedingungen,
Einkommen und Ansehen des Pflegeberufs zu verbessern. "Wir sind uns im
Projekt einig, dass beide Ansätze keinen Widerspruch darstellen, sondern
zeitgleich verfolgt werden müssen. Selbst dann ist noch nicht klar, ob
dies ausreichen wird, den Bedarf zu decken", erläutert Prof. Bollinger.

Versorgungsmängel nicht verschieben

Zudem berücksichtigt das Projekt ethische Fragestellungen: "Wenn
qualifiziertes Pflegepersonal aus anderen Ländern angeworben wird, besteht
das Risiko, dass Versorgungsmängel nur zwischen Staaten verschoben werden
und die sozial ungleiche Verteilung von Gesundheitschancen zwischen
Ländern verstärkt wird. Das wäre aus Public Health Sicht ethisch nicht zu
vertreten", erläutert Prof. Blättner. Die Bedingungen der
Arbeitskräftevermittlung müssten ebenso betrachtet werden. Das Spektrum
reiche von seriösen Angeboten bis hin zu Formen modernen Menschenhandels.

Zeitplan:

Das Projekt hat zunächst eine Laufzeit bis Ende 2022. Die sukzessive
erreichten Erkenntnisse werden der Fachöffentlichkeit in Form von
Publikationen oder Fachtagungen vorgestellt.

Zum Projekt:

Das Projekt "Integration Internationaler Pflegekräfte" ist eines von zehn
Umsetzungsprojekten des "Regionalen Innovationszentrums Gesundheit und
Lebensqualität Fulda" (RIGL-Fulda). Das RIGL-Fulda ist das bislang größte
Transferprojekt der Hochschule Fulda. Diese ist eine der wenigen
"Innovativen Hochschulen" in Deutschland und wird gefördert durch die
gleichnamige Bund-Länder-Initiative. Knapp zehn Millionen Euro stehen dem
RIGL-Fulda bis Ende 2022 zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hs-fulda.de/pflege-und-gesundheit/forschung/forschungsschwerpunkte/professionsentwicklung-und-qualifikation/integration-internationaler-pflegekraefte/

https://www.hs-fulda.de/forschen/wissens-und-technologietransfer/rigl-fulda/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution118
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Defektes Zytoskelett lähmt Immunzellen



Immunzellen bewegen sich fort, indem sie ihr inneres Gerüst, das
Zytoskelett, permanent neu anordnen - ein für ihre Funktion entscheidender
Prozess. Durch eine seltene Erkrankung wurde nun ein bisher unbekannter
Regulationsmechanismus entdeckt, der für das adaptive Immunsystem
essentiell ist. Die Studie, durchgeführt von einer internationalen
Kollaboration von WissenschaftlerInnen unter der Leitung von LBI-RUD-,
CeMM- und MedUni-Wien-ForscherInnen, wurde im Journal of Allergy and
Clinical Immunology veröffentlicht.

(Wien, der 25. Juli 2018) Um sich bewegen zu können, braucht ein Körper
ein starkes Gerüst. Das trifft nicht nur auf Tiere zu, deren Muskeln durch
ein Skelett gestützt werden; auch auf mikroskopisch kleiner Ebene braucht
es Stützstrukturen, um aktive Bewegungen zu erzeugen. Zellen haben dafür
das sogenannte Zytoskelett, das sich aus Aktin-Filamenten zusammensetzt.
Indem sie diese Filamente umordnen, können sich Zellen in jede Richtung
strecken und dorthin wandern, durch kleinste Lücken quetschen oder sich
über fremde Objekte stülpen. Diese Prozesse sind insbesondere für die
Zellen des Immunsystems, die beweglichsten aller Zellen des menschlichen
Körpers, entscheidend, um gegen krankmachende Eindringlinge anzukämpfen.
Fehler im Zytoskelett können sowohl verheerende Auswirkungen auf die
Immunantwort und daher auf die Fähigkeit zur Infektionskontrolle des
Organismus haben, als auch die Entstehung von Tumorzellen begünstigen.

In ihrer neuesten Studie untersuchten WissenschaftlerInnen des Ludwig
Boltzmann Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD) und des
CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften in Kooperation mit der Universität Toulouse
III und INSERM, einen seltenen genetischer Defekt, bei dem das Immunsystem
der Betroffenen versagt. Dabei entdeckten die ForscherInnen, dass durch
den Gendefekt Lymphozyten - die wichtigsten Zellen der adaptiven Immunität
- die Fähigkeit verloren, ihr Aktin-Gerüst umzubauen. Die im Journal of
Allergy and Clinical Immunology veröffentlichte Studie (DOI:
10.1016/j.jaci.2018.04.023) entstand in Kollaboration mit KlinikerInnen
aus Izmir und Ankara und SpezialistInnen für Lymphozytenbiologie der
Universität Wien und der Universität Rotterdam.

Sechs PatientInnen wurden im Rahmen dieser Arbeit untersucht, die schwere
Lungen-, Haut- und Mundschleimhautinfektionen aufwiesen. Genetische
Analysen ihrer Genome ergaben, dass sie alle Mutationen in dem Gen für das
Protein WDR1 tragen, einem wichtigen Faktor für den Umsatz der
Aktin-Filamente und damit für die dynamische Umgestaltung des Zytoskeletts. Kurz
zuvor konnte in anderen Studien gezeigt werden, dass der angeborene Teil
des Immunsystems durch WDR1-Mutationen beeinträchtigt wird - dass sie auch
in die adaptiven Immunantwort eine Rolle spielen, war hingegen unbekannt.
Durch eine Vielzahl an umfangreichen Experimenten und Analysen fanden die
WissenschaftlerInnen schließlich heraus, dass eine WDR1-Defizienz auch zu
einer abnormalen T-Lymphozyt-Aktivierung und B-Lymphozyt-Entwicklung
führt.

"Wir konnten zeigen, dass die T-Lymphozyten der PatientInnen, obwohl sie
sich normal zu entwickeln schienen, atypische Aktinstrukturen anhäuften.
Noch gravierender waren jedoch die Auswirkungen des Gendefekts auf die
B-Lymphozyten" sagt Laurène Pfajfer, PhD-Studentin am LBI-RUD und
Co-Erstautorin der Studie.

"Wir konnten nur wenige B-Zellen im Blut der PatientInnen finden, und auch
deren Vorläuferzellen im Knochenmark waren äußert selten" führt Loïc
Dupré, Gastwissenschaftler am LBI-RUD und Co-Letztautor, weiter aus. "Und
die wenigen B-Zellen, die wir fanden, zeigten eine ganze Palette an
Anomalitäten wie reduzierte Diversität, abnormale Verteilung und häufig
auftretender Zelltod nach Stimulierung des B-Zell-Rezeptors."

"Unsere Arbeit erweitert das Spektrum der Merkmale einer WDR1-Defizienz:
Es umfasst sowohl Auswirkungen auf das angeborene als auch auf das
erworbene Immunsystem und illustriert dabei die enge Verknüpfung zwischen
dem Immunsystem und unkontrollierten Entzündungen, die letztlich zur
Erkrankung führen", fasst Kaan Boztug, Direktor des LBI-RUD und
Co-Letztautor der Studie, zusammen. "Die Ergebnisse erlauben uns neue
Einblicke in die Dynamik des Aktin-Zytoskeletts und seine Schlüsselrolle
für die normale Entwicklung und Funktion von Immunzellen. Damit ist diese
Studie ein weiteres Beispiel für die Bedeutung der Forschung an seltenen
Erkrankungen - nicht nur für die wenigen Betroffenen, sondern für ein
Grundlegendes Verständnis der menschlichen Biologie. Darüber hinaus ist
die Aufklärung solch filigrane Mechanismen auf molekularer Ebene ein
wichtiger Schritt für die Entwicklung einer modernen Präzisionsmedizin.


Die Studie "Mutations affecting the actin regulator WD repeat-containing
protein 1 lead to aberrant lymphoid immunity" erschscheint in der
Zeitschrift Journal of Allergy and Clinical Immunology wurde vorab online
am 8. Mai 2018 publiziert . DOI: 10.1016/j.jaci.2018.04.023

Autoren: 

Laurène Pfajfer*, Nina K. Mair*, Raúl Jiménez-Heredia, Ferah
Genel, Nesrin Gulez, Ömür Ardeniz, Birgit Hoeger, Sevgi Köstel Bal, MD,
Christoph Madritsch, Artem Kalinichenko, Rico Chandra Ardy, Bengü
Gerçeker, Javier Rey-Barroso, Hanna Ijspeert, Stuart G. Tangye, Ingrid
Simonitsch-Klupp, Johannes B. Huppa, Mirjam van der Burg, Loïc Dupré* und
Kaan Boztug*.

Förderung: 

Diese Studie wurde vom Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und
Technologiefonds WWTF, dem FWF der Wissenschaftsfonds, Frankreichs Agence
Nationale de la Recherche, einem ZonMW-Vidi-Grant und von Grants der
National Health and Medical Research Council of Australia gefördert.


Kaan Boztug studierte Medizin in Düsseldorf, Freiburg und London vor
seinem Doktorat bei Iain Campell am Scripps Research Insitute (La Jolla,
USA). Seine klinische Ausbildung und postdoktorale Forschungsarbeit
absolvierte er bei Christoph Klein an der Medizinischen Hochschule
Hannover. 2011 nahm er eine Stelle als Gruppenleiter am CeMM an und ist
Associate Professor an der Abteilung für Kinder- und Jugendheilkunde der
Medizinischen Universität Wien. Er ist Leiter des CeRUD Vienna Center for
Rare and Undiagnosed Diseases und Leiter des Jeffrey Modell Diagnostic and
Research Center Vienna am St. Anna Kinderspital und der Medizinischen
Universität Wien. Seit 2016 leitet Kaan Boztug das Ludwig Boltzmann
Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD).


Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. 

www.cemm.at

Das Ludwig Boltzmann Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD)
wurde von der Ludwig Boltzmann Gesellschaft im April 2016 in
Zusammenarbeit mit dem CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften, der Medizinischen
Universität Wien und der St. Anna Kinderkrebsforschung gegründet. Der
Forschungsschwerpunkt des LBI-RUD liegt auf der Entschlüsselung von
seltenen Erkrankungen der Blutbildung, des Immunsystems und des
Nervensystems - diese Arbeiten bilden nicht nur die Basis für die
Entwicklung von personalisierten Therapieansätzen für die unmittelbar
Betroffenen, sondern liefern darüber hinaus einzigartige und neuartige
Einblicke in die Humanbiologie. Das Ziel des LBI-RUD ist es, unter
Einbeziehung der Expertise seiner Partnerorganisationen ein koordiniertes
Forschungsprogramm zu etablieren, das neben den wissenschaftlichen auch
gesellschaftliche, ethische und ökonomische Gesichtspunkte seltener
Erkrankungen einbezieht und berücksichtigt.

www.lbg.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 25.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1082: Extreme Hitze - Was müssen Herzpatienten beachten? (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V. / Deutsche Stiftung für Herzforschung - 24.07.2018

Extreme Hitze: Was müssen Herzpatienten beachten?

Hitzetipps für herzkranke und ältere Menschen



Sommerliche Hitze mit sehr hohen Temperaturen über 30 Grad Celsius kann
zur Herausforderung besonders für ältere Menschen und diejenigen werden,
die bereits wegen Herz- oder Blutdruckproblemen in Behandlung sind.
Mögliche Folgen der hohen Temperaturen sind Müdigkeit und Schwindel sowie
Blutdruckabfall bis hin zum Kreislaufkollaps, außerdem
Herzrhythmusstörungen oder auch Muskelkrämpfe. "Diesen Folgen können
Betroffene vorbeugen, indem sie mit ihrem behandelnden Arzt
Vorsichtsmaßnahmen besprechen, die je nach Herzerkrankung unterschiedlich
sein können, zum Beispiel Anpassung der Trinkmenge oder notwendige
Dosierungsänderungen bei Medikamenten", betont Herzspezialist Prof. Dr.
med. Dietrich Andresen (Berlin), Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Herzstiftung. Wichtige Empfehlungen für Herzpatienten zum Umgang mit der
Sommerhitze hat die Herzstiftung in einem Beitrag zusammengefasst, der
unter 

https://www.herzstiftung.de/sommer-wetter-schwindelig.html

kostenfrei heruntergeladen werden kann.

Wärmeabgabe über die Haut: leichte Bekleidung, kühlere Umgebung

Das Blut nimmt die übermäßige Wärme aus dem Körper auf und transportiert
sie zu den kleinen Hautgefäßen, die wie "Kühlschlangen" die Wärme an die
Luft abführen. Je größer die Fläche der unbedeckten Haut, je kühler und
trockener die vorbeistreichende Luft, und vor allem je mehr Blut vom
Herzen durch die Hautgefäße gepumpt wird, desto mehr Wärme kann der Körper
abgeben. Ein gesundes Herz kann diese Mehrbelastung problemlos bewältigen.
Ein krankes Herz dagegen kommt schneller an die Grenze seiner
Leistungsfähigkeit. "Ältere Menschen und vor allem Patienten mit einer
Herzschwäche sollten daher möglichst größere Hitze meiden, sich körperlich
schonen und besonders darauf achten sich sommerlich zu kleiden", empfiehlt
Prof. Andresen.

Vermehrtes Schwitzen: Zusätzlicher Flüssigkeitsverlust bei Diuretika-Einnahme

Auch über den Schweiß gibt der Körper Wärme ab, verliert dabei aber an
Flüssigkeit und Elektrolyten (Salze: Natrium, Kalium, Magnesium): bei sehr
heißem Wetter ein bis zwei Liter Flüssigkeit pro Tag. Trinken ist daher
für den Ausgleich dieses Flüssigkeits- und Salzverlusts so wichtig.
"Gesunde Menschen trinken bei Durst automatisch so viel, wie sie zum
Ausgleich brauchen. Aber bei älteren oder herzkranken Menschen kann das
Durstgefühl nicht richtig intakt sein, so dass sie nicht ausreichend
trinken und der Flüssigkeitsverlust nicht ausgeglichen wird", warnt Prof.
Andresen. "Wenn in einer solchen Situation durch eine zusätzliche Einnahme
wassertreibender Medikamente (Diuretika) ein stärkerer Flüssigkeitsverlust
entsteht, nimmt das Blutvolumen in den Gefäßen ab: der Blutdruck sinkt und
es kann vor allem beim Aufstehen aus liegender oder sitzender Position zu
Kreislaufkollaps mit kurzzeitiger Bewusstlosigkeit kommen."

Gefahr durch zu starke Flüssigkeitszufuhr

Da auch die ausgeschwitzten Salze nicht hinreichend ausgeglichen werden,
kommt es zu weiteren Beschwerden wie Kopfschmerzen, allgemeine Müdigkeit
aber auch Muskelkrämpfen und bisweilen Herzrhythmusstörungen. Ältere
Menschen und Patienten mit einer Herzschwäche müssen daher an heißen Tagen
angehalten werden genügend, zusätzlich ein bis zwei Liter pro Tag, zu
trinken. Allerdings: "'Genügend' heißt aber auch: Nicht zu viel! Denn eine
übermäßige Flüssigkeitszufuhr kann bei herzkranken Patienten zur
Verschlechterung ihrer Herzleistung führen", so Prof. Andresen. "Deshalb
sollten herzkranke Patienten ihre Trinkmenge, aber auch die
Medikamenteneinnahme, mit ihrem betreuenden Arzt abstimmen. Tägliches
Wiegen hilft, die notwendige Trinkmenge festzulegen."

Tägliches Wiegen zur Kontrolle der Trinkmenge: 

Herzpatienten, besonders
diejenigen mit Herzschwäche, sollten sich morgens vor dem Frühstück und
nach dem ersten Gang zur Toilette wiegen. Generell ist ein regelmäßiges
Wiegen am Morgen zur Kontrolle der Flüssigkeitsbilanz ausreichend. Durch
zusätzliches Wiegen am Abend lässt sich die Flüssigkeitsbilanz über den
Tag grob einschätzen. Ist das Körpergewicht trotz Flüssigkeitszufuhr um
mehr 1 Pfund angestiegen, ist die Trinkmenge zu hoch. Wer als
Herzschwächepatient trotz Flüssigkeitszufuhr abgenommen hat, sollte - nur
in Abstimmung mit dem Arzt - die Dosierung der Entwässerungsmittel
herabsetzen.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66174

Hitzetipps für Herzkranke

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 24.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1265: Lebensbedrohliche Schwellungen im Hals vermeiden (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 26.07.2018

Lebensbedrohliche Schwellungen im Hals vermeiden

Erster Wirkstoff in Tablettenform für die Prävention



Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin haben erfolgreich
einen Wirkstoff gegen eine seltene, vererbte Krankheit getestet. Das
sogenannte hereditäre Angioödem ist durch Schwellungen von Haut und
Schleimhaut gekennzeichnet. Das Medikament in Tablettenform wird zur
täglichen Vorsorge eingenommen, um schwere Krankheitsverläufe zu
verhindern. Die internationale Studie wurde im renommierten Fachjournal
New England Journal of Medicine* veröffentlicht.

Beim hereditären Angioödem (HAE) löst eine Veränderung im Erbgut eine
Überaktivierung der sogenannten Kallikrein-Bradykinin-Kaskade aus. Das
Gewebehormon Bradykinin ist dafür verantwortlich, dass vermehrt
Flüssigkeit aus den Gefäßen ins Gewebe austritt und Schwellungen
verursacht. Unbehandelt kann das Angioödem zum Tod durch Ersticken führen.
Für die Studie wurde ein Wirkstoff entwickelt, der das Enzym Kallikrein
blockiert. Als Folge wird die Bildung von Bradykinin gehemmt und die
Schwellung des Gewebes bleibt aus.

Die 75 HAE-Patienten der internationalen Studie wurden mit
unterschiedlichen Dosierungen des Kallikrein-Inhibitors oder einem Placebo
behandelt. Die Studie zeigte, dass die tägliche Einnahme des Wirkstoffs
vor dem Auftreten der Beschwerden schützt. Bisher können die Patienten
ihre Erkrankung erst nach Auftreten einer Schwellung mit Medikamenten, die
direkt in die Blutbahn oder unter die Haut verabreicht werden, behandeln.

"Wenn der Wirkstoff zur Zulassung kommt, hätten wir erstmals ein sehr
einfach anzuwendendes, sicheres und sehr wirksames Medikament in
Tablettenform, mit dem sich die Patienten vor ihren Schwellungen schützen
können", fasst Prof. Dr. Marcus Maurer, Forschungsdirektor an der Klinik
für Dermatologie, Venerologie und Allergologie, die Ergebnisse zusammen.
Er fügt hinzu: "Als nächstes müssen die Ergebnisse in einer Folgestudie
bestätigt werden, das ist bereits in Planung. Außerdem wollen wir noch
genauer verstehen, wie Kallikrein seine krankheitsverursachenden Effekte
auslöst und bei welchen Erkrankungen es ebenfalls eine wichtige Rolle
spielt."


Originalpublikation:

*Aygören-Pürsün E, et al. Oral Plasma Kallikrein Inhibitor for Prophylaxis
in Hereditary Angioedema. New England Journal of Medicine 2018;379:352-62.

DOI: 10.1056/NEJMoa1716995.

https://www.nejm.org/doi/10.1056/NEJMoa1716995

Weitere Informationen finden Sie unter

https://derma.charite.de/ - Klinik für Dermatologie, Venerologie und Allergologie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 26.07.2018
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PFLEGE/739: Hilfe für Angehörige - Ratgeber "Pflegefall - was tun?" (VzHH)


Verbraucherzentrale Hamburg - 24. Juli 2018

Passende Pflege aus dem Stand organisieren

Beispiele, Checklisten und Interviews helfen Angehörigen



Wenn ein Pflegefall eintritt, muss es meist ganz schnell gehen. Was
können wir selbst tun und wie lässt sich die weitere Unterstützung
organisieren? Was müssen wir dringend erledigen und welche Aufgaben
haben erstmal Zeit? Wie erhalten wir Leistungen der
Pflegeversicherung? Plötzlich prasseln jede Menge Fragen auf die
Angehörigen ein, über die sie sich vorher meist keine Gedanken gemacht
haben. Der Ratgeber der Verbraucherzentrale "Pflegefall - was tun?"
gibt Antworten und begleitet Angehörige und Familien Schritt für
Schritt.

Das Buch unterstützt die Leserinnen und Leser zu Beginn in einer
akuten Pflegesituation, bietet aber auch Zusatzinformationen, die
langfristig hilfreich sind. So lernen sie etwa, worauf es bei einer
Patientenverfügung ankommt oder wie sich die Leistungen verschiedener
Versicherungen kombinieren lassen. Zur schnellen Orientierung sind die
Kapitel als "besonders wichtig", "wichtig" oder "erstmal weniger
wichtig" gekennzeichnet. Der Ratgeber geht auf die fünf Pflegegrade
ein und erläutert die aktuellen Bestimmungen zum Beispiel zu
Demenzkranken. Checklisten helfen bei der Auswahl eines
Pflegedienstes. Außerdem gibt es Interviews, in denen betroffene
Angehörige ihre eigenen Erfahrungen schildern und Experten
weiterführende Ratschläge geben.

Der Ratgeber "Pflegefall - was tun?" ist erhältlich für 16,90 Euro im
Infozentrum der Verbraucherzentrale Hamburg an der Kirchenallee 22 (Mo
bis Do, 10 - 18 Uhr und Fr, 10 - 16 Uhr). Zuzüglich 2,50 Euro als
Porto- und Versandkostenpauschale kann das Buch auch online unter 
 https://shop.vzhh.de bestellt oder ohne zusätzliche Kosten für
13,99 Euro als E-Book direkt heruntergeladen werden.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 24. Juli 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





MELDUNG/208: Bundesverband Medizintechnologie - Patienteninformation zur Hilfsmittelversorgung aktualisiert (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 26. Juli 2018

BVMed-Infokarte und Patienteninformation zur Hilfsmittelversorgung aktualisiert



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat seine
Infokarte zu Anspruch, Verordnung und Erstattung von Hilfsmitteln in
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) aktualisiert. Ebenfalls auf
den neuesten Stand gebracht wurde die BVMed-Patienteninformation
"Rechtliche Grundlagen zur Hilfsmittelversorgung". Sie erklärt konkret
und verständlich, welche Rechte und Pflichten Versicherte im
Zusammenhang mit der Versorgung mit Hilfsmitteln haben. Die
Infomaterialien richten sich an Patienten, Angehörige,
Leistungserbringer und Ärzte. Download unter: 

www.bvmed.de/infokarten 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/infokarten).

Hilfsmittel sind medizinische Sachleistungen, wie zum Beispiel
orthopädische Hilfsmittel, Hörhilfen, Inkontinenzhilfen, Stomaartikel
oder Inhalationsgeräte. Gesetzlich Versicherte haben einen
Sachleistungsanspruch auf Hilfsmittel, wenn diese dazu dienen, den
Behandlungserfolg zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen
oder eine Behinderung auszugleichen. Die BVMed-Infokarte und die
Patienteninformation klären über Ansprüche, Verordnung, Zuzahlungen,
Aufzahlungen sowie den Umgang mit möglicherweise auftretenden
Problemen in der Hilfsmittelversorgung auf.

Neu nach dem im März 2017 in Kraft getretenen Heil- und
Hilfsmittelversorgungsgesetz (HHVG) ist beispielsweise, dass
Versicherte einen Anspruch auf die zum Produkt zugehörigen
Dienstleistungen, wie Instandsetzung und Einweisung, haben. Darüber
hinaus sind die Krankenkassen dazu verpflichtet, ihre Versicherten
adäquat über ihre jeweiligen Versorgungsansprüche zu informieren.
Leistungserbringer sind nach dem HHVG dazu verpflichtet, ihre
Patienten über aufzahlungsfreie Versorgungsmöglichkeiten im Bilde zu
halten. Download der Infokarte und der Patienteninformation: 

www.bvmed.de/infokarten 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/infokarten).


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 59/18

https://www.bvmed.de/bvmed-infokarte-und-patienteninformation-zur-hilfsmittelversorgung-aktualisiert

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 59/18 vom 26. Juli 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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REVUE/207: Bochum - More than 777 years, Zeitreise am Klavier, Blue Square 23.08.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

More than 777 years - Zeitreise am Klavier

Veranstaltungsreihe: Klang im Quadrat

Donnerstag, 23. August 2018, 18:00 Uhr



Was ist das Besondere an der Musik des Westens - im Vergleich zur
Musik des Ostens? Und was passiert, wenn man die verschiedenen Stile
gekonnt gegenüberstellt? Der Unterschied zwischen Orient und Okzident
ist nur eins von mehreren gegensätzlichen Paaren, die der Künstler in
seinem Soloprogramm "More than 777 years" auf spielerische Weise
erprobt. Auf seinem Streifzug durch die Musikgeschichte erweitert er
die Möglichkeiten des Klavierspiels, indem er auf virtuose Weise
häufig gleichzeitig das Klavier, Live-Elektronik und akustisches
Schlagwerk bedient.

Künstler: Dr. Hans-Joachim Heßler

öffentlich

ohne Anmeldung

Eintritt frei

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

Veranstalter: Dezernat Hochschulkommunikation der Ruhr-Universität
Bochum in Kooperation mit dem Musischen Zentrum

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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AUSLAND/8780: Aus aller Welt - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Simbabwe: Zwei Kandidaten beanspruchen Wahlsieg

Einen Tag nach der ersten freien Wahl in Simbabwe seit 38 Jahren
reklamieren sowohl Präsident Emmerson Mnangagwa als auch
Oppositionsführer Nelson Chamisa den Sieg schon mal für sich. Das
endgültige Ergebnis der Präsidentenwahl muß spätestens fünf Tage nach
der Abstimmung bekanntgegeben werden. Bereits vor dem Urnengang
rechneten Beobachter mit einem knappen Ergebnis. Sollte keiner der
beiden Favoriten unter den insgesamt 23 Präsidentschaftskandidaten
eine Mehrheit erzielen, wird es am 8. September eine Stichwahl geben.

31. Juli 2018
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JUSTIZ/8780: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mordkommission ermittelt nach Massenschlägerei in Gelsenkirchen

Nach einer Massenschlägerei in Gelsenkirchen hat die Polizei eine
Mordkommission eingerichtet, weil ein 27jähriger Beteiligter
lebensgefährliche Kopfverletzungen erlitt. Insgesamt wurden fünf
Personen nach der Schlägerei in die umliegenden Krankenhäuser
gebracht. Augenzeugenberichten zufolge waren bis zu 50 Männer am
Sonntagnachmittag im Stadtteil Horst mit Stühlen, Flaschen und
Baseballschlägern aufeinander losgegangen. Das Motiv für die
Auseinandersetzung zwischen den rumänischstämmigen Kontrahenten ist
weiterhin unklar.

31. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8777: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Angreifer stürmen Behörde in Dschalalabad und nehmen Geiseln

In der ostafghanischen Provinzhauptstadt Dschalalabad haben
mindestens drei bewaffnete Männer ein Regierungsgebäude gestürmt und
Geiseln genommen. Bevor die Angreifer auf das Gelände des Amts für
Flüchtlingsangelegenheiten vorgedrungen seien, habe es mindestens
zwei Explosionen gegeben, teilte ein Sprecher der Provinzregierung
von Nangarhar mit. Wie viele Behördenmitarbeiter sich in den Händen
der Angreifer befinden, war zunächst unklar. Sicherheitskräfte
umstellten das Gebäude. Die Taliban erklärten, sie hätten mit der
Geiselnahme nichts zu tun.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8779: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Höheres Renteneintrittsalter der falsche Ansatz

Nach Ansicht des Vorsitzenden der Jungen Union, Paul Ziemiak, muß das
Renteneintrittsalter angehoben werden. Der JU-Chef begründete dies in
einem Gespräch mit dem Handelsblatt mit der steigenden
Lebenserwartung. Die SPD dürfe die Frage der Lebensarbeitszeit in der
Rentenkommission daher nicht zu einem Tabuthema erklären, betonte
Ziemiak. Der Vorsitzende der Jungsozialisten in der SPD, Kevin
Kühnert, hält eine Debatte über ein steigendes Renteneintrittsalter
für den falschen Ansatz. Viel lieber sollte man überlegen, wie man
mehr Menschen in das System der gesetzlichen Rente reinholen könne
und so die Zahl der Beitragszahler erhöhe, sagte Kühnert der Zeitung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8778: Tragisches und Kurioses - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zahl der Königspinguine dramatisch zurückgegangen

Wurden 1982 noch rund zwei Millionen Königspinguine auf der
französischen Ile aux Cochons, der drittgrößten und westlichsten
Insel der Crozetinseln im südlichen Indischen Ozean, gezählt, leben
heute nur noch knapp 200.000 dieser Tiere auf dem etwa 67
Quadratkilometer großen Eiland. Das berichten Forscher um Henri
Weimerskirch von der Université de la Rochelle im Fachblatt Antarctic
Science. Als eine mögliche Ursache für die starke Dezimierung der
flugunfähigen Vögel führen die Wissenschaftler in ihrer Studie die in
Folge des Klimawandels gestiegenen Wassertemperaturen im südlichen
Indischen Ozean an. Meerestiere wie Fische und Tintenfische, von
denen sich die Königspinguine ernähren, befinden sich nicht mehr in
Reichweite. Der Nachwuchs verhungert, während er auf sein Futter
wartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7863: Aus Forschung und Technik - 31.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



ESA-Rat verlängert Wörners Mandat bis 2021

Johann-Dietrich Wörner bleibt für weitere zwei Jahre Generaldirektor
der europäischen Raumfahrtagentur ESA. Sein aktuelles Mandat läuft
am 30. Juni 2019 aus. Thomas Jarzombek, Koordinator der
Bundesregierung für Luft- und Raumfahrt, begrüßte die Entscheidung des
ESA-Rats. Wörner habe die Raumfahrt in den letzten Jahren europa- und
weltweit vorangetrieben und immer das richtige Gespür für die Themen
der Zukunft bewiesen. Bevor Wörner vor drei Jahren nach Paris
wechselte, war er von 2007 bis Ende 2014 Vorstandsvorsitzender des
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Köln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7875: Aus aller Welt - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Verfassungskomitee für Syrien im September geplant

Beim 10. internationalen Treffen über Syrien im Astana-Format im
russischen Badeort Sotschi haben Vertreter Rußlands, der Türkei und
des Irans mit Delegationen der syrischen Regierung und Vertretern der
Opposition über Fragen der Rückkehr syrischer Flüchtlinge und der
Zukunft Syriens nach dem Krieg gesprochen. An den zweitägigen
Gesprächen nahm der Uno-Gesandte Staffan de Mistura als Gast teil. Er
leitet die unter dem Dach der Vereinten Nationen in Genf geführten
Verhandlungen über die politische Zukunft Syriens. Mistura kündigte
auf einer Pressekonferenz am Dienstag Gespräche zu einer
Verfassungskommission für Syrien an. Die Beratungen sollen im
September in Genf stattfinden. Vertreter der drei Garantiemächte
Syriens sind dazu eingeladen. Die Regierungen Rußlands, der Türkei
und Syriens hatten die Bildung des Verfassungskomitees bei einer
Konferenz im Januar in Sotschi beschlossen. Das Verfassungsgremium
könnte sich russischen Berichten zufolge aus jeweils 50 Vertretern
der Regierung sowie der syrischen Opposition im In- und Ausland
zusammensetzen. Alexander Lavrentiev, der russische
Sonderbeauftragter für Syrien, berichtete, syrische Regierung und
Opposition hätten Listen potentieller Kandidaten für den
Verfassungsausschuß vorgelegt. Man diskutiere zur Zeit über die Liste
von Vertretern der syrischen Zivilgesellschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7835: Medizin und Gesundheitswesen - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Mysteriöse Krankheit tötet im Nordosten des Kongos

Im Nordosten des Kongos ist eine bislang unbekannte Erkrankung
aufgetreten, der seit Anfang Juli mindestens zwölf Menschen zum Opfer
gefallen sind. Die bei ihnen beobachteten Symptome bestanden laut
Deutschem Ärzteblatt aus Fieber, Durchfall, Erbrechen und Nasenbluten
und sollen denen des hämorrhagischen Fiebers Ebola ähneln. Blutproben
wurden daher zur Untersuchung an ein regionales Labor geschickt. Dort
soll geklärt werden, ob es sich um eine neuartige Erkrankung oder um
Nachwehen der jüngsten Ebolaepidemie handelt, die allerdings etwa 
1500 Kilometer westlich vom jetzigen Krankheitsausbruch nahe der
Provinzstadt Beni gewütet hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7863: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Geldstrafe für Posten beschädigter Bundesflagge

Das Amtsgericht Berlin-Tiergarten hat am Dienstag einen 38jährigen
Programmierer zu einer Geldstrafe von 2500 Euro, entsprechend 50
Tagessätzen zu 50 Euro, verurteilt, weil er Bilder einer
verstümmelten Bundesflagge bei Facebook gepostet hatte. Von der an
seinem Arbeitsplatz aufgehängten Flagge hatte jemand den goldenen
Streifen entfernt. Der Angeklagte hatte eine Aufnahme davon mit dem
Kommentar "CutTheGold" und der Aufforderung, ein Zeichen zu setzen,
versehen. Der Anklage zufolge brachte er auf diese Weise Verachtung
für die mit der Flagge symbolisierte staatliche Ordnung zum Ausdruck.
Das Amtsgericht wertete die Verbreitung der Bilder als eine
Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole, welche nicht vom
Grundrecht auf Meinungsfreiheit gedeckt wäre. Der Mann war von einem
Facebook-Mitbenutzer angezeigt worden. Die Verteidigerin hatte mit
dem Argument auf Freispruch plädiert, daß das Aufhängen einer
schwarz-roten Fahne nicht strafbar sein könne. Sie kündigte
Rechtsmittel an. Das Grundgesetz definiert: die Bundesflagge ist
schwarz-rot-gold; wobei aus technischen Gründen z. B. melonengelb für
gold genommen wird. Das Längen-Breiten-Verhältnis der unbeschädigten
Flagge beträgt fünf zu drei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7787: Sprache, Kunst und Medium - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Intendant des Filmorchesters Babelsberg droht mit Schließung

Der Intendant des Deutschen Filmorchesters Babelsberg, Claus-Dieter
Beyer, hat bekanntgegeben, daß das 2007 modernisierte Studio
möglicherweise geschlossen und Teile des Ensembles entlassen werden
müßten.

Wie Beyer in der Märkischen Allgemeinen erklärte, werden vom August an 
in unmittelbarer Nähe die Bauarbeiten für einen größeren Bürokomplex 
eines fremden Investors beginnen. Wegen des nicht zu vermeidenden 
Lärms könnten die 66 Musiker das Studio nur noch beschränkt für 
Tonaufnahmen nutzen. Damit fielen etwa 60 Prozent der Einnahmen weg. 
Die geplanten Konzerte könnten jedoch stattfinden.

Von dem jährlichen Etat in Höhe von 3,5 Millionen Euro trägt des Land
1,7 Million Euro. Den Rest müssen die Musiker selbst erwirtschaften.

Angeblich gibt es für die etwa anderthalbjährige Bauzeit keine
Ausweichmöglichkeit. Erstaunlich ist, daß die Baugesellschaft das
Grundstück von der Studio Babelsberg AG erworben hat. Warum das bei
den Verhandlungen nicht berücksichtigt wurde, ist ein Rätsel. Auch
wäre noch genug Zeit gewesen, das Studiogebäude selbst gegen Schall zu
isolieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7853: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Reisebus in Afghanistan von versteckter Bombe zerstört

In der westafghanischen Provinz Farah ist nach Angaben der
Provinzregierung ein Reisebus auf dem Weg von Herat nach Kabul auf
eine am Straßenrand versteckte Bombe gefahren. Bei der Detonation
sind mindestens elf Menschen getötet und rund 40 weitere zum Teil
schwer verletzt worden. Wer die Bombe gelegt hatte, blieb unklar. In
Farah finden seit Monaten schwere Kämpfe zwischen Regierungstruppen
und Taliban statt. Selbstgebaute Sprengsätze haben in den ersten
sechs Monaten dieses Jahres 232 zivile Opfer gefordert. Die
Uno-Mission Unama gibt die Zahl der im ersten Halbjahr bei Kämpfen in
Afghanistan getöteten Zivilisten mit knapp 1700 an. Das war der
höchste Stand seit Registrierungsbeginn 2009.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7867: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Europäischer Rat verhängt Sanktionen wegen Kertsch-Brücke

Der Europäische Rat hat am Montag gegen sechs maßgeblich am Bau der
rund 19 Kilometer langen Kertsch-Brücke zwischen Festlandrußland und
der Krimhalbinsel beteiligte Unternehmen Sanktionen verhängt. Von den
Strafmaßnahmen wie Einfrieren von Konten sind unter anderem die
Firmen Stroygazmontazh und Mostotrest des russischen Milliardärs
Arkady Rotenberg betroffen. Der Europäische Rat sieht im Bau der
Brücke einen weiteren Schritt, der die territoriale Integrität,
Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergräbt. Die Russische
Föderation hatte die Krim im März 2014 aufgenommen, nachdem sich die
Bewohner der ukrainischen Halbinsel in einem Referendum von Kiew
losgesagt hatten. Unmittelbar danach wurde der Bau der Kertsch-Brücke
beschlossen. Mitte Mai 2018 wurde sie für den Transportverkehr
geöffnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7837: Tragisches und Kurioses - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Sisyphusarbeit für die Bahn auf Kölner Hohenzollernbrücke

In Köln hängen entlang der Fußgängerstreifen der gewaltigen
Hohenzollernbrücke immer wieder Paare mit dem Schwur ewiger Treue
Vorhängeschlösser auf. Es sind Tausende, und teilweise greifen sie die
Metallgitter an, an die sie gehängt wurden. Deshalb will die Deutsche
Bahn als Eigentümer der Brücke innerhalb der nächsten drei Jahre alle
Schlösser entfernen und die Geländer restaurieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7864: Arbeit, Soziales und Familie - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Frauen protestieren vor JVA in Erding gegen Abschiebehaft

Rund 40 Frauen, darunter viele Afrikanerinnen, haben am Montag vor
dem Abschiebegefängnis in Erding nordöstlich von München gegen die
Situation in der Abschiebehaft, Rassismus und Diskriminierung von
Frauen protestiert. Die Kundgebung war Teil der über Magdeburg,
Nürnberg, Regensburg, München, Basel und Frankfurt führenden, vom
Potsdamer Verein Women in Exile organisierten Sommertournee.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7846: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Leichte Zunahme der Berggorilla-Population

Weltweit gibt es nur noch rund 1000 der vom Aussterben bedrohten
Berggorillas (Gorilla beringei beringei). Sie leben in Bergwäldern in
Ruanda, Uganda und dem Osten des Kongos und können bis zu 1,70 Meter
groß sowie bis zu 260 Kilo schwer werden. Wie dpa gerade meldete, ist
in Kongos östlichem Virunga-Nationalpark ein Berggorilla-Weibchen auf
die Welt gekommen. Der Nationalparkverwaltung zufolge soll es bereits
die neunte Geburt in diesem Jahr sein. Allerdings ist es noch zu
früh, von einer Entspannung der Lage zu sprechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7852: Märkte und Finanzen - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Anhaltende Hitze macht Kraftwerken zu schaffen

Wegen der anhaltenden Sommerhitze muß die Leistung des Atomkraftwerks
Philippsburg des Betreibers Energie Baden-Württemberg um bis zu zehn
Prozent zurückgefahren werden. Das AKW gibt seine Abwärme an den
Rhein ab, dessen Wassertemperatur 28 Grad Celsius erreicht hat. Bei
so hohen Temperaturen sterben die Fische im Fluß.

Auch in Norddeutschland erweisen sich Atomkraftwerke als
wetterabhängig. PreussenElektra meldete, die AKW Grohnde und Brokdorf
produzierten zur Zeit weniger als normal wegen erhöhter
Gewässertemperaturen. Das AKW Grohnde wird um bis zu 120 Megawatt
gedrosselt. Beim AKW Brokdorf ist die Einschränkung geringer.

Ein Block des mit Steinkohle betriebenen Dampfkraftwerks von EnBW im
Rheinhafen von Karlsruhe mußte ebenfalls wegen hoher
Wassertemperaturen abgeschaltet werden. Der Betreiber hat den Antrag
auf eine Genehmigung für einen reduzierten Betrieb für den Fall
gestellt, daß die Wassertemperatur 28 Grad übersteigt.

Das von RWE betriebene Steinkohlekraftwerk in Hamm ist inzwischen
wieder am Netz. Das Kraftwerk war am vergangenen Wochenende
abgeschaltet worden, weil wegen des niedrigen Pegelstands des Rheins
nicht genügend Kohle angeliefert werden konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7869: Aus Forschung und Technik - 31.07.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp macht Gruppengespräche möglich

WhatsApp ist und bleibt das Maß aller Dinge. So meldete heise Online,
daß der Messenger-Dienst gerade eine weitere Funktion freischaltet,
mit der bis zu vier Nutzer gemeinsam Gruppengespräche führen und
Video-Konferenzen abhalten können. Um die Funktion zu nutzen, muß nur
über WhatsApp eine Telefonverbindung zwischen zwei Usern hergestellt
werden. Anschließend können weitere Gesprächspartner hinzugefügt
werden, indem der Button in der oberen rechten Ecke (Plus-Symbol)
gedrückt wird. Die Gruppenanrufe sind Ende-zu-Ende-verschlüsselt. Es
können also weder WhatsApp noch dessen Besitzer Facebook mithören.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/538: Einsteins Allgemeine Relativitätstheorie wird erstmalig an einem Schwarzen Loch belegt (idw)


Universität zu Köln - 26.07.2018

Einsteins Allgemeine Relativitätstheorie wird erstmalig an einem Schwarzen
Loch belegt

• Neue Messungen am Schwarzen Loch im Zentrum der Milchstraße zeigen,
wie Einsteins Gravitätstheorie in der Praxis funktioniert

• Veröffentlichung in Astronomy & Astrophysics



Ein internationales Team von Astronominnen und Astronomen unter
Beteiligung der Universität zu Köln hat erstmalig Einsteins Allgemeine
Relativitätstheorie durch konkrete Beobachtungen in der Umgebung eines
Schwarzen Loches nachgewiesen. Mithilfe des Very Large Telescope der
europäischen Südsternwarte in Chile (European Southern Observatory - ESO)
hat das Forschungsteam unter Leitung von Reinhard Genzel vom 
Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik (MPE) in Garching die 
Bewegung eines Sterns durch das extreme Anziehungsfeld des supermassiven 
Schwarzen Lochs im Zentrum der Milchstraße untersucht. Dieses 
Forschungsergebnis ist der Höhepunkt einer 26 Jahre langen Serie von 
immer präziseren Beobachtungen des Zentrums der Milchstraße durch 
ESO-Instrumente. Das Team hat die Ergebnisse der Studie "Detection of 
the Gravitational Redshift in the Orbit of the Star S2 near the Galactic 
Centre Massive Black Hole" in der Fachzeitschrift "Astronomy & 
Astrophysics" veröffentlicht.

Neue Infrarotbeobachtungen der extrem empfindlichen Instrumente GRAVITY,
NACO und SINFONI am Very Large Telescope erlaubten es den Wissenschaftlern
und Wissenschaftlerinnen im Mai 2018, einen Stern namens S2 bei seinem
dichten Vorbeiflug am Schwarzen Loch zu beobachten. Eine Kombination von
Positions- und Geschwindigkeitsmessungen zeigen deutlich einen Effekt, den
die Wissenschaft "gravitative Rotverschiebung" nennt: Das Licht des Sterns
wird durch das sehr starke Schwerkraftfeld des Schwarzen Lochs zu einer
größeren Wellenlänge gedehnt. Die Dehnung der Wellenlänge des Lichts von
S2 entspricht genau dem, was Einsteins Allgemeine Relativitätstheorie
voraussagt. Es ist das erste Mal, dass diese Abweichung von den
Vorhersagen der einfacheren Newtonschen Schwerkraft bei der Bewegung eines
Sterns um ein Schwarzes Loch beobachtet wurde.

Der Stern hatte bei den Messungen eine Geschwindigkeit von über 25
Millionen Kilometern in der Stunde, was drei Prozent der
Lichtgeschwindigkeit entspricht. Er befindet sich weniger als 20
Milliarden Kilometer vom supermassiven Schwarzen Loch im Zentrum der
Milchstraße entfernt. Dieses Schwarze Loch hat die vier millionenfache
Masse der Sonne, und eine kleine Gruppe von Sternen umkreist es mit hohen
Geschwindigkeiten. Diese extremen Bedingungen im stärksten Schwerkraftfeld
in unserer Galaxie machen es zum perfekten Objekt, um die Physik der
Schwerkraft zu überprüfen.

"Wir haben jetzt zum zweiten Mal den dichten Vorbeiflug von S2 um das
Schwarze Loch im galaktischen Zentrum beobachtet", sagt Reinhard Genzel
vom MPE. "Dieses Mal konnten wir den Stern aber wegen unserer stark
verbesserten Instrumente mit beispielloser Auflösung beobachten." GRAVITY
produziert Bilder von so großer Schärfe, dass es die Bewegung des Sterns
von Nacht zu Nacht zeigt, während er 26.000 Lichtjahre von der Erde
entfernt dicht am Schwarzen Loch vorbeifliegt. "Während des dichten
Vorbeifluges gelang es uns nicht nur, dem Stern genau auf seinem Orbit zu
folgen. Wir konnten auch den schwachen Lichtschein rund um das Schwarze
Loch erkennen", ergänzt Frank Eisenhauer (MPE), der Projektleiter von
GRAVITY. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben sich auf
dieses Ereignis mehrere Jahre intensiv vorbereitet, da sie das Beste aus
dieser einmaligen Gelegenheit machen wollten, Effekte der Allgemeinen
Relativitätstheorie zu beobachten.

Astronomen, Ingenieure und Techniker des I. Physikalischen Instituts der
Uni Köln unter Leitung von Professor Dr. Andreas Eckart entwickelten und
bauten die beiden Spektrometer von GRAVITY. Die Spektrometer analysieren
die Wellenlänge des beobachteten Sternenlichts und wandeln die empfangenen
Photonen in elektronische Signale um. "GRAVITY ist eine technologische
Herausforderung", sagt Eckart. "Doch nach mehr als zwei Jahrzehnten
Forschung an den Hochgeschwindigkeitssternen im galaktischen Zentrum und
an der Entwicklung astronomischer Instrumente wurde der Aufwand mit einem
ausgezeichneten Ergebnis in der experimentellen Physik belohnt."


Veröffentlichung:

"Detection of the Gravitational Redshift in the Orbit of the Star S2 near
the Galactic Centre Massive Black Hole".

The GRAVITY Collaboration.

Astronomy & Astrophysics, 26. Juli 2018,

Link: www.aanda.org/10.1051/0004-6361/201833718
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WETTER/244: Deutschlandwetter im Juli 2018 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.07.2018

Deutschlandwetter im Juli 2018

Extrem warm und sonnig, gebietsweise enorme Dürre



Offenbach, 30. Juli 2018 - Wie bereits in den Vormonaten dominierte
auch im Juli verbreitet Hochdruckeinfluss. Dabei gelangte zunächst aus
östlichen Richtungen sehr warme, kontinental-trockene Luft nach
Deutschland. Gegen Monatsende bestimmte zunehmend feuchte Luft aus
Südwesteuropa unser Wetter. Gelegentlich entwickelten sich
gebietsweise heftige Gewitter, mit unwetterartigem Starkregen und
teilweise Hagel. Die Niederschläge führten jedoch nur regional zu
einer Entspannung der schon seit Monaten anhaltenden extremen
Trockenheit. Mancherorts kam es zu Wald- oder Flächenbränden.
Insgesamt verlief der Juli erneut zu warm, bei deutlichem
Niederschlagsdefizit und enorm viel Sonnenschein. Dies meldet der
Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse
seiner rund 2000 Messstationen.


Einer der wärmsten Juli-Monate seit Beginn regelmäßiger
Messungen 1881

Mit etwa 20,2 Grad Celsius (°C) lag im Juli der Temperaturdurchschnitt
um 3,3 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug
die Abweichung nach oben 2,2 Grad. Damit wird der Monat nach den
Jahren 2006, 1994, 1983 und 2010 voraussichtlich der fünftwärmste Juli
seit Messbeginn sein. Einige Stationen meldeten neue Wärmerekorde. Zum
Auftakt brachte Hoch "Ekkehard" tagsüber sommerliche Werte, während es
in den Nächten oft noch angenehm abkühlte. In
Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge ging es am 2. mit 0,1 °C
sogar nochmal Richtung Gefrierpunkt. Zu Beginn der zweiten
Monatsdekade blieben nur wenige Tage zum Durchlüften, bevor eine
Hitzewelle Deutschland zum Schwitzen brachte. So meldete am 26.
Duisburg-Baerl heiße 38,0 °C. Einige Stationen registrierten
Tropennächte: In Ruppertsecken, nordöstlich von Kaiserslautern, sank
das Quecksilber in der Nacht zum 25. nicht unter 23,8° C.


Niederschlagsdefizite vor allem im Westen, Norden und Teilen
des Ostens

Mit rund 40 Litern pro Quadratmeter (l/m²) im Bundesmittel erreichte
der Juli nur etwa 52 Prozent seines Solls von 78 l/m². Die bereits
seit vielen Wochen anhaltende Trockenheit, vor allem im gesamten
Norden und Osten Deutschlands, führte in vielen Gebieten zu einer
extremen Dürre mit Ertragseinbußen in der Landwirtschaft sowie zu
häufigen Wald- und Wiesenbränden. Zu Beginn der ersten Dekade sorgte
ein Höhentief im Norden und Nordosten gebietsweise für Entspannung,
andernorts wurden im Juli weniger als 5 l/m² gemeldet. Den äußersten
Süden Deutschlands hingegen überquerten mehrmals Tiefdruckausläufer
mit Dauerregen und Gewittern. In den Chiemgauer und Berchtesgadener
Alpen fiel mit bis zu 150 l/m² der meiste Niederschlag.


Zweitsonnenscheinreichster Juli seit Aufzeichnungsbeginn im
Jahre 1951

Die Sonnenscheindauer überstieg ihr Soll von 212 Stunden mit über 305
Stunden sehr deutlich. Damit wird der Juli 2018 nach 2006 am Ende
voraussichtlich der zweitsonnigste seit 1951 sein, dem Beginn
regelmäßiger Aufzeichnungen. Im Norden verzeichneten einige Stationen
neue Rekorde. Besonders häufig schien die Sonne vor allem an der
Ostseeküste, teilweise mit mehr als 360 Stunden. Immer noch über dem
Schnitt, aber doch deutlich weniger schien die Sonne im Alpenraum mit
rund 230 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Juli 2018

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Im Juli 2018 registrierten die
DWD-Experten für Schleswig-Holstein 19,6 °C (16,3 °C). Damit war es
ein vergleichsweise kühles, dennoch mit über 330 Stunden (210 Stunden)
ein sehr sonnenscheinreiches Bundesland. Mit rund 20 l/m² (80 l/m²)
war es die niederschlagsärmste Region Deutschlands. Für Hamburg betrug
die Mitteltemperatur 20,3 °C (17,0 °C). Es fielen knapp 40 l/m² (77
l/m²), die Sonne zeigte sich nahezu 320 Stunden (201 Stunden).

Niedersachsen und Bremen: Niedersachsen (16,7 °C) und Bremen
(16,9 °C) gehörten mit jeweils 20,1 °C zu den kühlsten Bundesländern.
Niedersachsen kam auf rund 30 l/m² (73 l/m²) und etwa 320
Sonnenstunden (191 Stunden). Für Bremen notierte der DWD knapp 25 l/m²
(75 l/m²). Die Stadt an der Weser zählte mit gut 325 Stunden (192
Stunden) zu den besonders sonnenscheinreichen Gebieten. Aufgrund der
hohen Temperaturen musste vom Abend des 24. bis zum darauffolgenden
Morgen der Flugbetrieb am Flughafen in Hannover eingestellt werden,
weil sich die aufgeheizten Asphaltplatten der Nordbahn angehoben
hatten. 28 Flüge wurden gestrichen.

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern erreichte eine
Durchschnittstemperatur von 20,2 °C (16,8 °C), eine Niederschlagsmenge
von nahezu 40 l/m² (66 l/m²) und über 315 Stunden (223 Stunden)
Sonnenschein.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg zählte mit 21,0 °C (17,9
°C) im Juli sowohl zu den warmen als auch mit abgerundet 50 l/m² (54
l/m²) zu den eher niederschlagsreichen Bundesländern. Die Sonne zeigte
sich annähernd 325 Stunden (223 Stunden). Berlin war mit 21,5 °C (18,3
°C) die wärmste und mit gut 70 l/m² (53 l/m²) die
niederschlagsreichste Region des Bundesgebiets. Die DWD-Experten
registrierten für Berlin aufgerundet 320 Sonnenstunden (224 Stunden).
Am Beelitzer Ortsteil Fichtenwalde, im Südwesten von Potsdam, wütete
seit dem 26. ein Waldbrand. Rund 90 Hektar Kiefernwald standen in
Flammen - die Feuerwehr war vier Tage lang im Dauereinsatz.

Sachsen-Anhalt: Die DWD-Experten notierten für Sachsen-Anhalt
durchschnittlich 20,8 °C (17,6 °C). Das sonnenscheinreichste
Bundesland kam mit fast 340 Stunden auf 164 Prozent seines Solls (207
Stunden), während es mit kaum 25 l/m² nur 45 Prozent des Klimawertes
(52 l/m²) erreichte und damit zu den niederschlagsärmsten
Bundesländern zählte.

Sachsen: In Sachsen errechneten die DWD-Meteorologen 20,2 °C
(17,2 °C), annähernd 30 l/m² (69 l/m²) und knapp 320 Sonnenstunden
(210 Stunden). Die bundesweit kühlste Nacht des Monats meldete
Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge am 2. mit 0,1 °C, dabei trat
sogar nochmals geringer Bodenfrost auf.

Thüringen: Im Juli 2018 verbuchte der DWD für Thüringen eine
mittlere Temperatur von 20,2 °C (16,4 °C). Die Niederschlagsmenge
summierte sich auf gut 40 l/m² (63 l/m²) und die Sonnenscheindauer auf
annähernd 320 Stunden (205 Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen präsentierte sich im
Juli 2018 mit knapp 25 l/m² (82 l/m²) als die zweitniederschlagärmste
Region Deutschlands. Außerdem erreichte es eine Mitteltemperatur von
20,9 °C (17,0 °C) und die Sonne schien aufgerundet 315 Stunden (187
Stunden). Besonders warm war es am 26. in Duisburg-Baerl, wo das
Quecksilber auf heiße 38,0 °C kletterte. Die Dürre wirkte sich
teilweise katastrophal aus, in der Landwirtschaft grasen Kühe tagsüber
auf verdorrten Wiesen und nachts wird das Futter verfüttert, das
eigentlich für den Winter gedacht war.

Hessen: In Hessen betrug die Mitteltemperatur 20,9 °C (16,9
°C). Die Niederschlagsmenge fast 30 l/m² und die Sonnenscheindauer gut
320 Stunden (204 Stunden). Darmstadt zählte im Juli immerhin rund
zwanzig sog. Heiße Tage, d. h. Tage mit einer Tageshöchsttemperatur
von mindestens 30,0 °C.

Rheinland-Pfalz: Im Juli zählte Rheinland-Pfalz mit 21,0 °C
(17,1 °C) zu den wärmeren, mit knapp 315 Sonnenstunden (210 Stunden)
aber zu den vergleichsweise sonnenscheinarmen Bundesländern. Die
Niederschlagssumme erreichte fast 35 l/m² (72 l/m²). Während der
ersten großen Hitzewelle zu Beginn der zweiten Monatsdekade
registrierte Ruppertsecken, nordöstlich von Kaiserslautern am 25. mit
23,8° C eine Tropennacht.

Saarland: Das Saarland gehörte diesmal mit 21,1 °C (17,5 °C) zu
der wärmsten Region des Bundesgebiets. Die Niederschlagsmenge im Juli
addierte sich zuletzt auf etwa 30 l/m² (72 l/m²). Bei der
Sonnenscheindauer kam das Bundesland auf nahezu 315 Stunden (226
Stunden).

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg präsentierte sich im Juli
2018 mit 20,1 °C (17,1 °C) als ein eher kühles und mit gut 290 Stunden
(229 Stunden) als das im Vergleich sonnenscheinärmste Bundesland. Die
Niederschlagssumme lag bei 50 l/m² (91 l/m²). Am 15. führte ein
heftiges Gewitter in Kühlsheim, südwestlich von Würzburg, zu
sintflutartigen Regenfällen wobei innerhalb kürzester Zeit eine Summe
von 95 l/m² fiel. Kleinkörnige Hagelmassen sorgten für chaotische
Verhältnisse auf den Straßen.

Bayern: Der Freistaat war im Juli mit 19,5 °C (16,7 °C) das
vergleichsweise kühlste Bundesland. Mit einer Niederschlagsmenge von
rund 65 l/m² (101 l/m²) war Bayern das zweitniederschlagsreichste und
mit fast 295 Stunden (221 Stunden) diesmal das zweit
sonnenscheinärmste Gebiet Deutschlands. Bei schauerartig verstärktem
Dauerregen meldete Ruhpolding-Seehaus am 6. mit 87,4 l/m² die
deutschlandweit höchste Tagessumme. Der bundesweit meiste Niederschlag
fiel in den Chiemgauer und Berchtesgadener Alpen mit teilweise bis zu
150 l/m².
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Juli 2018 - Mittlerer Niederschlag
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Juli 2018 - Sonnenscheindauer
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Deutschlandwetter im Juli 2018

Mitteltemperatur in °C

Grafik: © Quelle DWD



Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur,
Niederschlag und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag
des Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de.

© DWD 2018
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FORSCHUNG/1519: Starke Kopplung durch Spin-Trio (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),
Hochschulkommunikation, 26.07.2018

Starke Kopplung durch Spin-Trio



Um Qubits für Quantencomputer weniger störanfällig zu machen, benutzt man
vorzugsweise den Spin zum Beispiel eines Elektrons. ETH-Forscher haben nun
eine Methode entwickelt, mit der ein solches Spin-Qubit stark an
Mikrowellen-Photonen gekoppelt werden kann.

Quantencomputer rechnen mit Quanten-Bits oder «Qubits», also
Quantenzuständen beispielsweise von Atomen oder Elektronen, die
gleichzeitig die logischen Werte «0» und «1» annehmen können. Um viele
solcher Qubits zu einem leistungsstarken Quantenrechner
zusammenzuschliessen, muss man sie über Entfernungen von Millimetern oder
gar mehreren Metern miteinander koppeln. Dies kann zum Beispiel, ganz
ähnlich wie bei einer Radioantenne, über die Ladungsverschiebung durch
eine elektromagnetische Welle erreicht werden. Allerdings setzt eine
solche Kopplung das Qubit auch störenden Einflüssen von unerwünschten
elektrischen Feldern aus, worunter die Qualität der logischen
Qubit-Operationen stark leidet.




[image: Bild: © ETH Zürich / Andreas Landig]

Ein Spin-Trio aus in Quantenpunkten gefangenen Elektronen (rot).
Durch quantenmechanisches Tunneln entsteht ein Dipolmoment, das an
die elektromagnetische Welle eines Resonators (gelb) koppelt.

Bild: © ETH Zürich / Andreas Landig



Forschende mehrerer Professuren der ETH Zürich haben nun mit Unterstützung
durch theoretische Physiker der Universität von Sherbrooke in Kanada
gezeigt, wie man dieses Problem umgehen kann. Dazu fanden sie einen Weg,
um ein Mikrowellen-Photon an ein Spin-Qubit in einem Quantenpunkt zu
koppeln.

Qubits mit Ladung oder Spin

In Quantenpunkten fängt man zunächst Elektronen in nur wenige Nanometer
grossen Halbleiterstrukturen ein, die auf weniger als ein Grad über dem
absoluten Nullpunkt abgekühlt werden. Die logischen Werte 0 und 1 können
nun auf zweierlei Weise realisiert werden. Entweder man definiert ein
Qubit dadurch, dass sich das Elektron auf der linken oder rechten Seite
eines doppelten Quantenpunktes befindet, oder über den Spin des Elektrons,
der nach oben oder unten zeigen kann.

Im ersten Fall spricht man von einem Ladungs-Qubit, das durch die
elektrische Ladungsverschiebung stark an elektromagnetische Wellen
koppelt. Ein Spin-Qubit dagegen kann man sich als winzige Kompassnadel
vorstellen, die nach oben oder unten zeigt. Wie eine Kompassnadel ist der
Spin magnetisch und koppelt daher nicht an elektrische, sondern an
magnetische Felder. Die Kopplung des Spin-Qubits an den magnetischen
Anteil von elektromagnetischen Wellen ist dabei viel schwächer als
diejenige eines Ladungs-Qubits an den elektrischen Anteil.

Drei Spins für stärkere Kopplung

Dadurch ist ein Spin-Qubit zwar einerseits weniger störanfällig und behält
seine Kohärenz (auf der die Funktionsweise des Quantencomputers basiert)
über einen längeren Zeitraum. Andererseits ist es aber auch deutlich
schwieriger, Spin-Qubits mittels Photonen über lange Distanzen aneinander
zu koppeln. Um dies trotzdem möglich zu machen, benutzt die Arbeitsgruppe
einen Trick, wie Jonne Koski, Postdoktorand in der Gruppe von
ETH-Professor Klaus Ensslin, erklärt: «Indem wir für die Realisierung des
Qubits nicht einen, sondern gleich drei Spins verwenden, können wir die
Vorteile eines Spin-Qubits mit denen eines Ladungs-Qubits verbinden.»

In der Praxis werden dafür auf einem Halbleiterchip drei Quantenpunkte
hergestellt, die nahe beieinander liegen und mittels winziger Drähte durch
angelegte Spannungen kontrolliert werden können. In jedem der
Quantenpunkte können Elektronen mit nach oben oder unten ausgerichtetem
Spin gefangen werden. Durch einen der Drähte ist das Spin-Trio zudem mit
einem Mikrowellenresonator verbunden. Die Spannungen an den Quantenpunkten
stellt man nun so ein, dass sich auf jedem der Quantenpunkte jeweils ein
Elektron befindet und die Spins von zwei der Elektronen in die gleiche,
der dritte dagegen in die entgegengesetzte Richtung zeigt.

Ladungsverschiebung durch Tunneln

Nach den Regeln der Quantenmechanik können die Elektronen zudem mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit zwischen den Quantenpunkten hin und her
tunneln. Dadurch kann es vorkommen, dass sich von den drei Elektronen
zeitweise zwei in demselben Quantenpunkt befinden, wogegen einer leer
bleibt. In dieser Konstellation ist die elektrische Ladung nun ungleich
verteilt. Durch diese Ladungsverschiebung wiederum entsteht ein
elektrischer Dipol, der stark an das elektrische Feld eines
Mikrowellenphotons koppeln kann.

Diese starke Kopplung konnten die ETH-Wissenschaftler durch eine Messung
der Resonanzfrequenz des Mikrowellenresonators eindeutig nachweisen. Dabei
beobachteten sie, wie sich die Resonanz des Resonators durch die Kopplung
an das Spin-Trio aufspaltete. Aus den Daten konnten sie herleiten, dass
die Kohärenz des Spin-Qubits über mehr als 10 Nanosekunden erhalten blieb.

Spin-Trios für Quanten-Bus

Die Forscher sind zuversichtlich, dass mit dieser Technik schon bald ein
Übertragungsweg für Quanteninformation zwischen zwei Spin-Qubits (ein
sogenannter Quanten-Bus) realisiert werden kann. «Dafür müssen wir zwei
Spin-Trios an beiden Enden des Mikrowellenresonators platzieren und
zeigen, dass die Qubits dann über ein Mikrowellenphoton miteinander
gekoppelt sind», sagt der Erstautor der Studie Andreas Landig, Doktorand
in Ensslins Gruppe. Damit wäre ein wichtiger Schritt in Richtung eines
Netzwerks von räumlich verteilten Spin-Qubits getan. Zudem betonen die
Forscher, dass sich ihre Methode problemlos auf andere Materialien wie zum
Beispiel Graphen übertragen lässt und damit sehr vielseitig ist.

Diese Arbeit wurde im Rahmen des Nationalen Forschungsschwerpunkts Quantum
Science and Technology (NCCR QSIT [http://www.nccr-qsit.ethz.ch])
durchgeführt. Von der ETH Zürich waren daran Wissenschaftler der
Professuren von Klaus Ensslin, Thomas Ihn, Werner Wegscheider und Andreas
Wallraff beteiligt.


Originalpublikation:

Landig AJ, Koski JV, Scarlino P, Mendes UC, Blais A, Reichl C, Wegscheider
W, Wallraff A, Ensslin K, Ihn T:

Coherent spin-photon coupling using a resonant exchange qubit.

Nature 2018,

doi: 10.1038/s41586-018-0365-y

[http://dx.doi.org/10.1038/s41586-018-0365-y]


Weitere Informationen unter:

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/07/starke-kopplung-durch-spin-trio.html
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ENERGIE/1572: Was passiert in einer Solarzelle, wenn das Licht ausgeht? (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 25.07.2018

Was passiert in einer Solarzelle, wenn das Licht ausgeht?



Was in einer Solarzelle passiert, wenn das Licht ausgeht, hängt stark
vom verwendeten Material ab. In herkömmlichen Siliziumsolarzellen ist die
Antwort sehr einfach: der Strom, den die Zelle produziert, geht sofort auf
Null zurück. Ganz anders ist dies in sogenannten Perowskitsolarzellen:
Hier liefert die Zelle noch für einen kurzen Moment weiter Strom.
Umgekehrt dauert es aber auch einen Moment, bis sie nach dem Einschalten
des Lichts den vollen Strom liefert. Dieser ungewollte Effekt wird
Hysterese genannt. Forscherinnen und Forscher des Max-Planck-Instituts für
Polymerforschung in Mainz konnten nun die in einer Perowskitsolarzelle
ablaufenden Prozesse mit hoher Präzision vermessen.

Perowskitsolarzellen elektrisieren derzeit die Solarzellenforscher: Dieses
neue, billige und einfach zu verarbeitende Material hat nahezu ideale
physikalische Eigenschaften für die Umwandlung von Licht in elektrischen
Strom: Da es pechschwarz ist, reicht eine hauchdünne Schicht von weniger
als einem tausendstel Millimeter aus, um das gesamte einfallende
Sonnenlicht zu absorbieren. Gleichzeitig ist es ein sehr guter
elektrischer Leiter, der die erzeugten elektrischen Ladungen schnell und
effizient an die Kontakte und daran angeschlossene Geräte abgeben kann. So
können Perowskitsolarzellen heute mit einer Effizienz von 22,7 % bei der
Umwandlung von Lichtenergie in elektrische Energie bereits die besten
multikristallinen Siliziumsolarzellen übertreffen (22,3 %). Um die
Effizienz weiter steigern zu können und um Perowskitsolarzellen fit für
die Kommerzialisierung zu machen ist es jedoch für die Forscher sehr
wichtig, alle Prozesse zu verstehen, die in der Solarzelle beim Betrieb
auftreten.

Gemeinsam mit Forschern der École polytechnique fédérale de Lausanne ist
es der Gruppe um Juniorprofessor Dr. Stefan Weber und Gruppenleiter Dr.
Rüdiger Berger (AK Prof. Butt) vom Max-Planck-Institut für
Polymerforschung in Mainz gelungen, die Prozesse nach dem Ausschalten des
Lichts zu entschlüsseln. Dazu haben die Forscher Solarzellen gezielt in
der Mitte durchgebrochen und auf einer kleinen, wenige millionstel Meter
breiten Fläche glattpoliert. In einem Rasterkraftmikroskop haben sie dann
eine dünne Metallspitze über der Querschnittsfläche der Solarzelle
positioniert. Diese Metallspitze ist an ihrem Ende nur etwa 10 Nanometer
breit - mehr als zehntausendmal dünner als ein menschliches Haar. Mit
dieser als Kelvinsondenmikroskopie bekannten Methode konnten die Forscher
die elektrische Spannung auf der polierten Querschnittsfläche unmittelbar
unter der Spitze ausmessen. Mit einer eigens entwickelten Varianter dieser
Messtechnik konnten die Mainzer nicht nur räumlich, sondern auch zeitlich
hochauflösend den Spannungsverlauf in den einzelnen Schichten der
Solarzelle vermessen.

Der Spannungsverlauf in der Solarzelle ist deshalb so interessant, weil er
maßgeblich die Trennung der durch das Licht erzeugten elektrischen
Ladungen beeinflusst: Aufgrund der elektrostatischen Kräfte wandern
positive Ladungen zum Minuspol und negative Ladungen zum Pluspol der
Spannung. Auf der beleuchteten Querschnittsfläche der Solarzelle
entdeckten die Mainzer Wissenschaftler eine Ansammlung von Ladungen am
Rand der Perowskitschicht, die auch nach dem Abschalten des Lichts noch
für einen kurzen Augenblick stabil war. "Diese Ladungen an den
Grenzflächen des Perowskits spielen die Hauptrolle für die Hysterese, da
sie auch nach dem Ausschalten des Lichts für etwa eine halbe Sekunde ein
elektrisches Feld in der Zelle aufrecht erhalten", sagt Stefan Weber.
"Umgekehrt bedeutet das, dass Hysterese durch gezielte Modifikationen an
diesen Grenzflächen beeinflusst oder ganz unterdrückt werden kann." Dies
ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Anwendung von
Perowskitsolarzellen. Ihre Ergebnisse haben die Forscher kürzlich in dem
renommierten Journal Energy Environmental Science veröffentlicht.

Jun.-Prof. Dr. Stefan Weber

Stefan Weber (geb. 1981) studierte Physik an der Universität Konstanz. Für
seine Doktorarbeit kam er 2007 ans Max-Planck-Institut für
Polymerforschung, wo er in einem Deutsch-Koreanischen Graduiertenkolleg
mit Kraftmikroskopie organische elektronische Materialien erforschte.
Anschließend ging er ans University College Dublin, wo er sich mit
hochauflösender Kraftmikroskopie an flüssig-festen Grenzflächen
beschäftigte. Seit 2012 ist er Gruppenleiter am MPI und seit 2014
Juniorprofessor im Fachbereich Physik der Johannes-Gutenberg-Universität
Mainz. Seit seiner Doktorarbeit beschäftigt er sich mit der Anwendung und
Weiterentwicklung von Rasterkraftmikroskopie. Damit möchte er grundlegende
Mechanismen in Nanostrukturen verstehen, die z.B. in
Solarzellenmaterialien vorkommen.

Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung (MPI-P) zählt zu den
international führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der
Polymerforschung. Durch die Fokussierung auf weiche Materie und
makromolekulare Materialien ist das MPI-P mit seiner Forschungsausrichtung
weltweit einzigartig. Seine Aufgabe ist es, neue Polymere herzustellen und
zu charakterisieren. Zum Aufgabengebiet gehört auch die Untersuchung ihrer
physikalischen und chemischen Eigenschaften. Das MPI-P wurde 1984
gegründet. Es beschäftigt mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus dem In- und Ausland, von denen die große Mehrzahl mit
Forschungsaufgaben befasst ist.


Originalpublikation:

Weber, S.A.L; Hermes, I.M.; Turren Cruz, S.H.; Gort, C.; Bergmann, V.W.;
Gilson, L; Hagfeldt, A.; Grätzel, M; Tress, W; and Berger, R.

How the Formation of Interfacial Charge Causes Hysteresis in Perovskite
Solar Cells,

Energy Environmental Science

(http://dx.doi.org/10.1039/C8EE01447G)

Weitere Informationen unter:

http://www2.mpip-mainz.mpg.de/~webers/

- Gruppenseite von Jun.-Prof. Stefan Weber

http://www2.mpip-mainz.mpg.de/~berger/

- Gruppenseite von Dr. Rüdiger Berger

http://www.mpip-mainz.mpg.de

- Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 25.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1269: Universität Tübingen erklärt Maschinelles Lernen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 26.07.2018

Universität Tübingen erklärt Maschinelles Lernen

Video macht wichtigen Teilbereich der Künstlichen Intelligenz für Laien
verständlich



Mit einem auch für Laien verständlichen Video macht die Universität
Tübingen seit Mittwoch auf die Bedeutung des Forschungsfelds Maschinelles
Lernen aufmerksam. "In den vergangenen Monaten hat es zahlreiche
Medienberichte über die Entwicklung von Künstlicher Intelligenz und ihres
derzeit wichtigsten Teilbereichs, das Maschinelle Lernen, gegeben",
erklärt Professor Matthias Bethge, Inhaber des Lehrstuhls für
Computational Neuroscience and Machine Learning an der Universität
Tübingen: "Dabei haben wir den Eindruck gewonnen, dass die Öffentlichkeit
mehr über die Grundlagen dieses wichtigen Forschungsbereichs erfahren
sollte, der eine Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts werden wird."

Das rund zweieinhalb Minuten lange Video erklärt mit einfachen
erzählerischen und grafischen Mitteln Grundprinzipien des Maschinellen
Lernens und zeigt künftige Anwendungsmöglichkeiten etwa in der Industrie
oder im medizinischen Bereich auf. "Wir werden in den kommenden
Jahrzehnten in immer mehr Arbeits- und Lebensbereichen vor der Situation
stehen, dass wir enorme Datenmengen erzeugen", sagt Andreas Geiger,
Professor für Lernbasierte Computer Vision an der Universität Tübingen.
"Diese Datenberge lassen sich nur noch durch lernende IT-Systeme
vernünftig auswerten, die im Umgang mit diesen Daten zunehmend klüger
werden und so immer präziser arbeiten können."

In dem Video wird nicht verschwiegen, dass Maschinelles Lernen auch für
schädliche Ziele eingesetzt werden kann. Denn wie bei anderen
bahnbrechenden Technologien zuvor gewinnt die Gesellschaft mit dem
Maschinellen Lernen ein Werkzeug, das produktiv oder auch destruktiv
eingesetzt werden kann. "Deshalb ist es wichtig, dass die Forschung auf
diesem Gebiet von öffentlich finanzierten, unabhängigen und transparenten
Institutionen vorangetrieben statt nur nachverfolgt wird", betont Philipp
Hennig, Professor für Methoden des Maschinellen Lernens: "Sorgen um
negative Folgen für unsere Gesellschaft müssen wir ernst nehmen und die
Studierenden dafür sensibilisieren."

Professor Bethge ergänzt: "Die Universität ist der ideale Ort, um die
Auswirkungen für den einzelnen und die Gesellschaft sowie den Umgang mit
der neuen Technologie umfassend zu erforschen. Für dieses Konzept einer
ambitionierten und zugleich verantwortungsvollen Grundlagenforschung auf
dem Gebiet der Künstlichen Intelligenz und des Maschinellen Lernens steht
die Universität Tübingen."


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=t3YC8_VoAoc&t=8s

- das Video

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 26.07.2018
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INTERVIEW/039: Pränataldiagnostik - Interessensausgleich und Wertebalance ...    Sigrid Graumann im Gespräch (SB)


Gespräch am 16. Juni 2018 in Essen

Sigrid Graumann ist Professorin für Ethik im Fachbereich Heilpädagogik und
Pflege an der Evangelischen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe. Seit April
2016 ist sie Mitglied im Deutschen Ethikrat und dort mit Stellungnahmen zu
maßgeblichen, den sozialen und technologischen Fortschritt regulierenden Normen
und Werten befaßt. Auf der Jahrestagung des Netzwerkes gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik in Essen war sie zu einem Podiumsgespräch geladen, in dem
über Möglichkeiten der politischen Einflußnahme auf die geplante Aufnahme des
Praenatestes in die medizinische Regelversorgung diskutiert wurde. Anschließend
beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen zu ihrer Arbeit im Deutschen
Ethikrat und bei der Vermittlung ethischer Kompetenz in Heil- und Pflegeberufen
wie auch der Sozialen Arbeit.




[image: Bei der Podiumsdiskussion - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Sigrid Graumann

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Sie wurden heute als jemand vorgestellt, der
sozusagen mit drei Hüten auftritt. Können Sie diese verschiedenen
Felder, auf denen Sie tätig sind, erläutern?

Sigrid Graumann (SG): Als erstes trete ich natürlich für unsere Evangelische
Hochschule als Wissenschaftlerin auf. Ich bin Philosophin und Humangenetikerin
und habe bei uns die Professur für Ethik in der Heilpädagogik und in der Pflege
inne. Der zweite Hut meint die Wissenschaftlerin, die zur
UN-Behindertenrechtskonvention arbeitet, und der dritte Hut steht für die
ehrenamtlich Engagierte in diversen Politikberatungsgremien. Allerdings bin ich
inzwischen nur noch im Deutschen Ethikrat tätig.

SB: Können Sie in allen drei Bereichen Ihre persönliche Position
verwirklichen, die ja auch biographisch gewachsen ist?

SG: Ja, ich vertrete meine Position in allen drei Bereichen und habe
bisher nicht die Erfahrung gemacht, daß ich mich irgendwo unterordnen
oder anpassen müßte.

SB: Der Deutsche Ethikrat gibt auf ganz verschiedenen Feldern
Empfehlungen ab. Welches Thema lag der jüngsten Stellungnahme zugrunde?

SG: Wir haben eine Stellungnahme zu Big Data im Gesundheitswesen gemacht, an der
ich auch beteiligt war, allerdings nicht maßgeblich, weil ich eine andere
Arbeitsgruppe federführend leite, aber ich stehe hinter dieser Stellungnahme.
Wir haben kein Sondervotum abgegeben, denn ich finde, daß es eine gute
Stellungnahme ist. Wie alles, was der Ethikrat macht, war es eine
Kompromißstellungnahme, weil natürlich Leute mit ganz unterschiedlichen
Positionen drin sind. Wir müssen uns irgendwie zusammenraufen, aber in der Regel
gelingt das auch.

SB: Die wichtige Stellungnahme zum Zwischengeschlecht betrifft eher einen
soziokulturellen Faktor, andere Themen sind dagegen auch von ökonomischen
Interessen geprägt. Man kann den Eindruck gewinnen, daß der Ethikrat
geschlossener auftritt, wenn es um kulturelle Fragen geht, die an
Rechtsgrundlagen wie der Menschenwürde und dem Gleichheitsprinzip orientiert
sind. Könnte es sein, daß es dem Ethikrat bei Fragen von ökonomischer Bedeutung
schwerer fällt, zu einer einheitlichen Linie zu gelangen?

SG: Ja, das ist schon richtig, wobei ich mich bisher nicht gefragt habe, wie
groß die Rolle ökonomischer Interessen dabei ist. Wenn es um biomedizinische
Forschungsfragen oder Bioethik geht, gibt es natürlich starke Lobbyinteressen.
Wir haben aber auch ganz starke Kontroversen in weltanschaulichen und ethischen
Fragen. Das sind dann Themen, wo der Ethikrat nicht mit einer Stimme spricht,
sondern wo es in der Regel Gabelvoten oder Minderheitenvoten gibt. Seitdem ich
dem Ethikrat angehöre, war das in dem Maße nicht der Fall. Zu Big Data im
Gesundheitswesen gibt es zwar auch ein Minderheitenvotum, aber da geht es nicht
um eine Riesenkontroverse. 

Wir arbeiten im Moment an einer Stellungnahme zu wohltätigem Zwang, also
Zwangsmaßnahmen in verschiedenen Praxisfeldern, die mit einem Beitrag zum
Wohlergehen der Betroffenen gerechtfertigt werden. Das betrifft Zwangsmaßnahmen
in der Psychiatrie, in der Kinder- und Jugendhilfe und in der Pflege- und
Behindertenhilfe. In einer solchen Stellungnahme gibt es natürlich im Detail
kontroverse Positionen, aber ich würde sagen, daß der ganze Ethikrat dafür
einsteht, daß die Praxis dringend reformbedürftig ist. Deshalb haben wir uns auf
die Grundlage geeinigt, daß Zwangsmaßnahmen grundsätzlich nicht zulässig sind
bei Menschen, die frei verantwortlich handeln und Entscheidungen treffen können.
Nur dann, wenn die Fähigkeit zu freiem verantwortlichen Handeln eingeschränkt
ist bzw. es sehr starke Indizien dafür gibt, können Zwangsmaßnahmen unter
bestimmten Bedingungen gerechtfertigt sein, die wir zudem sehr eng formuliert
haben. Das ist eine Stellungnahme, die aus meiner Sicht wenig mit ökonomischen
Interessen zu tun hat. Nun könnte man einwenden, daß die Pharmaindustrie ja
Medikamente verkaufen will, was durchaus stimmt, aber sie sagt nicht, daß sie
zwangsweise verabreicht werden müssen. In Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe, in denen intensivpädagogische Maßnahmen mit Zwangselementen
angewendet werden, gibt es vielleicht bestimmte ökonomische Fehlanreize. Aber
das sind nicht die großen Fragen ökonomischen Interesses, die Sie vielleicht im
Blick haben.

SB: Deckt sich die Stellungnahme des Ethikrats mit der entsprechenden
UN-Konvention?

SG: Wir beziehen uns in der Stellungnahme an einigen Stellen auf die
UN-Behindertenrechtskonvention, nur daß wir nicht die Radikalposition beziehen,
daß jede Form von Zwangsbehandlung Folter darstellt. Diese Position vertritt der
Ethikrat definitiv nicht. Das vertreten andere.

SB: Werden etwa bei biomedizinischen Fragen ethische Normen a priori gesetzt,
oder handelt es sich eher um Reaktionen auf technologische Entwicklungen, zu
denen man sich in irgendeiner Form verhalten muß? 

SG: Ich unterrichte Berufsethik in der Heilpädagogik und in der Sozialen Arbeit.
Bei der Einführung in die Ethik werden verschiedene Theorien und Grundbegriffe
gelehrt, um deutlich zu machen, was gute und was schlechte Argumente sind, also
solche, die auf einer guten Begründungsbasis und solche, die auf einer
problematischen Begründungsbasis stehen. Uns ist erst einmal wichtig, daß unsere
Studierenden lernen, überall dort im Berufsfeld, wo sie moralische Skrupel
haben, wo sie mit anderen in Konflikte über Werthaltungen geraten, diskursfähig
zu sein. Sie sollen in der Lage sein, ihre eigene Position zu reflektieren und
kritisch zu hinterfragen bzw. zu vertreten, um auch zu sehen, wo die Stärken und
Schwächen ihrer eigenen Position und ihrer Argumentation liegen. Das wollen wir
ihnen zuerst beibringen. 

Pragmatik spielt an dieser Stelle weniger eine Rolle. Es geht erst einmal darum,
welche Normen verbindlich sind, und es geht um Haltung, also eigentlich auch
einen tugendethischen Aspekt. Mit Biomedizin haben unsere Studierenden direkt nicht
so viel zu tun. Das spielt nur an bestimmten Punkten eine Rolle. Ich gebe einmal
ein Beispiel: Die Frage, inwieweit Pränataldiagnostik Entscheidungsdruck
auf werdende Eltern aufbaut und mit der Diskriminierung von Menschen mit
Behinderungen in Verbindung gebracht werden muß, ist relevant für diejenigen,
die in der Heilpädagogik arbeiten, weil sie es mit solchen Fragen auch in der
Praxis zu tun bekommen. Sie müssen sich dazu positionieren und eine Haltung
entwickeln. Das betrifft auch Leute aus der Sozialen Arbeit, die in
Beratungskontexte wollen, wo das eine Rolle spielt.

Um noch einmal auf das Thema Zwangsmaßnahmen zurückzukommen: Wir haben eine
Renaissance von, ich würde mal sagen, pädagogischen oder Erziehungskonzepten,
die auf Konditionierung setzen und sich häufig stark auf neurobiologische
Erkenntnisse stützen. Ich biete immer ein Seminar zu Neuroethik an, wo wir uns
damit auseinandersetzen, was Neurowissenschaften tatsächlich aussagen können,
also schon zu fragen, ob es einen freien Willen gibt oder nicht. Daneben spielen
auch erkenntnistheoretische Fragen eine große Rolle, so daß die Studierenden,
wenn beispielsweise ein Lernprogramm auf neurobiologischen Kenntnissen aufbaut,
auch lernen, diese Kenntnisse in ihrer Aussagekraft, aber auch in den Grenzen
der Aussagekraft einschätzen zu können und nicht annehmen, daß ein bestimmtes
Erziehungskonzept, nur weil es eine neurowissenschaftliche und damit auch eine
positiv wissenschaftliche Grundlage hat, per se ein gutes Konzept sein muß. Nur
weil dies mit entsprechenden Darstellungen irgendwelcher Reiz-Reaktionsmuster
nachgewiesen werden kann und jemand in einem solchen Erziehungskonzept
vielleicht hinterher ein bestimmtes konditioniertes oder angepaßtes Verhalten
zeigt, heißt das noch nicht, daß es zu einem akzeptablen Lebensvollzug beiträgt.
Diese Differenzierung versuchen wir in der Ethik zu vermitteln.

SB: Die Aussichten, die Zulassung des Praenatests zu verhindern, sind nicht so
gut. Die Aktivistinnen hier auf der Tagung treten mit viel Aufwand und Mühe für
etwas ein, das nicht unbedingt von Erfolg gekrönt sein wird. Wie wichtig ist es
aus Ihrer Sicht, sich dennoch dafür einzusetzen?

SG: Es geht hier um eine notwendige Diskussion über Werte und Normen, die unser
gesellschaftliches Zusammenleben steuern, und nicht ausschließlich darum, ob der
Praenatest als Kassenleistung zugelassen wird oder nicht. Es geht um die Frage,
welche Haltung eigentlich dahintersteckt, denn dieser Test ist ganz klar
selektiv und von der Seite der Ethik her gegen Menschen mit Down-Syndrom
gerichtet, indem er Entscheidungen über einen Schwangerschaftsabbruch
ermöglicht. Es geht um das Bild von Behinderung in unserer Gesellschaft. Wenn
wir einen solchen Test entwickeln und zulassen, dann stecken zum einen die
ökonomischen Interessen derjenigen dahinter, die den Test anbieten, aber sie
können diese nur darauf aufbauen, was als gesellschaftlich wünschenswert gilt
und was nicht. Sie würden keinen Test anbieten, den niemand in Anspruch nimmt.
Da dieser Test nur als Kassenleistung Sinn macht, was neutral und nicht wertend
gemeint ist, muß gewährleistet sein, daß ihn Menschen auch haben und nutzen
wollen. 

Im Test spiegelt sich im Grunde ein bestimmtes Verständnis von Behinderung als
etwas, was es zu verhindern gilt, notfalls auch um die Verhinderung der Existenz
von Menschen mit einer Behinderung. Das scheint eine gesellschaftliche
Überzeugung zu sein, die zumindest viele in der Gesellschaft teilen. Das heißt
nicht, daß sie von allen geteilt wird, sondern es gibt einen Wertekonflikt. Nun
gibt es aber auch Menschen mit Behinderung, die sich in ihrer
Existenzberechtigung dadurch in Frage gestellt fühlen, und zwar durch die
Haltung, die hinter diesem Phänomen steckt, daß dieser Test entwickelt und in
der Praxis etabliert werden konnte und jetzt als Kassenleistung zugelassen
werden soll. Es gibt Eltern, die Kinder mit Behinderung haben, die damit ihren
Einsatz für ihr Kind und ihre Liebe zu ihrem Kind in Frage gestellt sehen. Ich
denke, daß es wichtig ist, das zu thematisieren. Es geht jetzt nicht primär um
Einzelpraktiken und noch weniger darum, einzelne Entscheidungen im Sinne von für
und wider zu beurteilen. Es geht darum, auf eine Wertedebatte in der
Gesellschaft zu bestehen und sie auch mitzubestimmen. Dafür stehe ich.

SB: Frau Graumann, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Am Tisch mit Mikros auf der Bühne - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Podiumsdiskussion mit Holger Jeppel, Claudia Heinkel, Sigrid Graumann und Brigitte Faber

Foto: © 2018 by Schattenblick




Berichte und Interviews zur Jahrestagung des Netzwerks gegen
Selektion durch Pränataldiagnostik im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → PANNWITZ → REPORT


BERICHT/026: Pränataldiagnostik - Test inbegriffen ... (SB)

BERICHT/027: Pränataldiagnostik - Bezichtigung und Schuldverschiebung ... (SB)

BERICHT/028: Pränataldiagnostik - damals wie heute ... (SB)

INTERVIEW/034: Pränataldiagnostik - der Wert zu leben ...    Silke Koppermann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/035: Pränataldiagnostik - Rechts- und Verhaltensentwicklung fragwürdig ...    Oliver Tolmein im Gespräch (SB)

INTERVIEW/036: Pränataldiagnostik - offen sprechen ...    Judith Hennemann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/037: Pränataldiagnostik - Behinderung als Kampfbegriff ...    Martina Puschke im Gespräch (SB)

INTERVIEW/038: Pränataldiagnostik - Verdaulichkeit und Wechselwert ...    Anne Leichtfuß im Gespräch (SB)


31. Juli 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/386: Betroffenen Bäuerinnen und Bauern muss geholfen werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2018

Betroffenen Bäuerinnen und Bauern muss geholfen werden



Zum heutigen Bund-Länder-Treffen zur Dürre erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Den Bäuerinnen und Bauern muss geholfen werden. Es ist das zweite Jahr in Folge mit Wetterextremen, die die Betriebe existenzbedrohend treffen. Die Landwirte müssen sofort Liquiditätshilfen zur Überbrückung dieser katastrophalen Situation erhalten. Die Ertragsausfälle sind für viele Betriebe erheblich und fast überall sind gleichzeitig die Futtergrundlagen gefährdet. Hier sind besonders die rindviehhaltenden Betriebe betroffen, die schon jetzt auf ihr Winterfutter zurückgreifen müssen, weil ihre Weiden trocken und braun sind.

Doch die Situation muss endlich wachrütteln! Akute Hilfe kann die Landwirtschaft nicht aus der Krise befreien, in die sie sich gebracht hat.

Es muss endlich zu einem Umdenken kommen und zwar schnell, denn wir müssen handeln. Wir fordern daher einen Klimaaktionsplan für die Landwirtschaft, in den alle integriert werden.

Die Bäuerinnen und Bauern müssen sich der Herausforderung stellen und zukunftsorientiert handeln. Die Anbausysteme müssen angepasst werden, der Ackerbau muss entsprechend umgedacht werden, weg von den Monokulturen und den Ackergiften. Doch auch der Tierbestand muss dramatisch reduziert werden. Die Massenproduktion von Fleisch geht auf Kosten von Tieren, Umwelt, Klima und Gesellschaft. Es bedarf jetzt einer schnellen Zusammenarbeit mit Politik, Wissenschaft, Forschung und Saatzucht. Wir benötigen eine umfassende Strategie, um den Problemen unserer Zeit gerecht zu werden. Auch Europa kann dabei helfen. Die europäischen Agrargelder müssen gezielt eingesetzt werden und unsere Lebensgrundlagen und eine vielfältige Agrarstruktur schützen!

Ein "Weiter so" macht keinen Sinn! In der bäuerlich ökologischen Landwirtschaft liegt die Zukunft. Es bedarf endlich ein politisches Umsteuern hin zu einer umweltgerechten Landwirtschaft.
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AGRAR/385: Klimakrise - Agrarindustrie muss umsteuern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Juli 2018

Klimakrise: Agrarindustrie muss umsteuern



Zu den Forderungen des Deutschen Bauernverbandes im Vorfeld des Bund-Länder-Treffens zu den Dürre- und Hitzefolgen am Dienstag erklären Lisa Badum, Sprecherin für Klimaschutz und Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Die industrielle Landwirtschaft ist nicht nur Leidtragende zunehmender Extremwetterlagen. Sie trägt mit ihrer Massentierhaltung und den Monokulturen nach wie vor zur Verschärfung der Klimakrise bei und war laut Umweltbundesamt allein im Jahr 2016 für 7,2% der CO2-Äquivalente in Deutschland verantwortlich. Wetterextreme wie Hitze und Dürre werden, wie renommierte Klimaforscher jüngst wieder bestätigten, immer wahrscheinlicher. Somit steigt auch das Risiko für die Landwirtschaft. Der Anbau von Sommerkulturen wird immer schwerer.

Der Deutsche Bauernverband wehrt sich traditionell mit aller ihm zur Verfügung stehenden Lobbymacht gegen jegliche Reform hin zu einer verantwortungsvollen, ökologischen Landwirtschaft, die Klimaschutz, Tierhaltung und Flächennutzung in Einklang bringt. Auch jetzt fordert er pauschal mehr Geld, statt einen Weg aus der Krise aufzuzeigen. Das wird die Landwirtschaft weder ökologischer noch krisenfester machen.

Die Bäuerinnen und Bauern benötigen akute Hilfe, das ist richtig. Aber ein Weiter-so führt in die Sackgasse und ist nicht mehr zu verantworten. Wir brauchen ein Umsteuern in der Landwirtschaft! Die Zukunft liegt in einer ökologischen, umweltfreundlichen Landwirtschaft mit gesunden Böden, robusten Pflanzen und einer artgerechten Tierhaltung.

Die Bundesregierung muss auf dem Gipfel am Dienstag nicht zur Symptombekämpfung die Dürreschäden bewerten, sondern einen wirksamen Klimaschutzplan vorlegen, der Wege zu einer klimasensiblen Landwirtschaft aufzeigt und ein anderes Wirtschaften ermöglicht. Außerdem muss sie sich bei den laufenden EU-Verhandlungen zur Agrarreform endlich für ein "Stopp!" der Bevorzugung des agrarindustriellen Komplexes einsetzen.
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AUSSEN/2063: Jemen - Kaltschnäuzige Missachtung des humanitären Völkerrechts


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Juli 2018

Jemen: Kaltschnäuzige Missachtung des humanitären Völkerrechts



Zur Bombardierung kritischer Wasserinfrastruktur im Jemen durch Saudi-Arabien und die Arabischen Emirate erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Mit den Angriffen auf Wasserwerke in der jemenitischen Stadt Hodeida missachtet die Militärkoalition unter der Führung Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate einmal mehr kaltschnäuzig das humanitäre Völkerrecht und nimmt das Leiden der Zivilbevölkerung im Jemen in Kauf. Angesichts der anhaltenden Choleraepidemie gefährdet diese rücksichtslose Kriegsführung das Leben Hunderttausender. Schon heute sind über eine Million Menschen von der Epidemie betroffen. Millionen Kinder leiden an schwerster Unterernährung. Die katastrophale humanitäre Lage zeigt deutlich wie nie, dass es dringend einer friedlichen Lösung des Konflikts bedarf. Dazu gehören ein Ende der Kampfhandlungen von allen Seiten und die Aufhebung der Seeblockade der arabischen Staaten, die die Versorgung der Jemenitinnen und Jemeniten erheblich erschwert. Der Iran muss jegliche Unterstützung der Huthis, die mit ihrer Eroberung großer Teile des Landes 2015 den Konflikt mit ausgelöst haben, einstellen.

Die Zerstörung des Jemen wird auch mit europäischen Waffen betrieben. Nachdem die Bundesregierung mit drei Jahren Verspätung die Lieferung an die Staaten der arabischen Koalition eingestellt hat, muss sie sich bei ihren europäischen Partnern für einen Lieferstopp der ganzen EU einsetzen. Auch die internationale Gemeinschaft muss endlich ihre Verpflichtungen zur humanitären Hilfe im Land erfüllen. Der Aufruf der Vereinten Nationen für die Versorgung des Landes ist noch nicht einmal zu zwei Dritteln erfüllt. Dabei haben die am Krieg beteiligten Staaten eine besondere Verantwortung. Sie müssen auch für eine unverzügliche Wiederherstellung der zerstörten Infrastruktur Sorge tragen.
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EUROPA/1729: Geflüchtete brauchen sichere Häfen!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2018

Geflüchtete brauchen sichere Häfen!



Zu den Meldungen über ein italienisches Schiff, das Geflüchtete zurück nach Libyen gebracht hat, erklären Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe und Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Gestern Abend hat die Asso Ventotto, ein Frachtschiff unter italienischer Flagge, aus Seenot gerettete Geflüchtete zurück nach Libyen gebracht. Auch dieses Frachtschiff ist völkerrechtlich verpflichtet, gerettete Menschen in einen sicheren Hafen zu bringen - davon kann in Libyen nicht die Rede sein. Dass Menschen, die vor Gewalt, Hunger und bewaffneten Konflikten aus ihrer Heimat fliehen, in libyschen Gefängnissen willkürlich inhaftiert, gefoltert, vergewaltigt und unter den unmenschlichsten Bedingungen festgehalten werden, ist weithin bekannt. Es ist daher unbegreiflich und absolut unverantwortlich, Geflüchtete dorthin zurückzubringen. Die Übertragung und stetige Ausweitung von Zuständigkeiten der Seenotrettung an die libysche Küstenwache ist skandalös. Ihre Ausstattung und Fähigkeiten sind derzeit sehr zweifelhaft. Damit macht sich nicht nur die Asso Ventotto zum Ausführungsgehilfen der Abschottungspolitik Italiens, sondern die ganze EU beteiligt sich an dieser menschenverachtenden Flüchtlingspolitik. Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen aufzuklären, ob das Vorgehen der Asso Ventetto gegen internationales Seerecht und das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) im Falle Hirsi Jamaa gegen Italien aus dem Jahr 2012 verstoßen hat. Der EGMR verurteilte Italien in diesem Fall, da die italienische Küstenwache aus Seenot gerettete Menschen nach Libyen zurückgebracht hatte und damit seinen Verpflichtungen aus der Europäischen Menschenrechtskonvention nicht nachgekommen war - der Einhaltung des Non-refoulement-Prinzips und dem Recht einen Asylantrag zu stellen. Die Bundesregierung muss sich endlich für eine funktionierende europäische Seenotrettung einsetzen, die internationales Recht achtet und schützt.
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INNEN/3111: Familiennachzug - Lotterie statt Grundrecht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2018

Familiennachzug: Lotterie statt Grundrecht



Zum Inkrafttreten des "Familiennachzugsneuregelungsgesetz" für subsidiär Schutzberechtigte am 1. August erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Die Große Koalition hat aus dem grundrechtlichen Anspruch auf Familiennachzug eine Lotterie gemacht. Dadurch wird aus dem Grundrecht auf Familie ein Gnadenrecht des Staates. Die Rangfolge der im Gesetz genannten humanitären Kriterien für den Nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten ist nach wie vor unklar und liegt allein im Ermessen der Behörden. Für die Betroffenen ist die Ausgestaltung des komplizierten dreiteiligen Verwaltungsverfahrens nicht nachvollziehbar. Dass Innenminister Seehofer hier überhaupt keine Klarheit über die Auswahl und das Verfahren bringt, zeigt seine hohe Inkompetenz in diesem Amt. Es ist mehr als fragwürdig, ob es auf dieser Grundlage überhaupt gelingt, 1.000 Menschen den Zugang zu dem Kontingent zu verschaffen.

Dies ist schäbig gegenüber den Menschen, die bereits mehr als zwei Jahre lang dem Versprechen der Großen Koalition vertraut haben, sie könnten ihre Familien endlich nachholen. Die Auswahl der Personen, die eines der Nachzugsvisa im monatlichen Kontingent von 1.000 Plätzen erhalten kann, wird in einem schwer durchschaubaren Zuständigkeitsgeflecht zwischen deutschen Botschaften, Bundesverwaltungsamt und Ausländerbehörden getroffen. Für die Betroffenen ist überhaupt nicht nachvollziehbar, ob und wann ihrem Antrag stattgegeben wird. Angesichts der hohen Zahl von Terminanfragen und der unklaren Anwendungspraxis wird für viele Betroffene der Nachzug ihrer Angehörigen mit diesem Gesetz auf weitere Jahre verhindert.

Daher müssen Bund und Länder nun wenigstens dafür sorgen, dass das zugesagte Personal für die deutschen Botschaften, das Bundesverwaltungsamt, aber auch die Ausländerbehörden zeitnah eingestellt wird, damit überhaupt Menschen das Nachzugsvisum erhalten können und ihre Liebsten hier wieder in die Arme schließen können. Noch besser wäre es, stattdessen den Familiennachzug für subsidiär Geschützte wieder grundrechtskonform zu ermöglichen. Der Familiennachzug ist einer der wenigen legalen Möglichkeiten, Schutz zu ersuchen und somit die Zahl der Toten auf dem Mittelmeer zumindest zu verringern. Dass die Bundesregierung diesen Umstand ignoriert, zeigt, wie gleichgültig ihr die Situation ist.
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UMWELT/1766: Die GroKo ist der Alptraum aller Tiere


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2018

Die GroKo ist der Alptraum aller Tiere



Zu dem Vertragsverletzungsverfahren der EU-Kommission gegen Deutschland wegen mangelhafter Umsetzung der Tierversuchsrichtlinie erklärt Renate Künast, Sprecherin für Tierschutzpolitik:

Wieder einmal muss die EU-Kommission gegen Deutschland ein Verfahren wegen Vertragsverletzung einleiten. Die Bundesregierung will unnötige Tierversuche nicht beenden und die Alternativen zu qualvollen Tierversuchen nicht stärker fördern.

Dabei zeigte bereits 2016 ein Gutachten der Grünen-Bundestagsfraktion, wie fehlerhaft die Umsetzung der europäischen Tierversuchsrichtlinie ist:

1. Sehr schwere Tierversuche (also solche, die mit langanhaltenden starken Schmerzen, schweren Leiden oder Ängsten verbunden sind) sollen der Richtlinie zufolge nur in Ausnahmefällen genehmigt werden. Diese Beschränkung wurde durch Deutschland nicht umgesetzt.

2. Ein Teil der Kontrollen bei Tierversuchen soll unangekündigt stattfinden. Diese Vorgabe wurde gar nicht umgesetzt.

3. Tierversuche in der Ausbildung müssen laut Richtlinie der Genehmigungspflicht unterliegen. Stattdessen müssen sie nach deutschem Recht lediglich angezeigt werden, so dass Hochschulen Tierversuche durchführen, zu denen es bereits tierversuchsfreie Verfahren als Alternative gibt.

Das sind nur drei Beispiele von insgesamt 18 fehlerhaft umgesetzten Punkten.

Die Groko ist der Alptraum der Tiere, denn sie missachtet das Staatsziel Tierschutz zugunsten wirtschaftlicher Interessen. Sei es die Kennzeichnung von Massentierhaltung, das Verbot schmerzhafter Kastration von Ferkeln oder die Beendigung qualvoller Tierversuche. In der Öffentlichkeit beschwichtigt Ministerin Klöckner gern, posiert mit glücklichen Tieren oder propagiert sogenannte Tierwohllabel. Tatsächlich passiert für die Tiere aber nichts, sie müssen weiter leiden.

Dank der EU-Kommission muss Julia Klöckner für Versuchstiere jetzt aber mehr liefern als schön inszenierte Instagram-Bildchen.
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AGRAR/095: Agrarbetriebe nicht die Extremwetterlagen ausbaden lassen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2018

Agrarbetriebe nicht die Extremwetterlagen ausbaden lassen



"Nothilfen werden gebraucht und das kann nicht nur die Aufgabe der Bundesländer sein. Der Bund muss dazu unverzüglich die Grundlagen für Bundeshilfen schaffen. Zudem fordert DIE LINKE einen unbürokratischen Verzicht der BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH auf Pachtzahlungen, anstatt diese nur zu stunden. Zudem braucht es eine steuerfreie Risikoausgleichsrücklage. Mittelfristig fordert DIE LINKE ein gemeinwohlorientiertes Kartellrecht, bei dem Agrarbetriebe endlich auf Augenhöhe ihre Interessen vor allem gegen landwirtschaftsfremde Investorinnen und Investoren verhandeln können. Gewinne müssen in der Wertschöpfungskette gerechter verteilt werden", so Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der LINKEN im Bundestag, zur aktuellen Dürre und den Auswirkungen auf die Landwirtinnen und Landwirte. Tackmann weiter:

"Durch eine konsequente Klimaschutzstrategie muss das Risiko von Extremwetterlagen minimiert werden. Dazu gehört auch ein Beitrag der Landwirtschaft, z. B. durch eine strategische Ausrichtung auf regionale Versorgung, regionale Flächenbindung der Tierhaltung und die Deckelung der Bestandsgrößen in Regionen und am Standort. Ackerbauliche Anpassungsstrategien müssen wissenschaftlich entwickelt werden. Dazu gehören z. B. geeignete Zwischenfruchtansaaten, Mischkulturen und vielfältigere Fruchtfolgen sowie Humusaufbau oder ganzjährige Bodenbedeckung. Wenn nach der Krise nicht gleich wieder vor der Krise sein soll, wird ein Strategiewechsel für eine zukunftsfähige Landwirtschaft gebraucht, der die Fehler im System an der Wurzel packt."
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ARBEIT/1804: Gute Arbeit ist das Gebot der Stunde


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2018

Gute Arbeit ist das Gebot der Stunde



"Gute Arbeit ist noch immer zu wenig vorhanden. Millionen Beschäftigte beziehen Niedriglöhne, arbeiten unfreiwillig in Teilzeit, müssen mit Hartz IV aufstocken oder sind mehrfachbeschäftigt, um über die Runden zu kommen. Die Bundesregierung darf diese Fehlentwicklung nicht länger ignorieren. Der Mindestlohn muss auf 12 Euro erhöht werden, Leiharbeit verboten und sachgrundlose Befristungen dürfen nicht länger möglich sein. Die Bundesregierung muss dringend die Rahmenbedingungen für gute Arbeit schaffen, von der man leben kann", erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion DIE LINKE, zum aktuellen Arbeitsmarktbericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"Über jeder dritte Erwerbslose ist langzeiterwerbslos. Langzeiterwerbslose finden nur selten einen neuen Job. Die Gründe, warum sie nicht mehr als arbeitslos gezählt werden, sind nur zu einem kleinen Teil auf eine neue Beschäftigung zurück zu führen. Der überwiegende Teil der Langzeiterwerbslosen wird aus der Statistik gestrichen aufgrund von Arbeitsunfähigkeit, Teilnahme an Maßnahmen, Ausscheiden aus dem Erwerbsleben oder vorruhestandsähnlichen Regelungen. Eine Kehrtwende in der Arbeitsmarktpolitik ist dringend notwendig. Es müssen ausreichend Gelder zur Unterstützung bereitgestellt werden. Anstatt sich über einen vermeintlichen Fachkräftemangel zu beklagen, sollten die Arbeitgeber stärker als bislang die Einstellung von langzeiterwerbslosen Menschen in Erwägung ziehen."
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EUROPA/1635: Italien bricht Völkerrecht und schickt Schutzsuchende in libysche Folterlager zurück


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2018

Italien bricht Völkerrecht und schickt Schutzsuchende in libysche Folterlager zurück



"Nach Angaben der Seenotrettungs-NGO Open Arms fand in der Nacht auf Dienstag eine völkerrechtlich verbotene Zurückweisung von 108 von einem unter italienischer Flagge fahrenden Boot aufgegriffenen Schutzsuchenden nach Libyen statt. Diese Zurückweisung stellt juristisch einen Bruch der Antifolterkonvention und moralisch ein Verbrechen gegen Schutzsuchende dar - die Zurückgewiesenen werden in den Bürgerkrieg und die schrecklichen Lager in Libyen zurückgeschickt", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, eine sogenannte push-back-Aktion durch ein italienisches Handelsschiff im Mittelmeer. Jelpke weiter:

"Sowohl die EU-Menschenrechtskonvention als auch die Genfer Konvention verbieten solch ein Vorgehen, das hat der Europäische Menschenrechtsgerichtshof in seinem Hirsi-Urteil 2012 klargestellt. Sollte dieses Vorgehen mit Wissen italienischer Behörden stattgefunden haben, dann erwarte ich eine sofortige politische Verurteilung und juristische Konsequenzen für die Verantwortlichen. Es kann nicht sein, dass Boote von Nichtregierungsorganisationen, die Flüchtlinge retten, beschlagnahmt und ihrer Besatzung der Prozess gemacht wird, und Kapitäne von Handelsschiffen, die Flüchtlinge zurück in libysche Folterlager verfrachten, straffrei davonkommen."
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FINANZEN/1512: Financial Intelligence Unit - Chaos bei Bekämpfung von Geldwäsche & Terrorfinanzierung beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2018

Financial Intelligence Unit - Chaos bei Bekämpfung von Geldwäsche & Terrorfinanzierung beenden



"Deutschland ist Gangster's Paradise bei Geldwäsche - insbesondere im Immobiliensektor. Finanzminister Scholz muss jetzt liefern. Sonst schickt er seinen neuen Anti-Mafia-Jäger Christof Schulte auf eine unerfüllbare Mission", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den Amtsantritt des neuen Chefs der Financial Intelligence Unit (FIU), Christof Schulte, zum 1. August. De Masi, der das Geldwäsche-Chaos bei der FIU mit parlamentarischen Anfragen aufdeckte, weiter:

"Die Verringerung des Rückstaus bei der Bearbeitung von Geldwäscheverdachtsmeldungen ist kein Grund zur Entwarnung. Mit mehr Planstellen, funktionierender IT und neuer Führung sind die Probleme bei der FIU keinesfalls gelöst. Es fehlt weiterhin kriminalistische Expertise und Zugang zu relevanten polizeilichen Datenbanken beim Zoll. Es geht nicht darum, Akten abzuheften, sondern mit kriminalistischer Expertise Verdachtsmeldungen gewissenhaft und zeitnah zu prüfen, um schmutzige Gelder im Rahmen gesetzlicher Fristen einfrieren zu können.

Es braucht auch härtere Sanktionen, inklusive eines Unternehmensstrafrechts, und die strengere Abschöpfung schmutzigen Vermögens der organisierten Kriminalität mittels Beweislastumkehr bei der Herkunft von Vermögenswerten. Darüber hinaus benötigen wir endlich umfassende Transparenz bei den Eignern von Briefkastenfirmen und Immobilien einschließlich eines Immobilienregisters."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7411: Heute im Bundestag Nr. 561 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 561

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 15.16 Uhr

1. Schiffsflotte der Bundesministerien

2. Vergabe von Toll Collect-Anteilen

3. Regierung sieht Engpass bei Lkw-Fahrern

4. Keine Prognose zum Ausbau der B 96

5. PB-Modell bei Bundeswasserstraßen

6. Noch kein Mittelabruf bei Sofortprogramm



1. Schiffsflotte der Bundesministerien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die den verschiedenen Bundesministerien
zuzuordnenden Schiffe informiert die Bundesregierung in ihrer
"ergänzenden Antwort" (19/2956, 19/719) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/528). In der Vorlage wird zudem
aufgeführt, welche der Schiffe künftig mit Flüssiggas (LNG - Liquefied
Natural Gas) oder mit Elektroantrieb fahren werden.

 * 

2. Vergabe von Toll Collect-Anteilen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Beendigung der Schiedsverfahren zwischen dem
Bund und dem Mautbetreiber Toll Collect GmbH trägt nach Aussage der
Bundesregierung dazu bei, einheitliche Wettbewerbsbedingungen aller
Bieter im laufenden Vergabeverfahren für Anteile der Toll Collect GmbH
durch die Schaffung der gleichen Ausgangslage für die
Angebotskalkulation zu gewährleisten. Das geht aus der Antwort
(19/3249) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2903)
hervor. Durch die Beendigung der Schiedsverfahren seien die
Komplexität der vertraglichen Regelungen, die Streitanfälligkeit und
die Risiken für alle Parteien reduziert worden, schreibt die
Regierung.

 * 

3. Regierung sieht Engpass bei Lkw-Fahrern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Trotz des erkennbaren Engpasses an
Berufskraftfahrern erwägt die Bundesregierung derzeit kein Programm
zur verstärkten Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte im
Logistiksektor. Das geht aus der Antwort (19/3536) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/3325) hervor. Mit dem anhaltend positiven
Konjunkturverlauf gehe eine hohe Gesamtnachfrage nach Arbeitskräften
sowie eine weiter steigende Verkehrsnachfrage einher, heißt es in der
Antwort. Dies führe zu einer Verknappung an Berufskraftfahrern in
Deutschland. Der sich daraus ergebende Engpass habe bereits zu
unterschiedlichen Anpassungsreaktionen geführt, beispielsweise zu
Lohnerhöhungen und steigenden Anteilen ausländischer Fahrer und
Fahrzeuge.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes seien die Umsätze deutscher
Unternehmen im Wirtschaftszweig "Güterbeförderung im Straßenverkehr,
Umzugstransporte" im Jahr 2017 dennoch im Vergleich zum Vorjahr um
insgesamt 3,9 Prozent angestiegen, heißt es weiter. Dieses
Umsatzwachstum liege über dem Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre.
Die Bundesregierung folge der Einschätzung deutscher Unternehmen, dass
deren Umsätze ohne Fachkräftemangel zum Teil höher hätten ausfallen
können. Es lägen allerdings keine Erkenntnisse vor, dass sich hieraus
Risiken für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung ergeben, die über
die Risiken aus dem allgemeinen Fachkräftemangel hinausgingen. "Um dem
entgegenzuwirken, hat die Bundesregierung Maßnahmen zur
Fachkräftesicherung ergriffen und unterstützt Unternehmen, Fachkräfte
zu finden, zu binden und zu qualifizieren", heißt es in der Vorlage.
Im Jahr 2017 seien 28,25 Millionen Euro an Fördergeldern zur Aus- und
Weiterbildung, Qualifizierung und Beschäftigung in Unternehmen des
Güterkraftverkehrs mit schweren Nutzfahrzeugen zur Verfügung gestellt
worden.

 * 

4. Keine Prognose zum Ausbau der B 96

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Abstimmung der Linienführung für die drei von
der AfD-Fraktion ein einer Kleinen Anfrage (19/3349) aufgeführten
Teilvorhaben beim Aus- und Neubau der B 96 in den Bundesländern
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern ist bisher nicht erfolgt. Das
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3474) mit. Darin heißt
es weiter, ihrer Kenntnis nach habe das Land Mecklenburg-Vorpommern
sowohl für den Ausbau der B 96 zwischen Neubrandenburg und Neustrelitz
als auch die Ortsumgehung Warlin Projektzeitpläne erstellt. In diesen
seien für die jeweiligen Planungsphasen und Abstimmungsprozesse
theoretische Bearbeitungszeiträume abgeschätzt worden, die auf
Erfahrungswerten beruhten und einen ungestörten Ablauf voraussetzten.
"Aufgrund der mehrjährigen Planungsdauer und der individuellen
Anforderungen jeder größeren und somit komplexen Straßenbaumaßnahme
ist eine Prognose der Dauer von einzelnen Planungsphasen bis zur
Verkehrsfreigabe nicht verlässlich möglich", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

5. PB-Modell bei Bundeswasserstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit der Vergabe von Planung und Bau von Maßnahmen an
Bundeswasserstraßen als PB-Modell und der stärkeren Einbindung der
Bauwirtschaft in den Planungsprozess sollen nach Aussage der
Bundesregierung Beschleunigungseffekte erzielt werden. Das geht aus
der Antwort (19/3493) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3297) hervor. In der Antwort heißt es weiter, in der
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) würden
aktuell die ersten drei Projekte als PB-Modell vorbereitet, um
Erfahrungen hinsichtlich der erzielbaren Beschleunigungseffekte zu
sammeln.

Bei dem PB Modell, so schreibt die Bundesregierung in der Antwort,
soll die Verantwortung für die Entwurfs-und Ausführungsplanung sowie
die Bauausführung vollständig auf den Auftragnehmer übertragen werden.
Die WSV gibt der Vorlage zufolge mittels eines Leistungsprogramms die
Ziele und Qualitätsanforderungen für das zukünftige Bauwerk vor.
Bauaufsicht, Kontrollen und Prüfungen in Hinblick auf die vorstehend
genannten Vorgaben sowie die Vertragsabwicklung würden bei der WSV
verbleiben, heißt es in der Antwort.

 * 

6. Noch kein Mittelabruf bei Sofortprogramm

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bislang wurden nach Angaben der Bundesregierung
keine Gelder aus dem "Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020"
abgerufen. Das geht aus der Antwort (19/3525) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3234) hervor. Haushaltsmittel
würden erst dann ausbezahlt, wenn ein bestandskräftiger
Zuwendungsbescheid vorliegt, Ausgaben durch die jeweiligen
Zuwendungsempfänger - wie etwa Kommunen - getätigt wurden und ein
Mittelabruf vorliegt, heißt es in der Antwort. Da das "Sofortprogramm
Saubere Luft 2017-2020" eine Laufzeit bis zum Jahr 2020 habe, würden
die Auszahlungen verteilt auf diesen Zeitraum erfolgen, schreibt die
Regierung. Erste Anträge seien bewilligt worden - weitere
Bewilligungen seien in Vorbereitung.

Die von den Automobilherstellern für den sogenannten Dieselfonds
bereitgestellten Mittel dienen der Vorlage zufolge ausschließlich der
Mitfinanzierung der Maßnahmen zur "Digitalisierung kommunaler
Verkehrssysteme" im Rahmen des "Sofortprogramms Saubere Luft
2017-2020". Der Bund habe mit den Automobilherstellern jeweils
öffentlich-rechtliche Verträge abgeschlossen, schreibt die
Bundesregierung. Danach verpflichte sich die Volkswagen AG (VW) zu
einer Zahlung in Höhe von 160 Millionen Euro, die Daimler AG und die
Bayerische Motorenwerke AG (BMW) zu einer Zahlung in Höhe von je 45
Millionen Euro. Die Beträge seien bis zum 1. September 2018 oder,
falls der Bundeshaushalt 2018 zu diesem Zeitpunkt noch nicht in Kraft
getreten ist, unmittelbar nach dessen Inkrafttreten zu zahlen. Der
Bund, so heißt es in der Antwort weiter, stelle öffentliche Mittel in
Höhe von 250 Millionen Euro zur Mitfinanzierung von Maßnahmen zur
"Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme" bereit.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7410: Heute im Bundestag Nr. 560 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 560

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Verschuldung steigt in vielen Euro-Ländern

2. Schutz vor Whistleblowern

3. Maßnahmen gegen Abmahnmissbrauch

4. Hilfe für Opfer politisch motivierter Gewalt

5. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

6. Rechtsextreme Demonstrationen

7. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte



1. Verschuldung steigt in vielen Euro-Ländern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Staatsverschuldung ist in den wichtigsten
Euro-Ländern mit Ausnahme von Deutschland in den vergangenen fünf
Jahren zum Teil stark angestiegen. Wie aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/3542) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2943) hervorgeht, stieg die staatliche Verschuldung in
Italien zwischen 2012 und 2017 von 123,4 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) auf 131,8 Prozent des BIP. In Frankreich
stieg die Verschuldung in diesem Zeitraum von 90,6 auf 97,0 Prozent,
in Spanien von 85,7 auf 98,3 Prozent. In Deutschland sank der
öffentliche Schuldenstand von 79,8 auf 64,1 Prozent. Besonders
deutlich war der Rückgang der Verschuldung auch in Irland (von 119,6
auf 68,0), während aus Griechenland ein weiterer Anstieg der
Verschuldung von 159,6 auf 178,6 Prozent gemeldet wird.

Auf die Frage der Abgeordneten nach der Notwendigkeit eines
Staatsinsolvenzregimes verweist die Bundesregierung auf die
"Meseberger Erklärung", nach der Deutschland und Frankreich den
baldigen Beginn der Arbeiten von Umschuldungsklauseln (Collective
Action Clauses - CACs) in Staatsanleihen der Mitgliedstaaten der
Währungsunion anstreben. Danach soll für eine Schuldenrestrukturierung
nur eine Gläubigerabstimmung erforderlich sein. Die Bundesregierung
erwartet nach Einführung dieser CACs keine substanziellen Auswirkungen
auf die Risikoaufschläge von Staatsanleihen.

 * 

2. Schutz vor Whistleblowern

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung begrüßt die Vorschläge der
EU-Kommission zur Stärkung des Schutzes von Whistleblowern. Die
einzelnen vorgeschlagenen Maßnahmen zum Hinweisgeberschutz würden
derzeit sorgfältig geprüft und diskutiert, schreibt das
Bundesjustizministerium in der Antwort der Bundesregierung (19/3546)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3275). Die
Bundesregierung werde sich aktiv in die Verhandlungen des
Richtlinienvorschlags in der Ratsarbeitsgruppe einbringen. Die
Abstimmung innerhalb der Bundesregierung stehe noch am Anfang und sei
noch nicht abgeschlossen, heißt es weiter. Die Frage der
Erforderlichkeit und Angemessenheit werde derzeit im Einzelnen
überprüft.

Die Fragesteller bezogen sich auf Äußerungen von EU-Kommissarin Vera
Jourová vor dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, wonach
nationale Behörden verpflichtet werden sollen, Bürger zu informieren
und Schulungen für Behörden im Umgang mit Hinweisgebern anzubieten.
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung
plant auf die Vorschläge zu reagieren, ob sie diese für erforderlich
hält, und was sie gegebenenfalls kosten würden.

 * 

3. Maßnahmen gegen Abmahnmissbrauch

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung wird so schnell wie möglich
einen Gesetzentwurf vorlegen, der geeignete und wirkungsvolle
Maßnahmen zur Eindämmung von Abmahnmissbrauch vorsehen wird. Das
schreibt das Bundesjustizministerium in der Antwort der
Bundesregierung (19/3510) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3169). Die Abgeordneten hatten die Belastung vor allem kleiner
Onlineshops durch Abmahnungen thematisiert. Bei geringfügigen Fehlern
kämen auf die Webseitenbetreiber hohe Kosten zu.

In der Antwort heißt es, die Verhinderung eines Missbrauchs des
bewährten Abmahnrechts sei Ziel der Bundesregierung. Das Gesetz gegen
unseriöse Geschäftspraktiken vom Oktober 2013 schütze zwar
Gewerbetreibende vor missbräuchlichen Abmahnungen, es mehrten sich
jedoch die Anzeichen, dass trotz dieser Regelungen weiterhin eine
erhebliche Anzahl von Regelungen missbräuchlich ausgesprochen wird. Da
Abmahnungen ohne die Einbeziehung staatlicher Stellen zwischen
Privaten ausgesprochen werden, lägen der Bundesregierung zur Anzahl
der Abmahnungen oder missbräuchlichen Abmahnungen keine verlässlichen
offiziellen Daten vor.

Es werde aufmerksam beobachtet, dass Unternehmen bereits unmittelbar
mit Beginn der Anwendbarkeit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Abmahnungen von Rechtsanwaltskanzleien erhalten haben, die mit
Verstößen gegen die DSGVO begründet und in denen nicht unerhebliche
Abmahnkosten geltend gemacht werden. Gegenwärtig prüfe die
Bundesregierung Maßnahmen in diesem Bereich.

 * 

4. Hilfe für Opfer politisch motivierter Gewalt

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Hilfsangebote für Opfer rechts und links motivierter
Gewalttaten sowie für Opfer ausländischer Ideologie und religiös
motivierter Ideologie sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion
der AfD (19/3567). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, welche Kenntnisse sie über solche Hilfsangebote hat und in
welcher Höhe sie seit 2010 jährlich von der Bundesregierung gefördert
werden. Weiter fragen sie, in welchen Bereichen die Bundesregierung
Handlungsbedarf sieht, um zusätzliche Angebote und Projekte für Opfer
religiös und politisch motivierter Gewalt auf den Weg zu bringen, und
welche sonstigen Angebot für Opfer von Gewalttaten in Deutschland
existieren. Die Kleine Anfrage bezieht sich auf die Antwort der
Bundesregierung (19/2456) auf eine frühere Anfrage der AfD-Fraktion
(19/2188).

 * 

5. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Rechten im zweiten Quartal 2018 will die Fraktion Die Linke erfahren.
Zudem erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/3537) unter
anderem danach, von wie vielen Personen die einzelnen
Konzertveranstaltungen besucht wurden.

 * 

6. Rechtsextreme Demonstrationen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Rechtsextreme Demonstrationen im zweiten Quartal
2018 sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/3538). Unter anderem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele
öffentliche Auftritte der extremen Rechten in diesem Zeitraum
stattfanden und bei welchen es zu Straftaten kam.

 * 

7. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Proteste gegen und Übergriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte im zweiten Quartal 2018" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3539). Darin erkundigt sie
sich danach, zu wie vielen "Überfällen, Anschlägen,
Sachbeschädigungen, tätlichen Angriffen" auf Flüchtlingsunterkünfte
sowie auf Flüchtlinge außerhalb ihrer Unterkunft es von Anfang April
bis Ende Juni dieses Jahres gekommen ist. Auch möchten sie unter
anderem wissen, wie häufig Kinder Opfer solcher Angriffe wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7409: Heute im Bundestag Nr. 559 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 559

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Fortschritte in den Westbalkanstaaten

2. Keine Angaben zu Salisbury-Ermittlungen

3. Fonds als Zeichen der Versöhnung

4. AfD fragt nach Verbleib von Bootsmigranten

5. Mittel für Nichtregierungsorganisationen

6. AfD fragt nach Projekten in Marokko



1. Fortschritte in den Westbalkanstaaten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) In den sechs Westbalkanstaaten gibt es laut
Bundesregierung keine Hinweise auf staatliche politische Verfolgung
oder systematische Diskriminierung aufgrund der
Volksgruppenzugehörigkeit. Dies gelte auch für die Gruppe der Roma,
schreibt sie in einer Antwort (19/3524) auf eine Kleine Anfrage
(19/2597) der Fraktion Die Linke.

"Alle Staaten sind im Rahmen ihrer EU-Annäherungsbestrebungen bemüht,
die menschenrechtliche Lage weiter zu verbessern", urteilt die
Bundesregierung. So sei insgesamt die Sensibilität auch für die
Situation der Roma und das Engagement für ihren Schutz angestiegen.
Außer in Bosnien-Herzegowina gebe es in allen Westbalkanstaaten
mindestens eine politische Roma-Partei oder Gruppierung mit Ziel der
Verbesserung der Situation der Volksgruppe. In Bosnien-Herzegowina
gebe es jedoch seit Dezember 2017 neben dem Roma-Beirat, der sich aus
Regierungsvertretern und Vertretern der Roma zusammensetze, auch einen
"nationalen Minderheitenrat", dem Vertreter der Roma angehörten.

Die gesellschaftliche Akzeptanz nicht-heterosexueller Beziehungsformen
sei indes nach wie vor gering und Homophobie verbreitet.
Gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften seien bislang rechtlich
nicht anerkannt.

 * 

2. Keine Angaben zu Salisbury-Ermittlungen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Unter Berufung auf das Staatswohl will die
Bundesregierung keine näheren Angaben zu den Ermittlungen im Fall des
Chemiewaffenanschlags im britischen Salisbury Anfang März 2018 machen.
Das schreibt sie in einer Antwort (19/3558) auf eine Kleine Anfrage
(19/2942) der Fraktion Die Linke, die mangelnde Transparenz bei der
Aufklärung des Falls beklagt hatte.

Eine Offenlegung der angefragten Informationen in diesem konkreten
Einzelfall berge laut Bundesregierung die Gefahr, dass Einzelheiten
bekannt würden, "die unter dem Aspekt des Schutzes der
nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern
besonders schutzbedürftig sind". Würden als Konsequenz eines
Vertrauensverlustes Informationen von ausländischen Stellen entfallen
oder wesentlich zurückgehen, entstünden "signifikante
Informationslücken mit negativen Folgewirkungen" für die
Sicherheitslage in Deutschland und den Schutz deutscher Interessen im
Ausland, betont sie.

Zum Fall selbst schreibt sie, die britische Regierung habe der
Bundesregierung detailliert dargelegt, weshalb die Verantwortung
Russlands sehr wahrscheinlich sei. "Dieser Schluss hat weiterhin
Bestand und basiert sowohl auf der Analyse der Proben als auch auf
weiteren Erkenntnissen." Die Bundesregierung stimme mit dieser
Einschätzung der britischen Regierung überein. Darüber hinaus lägen
ihr keine eigenen Informationen zu den laufenden Ermittlungen vor.

 * 

3. Fonds als Zeichen der Versöhnung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die steigende Anzahl von Förderanträgen an den
deutsch-griechischen Zukunftsfonds wertet die Bundesregierung als
"deutlichen Hinweis auf den ernsthaften Willen zur Schaffung einer
gemeinsamen Erinnerungskultur und der Akzeptanz des deutschen
Angebots, vor dem Hintergrund der begangenen Weltkriegsverbrechen
gemeinsam Zeichen der Versöhnung zu setzen". Das schreibt sie in einer
Antwort (19/3557) auf eine Kleine Anfrage (19/2940) der Fraktion Die
Linke.

Bei allen aus dem Fonds geförderten Projekten hätten die verfolgten
Ziele voll erreicht werden können, heißt es darin weiter. Kriterien
für die Förderungen seien unter anderem die wissenschaftliche
Beschäftigung mit der deutschen Okkupation der Jahre 1941 bis 1944
sowie Beiträge zur Versöhnung mit Märtyrerdörfern und jüdischen
Gemeinden in Griechenland.

Im Jahr 2017 habe die Bundesregierung für entsprechende Projekte
945.941 Euro bewilligt, etwa für die Erstellung von Lehrmaterialen
über den Zweiten Weltkrieg und die Renovierung von Synagogen in
Thessaloniki und anderen griechischen Städten.

 * 

4. AfD fragt nach Verbleib von Bootsmigranten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wohin nach Kenntnis der Bundesregierung die
Bootsmigranten geschifft wurden, die seit 2015 von Libyen aus in See
stachen und im Mittelmeer aufgefriffen wurden, will die AfD-Fraktion
mittels einer Kleinen Anfrage (19/3449) erfahren. Außerdem fragen die
Abgeordneten, wie viele von ihnen in Deutschland einen Asylantrag
gestellt haben und bei wie vielen die Bundesregierung die Überstellung
in das EU-Ersteinreiseland auf Grundlage des Dublin-3-Abkommens
beantragt hat.

 * 

5. Mittel für Nichtregierungsorganisationen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach welchen Kriterien die Bundesregierung
entscheidet, ob eine Nichtregierungsorganisation (NGO) für die
Unterstützung durch Bundesregierung oder Bundesbehörden qualifiziert
ist, will die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/3568)
erfahren. Außerdem erkundigen sich die Abgeordneten, welche NGOs seit
2015 finanzielle Zuwendungen von der Bundesregierung oder
Bundesbehörden erhalten haben und in welcher Form eine Kontrolle über
die Verwendung der Mittel erfolgt.

 * 

6. AfD fragt nach Projekten in Marokko

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach Entwicklungsprojekten des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in Marokko in
den vergangenen zehn Jahren erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/3569). Die Fragesteller wollen wissen, wer die
Projekte im einzelnen durchgeführt hat, mit welchen nationalen,
internationalen und kirchlichen Organisationen und Unternehmen das BMZ
dabei zusammengearbeitet hat und wie hoch das Gesamtvolumen der
vergebenen Kredite im Rahmen der finanziellen Zusammenarbeit war.

 * 
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BUNDESTAG/7408: Heute im Bundestag Nr. 558 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 558

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.01 Uhr

1. Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum

2. Kirchenasylfälle seit Mai 2016

3. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

5. Straftaten mit Bezugnahme auf NSU

6. Zahl der Straftaten in Berliner S-Bahnen

7. Linke fragt nach Asylverfahrensdauer



1. Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das "Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum" (GTAZ) ist
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/3530) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/3273). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, stellt das GTAZ eine Kooperationsplattform dar, bei der der
Austausch von Erkenntnissen und Informationen zwischen den
teilnehmenden Behörden "jeweils auf Grundlage der für die betreffenden
Behörden bestehenden gesetzlichen Regelungen zur Übermittlung von
Informationen" erfolgt.

Die Übermittlungsvorschriften der jeweiligen Behörden lassen den
Angaben zufolge "eine Informationsübermittlung, gerade auch im
Hinblick auf das Trennungsgebot zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten, regelmäßig nur unter bestimmten Voraussetzungen
zu". Durch Anwendung der Übermittlungsvorschriften beim
Informationsaustausch im GTAZ würden die gesetzlichen Vorschriften und
somit das Trennungsgebot beachtet.

Das "Prinzip der funktionalen, organisatorischen und kompetenziellen
Trennung zwischen Polizei und Nachrichtendiensten" werde durch die
Zusammenarbeit im GTAZ nicht infrage gestellt, heißt es in der Antwort
weiter. Dies gelte sowohl in organisatorischer Hinsicht, da innerhalb
des GTAZ sichergestellt sei, dass Personen nicht gleichzeitig für
Polizei und Nachrichtendienste tätig werden, als auch in
informationeller Hinsicht, da durch das GTAZ die Trennung der
Informationserhebung und -verarbeitung durch die Polizeibehörden auf
der einen und die Nachrichtendienste auf der anderen Seite nicht
aufgehoben wird. Im GTAZ finde keine Verschmelzung und Vermischung von
Aufgaben statt, sondern vielmehr eine "nach dem Trennungsgebot
zulässige auf den jeweils gesetzlichen Übermittlungsvorschriften
basierende Kooperation von Nachrichtendiensten und Polizeibehörden".

Wie die Bundesregierung ferner darlegt, wird die organisatorische und
informationstechnische Trennung sämtlicher am GTAZ beteiligter
Behörden durch deren eigenständige Rechtsgrundlagen und
Aufgabenzuweisungen beibehalten. Zudem trage die organisatorische
Trennung des GTAZ in eine "polizeiliche und eine
nachrichtendienstliche Informations- und Analysestelle (Pias und Nias)
dem Trennungsgebot Rechnung".

 * 

2. Kirchenasylfälle seit Mai 2016

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Zeitraum von Mai bis Dezember 2016 sind dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) laut Bundesregierung
631 Kirchenasylfälle mit Bezug zum Dublinverfahren gemeldet worden. Im
Jahr 2017 waren es 1.561 Fälle und von Januar 2018 bis 30. Juni 2018
insgesamt 972 Fälle, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/3526)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3236) weiter hervorgeht.
Danach kann ein Fall jeweils mehrere Personen betreffen.

 * 

3. Zahl antisemitische Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im zweiten Quartal 2018
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3522).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach der Zahl der
von Anfang April bis Ende Juni dieses Jahres verübten antisemitischen
Straftaten.

 * 

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im Juni dieses Jahres in Deutschland gegeben hat.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/3521) unter
anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen
Fällen ermittelt wurden.

 * 

5. Straftaten mit Bezugnahme auf NSU

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Straf- und Gewalttaten unter Bezugnahme auf den
,Nationalsozialistischen Untergrund'" (NSU) geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3520). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem danach, wie viele Straftaten dem
Bundeskriminalamt oder dem "Gemeinsamen Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrum" seit dem 1. Juni 2016 bekannt geworden sind,
bei denen die mutmaßlichen Täter "auf den ,Nationalsozialistischen
Untergrund' und/oder auf die rassistische Mordserie an neun
migrantischen Kleinunternehmern beziehungsweise auf den Mord an der
Polizistin Michèle Kiesewetter Bezug nehmen".

 * 

6. Zahl der Straftaten in Berliner S-Bahnen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Straftaten, die die Bundespolizei
jeweils in den Jahren 2010 bis 2017 sowie im laufenden Jahr in den
Berliner S-Bahnen gezählt hat, erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/3499). Auch fragt sie darin unter anderem,
wie viele Gewalttaten jeweils gezählt wurden.

 * 

7. Linke fragt nach Asylverfahrensdauer

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Informationen zur Asylverfahrensdauer möchte die
Fraktion Die Linke von der Bundesregierung erhalten. In einer Kleinen
Anfrage (19/3507) erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, wie lang im ersten beziehungsweise zweiten Quartal 2018 "in
Asylverfahren die durchschnittliche Bearbeitungsdauer bis zu einer
behördlichen Entscheidung" war und wie lang "die durchschnittliche
Dauer bis zur Anhörung der Asylsuchenden".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7407: Heute im Bundestag Nr. 557 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 557

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.32 Uhr

1. Prekäre Menschenrechtslage in Moldau

2. Deutscher EU-Beitrag wird kräftig steigen

3. Zehn Diplomaten seit 2012 ausgewiesen

4. Luftangriff auf Syrien war angemessen

5. Sorge um europäische Universitäten

6. Kooperation mit Staaten des Südkaukasus

7. Prekäre Menschenrechtslage in Mexiko

8. Österreich und EU-Flüchtlingspolitik



1. Prekäre Menschenrechtslage in Moldau

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hält die Menschenrechtslage in
der Republik Moldau für "unverändert nicht befriedigend". Das geht aus
einer Antwort (19/3560) auf eine Kleine Anfrage (19/3301) der
FDP-Fraktion zu rechtsstaatlichen Strukturen in Moldau hervor. Die
effektive Durchsetzung verbürgter Rechte werde durch informelle
Strukturen behindert, denen schwache Institutionen oft nicht viel
entgegenzusetzen hätten. "Das äußert sich täglich in Korruption,
intransparentem Verwaltungshandeln und abhängiger Justiz", urteilt die
Bundesregierung.

Die kritische Zivilgesellschaft sei zu schwach, um ein wirksames
Gegengewicht zu erzeugen, heißt es in der Antwort weiter. Unabhängige
Aktivisten, kritische Anwälte und Journalisten würden teilweise
gerichtlich verfolgt. Positiv hebt die Bundesregierung hervor, dass
die am 23. März 2018 vom Parlament in Moldau verabschiedete
Entwicklungsstrategie für die Zivilgesellschaft und der dazugehörige
Aktionsplan 2018 - 2010 bestehende Defizite abbauen wolle. Dazu gehöre
eine stärkere Beteiligung der Zivilgesellschaft an der
Entscheidungsfindung, aber auch mehr finanzielle Eigenständigkeit für
zivilgesellschaftliche Organisationen.

 * 

2. Deutscher EU-Beitrag wird kräftig steigen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung schätzt, dass die Bundesrepublik
im Jahr 2021 möglicherweise 37,6 Milliarden Euro an
Verpflichtungsermächtigungen zum EU-Haushalt beisteuern muss. Bis 2027
würden die Ausgaben weiter auf dann schätzungsweise 49,9 Milliarden
Euro steigen. Das schreibt sie in einer Antwort (19/3431) auf eine
Kleine Anfrage (19/3089) der FDP-Fraktion.

Zugrundegelegt habe sie bei dieser ersten vorläufigen Abschätzung den
Vorschlag der EU-Kommission für den Mehrjährigen Finanzrahmen 
2021-2027, demzufolge der jährliche EU-Haushalt durchschnittlich 1,11
Prozent des Bruttonationaleinkommens der EU-Mitgliedstaaten betragen
soll, heißt es in der Antwort. Dies beinhalte auch die Weiterführung
der bestehenden Eigenmittel der EU inklusive der Vorschläge der
Kommission bezüglich Rabatten. Zugleich betont die Bundesregierung,
dass die tatsächlich durch die Mitgliedstaaten finanzierten
Zahlungsermächtigungen für jedes Jahr erfahrungsgemäß niedriger liegen
würden als die jeweiligen Verpflichtungsermächtigungen.

Laut Statistischem Bundesamt hat Deutschland im Jahr 2016 20,54
Milliarden Euro an den EU-Haushalt überwiesen und war damit vor
Frankreich und Italien der größte Nettozahler.

 * 

3. Zehn Diplomaten seit 2012 ausgewiesen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Laut Bundesregierung sind seit 2012 zehn Diplomaten
aus Deutschland ausgewiesen worden. Im Februar 2012 habe dies vier
syrische Diplomaten im Zusammenhang mit Maßnahmen gegen syrische
Oppositionelle in Deutschland betroffen, im August/September 2017 zwei
vietnamesische Diplomaten im Zusammenhang mit der Entführung eines
vietnamesischen Staatsangehörigen aus Berlin nach Vietnam, schreibt
sie in einer Antwort (19/3561) auf eine Kleine Anfrage (19/3326) der
AfD-Fraktion. Im März 2018 seien zudem vier russische Diplomaten im
Zusammenhang mit dem Giftanschlag in Salisbury/England aus Deutschland
verwiesen worden. Dabei habe es sich "um eine mit anderen europäischen
Staaten und den USA abgestimmte Vorgehensweise" gehandelt.

Die Bundesregierung betont, dass statistische Erfassungen zu
Ausweisungen von Diplomaten aus Deutschland erst seit 2012 bestünden.
Ausweisungen von deutschen Regierungsbeauftragten aus anderen Staaten
würden von den personalführenden Referaten des Auswärtigen Amtes
statistisch nicht erfasst.

 * 

4. Luftangriff auf Syrien war angemessen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht die Luftangriffe seitens
der USA, Frankreich und Großbritannien auf Syrien am 14. April 2018
vor dem Hintergrund der vorangegangen Einsätze von Chemiewaffen durch
das Assad-Regime gegen die eigene Bevölkerung als "erforderlich" und
"angemessen" an. Der Militärschlag sei "in Anbetracht des
Nichthandelns des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen auf diese
schwere Völkerrechtsverletzung hin" als eine gezielt und allein gegen
im Zusammenhang mit dem Chemiewaffeneinsatz stehende Einrichtungen
gerichtete Maßnahme zu werten, schreibt sie in einer Antwort (19/3512)
auf eine Kleine Anfrage (19/3319) der Fraktion Die Linke.

Der UN-Sicherheitsrat habe in seiner Resolution 2118 (2013) vom 27.
September 2013 beschlossen, im Falle eines erneuten
Chemiewaffeneinsatzes in Syrien Maßnahmen nach Kapitel VII der Charta
der Vereinten Nationen zu verhängen, heißt es darin weiter. Entgegen
dieser Festlegung sei es nach dem jüngsten Chemiewaffeneinsatz in
Syrien jedoch aufgrund der russischen Blockadehaltung im
Sicherheitsrat nicht zur Ergreifung dieser Maßnahmen gekommen.

 * 

5. Sorge um europäische Universitäten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Situation privater europäischer Hochschulen in
Budapest, Vilnius, Sankt Petersburg und Moskau ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/3483) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten
möchten wissen, inwieweit diese von staatlichen Drangsalierungen
betroffen sind beziehungsweise waren, wie sie sich jeweils seit ihrer
Gründung entwickelt haben und ob sie von deutschen und europäischen
Fördergeldern profitieren.

Nach Ansicht der Grünen sind diese Universitäten akademischer Raum
"für selbständiges Denken, international vernetzte Forschung und
anspruchsvolle Lehre". Sie seien "damit nicht nur wichtiger Teil der
europäischen Hochschullandschaft, sondern auch der Zivilgesellschaft
in Ungarn, Russland, Weißrussland, die trotz aller Einschränkungen von
Freiheitsräumen oder gar Repressionen überaus lebendig und engagiert"
sei.

Laut Anfrage hätten die russischen Behörden der 1994 gegründeten
Europäischen Universität Sankt Petersburg die Lehrlizenz entzogen, so
dass sie keine neuen Studierenden mehr aufnehmen könne. Die Central
European University (CEU) in Budapest sähe sich staatlichen
Repressionen der Regierung von Ministerpräsident Viktor Orbán
ausgesetzt, sodass sie Prag als einen ihrer Ursprungsstandorte bereits
1996 auf politischen Druck habe aufgeben müssen. Ein ähnliches
Schicksal habe 2004 die Europäische Humanistische Universität (EHU)
erlitten, die heute in Vilnius (Litauen) und nicht mehr in der
weißrussischen Hauptstadt Minsk ansässig sei.

 * 

6. Kooperation mit Staaten des Südkaukasus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Beziehungen der Bundesregierung zu den
Südkaukasusstaaten Armenien, Aserbaidschan und Georgien stehen im
Zentrum einer Kleinen Anfrage (19/3416) der Fraktion Die Linke. Unter
anderem wollen die Abgeordneten erfahren, welche bilateralen
persönlichen Treffen es seit 2006 zwischen Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) und den Staats- und Regierungschefs der Länder gegeben
hat und welche Themenschwerpunkte und Ergebnisse es gab. Vor allem
interessiert die Fraktion, welche konkrete Maßnahmen oder Aktivitäten
die Bundesregierung in Hinsicht auf Menschenrechtsverletzungen in den
drei Ländern seit 2014 unternommen hat.

 * 

7. Prekäre Menschenrechtslage in Mexiko

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Menschenrechtslage in Mexiko beschäftigt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer 67 Fragen umfassenden Kleinen
Anfrage (19/3448). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren,
welche konkreten Maßnahmen die mexikanische Regierung nach Kenntnis
der Bundesregierung ergreift, um die massive Gewalt in der
Gesellschaft präventiv zu bekämpfen und wie sie den Stand der
Implementierung der beiden im Jahr 2017 verabschiedeten Generalgesetze
gegen Verschwindenlassen und Folter bewertet.

Wie die Grünen betonen, leide Mexiko unter struktureller Gewalt, "da
staatliche Akteure und Organisierte Kriminalität illegal zum Teil
gemeinsam agieren". Immer wieder komme es zu Fällen von Folter,
willkürlichen Verhaftungen, außergerichtlichen Hinrichtungen und
Verschwindenlassen, an deren Begehung staatliche Sicherheitskräfte
beteiligt seien. Nebender Straflosigkeit stelle die grassierende
Korruption eines der Kernprobleme Mexikos dar.

 * 

8. Österreich und EU-Flüchtlingspolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Haltung der Bundesregierung zu den Plänen der
österreichischen EU-Ratspräsidentschaft in Bezug auf die
Flüchtlingspolitik beschäftigt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/3540). So wollen die Abgeordneten wissen,
inwiefern die Bundesregierung das Vorhaben der Österreichs
unterstützt, die Zusammenarbeit mit Drittstaaten dahingehend
auszurichten, schutzbedürftigen Menschen grundsätzlich "außerhalb der
EU zu helfen". Auch das Vorhaben des österreichischen Innenministers
Herbert Kickl thematisieren sie. Kickl hatte angekündigt, dass Asyl in
Europa künftig nur erhalten solle, wer "die europäischen Werte
respektiert". Die Grünen fragen die Bundesregierung, an welchen
"objektiv nachprüfbaren Werten" dies gemessen werden solle und wie
sich dieses Vorhaben mit den Vorgaben der Genfer Flüchtlingskonvention
vertrage, die einen solchen Ausschluss vom Flüchtlingsstatus nicht
kenne.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7406: Heute im Bundestag Nr. 556 - 31.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 556

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 31. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.46 Uhr

1. Maßnahmen gegen Antisemitismus

2. Fortsetzung der Deutschen Islam Konferenz

3. Stärkung demokratischen Handelns

4. Patientenakte wird stufenweise eingeführt

5. Förderung von Künstlicher Intelligenz



1. Maßnahmen gegen Antisemitismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Kontrollmechanismen gegen Antisemitismus
innerhalb bundeseigener Unternehmen" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/3494) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2878). Darin schrieb die Fraktion, dass mehrere Mitarbeiter der
bundeseigenen Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) "mit öffentlichen Beiträgen insbesondere bei
Social-Media-Anbietern wie Facebook durch antisemitische Beiträge
aufgefallen" seien. "Unter anderem sollen diese Mitarbeiter zum
Boykott gegen den Staat Israel aufgefordert oder Israel mit dem
NS-Regime verglichen haben", heißt es in der Kleinen Anfrage.
Wiederholt seien offenbar das Existenzrecht des Staates Israel und
sein Recht auf Verteidigung in Frage gestellt worden.

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, ist sie durch
eine Veröffentlichung in der "Jerusalem Post" sowie via Internet Ende
März 2018 auf private Verlautbarungen von acht Mitarbeitern der GIZ
auf Facebook, die in den Jahren 2010 bis 2017 getätigt wurden,
aufmerksam gemacht worden. "Diese Verlautbarungen wurden als
antisemitisch kritisiert", schreibt die Bundesregierung weiter. Die
GIZ habe mit allen betroffenen Mitarbeitern und ihren Vorgesetzten
intensive Gespräche zur Aufklärung der jeweiligen Sachverhalte geführt
und die Sachverhalte einer umfänglichen juristischen Prüfung
unterzogen. In drei Fällen habe sie arbeitsrechtliche Maßnahmen
ergriffen. Sie habe eine Ermahnung ausgesprochen, eine Abmahnung
erteilt und gegenüber einem Mitarbeiter die ordentliche Kündigung
ausgesprochen.

Ferner verweist die Bundesregierung unter anderem darauf, dass
Arbeitnehmer des Bundes und anderer Arbeitgeber, in deren
Aufgabenbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen werden,
grundsätzlich verpflichtet seien, sich durch ihr gesamtes Verhalten
zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes zu bekennen. Sollten private Aktivitäten Auswirkungen
auf das Unternehmen und den Betriebsfrieden haben, könne der
Arbeitgeber disziplinarische Maßnahmen ergreifen.

Alle Mitarbeiter der GIZ seien zudem beispielsweise nach den
Leitlinien der GIZ sowie nach den dortigen "Grundsätzen integren
Verhaltens" (GiV) den Werten des Grundgesetzes verpflichtet, schreibt
die Bundesregierung weiter. Die GiV gälten für alle Mitarbeiter
verbindlich und seien damit Bestandteil aller individuellen
Arbeitsverträge. Alle Mitarbeiter würden zu Beginn ihrer Tätigkeit für
die GIZ in Bezug auf das von ihnen erwartete integre Verhalten
geschult. Antisemitismus widerspreche dem Grundsatz der
Gleichbehandlung und stelle damit einen "schwerwiegenden Verstoß gegen
die GiV" dar.

In den Landesbüros der GIZ (im Ausland) findet der Antwort zufolge ein
regelmäßiger Austausch zur Sensibilisierung der Mitarbeiter statt. Sie
würden darauf hingewiesen, dass die GIZ auftragsbezogen arbeitet, und
dazu aufgefordert, keine eigenen politischen Stellungnahmen abzugeben,
auch nicht in sozialen Medien.

Wie die Bundesregierung ferner darlegt, haben sich aus ihrer Sicht
"die Mechanismen für die Organisation bewährt und leisten einen
entscheidenden Beitrag zu den angemessenen Verhaltensmaßstäben in der
GIZ". Individuelles Fehlverhalten könne dadurch nicht völlig vermieden
werden, umso entscheidender seien "die sachverständige Aufarbeitung
der Vorgänge und die entsprechende arbeitsrechtliche Einordnung bis
hin zur Sanktionierung des Verhaltens".

 * 

2. Fortsetzung der Deutschen Islam Konferenz

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Fortsetzung der Deutschen Islam Konferenz (DIK)
ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/3489) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/3231). Wie die Regierung darin ausführt,
ist die DIK eine "Dialogplattform zwischen Bund, Ländern, Kommunen und
Muslimen in Deutschland". Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD vom 14. März 1918 festgehaltene Fortsetzung der DIK bedürfe
der konzeptionellen Ausgestaltung.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sei die Konzeption der Fortführung der DIK
in der 19. Legislaturperiode noch nicht abgeschlossen, heißt es in der
Antwort vom 18. Juli weiter. Es entspreche der üblichen Praxis, dass
die DIK zu Beginn einer Legislaturperiode im Hinblick auf ihre Themen
neu ausgerichtet und gegebenenfalls in ihrer Arbeitsweise und
Zusammensetzung angepasst wird. Dies liege in der Zuständigkeit des
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat, "das aktuell einen
umfassenden Konsultationsprozess durchführt, in den ein breites
Spektrum islamischer Organisationen und Initiativen der muslimischen
Zivilgesellschaft, die Kirchen, die kommunalen Spitzenverbände,
Ländervertreter und Bundesressorts einbezogen sind".

 * 

3. Stärkung demokratischen Handelns

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über das "Bündnis für Demokratie und Toleranz -
gegen Extremismus und Gewalt" (BfDT) berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/3490) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/3238). Danach hat das BfDT zur Aufgabe, "dem
zivilgesellschaftlichen Engagement für Demokratie und Toleranz eine
größere Resonanz in der Öffentlichkeit zu verschaffen und möglichst
viele Mitbürgerinnen und Mitbürger zum Einsatz für unsere Demokratie
zu ermutigen und anzuregen". Dabei handele es sich um einen
primärpräventiven Ansatz zur Stärkung des demokratischen Handelns von
Bürgern.

 * 

4. Patientenakte wird stufenweise eingeführt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Vorbereitungen der Gesellschaft für
Telematikanwendungen der Gesundheitskarte (gematik) zur Einführung der
elektronische Patientenakte sollen planmäßig bis Ende des Jahres 2018
abgeschlossen sein. Auf dieser Grundlage könnten die Krankenkassen
ihren Versicherten elektronische Patientenakten anbieten, heißt es in
der Antwort (19/3528) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/3269) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Die zuvor laufenden Projekte einzelner Kassen könnten dabei wichtige
Impulse zur geplanten Nutzung der elektronischen Patientenakten in der
Telematikinfrastuktur liefern. Versicherte sollen künftig die
Möglichkeit bekommen, allen berechtigten Leistungserbringern relevante
medizinische Daten sicher zur Verfügung zu stellen.

Die dabei zu erfüllenden Anforderungen an die Funktionalität,
Interoperabilität und Sicherheit würden durch die gematik festgelegt.
Elektronische Anwendungen im Gesundheitswesen dürften nur dann aus
Mitteln der gesetzlichen Krankenkassen finanziert werden, wenn die
Festlegungen der gematik zur Interoperabilität beachtet würden.

Die elektronische Patientenakte soll stufenweise eingeführt werden. In
der ersten Stufe sollen etwa Notfalldaten oder Medikationspläne
gespeichert werden. Hinzu kommen elektronische Arztbriefe. In der
ersten Stufe gehe es vor allem darum, einen Dokumentenaustausch
zwischen Versicherten und Leistungserbringern zu ermöglichen. In
weiteren Umsetzungsstufen sollen dann "Komfort- und
Leistungsfunktionen" ergänzt werden.

Für die Nutzung der elektronischen Patientenakten gelte das Prinzip
der Freiwilligkeit. Die Versicherten könnten selbst entscheiden, ob
sie die Technik nutzen möchten, welche Daten auf der Akte gespeichert
und wem sie zugänglich gemacht würden.

 * 

5. Förderung von Künstlicher Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung wird bis Ende November dieses
Jahres eine Strategie Künstliche Intelligenz (KI) erarbeiten und diese
auf dem Digitalgipfel 2018 in Nürnberg öffentlich vorstellen. Die
Bundesregierung möchte sowohl Forschung und Entwicklung als auch
Anwendung von KI in Deutschland und Europa auf ein weltweit führendes
Niveau bringen und dort halten. Deutschland soll zum weltweit
führenden Standort für KI werden, insbesondere durch einen umfassenden
und schnellen Transfer von Forschungsergebnissen in Anwendungen sowie
die Modernisierung der Verwaltung. "Artificial Intelligence (AI) made
in Germany" soll zum weltweit anerkannten Gütesiegel werden. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung (19/3564).
Künstliche Intelligenz habe in den letzten Jahren eine neue Reifephase
erreicht und entwickle sich zum Treiber der Digitalisierung und
Autonomer Systeme in allen Lebensbereichen. Staat, Gesellschaft,
Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft seien aufgefordert, sich den
Chancen und Risiken der KI zu stellen. Die Bundesregierung sei dabei
bestrebt, die KI in sämtlichen Politikfeldern aktiv mitzugestalten.
Die aktuellen Fortschritte der KI insbesondere im Bereich des
maschinellen Lernens basierten auf dem exponentiellen Zuwachs an
Leistungsfähigkeit der Hardware und deren Nutzung für die Bearbeitung
von großen Datenbeständen. Deutsche Forschungseinrichtungen zählten
schon seit langem zu den besten Zentren der Welt. KI finde zunehmend
in der Breite den Weg aus der Forschung in die Anwendung in der
Wirtschaft.

Die Bundesregierung unterstreicht unter anderem, dass sie sich in der
Pflicht sehe, eine verantwortungsvolle und gemeinwohlorientierte
Nutzung von KI in Zusammenarbeit mit Wissenschaft, Wirtschaft, Staat
und der Zivilgesellschaft voranzubringen. Auf der Grundlage
europäischer Werte wie der Unantastbarkeit der Menschenwürde, der
Achtung der Privatsphäre und des Gleichheitsgrundsatzes sollen die
Potentiale der neuen Technologie gehoben werden. Es soll eine
europäische Antwort auf datenbasierte Geschäftsmodelle und neue Wege
der datenbasierten Wertschöpfung gefunden werden, die der hiesigen
Wirtschafts-, Werte- und Sozialstruktur entspreche. Die sehr gute
wissenschaftliche Basis der KI in Deutschland soll verbreitert und mit
vielversprechenden anderen technologischen Entwicklungen und
Anwendungen verknüpft werden, um neue Anwendungen in verschiedenen
Branchen, der öffentlichen Verwaltung und in gesellschaftlichen
Bereichen zu erschließen. Deutschland soll seine gute Position in der
KI-Forschung auch zusammen mit europäischen Partnern und
Technologieführern zu einer Spitzenposition ausbauen.

Die Bundesregierung strebt an, Deutschland zu einem attraktiven
Forschungs- und Wirtschaftsstandort für KI-Expertinnen und -Experten
aus dem In- und Ausland zu machen, der die weltweit klügsten Köpfe im
Bereich KI anzieht und hält. Die Ausbildungskapazitäten im KI-Bereich
sollen deutlich ausgeweitet werden. Die Wertschöpfung soll aus der
Anwendung von KI erzeugt und der Nutzen von KI für die Bürger in den
Fokus der Bemühungen gestellt werden - sowohl auf der persönlichen,
individuellen Ebene als auch auf der gesellschaftlichen. Insbesondere
sollen veränderungsbedingte Risiken minimiert werden, Systeme
überprüfbar gemacht und unzulässige Diskriminierungen unterbunden
werden. Im Hinblick auf den Einsatz von KI in der Arbeitswelt will
sich die Bundesregierung für eine menschenzentrierte Entwicklung und
Nutzung von KI-Anwendungen einsetzen. Die Erwerbstätigen sollen bei
der Entwicklung von KI-Anwendungen in den Mittelpunkt gestellt werden
und die Entfaltung ihrer Talente, ihrer Selbstbestimmtheit, Sicherheit
und Gesundheit gefördert werden.

 * 
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BUNDESTAG/7400: Heute im Bundestag Nr. 550 - 26.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 550

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 26. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.01 Uhr

1. Bremer Außenstelle des Bamf

2. Asylverfahren in Thüringen

3. Gespräche zu flüchtlingsbedingten Kosten

4. Änderung der Zinszusatzreserve 2018

5. Sanktionen gegen Hartz-IV-Empfänger

6. SGB-II-Quote 2017 bei 9,3 Prozent



1. Bremer Außenstelle des Bamf

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Vorgänge in der Bremer Außenstelle des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/3436) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3126). Darin hatte sich die Fraktion unter anderem
danach erkundigt, wie hoch die Bundesregierung "den entstandenen
Schaden durch unrechtmäßige Genehmigungen von Asylanträgen in Bremen
auf der Basis der bislang bekannten Fakten" schätzt.

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, können vom
Bamf weder die personenbezogenen Kosten für Asylantragssteller noch
die Gesamtkosten des Asylverfahrens ermittelt werden. Der
Finanzhaushalt des Bamf werde gemäß den gesetzlichen Vorgaben nach
kameralistischen Grundsätzen erstellt. Daher erfolge keine
Differenzierung nach Ausgaben für einzelne Aufgabenbereiche wie zum
Beispiel für Asylaufgaben bezogen auf einzelne Herkunftsländer.

Auch mit über die gesetzliche Haushaltssystematik hinausgehenden
Berechnungsmethoden sei es "nicht möglich, die Gesamtkosten für die
Aufnahme von Flüchtlingen (zum Beispiel hier im Fall Bremen) korrekt
zu ermitteln", schreibt die Bundesregierung weiter: Im gesamten
Prozess von der Einreise bis zur Asylentscheidung seien eine Vielzahl
an staatlichen Stellen beteiligt. "Daher wäre für eine korrekte
Kostenermittlung eine statistische Nachverfolgung jedes einzelnen
Asylbewerbers nötig, was schon aus Datenschutzgründen nicht gestattet
ist und daher nicht praktiziert wird", heißt es in der Antwort ferner.

 * 

2. Asylverfahren in Thüringen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Thüringen sind laut Bundesregierung Ende Mai
dieses Jahres 1.391 Asylverfahren anhängig gewesen. Davon waren 1.211
Verfahren aufgrund von Erstund 180 aufgrund von Folgeanträgen
anhängig, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/3435) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3119) weiter hervorgeht.

 * 

3. Gespräche zu flüchtlingsbedingten Kosten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Beteiligung des Bundes an flüchtlingsbedingten
Kosten von Ländern und Kommunen ab 2020 ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/3438) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/3128). Wie die Bundesregierung dazu schreibt, führt
sie derzeit "Gespräche mit den Ländern über eine Ausgestaltung der
zukünftigen Bundesbeteiligung zu den flüchtlingsbedingten Kosten der
Länder und Kommunen".

 * 

4. Änderung der Zinszusatzreserve 2018

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will Vorschriften über
Lebensversicherungen ändern und noch in diesem Jahr die Regelungen der
Zinszusatzreserve anpassen sowie einen "Provisionsdeckel" einführen.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3424) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/3092) schreibt, habe eine Evaluierung der
Vorschritten zur Zinszusatzreserve der Lebensversicherungsunternehmen
ergeben, dass Anpassungsbedarf bestehe. Nach Angaben der Regierung
kann sich ein lang anhaltendes Niedrigzinsumfeld mittel- bis
langfristig auf die Fähigkeit von Lebensversicherungsunternehmen und
Pensionskassen auswirken, die den Versicherten zugesagten
Zinsgarantien zu erbringen. Daher sei bereits 2011 die
Zinszusatzreserve eingeführt und 2014 mit dem
Lebensversicherungsreformgesetz ein Maßnahmenpaket initiiert worden,
"um die Regulierung an die Erfordernisse im Niedrigzinsumfeld
anzupassen". Ziel des neuen Vorhabens sei es, "die Zinsgarantien
nachhaltiger abzusichern". Ende des letzten Jahres bestanden 83,5
Millionen Lebensversicherungsverträge mit einer Versicherungssumme von
3,086 Billionen Euro.

Außerdem sollen die Provisionen der Versicherungsvermittler gedeckelt
werden. Nach Angaben der Regierung erhielten Vermittler im vergangenen
Jahr 4,7 Milliarden Euro. Neu eingelöst wurden fünf Millionen
Lebensversicherungspolicen mit einer Versicherungssumme von 251Inneres
und Heimat/Antwort Bremer Außenstelle des Bamf Berlin: (hib/STO) Um
Vorgänge in der Bremer Außenstelle des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/3436) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3126). Darin
hatte sich die Fraktion unter anderem danach erkundigt, wie hoch die
Bundesregierung "den entstandenen Schaden durch unrechtmäßige
Genehmigungen von Asylanträgen in Bremen auf der Basis der bislang
bekannten Fakten" schätzt.

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, können vom
Bamf weder die personenbezogenen Kosten für Asylantragssteller noch
die Gesamtkosten des Asylverfahrens ermittelt werden. Der
Finanzhaushalt des Bamf werde gemäß den gesetzlichen Vorgaben nach
kameralistischen Grundsätzen erstellt. Daher erfolge keine
Differenzierung nach Ausgaben für einzelne Aufgabenbereiche wie zum
Beispiel für Asylaufgaben bezogen auf einzelne Herkunftsländer.

Auch mit über die gesetzliche Haushaltssystematik hinausgehenden
Berechnungsmethoden sei es "nicht möglich, die Gesamtkosten für die
Aufnahme von Flüchtlingen (zum Beispiel hier im Fall Bremen) korrekt
zu ermitteln", schreibt die Bundesregierung weiter: Im gesamten
Prozess von der Einreise bis zur Asylentscheidung seien eine Vielzahl
an staatlichen Stellen beteiligt. "Daher wäre für eine korrekte
Kostenermittlung eine statistische Nachverfolgung jedes einzelnen
Asylbewerbers nötig, was schon aus Datenschutzgründen nicht gestattet
ist und daher nicht praktiziert wird", heißt es in der Antwort ferner.

 * 

5. Sanktionen gegen Hartz-IV-Empfänger

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) 2017 sind im Land Brandenburg gegen rund 34.400 Hartz-
IV-Bezieher Sanktionen ausgesprochen worden. Sie hatten sich unter
anderem geweigert, Pflichten der Eingliederungsvereinbarung zu
erfüllen oder eine Arbeit oder Ausbildung aufzunehmen, wie aus der
Antwort (19/3445) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/3103) der AfD-Fraktion hervorgeht.

Die Sanktionen wurden überwiegend gegen Männer (24.230) verhängt und
in den allermeisten Fällen (32.489) gegen Deutsche.

 * 

6. SGB-II-Quote 2017 bei 9,3 Prozent

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) 2017 waren im Jahresdurchschnitt 9,3 Prozent der
Bevölkerung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende unter der
Regelaltersgrenze (SGB-II-Quote) leistungsberechtigt. Der Anteil der
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im Alter ab 15 Jahren (ELB-Quote)
lag im Jahresdurchschnitt bei acht Prozent, wie aus der Antwort
(19/3462) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/3116) der
AfD-Fraktion hervorgeht.

Unter den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten waren Deutsche den
Angaben zufolge mit 6,1 Prozent vertreten, Ausländer mit 20,1 Prozent2
Milliarden Euro.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1718: Regierungspressekonferenz vom 30. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 30. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 30. Juli 2018

Themen: Forderungen nach staatlichen Hilfen für zu erwartende
Ernteausfälle, Diskussion über Ausweitung der Schleierfahndung in Bezug auf
ausreisepflichtige Personen, Forderung des sachsen-anhaltischen
Ministerpräsidenten nach Abschiebungen nach Syrien, Familiennachzug für
subsidiär Schutzberechtigte, Ablehnung der Nominierung zum Deutschen
Nachbarschaftspreis durch zwei Initiativen, Ablehnung des Einstiegs eines
chinesischen Konzerns beim deutschen Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz
durch die Bundesregierung, möglicher Staatsbesuch des türkischen
Präsidenten in Deutschland, Sondersitzung des Haushaltsausschusses des
Deutschen Bundestags, Sami A., Rückholung eines nach Afghanistan
Abgeschobenen, seit Jahren vor dem Auswärtigen Amt Demonstrierender,
"Sofortprogramm Saubere Luft", Gesetzentwurf zur Bekämpfung des
Umsatzsteuerbetrugs im Internethandel, Vorschlag zur Errichtung eines
Aufnahmezentrums für Flüchtlinge in Spanien durch mehrere EU-Staaten,
Sicherheitskontrollen an Flughäfen, Berichte über Kontakte zwischen dem
Präsidenten des BfV und der AfD, Äußerungen des Vorstandsvorsitzenden der
United Internet AG zur anstehenden Vergabe von 5G-Frequenzen


Sprecher: SRSin Demmer, Bürgelt (BMEL), Alemany (BMWi), Petermann
(BMI), Burger (AA), Schwamberger (BMF), Strater (BMVI), Haufe (BMU)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage : Ich würde gerne mit dem Thema Wetter anfangen. Mich würde vom
Agrarministerium interessieren: Es stehen eine Forderung, ein Betrag
vonseiten des Bauernverbands im Raum, nämlich Hilfen in Höhe von 1
Milliarde Euro für Ernteausfälle und ähnliche Folgen der Dürre. Ist die
Bundesregierung erst einmal grundsätzlich bereit, finanziell mit Hilfen für
die Landwirte zu starten, und was hält sie von diesem Betrag?

Vom Wirtschaftsministerium hätte ich gerne gewusst, ob die aktuellen
Wetterbedingungen wirtschaftlich schon irgendwo zu Beeinträchtigungen
führen, etwa im Verkehrsbereich, in der Binnenschifffahrt, im Bereich
Energiewirtschaft, dass Kraftwerke wegen fehlender Entnahmemengen von
Wasser nicht mehr voll laufen können.

Bürgelt: Zu den Dürreschäden in der Landwirtschaft kann ich eigentlich nur
das wiederholen, was ich hier schon mehrfach gesagt habe und was auch meine
Kollegin betont hat. Letztlich hat sich auch die Ministerin gestern mehr
oder weniger gleichlautend noch geäußert, nämlich dass wir das natürlich
mit Sorge beobachten, dass wir aber tatsächlich erst die kompletten Ernten
abwarten müssen. Dazu wird Ende August ein Erntebericht vorliegen, den wir
abwarten müssen. Zudem wird es morgen ein erstes Gespräch auf Arbeitsebene
zwischen dem Bund und den Ländern geben, bei dem eine erste
Bestandsaufnahme gemacht wird. Erst danach und vor allem erst nach dem
Erntebericht Ende August sind wir aussagefähig. Vorher kann ich Ihnen keine
weiteren Angaben dazu machen.

Alemany: Ich kann es kurz machen: Bei uns liegen keine Anzeichen für eine
Gefährdung der Stromversorgungssicherheit vor.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Petermann, und zwar unter Bezugnahme auf
Berichte über 120 000 ausreisepflichtige Personen, die bei Abschiebungen,
Rückführungen und Zurückschiebungen nicht angetroffen wurden. Welche
Perspektive verbindet denn Ihr Haus mit der Einrichtung von AnKER-Zentren,
um so etwas künftig zu unterbinden?

Petermann: Die AnKER-Zentren sollen schon dabei helfen, dass Personen nicht
verschwinden oder sich der Rückführung entziehen.

Zusatzfrage: Welche Anstrengungen unternehmen denn die Sicherheitsbehörden,
um dieser Personen habhaft zu werden? Es gibt ja eine Diskussion über die
Ausweitung der Schleierfahndung, die nicht in allen Bundesländern
praktiziert wird. Was können Sie da in Aussicht stellen?

Petermann: Die Schleierfahndung ist sicherlich ein sehr wirksames Mittel,
allerdings keine polizeiliche Standardmaßnahme. Man denke nur daran, welch
hoher Polizeieinsatz für eine solche Maßnahme erforderlich ist. Deswegen:
Auch unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bleibt die
Schleierfahndung eine Sondermaßnahme für besondere Situationen.

Frage: Frau Petermann, wie weit sind denn die Verhandlungen über ein
mögliches Abkommen mit Italien vorangeschritten? Dazu hatte ja der
Bundesinnenminister gesagt, Ende Juli, Anfang August wolle er da Klarheit
haben.

Petermann: Die Verhandlungen laufen fortdauernd aus unserem Hause, auch auf
höchster Ebene, sowohl mit Italien als auch mit Griechenland und Spanien.
Sie sind noch nicht abgeschlossen. Es gibt Erwartungen auf beiden Seiten.
Der Bundesinnenminister hat es ja schon mehrfach gesagt: Er ist
optimistisch, dass man zumindest Ende Juli, Anfang August eine gesicherte
Kenntnis darüber erlangen kann, ob die Verhandlungen zu einem Erfolg führen
können.

Zusatzfrage: Was ist denn Anfang August? Wann wird denn da Klarheit sein?

Petermann: Ich kann Ihnen kein Datum nennen; sonst hätte ich es an dieser
Stelle getan. Es kommen Umstände hinzu, die möglicherweise für die
Verhandlungen nicht gerade vorteilhaft sind. Man denke an die schreckliche
Situation in Griechenland, an die vielen Toten aufgrund der Waldbrände.
Dies kann möglicherweise zu leichten Verzögerungen führen. Das können wir
im Augenblick noch nicht an Tagen bemessen.

Frage: Auch meine Frage betrifft den ganzen Komplex Rückführungen. Es gibt
heute eine Forderung des sachsen-anhaltischen Ministerpräsidenten, nach
Syrien abzuschieben. Das war letzte Woche hier schon einmal Thema. Dazu
hatte sich das Auswärtige Amt geäußert. Sie hatten gesagt, dass Sie zur
Haltung des Bundesinnenministeriums noch etwas nachliefern wollten. Hält
man dort Abschiebungen nach Syrien für machbar und wünschenswert?

Petermann: Ich muss jetzt an dieser Stelle sagen: Ich habe es gar nicht so
verstanden, dass ich da etwas nachliefern wollte. Ich kann mich jetzt
dunkel an diese Frage erinnern, bei der sich bei mir allerdings der
Zusammenhang nicht gleich erschlossen hat. Da war die vage Rede von einer
Deadline Ende September. Deswegen bitte ich an dieser Stelle um Nachsicht.
Aber mir ist da nichts bekannt. Ich nehme es noch einmal mit auf. Sorry,
dass ich da nichts nachgeliefert habe.

Frage: Die Frage ist: Teilt der Bundesinnenminister die Haltung von Herrn
Haseloff, dass es Abschiebungen nach Syrien geben sollte? Können Sie diese
Frage beantworten?

Petermann: Das ist mir nicht bekannt.

Frage : Wir stehen jetzt quasi unmittelbar vor dem Termin, ab dem die
Regelungen zum Familiennachzug für nachrangig geschützte Flüchtlinge
Geltung haben. Mich würde interessieren: Wie viele Anträge gibt es
inzwischen? Soweit ich weiß, werden die wohl in den Botschaften der
jeweiligen Herkunftsländer gestellt. Nach welchen Kriterien wird dann
entschieden, wer zunächst nachziehen kann? Ich hörte da von bereits über 30
000 Anträgen. Wie wird das abgearbeitet? Heißt das, dass quasi mit dem 1.
August das bis zu 1000 Menschen umfassende Zuzugsbudget schon in den ersten
Tagen abgearbeitet wird? Wo kommen die Menschen unter? Sie müssen ja
vorbereitet sein.

Burger: Vielleicht fange ich an, weil Sie nach den Zahlen gefragt haben.
Das neue Verfahren zum Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte
beginnt bei den deutschen Auslandsvertretungen. Dort liegen im Moment 34
000 Terminanfragen vor. Die Termine zur Vorsprache werden jetzt vergeben.
Diese Vorsprachen werden ab 1. August beginnen. Wir beginnen zunächst in
chronologischer Reihenfolge, also mit denjenigen, die ihre Anträge als
Erste gestellt haben. Der Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte
ist ja seit Mitte 2016 ausgesetzt. Das heißt, aus dem Zeitraum der letzten
zwei Jahre wird zunächst einmal chronologisch vorgegangen; denn das sind
natürlich auch die Fälle, bei denen man davon ausgehen kann, dass die
Trennung am längsten besteht und deswegen der Bedarf am höchsten ist.

Ich möchte Ihnen gerne ganz allgemein zu diesem Thema eine Website sehr ans
Herz legen, die wir extra dafür eingerichtet haben. Die Adresse ist:
fap.diplo.de. Das steht für: Family Assistance Programme. Da erklären wir -
ausgedruckt sind es etwa 15 Seiten - die Details dieses Verfahrens. Wir
haben uns da gemeinsam mit den Kollegen des BMI, die für den in Deutschland
stattfindenden Teil der Prüfung zuständig sind, wirklich um maximale
Transparenz bemüht.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, die Anträge würden chronologisch
abgearbeitet. Die Anträge werden ja bei den Auslandvertretungen gestellt.
Wie haben Sie denn da den Überblick, wenn Sie auf der einen Seite quasi
einen Planfonds von 1000 Anträgen haben, die Sie im Monat zulassen können,
auf der anderen Seite aber die Anträge und Gespräche mit den Betroffenen
sehr heterogen an verschiedenen Orten haben? Wie können Sie das
organisieren? Wie können Sie da die Chronologie halten?

Burger: Grundsätzlich ist es so: Wir arbeiten bei der Umsetzung dieses
Programms schon seit mehreren Jahren ganz eng mit der IOM zusammen. Diese
Organisation ist insgesamt beim Familiennachzug, also außerhalb des Kreises
der subsidiär Schutzberechtigten, in dieser Region beteiligt und
unterstützt uns. IOM hat diese Terminanfragen gesammelt und hilft nun
dabei, die entsprechenden Termine bei den Auslandsvertretungen so
vorzubereiten, dass die Anträge auch möglichst gleich vollständig sind und
dass da kein weiterer Zeitverlust entsteht.

Darüber hinaus möchte ich noch darauf hinweisen: Gerade für die Anlaufphase
ist vereinbart worden, dass die Zahl der 1000 Fälle pro Monat sozusagen als
Gesamtkontingent für die ersten Monate angewandt wird, nämlich bis Ende
dieses Jahres 5000, um zu verhindern, dass es jetzt gerade in der
Anlaufphase durch Verzögerungen dazu kommt, dass das Kontingent nicht
ausgeschöpft werden kann.

Frage: Wie lange wird es denn aus Ihrer Sicht insgesamt dauern, diese
Anträge, diese Terminanfragen abzuarbeiten?

Burger: Dazu kann ich jetzt keine Prognose abgeben. Ich habe die Zahl 34
000 genannt. Wir wissen nicht, wie viele von diesen 34 000 Terminwünschen,
die in den letzten zwei Jahren abgegeben wurden, tatsächlich noch gültig
sind. In der Zwischenzeit kann sich ja an der Situation der Menschen etwas
verändert haben. Es kann auch sein, dass sich Menschen an mehreren
Auslandsvertretungen, quasi doppelt, für einen Termin registriert haben.
Das heißt, wir wissen nicht ganz genau, wie hoch die Zahl derjenigen ist,
die das tatsächlich in Anspruch nehmen möchten. Es können ja auch noch
welche dazukommen. Das ist sozusagen die mögliche Grundgesamtheit. Sie
haben die Zahl von 1.000 Fällen pro Monat. Aber darüber hinaus kann ich
jetzt keine Prognose abgeben.

Frage: Herr Burger, ich habe eine kurze Verständnisfrage: Bedeutet ein Fall
eine Person oder einen Familienkreis?

Burger: Ein Fall bedeutet eine Person.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage an Frau Petermann, und zwar unter Bezug
auf das, was Sie eben gesagt haben, wie Sie das mit der Nachlieferung
verstanden hätten. Der Kollege Delfs hatte Sie gefragt, ob es das Bestreben
der Bundesregierung sei, syrische Flüchtlinge möglichst zeitnah
zurückzuführen. Sie hatten ihm am Mittwoch geantwortet: "Das ist mir nicht
bekannt, da muss ich an dieser Stelle passen und nachfragen." Haben Sie
nachgefragt, oder warten wir jetzt weiter darauf?

Petermann: Ich habe mich gerade dafür entschuldigt. Das hatte ich nicht
mehr in Erinnerung. Das tut mir leid.

Frage: Ich würde gerne auf den Familiennachzug zurückkommen. Können Sie
eine Prognose abgeben dazu, wie lange man dann auf einen Termin wartet?
Gibt es eine Statistik darüber, wie lange, wenn jemand eine Anfrage für
einen Termin stellt, er warten muss, bis er dann einen bei den
Auslandsvertretungen bekommt?

Nach meinem Erinnern hat die SPD in den Koalitionsverhandlungen beim
Familiennachzug gesagt: Wir wollen, dass das Budget von 1000 pro Monat
aufgestockt werden kann, wenn es bei den Antragsverfahren zu Engpässen
kommt und man dann darunter bleibt. - Ist es korrekt, dass das ab 2019
nicht möglich ist, dass man dann das Monatsbudget von 1000 aufstocken kann?
Das ist vielleicht auch eine Frage an das Innenministerium. Wie ist das zu
erklären, dass man das dann nicht aufstocken kann?

Burger: Vielleicht noch einmal zum Verfahren an sich - ich habe es gerade
erklärt -: Der Erstkontakt findet mit den deutschen Auslandsvertretungen
statt. Diese prüfen die Dinge, die im Ausland am besten zu prüfen sind, die
Personalien etc. Die Entscheidung darüber, wer innerhalb des Kontingents
und wer zuerst zum Zuge kommt nach Anwendung der verschiedenen Kriterien
der humanitären Bedürftigkeit, die vereinbart worden sind - das alles
können Sie hierin auch nachlesen -, wird dann beim Bundesverwaltungsamt
getroffen. Insofern müsste ich Sie dorthin verweisen, was die
Bearbeitungszeiten angeht; denn ein wesentlicher Bearbeitungsschritt findet
dort statt. Das kann ich insofern nicht beantworten.

Zu Ihrer zweiten Frage zu den Kontingenten: Weil wir sichergehen wollten,
dass es nicht durch Ineffizienzen im Verfahren zu einer Situation kommt, in
der das Kontingent nicht ausgeschöpft werden kann, haben wir die Regelung
vereinbart, dass das im Jahr 2018 als Gesamtjahreskontingent gilt.
Ansonsten haben wir uns gemeinsam mit dem BMI auf ein Verfahren
verständigt, das sehr effizient ist und bei dem wir glauben, dass wir das
ohne größere Reibungsverluste umsetzen könnten.

Petermann: Ich kann dem nicht viel hinzufügen. Der Gesetzgeber hat über das
Verfahren, das wir abgestimmt haben, hinaus die Kontingente so vorgesehen.
Ich kann dem nichts weiter hinzufügen.

Zusatzfrage: Aber es stimmt, dass die monatlichen Budgets, die Kontingente,
dann ab 2019 nicht aufgestockt werden können, auch wenn die Zahlen unter
den 1000 bleiben?

Petermann: Ich kann die Frage nicht ganz nachvollziehen.

Zusatzfrage: Wenn im Verfahrensweg Engpässe aufseiten der Behörden
vorhanden sind, weil es beispielsweise zu lange dauert, die Verfahren
abzuarbeiten, und man dann eben nicht die 1000 Fälle pro Monat nach
Deutschland zulässt, dann gibt es ja eine Lücke, eine Differenz. Die kann
man dann nicht mit Leuten aufstocken, die die Anträge schon gestellt
hatten?

Petermann: Das ist eine sehr hypothetische Annahme. Gehen wir einmal davon
aus, dass die Verfahren so durchgeführt werden können, dass alles Mögliche
getan wird, um die Kontingente zu ermöglichen.

Frage: Herr Burger, ich habe an Sie eine rein prozedurale Frage. Ich habe
das richtig verstanden: Die Leute haben ihre Terminwünsche bei den
Botschaften in der Region hinterlegt. Sie haben aber bislang keinen
Abgleich darüber, ob dieselbe Person ihren Terminwunsch an verschiedenen
Botschaften hinterlegt hat, ob sozusagen mehrfach Nennungen der gleichen
Personenkreise stattgefunden haben oder Ähnliches. Haben Sie denn zumindest
ein Verfahren in Planung, um entsprechende Abgleiche vorzunehmen? Denn
ansonsten ist ja die Terminfallzahl relativ wertlos.

Burger: Diese Personen werden jetzt selbstverständlich kontaktiert. Wenn
dann eine Auslandsvertretung feststellt, dass sich eine Person gar nicht
mehr hier, sondern im Zuständigkeitsbereich einer anderen
Auslandsvertretung aufhält, dann fällt sie natürlich von der Liste.

Zusatzfrage: Das ist doch banal: Da kommt jemand, der meinetwegen Herr
Müller heißt, aus Aleppo kommt und seine Familie nachziehen lassen will.
Dann haben Sie den Fall, dass der einen Terminwunsch gestellt hat, und zwar
vielleicht zum einen in Beirut und zum anderen beispielsweise in der
Türkei. Das sind doch Daten, die bei Ihnen vorliegen. Die müssen Sie doch
abgleichen können.

Burger: Ich glaube, Sie müssen in Rechnung bringen, dass sich in dem
Zeitraum von zwei Jahren, in dem die Terminwünsche geäußert wurden, die
Situation dieser Leute verändert haben kann. Es kann sein, dass sich jemand
zuerst in Beirut gemeldet hat, weil es zu dem Zeitpunkt, als er diesen
Antrag gestellt hat, aus dem Teil Syriens, in dem er sich beispielsweise
aufhält, leichter möglich war, nach Westen, in den Libanon auszureisen. Er
hat später festgestellt, da hat sich die militärische Lage vielleicht so
verändert, dass das jetzt nicht mehr geht, und hat dann einen Terminwunsch
in Erbil gestellt, weil es nun leichter ist, dorthin zu kommen. Wenn diese
Person jetzt aufgrund der früheren Buchung in Beirut von Beirut aus
angerufen wird und dann mitteilt: "Ich kann nicht mehr nach Beirut kommen",
dann ist das eben ein "no show". Dann wird dieser Fall von Erbil aus
weiterbearbeitet.

Frage: Frau Petermann, zwei Initiativen haben ihre Nominierung zum
Deutschen Nachbarschaftspreis abgelehnt, weil der Bundesinnenminister dort
Schirmherr ist. Sie begründen dies mit Äußerungen des Bundesinnenministers.
Hatten Sie schon Kontakt zu ihm? Wie reagiert er denn auf diese Absagen?

Petermann: Das Bundesinnenministerium hat diese Absagen mit Bedauern zur
Kenntnis genommen. Wir können an dieser Stelle von der Fachseite, von der
Fachabteilung her gerne das Angebot zu Gesprächen signalisieren. Beides
sind sehr schätzenswerte Initiativen. Deswegen wurden sie auch nominiert.
Das sind zwei von ungefähr 100 Initiativen, die nominiert wurden. - So weit
die Stellungnahme dazu.

Frage: Aus Fachabteilungen von Ihnen gibt es Gesprächsangebote an diese
beiden Initiativen. Habe ich das richtig verstanden?

Petermann: Diese Gesprächsangebote gibt es noch nicht, aber das kann ich an
dieser Stelle schon signalisieren.

Zusatzfrage: Was für eine Fachabteilung ist das?

Petermann: Das ist bei uns die neue Abteilung H.

Zusatzfrage: H für Heimat?

Petermann: Genau, ja.

Zusatzfrage: Bleibt es denn dabei, dass Ihr Minister diese Preisverleihung
vornehmen wird, oder ist er da jetzt so irritiert, dass er sagt: "Wenn es
dabei bleibt, dann trete ich eventuell davon zurück"?

Petermann: Mir ist nicht bekannt, dass der Minister das nicht mehr machen
möchte. Selbstverständlich gehe ich davon aus, dass er das tun wird.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer zum Komplex der Forderungen von
Herrn Haseloff. Der Ministerpräsident hat in der "Mitteldeutschen Zeitung"
auch gesagt, dass die Bundeskanzlerin bereits mit den Russen über
Rückführungen nach Syrien gesprochen habe. Können Sie das bestätigen? Wenn
ja, was war die Zielsetzung dieser Gespräche?

SRSin Demmer: Zu den Inhalten dieser Gespräche kann ich Ihnen nichts
berichten. Ich kann nur darauf verweisen, was Herr Burger hier schon in der
vergangenen Pressekonferenz gesagt hat, nämlich dass es vonseiten des UNHCR
verschiedene Mindestbedingungen für eine großflächige, freiwillige Rückkehr
nach Syrien gibt. Dem habe ich eigentlich nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Erstens. Die Bundesregierung hat den Einstieg
einer chinesischen Firma in den deutschen Strommarkt blockiert. SGCC will
20 Prozent der Anteile von 50Hertz kaufen. Das Verfahren verstößt nicht
gegen das Außenwirtschaftsgesetz. Warum blockiert die Bundesregierung
diesen Handel? Ich habe die Erklärung darüber gelesen. Die deutsche
Bevölkerung hätte ja weiterhin eine zuverlässige Energieversorgung. Ist
diese chinesische Firma für die Bundesregierung nicht zuverlässig?

SRSin Demmer: Ich kann vielleicht erst einmal ganz allgemein ein paar Worte
dazu verlieren. Die Bundesregierung steht ausländischen Direktinvestitionen
offen gegenüber. Gleichzeitig hat die Bundesregierung aus
sicherheitspolitischen Erwägungen ein hohes Interesse am Schutz kritischer
Energieinfrastrukturen. Bevölkerung und Wirtschaft erwarten eine
zuverlässige Energieversorgung. Daher wurde seitens des Bundes entschieden,
dass die Kreditanstalt für Wiederaufbau im Auftrag der Bundesregierung den
aktuellen zum Verkauf stehenden 20-prozentigen Anteil am deutschen
Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz im Rahmen einer Brückenlösung erwirbt.
Das heißt, die Anteile sollen perspektivisch dann weiterveräußert werden.

Zusatzfrage: Meine zweite Frage ist: (akustisch unverständlich) hat in der
letzten Woche gesagt, nach dem Treffen von Juncker und Trump würde die EU
den USA beim Handelskrieg gegen China helfen. Deutschland ist ein wichtiges
Mitglied in der EU. (akustisch unverständlich).

Alemany: Ich bin mir jetzt nicht sicher, ob ich Ihre Frage richtig
verstanden habe. Ich kann es aber einmal versuchen. Ich glaube, Ihnen geht
es darum, ob China als Partner gegen die USA eine These ist.

Zusatzfrage: Nein. Juncker hat Trump versprochen, dass er den USA beim
Handelskrieg gegen China hilft. Ist dann Deutschland auch gegen China?

Alemany: Vielleicht zu dem Thema Handelskonflikt: Es gab ja, wie Sie schon
ansprechen, das Gespräch von Herrn Juncker mit dem US-Präsidenten. Das
Ergebnis war für uns alle ein gutes Signal, um einen etwaigen Handelskrieg
oder einen sich verstärkenden Handelskonflikt aus dem Weg zu räumen. Die
ersten Anzeichen sind gut. Jetzt folgt ein Prozess, den eine AG begleiten
wird, um am Ende vielleicht das Ziel zu haben, vor allem im
Industriebereich Zölle, aber auch nicht tarifäre Handelshemmnisse zwischen
der EU und den USA abzubauen.

Sie wissen: Insgesamt stehen wir für Freihandel und nicht für
Protektionismus. Wir freuen uns über alle Länder, die diesem Weg folgen.
China hat ja offiziell signalisiert, dass es seinen Weg zum Freihandel
gehen wird. Wir begrüßen das und freuen uns natürlich, wenn den Worten
Taten folgen.

Frage: Frau Alemany, ich habe auch noch einmal zwei Fragen zu dem Thema.
Zum einen gab es ja letzte Woche Berichte darüber, dass jetzt am Mittwoch
im Kabinett auch über ein Veto gegen die Übernahme von Leifeld beraten
werden soll. Ich weiß, dass Sie in der letzten Woche noch nicht so viel
dazu sagen konnten, auch noch nicht einmal, ob eine Überprüfung läuft. Aber
könnten Sie oder Frau Demmer vielleicht trotzdem schon sagen, ob das jetzt
auf der Kabinettsliste steht oder nicht? Das wäre meine erste Frage.

Dann habe ich im Anschluss an die Frage des chinesischen Kollegen noch die
Frage: Konnte man, was 50Hertz angeht, das sozusagen nicht mit rechtlichen
Mitteln verhindern, und war dies der Grund dafür, dass die KfW
eingesprungen ist? Warum konnte man also nicht das Außenwirtschaftsgesetz
anwenden? Kam das daher, weil es nur um 20 Prozent geht, oder was war das
Problem? Die Kritik ist ja, dass die KfW einen sehr hohen Preis zahlen
muss, um diesen Anteil zu erwerben.

Alemany: Ich kann gerne einmal anfangen. Wie Sie wissen, können wir über
Kabinettsthemen im Vorhinein keine Auskunft geben, über dieses Thema
sowieso nicht, weil es bei solchen Investitionsprüfungen immer um
Geschäftsgeheimnisse geht, die wir wahren müssen. So gesehen können wir
weder bestätigen noch dementieren, dass wir diesen Fall prüfen.

Aber lassen Sie mich vielleicht grundsätzlich zum Einstieg des Bundes bei
50Hertz Folgendes sagen: Deutschland ist ja einer der offensten
Investitionsstandorte der Welt. Unser vorherrschendes politisches Konzept
der sozialen Marktwirtschaft ist Freihandel und nicht Protektionismus, und
das soll auch genau so bleiben. Wir müssen aber gegenüber ausländischen
Investitionen beziehungsweise Staatsunternehmen dort achtsam sein, wo
unsere nationalen Sicherheitsinteressen gefährdet sind oder wo es um
strategisch sensible Wirtschaftssektoren geht oder wo es auch um nicht
marktkonforme Verhältnisse oder keinen freien oder fairen Wettbewerb geht.
Das gehört zu einer funktionierenden sozialen Marktwirtschaft dazu.

Zu den Stromnetzen ist zu sagen, dass sie zum Herz-Kreislauf-System unserer
Gesellschaft gehören und deshalb sehr wichtig sind. Sie zählen auch rein
gesetzlich zu den kritischen Infrastrukturen, wie Sie wissen. So gesehen
ist das Wissen darüber, wie sich deutsche Stromnetze gegen Ausfälle wappnen
oder wo etwaige Sicherheitslücken klaffen, sehr relevant für die
Stromversorgung von Millionen von Haushalten in Deutschland. Daher hat der
Staat das Recht und die Pflicht, kritische Infrastrukturen dort, wo es
nötig ist, zu schützen.

Sie sprechen die derzeitige Außenwirtschaftsverordnung an. Es ist in der
Tat so, dass wir dann prüfen können, wenn ein unionsfremder, also nicht in
der EU ansässiger Investor 25 Prozent an einem deutschen Unternehmen
erwirbt. Das ist im Fall von 50Hertz in der Tat nicht der Fall. Ich darf ja
aber noch erwähnen, dass wir derzeit im Bundeswirtschaftsministerium
prüfen, wie wir kritische Infrastrukturen im Außenwirtschaftsrecht noch
gezielter schützen können.

Frage: Sie sagen, Sie prüfen derzeit, wie das möglich ist. Ich meine, es
gibt ja bereits definierte KRITIS-Bereiche. Wohin gehen Ihre Überlegungen
da denn bislang überhaupt? Heißt das, dass alles, was KRITIS ist, in
Zukunft dann automatisch unter entsprechende Prüfungsvorbehalte fallen
wird?

Alemany: Dazu gibt es verschiedene Vorschläge. Es gibt das Beispiel - es
ist ja auch schon in den Medien darüber berichtet worden -, dass wir uns
die Aufgriffschwelle noch einmal genauer anschauen. Möglicherweise ergibt
es Sinn, die zu senken, um mehr Prüfmöglichkeiten zu bekommen. Wie Sie
wissen, hat Deutschland ja gemeinsam mit Italien und Frankreich auf 
EU-Ebene das Investment-Screening angeregt, um auch auf EU-Ebene genauer
prüfen zu dürfen. Dafür ist Voraussetzung, dass auch ein Nationalstaat wie
Deutschland prüfen darf.

Noch einmal vorausgeschickt: Es geht hier nicht um ein Verbot oder um
Untersagungen, sondern einfach um Möglichkeiten solcher
Investitionsprüfungen. Man kann das auf kritische Infrastrukturen beziehen,
man kann das aber vielleicht auch auf Schlüsselindustrien beziehen, die für
die Bundesregierung von strategischem Interesse sind. Es gibt verschiedene
Denkrichtungen, die wir gerade innerhalb der Bundesregierung erörtern.

Zusatzfrage: Wenn Sie mit Ihren Denkrichtungen so weit sind, dass Sie uns
die insoweit jetzt schon mitteilen können, was ist denn dann, terminlich
betrachtet, die Zielmarke? Wann wollen Sie denn da mit Ihren Überlegungen
zu einem Ende gekommen sein?

Alemany: Wir würden uns freuen, wenn es sehr zügig ginge.

Frage: Frau Demmer, können Sie sagen, was für Mittwoch auf der
Kabinettsliste steht?

SRSin Demmer: Nein. Sie haben ja Frau Alemany gehört.

Zusatzfrage: Heißt das, das steht dann überhaupt gar nicht darauf?

SRSin Demmer: Nein, wir haben gesagt: Wir geben darüber jetzt keine
Auskunft.

Zusatz: Aber es wird normalerweise immer mitgeteilt, was im Kabinett
beraten wird.

SRSin Demmer: Aber erst nach der Sitzung der Staatssekretäre.

Zusatzfrage: Wann findet die noch einmal statt?

SRSin Demmer: Heute Abend.

Zusatzfrage: Dann wird es sozusagen aber auch mitgeteilt werden, oder gilt
für solche Sachen jetzt eine Sonderregelung?

SRSin Demmer: Von Sonderregelungen kann ich nichts berichten.

Alemany: Vielleicht darf ich noch eine Ergänzung machen, die mir gerade
einfällt: Das Instrument der Investitionsplanung gibt es ja seit dem Jahr
2004. Zum Thema Protektionismus und Freihandel möchte ich nur erwähnen,
dass Deutschland im Rahmen der ganzen Prüfungen noch nie eine Übernahme
untersagt hat. Derzeit sind es ungefähr 80 bis 100 Investmentprüfungen, die
wir im Jahr durchführen.

Frage: Ich wollte noch einmal auf den von dem chinesischen Kollegen
angesprochenen Aspekt zu sprechen kommen, und zwar die Folgerungen aus den
Gesprächen zwischen Juncker und Trump. Frau Alemany, haben denn nach Ihrer
Kenntnis inzwischen die als unverzüglich angekündigten Gespräche zwischen
der EU und den USA darüber begonnen, dass man Industriezölle auf breiter
Front senkt? Wir haben ja im Moment Sommerpause. Das beißt sich ein
bisschen mit dem Wort unverzüglich.

Alemany: Fragen nach dem Zeitplan müssen Sie an die EU-Kommission richten;
denn die ist da Verhandlungsführerin und bestückt auch die AG. Es wird eine
innerhalb der EU recht hochrangige AG mit Amerika geben. Wann die mit der
Arbeit beginnen wird, weiß ich nicht. Sie soll allerdings in Kürze einen
Bericht vorlegen. Allen Beteiligten ist klar, dass es schnell gehen muss.

Frage: Ich würde gerne noch einmal zum Thema Brückenfinanzierung kommen und
wüsste gerne: Wo wird diese Beteiligung eigentlich genau gehalten? Die KfW
hält sie ja wie andere Beteiligungen, etwa die Telekom-Beteiligung. Wer
entscheidet aber über das Desinvestment? Gibt es eine Frist, die Sie da
ungefähr angedacht haben? Klar sagt man das vorher nicht ganz genau. Wer
managt die Beteiligung in der Zwischenzeit?

Alemany: Die KfW führt die Beteiligung durch. Der Bund wird die
Beteiligungsrechte innehaben. Wir als BMWi machen das über eine
Verpflichtungsermächtigung. Zu weiteren technischen oder preislichen
Details kann ich keine Stellungnahme abgeben.

Zusatzfrage: Wer kümmert sich denn inhaltlich um die Beteiligung? Es muss
ja jetzt sozusagen jemand im Aufsichtsrat sein oder mit dem Unternehmen
sprechen. Macht das die Bundesregierung? Welches Ressort ist dann
zuständig? Ist es das Finanzministerium, oder ressortiert das wegen der
Energie im Wirtschaftsministerium, oder wie ist das geregelt?

Alemany: Die Beteiligungsrechte hält der Bund in Form des BMWi.

Frage: Die Frage geht vermutlich an Frau Demmer. Es gibt ja Vorbereitungen
für einen Staatsbesuch von Herrn Erdogan in Deutschland. Auch wenn der
Präsident der Einladende ist, gehört ja üblicherweise eine Begegnung mit
der Bundeskanzlerin zu einem Staatsbesuch dazu. Können Sie uns dazu schon
etwas sagen, Frau Demmer?

SRSin Demmer: Sie haben ja ganz offensichtlich Kenntnis von der Äußerung
des Bundespräsidialamtes, und der habe ich jetzt nichts hinzuzufügen. Wie
Sie wissen, kündigen wir Termine ja grundsätzlich am Freitag der Vorwoche
an. Das Bundespräsidialamt hat sich geäußert, und darüber hinaus kann ich
Ihnen nichts mitteilen.

Zusatzfrage: Heißt das, die Kanzlerin kann oder will jetzt noch nicht
sagen, ob sie gerne mit Herrn Erdogan im Rahmen eines Staatsbesuchs
zusammenträfe oder nicht?

SRSin Demmer: Über denkbare Treffen berichten wir dann, wenn die Pläne
dafür weit genug vorangeschritten sind.

Frage: Zum Thema Türkei: Vor Kurzem gab es, glaube ich, den vom Auswärtigen
Amt bestätigten Fall einer Inhaftierung eines deutschen Staatsbürgers, dem
Werbung für die PKK vorgeworfen wurde. Gibt es in diesem Fall irgendetwas
Neues? Gibt es da konkretere Erkenntnisse? Ist der Mann nach wie vor in
Haft?

Burger: Ganz grundsätzlich geben wir hier zu konsularischen Einzelfällen
keine Auskunft. Ich kann Ihnen sagen, dass die Botschaft in Ankara dazu mit
den türkischen Behörden in Kontakt steht und uns der Fall bekannt ist.

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich dem Kollegen noch sagen, dass wir
selbstverständlich immer an einem Gespräch mit der Türkei, die ja
hinsichtlich ganz vieler Themen ein enger und wichtiger Partner ist,
interessiert sind. Das sollte jetzt also nicht brüsk klingen.

Frage: Ist dann selbstverständlich das oberste Interesse dem Präsidenten
gewidmet, oder zählt der dann dazu? Sie sprachen nämlich von einem
Interesse am Gespräch mit der Türkei. Dazu zählt dann auch ausdrücklich der
Präsident.

SRSin Demmer: Das habe ich jetzt akustisch nicht verstanden.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, Sie hätten Interesse an Gesprächen mit der
Türkei, zählt dazu auch ausdrücklich ihr Präsident?

SRSin Demmer: Selbstverständlich.

Frage: Am nächsten Mittwoch wird ja auch eine Sondersitzung des
Haushaltsausschusses im Bundestag stattfinden, Stichwort Griechenland. Ich
wollte gerne einfach einmal kurz danach fragen. Es heißt immer, was den
Anlass dieser Sitzung betrifft, es habe eine einseitige Veränderung des
Hilfsprogramms gegeben, der wiederum die Kanzlerin Ende Juni auf dem
letzten EU-Gipfel zugestimmt habe. Das habe sie getan, weil man zu dem
Zeitpunkt eben auch die griechische Zustimmung für ein Rückführungsabkommen
in Sachen Flüchtlinge nicht gefährden wollte. Können Sie dazu etwas sagen,
Frau Demmer? Gibt es da einen politischen Link?

SRSin Demmer: Ich habe leider nicht richtig zugehört. Ich war gedanklich
noch ein bisschen mit anderen Dingen beschäftigt. Können Sie das noch
einmal wiederholen?

Zusatzfrage: Ich wiederhole die Frage gerne noch einmal. Es geht um den
Haushaltsausschuss und die jetzige Sondersitzung am Mittwoch wegen
Griechenland sowie das grüne Licht, das da für die letzte Tranche aus dem
dritten Hilfspaket gegeben werden muss. Das Problem ist ja offenkundig,
dass Griechenland einen Part sozusagen noch einmal etwas leicht verändert
hat, indem es gewisse ermäßigte Steuertarife auf griechischen Inseln nicht
angleicht. Von dieser Veränderung, die Griechenland einseitig vorgenommen
hat, sei die Kanzlerin auf dem letzten EU-Gipfel in Kenntnis gesetzt
worden. Sie habe dagegen keine Einwände gehabt, heißt es. Erklärt wird das
damit, dass Frau Merkel zu der Zeit sehr an einem Rückführungsabkommen mit
Griechenland in Sachen Flüchtlinge interessiert war. Gibt es diese
Verbindung zwischen dem einen und dem anderen?

SRSin Demmer: Aus vertraulichen Gesprächen - das wissen Sie ja - berichten
wir grundsätzlich nicht. Mit den von der Eurogruppe vereinbarten Schritten
findet ja nun dieses Programm, das letzte der Hilfsprogramme, seinen
Abschluss, und das ist ein gutes Signal für Griechenland und die Eurozone.
Die Partner der Eurozone haben damit ein hohes Maß an Solidarität gezeigt,
um Griechenland auf diesem Weg zu unterstützen. Über Details wird jetzt der
Haushaltsausschuss noch einmal informiert werden. Dazu kann vielleicht auch
das BMF noch einmal Stellung nehmen.

Schwamberger: Nach meiner Kenntnis war dieses Thema jetzt schon mehrfach
hier in der Bundespressekonferenz ein Thema. Ich glaube, auch die Frage,
die Sie, Herr Geers, gestellt haben, wurde von Herrn Seibert beantwortet.

Aber - das ist völlig richtig - wie Sie sagten, gab es auch eine
Veränderung beim Umsetzungsbericht, der über den Stand des
Anpassungsprogramms berichtet. Der Bundestag wurde darüber ja schon
informiert. Dann hat es nachträglich eine Änderung mit Blick auf die
Befreiung fünf griechischer Inseln von der Mehrwertsteuer beziehungsweise
die Anwendung ermäßigter Mehrwertsteuersätze gegeben. Es geht um einen
Steuerausfall in Höhe von 28 Millionen Euro. Es wurde von griechischer
Seite auch schon klargemacht, dass das im Haushaltsvollzug an anderer
Stelle eingespart werden wird.

Nichtsdestotrotz gebieten es die Informations- und Beteiligungsrechte des
Bundestags in diesem Fall, den Haushaltsausschuss noch einmal damit zu
befassen, ihn über die Veränderung zu informieren und ihm die Möglichkeit
einer Stellungnahme zu geben. Das erfolgt am Mittwoch. Das wurde hier, wie
gesagt, auch schon mehrfach erläutert und erklärt.

Zusatzfrage: Gab es also kein Koppelgeschäft dieser Art?

Schwamberger: Dazu kann ich Ihnen jetzt vonseiten - - - Das ist jetzt,
glaube ich, nicht eine Frage, die Sie an mich gerichtet haben. Aber die
Frage wurde hier an dieser Stelle schon von der Bundesregierung
beantwortet.

SRSin Demmer: Dann bitten wir Sie, das doch einmal in den Protokollen
nachzulesen!

Frage: Ich möchte die Bundesregierung noch einmal nach dem Fall Sami A.
fragen. Die letzten Berichte aus Tunesien waren, dass der Betroffene wohl
auf freien Fuß gesetzt worden ist und dass nicht mehr klar ist, wo er sich
überhaupt aufhält. Hat denn die Bundesregierung in dieser Sache noch
Kontakt zur tunesischen Seite? Ist sie von der tunesischen Seite über die
Hintergründe der zeitweisen Freilassung von Herrn Sami A. informiert
worden? Hat die Bundesregierung noch ein konkretes Interesse an der
Rückführung von Sami A.?

Burger: Zu den Kontakten mit den tunesischen Behörden kann ich Ihnen sagen,
dass die tunesische Seite uns und, glaube ich, auch die Öffentlichkeit am
Freitag in Form des Justizsprechers unterrichtet hat. Das ist meines
Wissens unser Kenntnisstand dazu.

Petermann: Ich kann dem nichts hinzufügen. Es gab Kontakte vonseiten des
BMI, auch mit den tunesischen Behörden. Ich kann auf die Mitteilung von
dort verweisen, dass gegen Sami A. ermittelt wird und dass ein gerechtes
Verfahren gewährleistet wird, bei dem auch immer der Anwalt anwesend war.

Zusatzfrage: Interessiert denn die Bundesregierung überhaupt noch, ob Herr
Sami A. überhaupt verfügbar ist und wo er sich im Moment auffällt? Gilt das
Begehren einer Auslieferung von Sami A. nach wie vor?

Petermann: Ich denke, anhand der vielen Fragen, die Sie hier gestellt
haben, auch am heutigen Tag, und anhand der vielen Presseanfragen dazu
sowie auch der Informationen sehen Sie, dass das schon ein Thema ist, das
selbstverständlich interessiert. Aber man muss auch sagen: Operativ tätig
ist nicht das Bundesministerium des Inneren oder das AA, sondern operativ
tätig ist in diesem Zusammenhang das Land Nordrhein-Westfalen.

Frage: Mich würde interessieren, ob Vertretern der Bundesregierung bekannt
ist, ob es tatsächlich eine Ausreisesperre gibt, die Tunesien gegen Sami A.
verhängt haben soll, und, falls dem so ist, welche Auswirkungen das auf
eine eventuelle Überführung von Sami A. nach Deutschland hätte.

Burger: Der Informationsstand, der uns vonseiten der tunesischen Behörden
mitgeteilt wurde und den wir so auch an die deutschen Innenbehörden
weitergegeben haben, ist, dass Herr A. von tunesischer Seite aus das Land
nicht verlassen darf.

Zusatzfrage: Auswirkungen auf eine Rückführung nach Deutschland?

Burger: Die Frage kann ich nicht beantworten.

Petermann: Wenn er das Land nicht verlassen darf, dann muss man das
zunächst einmal so akzeptieren. Das ist die Entscheidung des Staates
Tunesien.

Frage: Es wurde ja vor knapp zwei Wochen auch die Rückholung eines nach
Afghanistan Abgeschobenen in einem Fall angeordnet, in dem das
Verwaltungsgericht vorher anders entschieden hat und in dem es einen
Übermittlungsfehler gab. Gibt es da einen neuen Stand? Ist der auf dem Weg?
Wie sind da die Kontakte?

Petermann: Es gibt keinen neuen Stand, sonst hätte ich das schon
mitgeteilt. Wie in der vorigen Woche gibt es noch keinen neuen Stand,
sondern er wird nach wie vor gesucht. Es gab Kontakte durch das BAMF über
die dortigen Botschaften. Es gab Kontakt zur IOM, die in die Suche
involviert ist, und es gab Kontakt zur Anwältin, um Telefonerreichbarkeiten
zu erfahren.

Zusatzfrage: Wenn Sie "in die Suche involviert" sagen, ist der dann
verschwunden?

Petermann: Ich meinte "Suche" als einen etwas allgemeinen Begriff. Ich
würde jetzt nicht von einem Verschwinden in dem Sinne sprechen, in dem ein
Straftäter oder ein Flüchtiger gesucht wird, um ihn auffindbar zu machen.

Frage: Herr Burger, kann ich Ihren Worten entnehmen, dass es in der
gesamten Zeit, die sich Herr A. inzwischen vermutlich wieder in Tunesien
auffällt, keinen direkten Kontakt zwischen dem dortigen deutschen Personal
und Herrn A. respektive seinem lokalen Anwalt gab?

Burger: Das wäre mir jedenfalls nicht bekannt.

Frage: Was wäre denn jetzt, wenn Herr A. das Land verlassen dürfte oder es
einfach versuchen würde? Gibt es dann eigentlich eine Wiedereinreisesperre?

Petermann: Die grenzpolizeilichen Maßnahmen, die Sie mit Wenn und Dann
ansprechen, also alles sehr, sehr hypothetisch - - - Das mache ich
eigentlich nicht.

Zusatz: So hypothetisch ist das nun auch nicht!

Petermann: Na ja, nach dem, was wir gerade vom AA gehört haben, ist es
schon sehr hypothetisch. Aber angenommen, es wäre so, dann richteten sich
die grenzpolizeilichen Entscheidungen nach den aufenthaltsrechtlichen
Entscheidungen des Landes NRW beziehungsweise der zuständigen
Ausländerbehörde. Mehr kann ich dazu nicht sagen. Wir sind nicht operativ
tätig.

Zusatz: Aber die Grenzen werden ja von der Bundespolizei bewacht oder
geschützt. Herr A. würde ja wahrscheinlich mit dem Flugzeug zu kommen
versuchen, wenn er denn käme. Dann wäre es die Bundespolizei, die ihn
kontrollieren würde, und die Bundespolizei müsste dann eine Entscheidung
treffen.

Petermann: Sie wird das nicht aus eigener Entscheidung heraus machen,
sondern sie muss ja immer schauen, welche aufenthaltsrechtlichen
Entscheidungen der zuständigen Ausländerbehörde es gibt. Dort würde
nachgefragt werden. Dort würde es irgendeine Entscheidung geben, und danach
wird gehandelt.

Zusatzfrage: Wenn aber jetzt diese Entscheidung, die die Ausländerbehörde
in Nordrhein-Westfalen getroffen hat, juristisch strittig ist, woran
orientiert sich dann die Bundespolizei - an einer strittigen Entscheidung
oder an einer Gerichtsentscheidung?

Petermann: Das wird jetzt alles sehr vage und hypothetisch. Gehen wir
einmal davon aus, dass die Ausländerbehörde rechtmäßig entscheidet und
diese Maßnahme dann auch so vollzogen hat.

SRSin Demmer: Ich habe eine Nachlieferung (zur Sondersitzung des
Haushaltsausschusses), Herr Geers: Die Bundeskanzlerin selbst hat sich in
ihrer Sommer-PK dazu geäußert und Ihre Vermutung ausdrücklich
zurückgewiesen. Jetzt zitiere ich sie: "Ich habe mit ihm intensiv darüber
gesprochen, dass wir diese Dinge absolut nicht verquicken, weil das für
keinen von uns beiden in irgendeiner Weise gut gewesen wäre, und deshalb
hat das auch nicht stattgefunden. [...] Es gab jedenfalls keinerlei
Vermischung der verschiedenen Dinge."

Frage: Herr Burger, ich habe heute eine spezielle Frage an Sie nach dem
Demonstranten, der vor dem Auswärtigen Amt wohnt, wie man sagen muss.
Inzwischen sind es acht Jahre, die der Mann dort haust. Glauben Sie, dass
das Auswärtige Amt noch irgendetwas für Herrn Mutlu tun kann?

Burger: Ich muss Ihnen sagen: Ich kenne den aktuellen Stand dazu leider
nicht aus dem Effeff. Das müsste ich nachliefern.

Frage: Herr Strater, der Diesel-Gipfel ist jetzt fast genau ein Jahr her.
Damals wurden konkrete Maßnahmen vorbereitet: Software-Updates, 
Diesel-Prämien der Industrie, Fonds der Kommunen für nachhaltige Mobilität. Was
davon ist umgesetzt worden? Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung?

Strater: Das "Sofortprogramm Saubere Luft" ist erfolgreich angelaufen, im
Gegensatz zu Pressemeldungen, in denen immer von Mittelabflussproblemen die
Rede ist. Daran kann man den Erfolg des Programms nicht ablesen, sondern am
Stand der Beantragungen und der Bewilligungen im Rahmen dieses Programms.
Wir sind ja nicht das einzige Haus, das dafür zuständig ist. Es gibt
verschiedene Zuständigkeiten, die für die Masterpläne der Kommunen, für den
Bereich der Elektromobilität, für den Bereich der Digitalisierung
kommunaler Verkehrssysteme oder für die Umrüstung von ÖPNV-Dieselbussen
umgesetzt werden.

Wir haben hier schon gute Erfolge erzielt. Wir haben 12 Millionen Euro für
die Erstellung kommunaler Masterpläne bewilligt. Wir haben 70 Millionen
Euro im Bereich der Elektromobilität bewilligt. Wir haben 78 Millionen Euro
im Bereich der Digitalisierung kommunaler Verkehrsbetriebe bewilligt.
Neulich haben wir den ersten Dieselbus, der umgerüstet wurde, vorgestellt.
Wir haben Anträge über eine Summe von 8,5 Millionen Euro, sodass wir also
von einem erfolgreichen Start des Programms reden können.

Zum Bereich der Softwareupdates: Auf dem Nationalen Forum Diesel wurde
zugesagt, dass 5,3 Millionen Fahrzeuge ein Softwareupdate bekommen sollen.
Wir haben im Bereich der verpflichtenden Rückrufaktion - das sind im
Wesentlichen die VW-Fahrzeuge - eine Umrüstquote von inzwischen 96 Prozent
erreicht. Im Bereich der freiwilligen Serviceaktionen - das betrifft
Fahrzeuge, bei denen wir im VW-Untersuchungsbericht festgestellt haben,
dass Abschalteinrichtungen möglicherweise nicht dem Motorschutz dienen,
oder auch die Fahrzeuge, die im Rahmen des Nationalen Forums Diesel ein
Softwareupdate erhalten sollten - haben wir eine Umrüstquote von 67
Prozent. Zusammengenommen sind damit bisher 2,9 Millionen Fahrzeuge
umgerüstet. Rund 1,6 Millionen Fahrzeuge befinden sich in der Nachrüstung,
stehen kurz davor oder in der Planung für die Nachrüstung. Sie wissen, dass
der Minister gefordert hat, dass die Hersteller ihre Umrüstkonzepte bis zum
1. September beim Kraftfahrt-Bundesamt vorlegen, sodass dann auch die
weiteren und die restlichen Fahrzeuge umgerüstet werden können.

Wir haben die Beiträge der Automobilhersteller gesichert. Die 250 Millionen
Euro, die die Hersteller für die Maßnahmen zur Verfügung stellen, sollen
auch bis zum 1. September eingezahlt werden. Dazu ist mit dem Haushalt 2018
ein Haushaltstitel geschaffen worden. Dies ist vollzogen.

Das ist im Großen und Ganzen der Stand, den ich Ihnen dazu im Moment
mitteilen kann.

Zusatzfrage: Eine Zusatzfrage an Herrn Haufe vom Umweltministerium: Sind
Sie genauso euphorisch, was den Stand der Umsetzung angeht?

Haufe: Ich kann genauso bestätigen, dass das Sofortprogramm Saubere Luft
aus unserer Sicht gut angelaufen ist, und ich kann auch unterstreichen, was
Herr Strater gesagt hat, dass es nämlich nicht darum geht, sich den
Mittelabfluss ganz genau anzuschauen, sondern darum, wie die Kommunen
entsprechende Anträge gestellt und die Projektskizzen vorbereitet haben, um
Investitionen in die Modernisierung des ÖPNV anzugehen.

Was die Situation in den Städten angeht, so entscheidet sich das für die
Bundesumweltministerin natürlich an den Messstellen. Die
Bundesumweltministerin ist nach wie vor der Meinung, dass wir allein mit
Softwareupdates die Luftqualität nicht in allen Städten wieder verbessern
können. Sie plädiert deswegen nach wie vor für technische
Hardwarenachrüstungen; das ist ja bekannt. Dafür setzt sie sich weiterhin
ein. Das hat sich nicht geändert.

Frage: Herr Strater, können Sie uns sagen, wie der Stand der Einzahlung
durch die einzelnen Hersteller ist? Die Summe von 250 Millionen Euro ist ja
schon ein Kompromiss; es waren ja einmal 500 Millionen Euro geplant. Können
Sie sagen, wer schon eingezahlt hat und wer noch nicht?

Bleibt es dabei und ist es jetzt auch noch der Stand, dass es nur um
deutsche Hersteller geht, die dort einzahlen?

Strater: Es waren nicht 500 Millionen Euro vorgesehen. Es waren 250
Millionen Euro vorgesehen, also je zur Hälfte, damals beim Nationalen Forum
Diesel, Stand Anfang August 2017. Die 250 Millionen Euro wurden uns in
voller Höhe von den deutschen Herstellern zugesagt. Die erste Zusage
seinerzeit auf dem Nationalen Form Diesel war ja nur entsprechend ihrer
Marktanteile. Dann gab es politische Gespräche in der Zeit der
geschäftsführenden Bundesregierung. Dabei haben wir erreicht, dass die
deutschen Hersteller den vollen Betrag in Höhe von 250 Millionen Euro
einzahlen.

Soweit ich es von unseren Fachleuten höre, sind erste Beträge schon
eingegangen. Aber, wie gesagt, wir mussten mit dem Haushalt 2018, der ja
erst vor Kurzem in Kraft getreten ist, erst einmal einen Haushaltstitel
schaffen. In diesen fließt jetzt das Geld.

Zusatzfrage: Sind die ausländischen Hersteller - ich denke dabei an PSA,
Renault, Fiat etc. - nicht dabei?

Strater: Auch dazu hat es Gespräche gegeben. Das, was ich jetzt gesagt
habe, bezieht sich auf die deutschen Hersteller, nicht auf die
ausländischen.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium zu Ihrem Gesetzentwurf gegen den
Umsatzsteuerbetrug im Internethandel, speziell gegen Amazon, eBay und
andere Onlineplattformen: Können Sie etwas zum Stand des Gesetzentwurfes
sagen? Wie weit sind Sie gekommen? Wie wollen Sie künftig Firmen wie zum
Beispiel Amazon dazu bringen, auch die Umsatzsteuer selbst zu deklarieren
und abzuführen?

Schwamberger: Zu dem Gesetzentwurf, für den zumindest nach jetzigem
Planungsstand eine Befassung im Kabinett vorgesehen ist: Ich möchte Sie um
Verständnis dafür bitten - wir haben es hier schon ein paar Mal gehört -,
dass wir zu den Dingen, die das Kabinett beschließt, erst nach der
Kabinettsbefassung ganz konkret Stellung nehmen.

Zu den eigentlichen Vorschlägen des BMF nur, wie soll ich sagen, etwas
allgemein: Vorgeschlagen wird, dem Betrug bei der Umsatzsteuer im
Onlinehandel mit zwei Hebeln zu begegnen, zum einen durch
Informationspflichten seitens der Handelsplattform und zum anderen auch mit
Blick auf gewisse Haftungspflichten. Aber ganz konkret würde ich dazu erst
am Mittwoch Stellung nehmen, wenn das Kabinett einen Beschluss gefasst hat.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage zum Themenkomplex, was das denn insgesamt an
Problemen bedeutet: Können Sie ganz allgemein sagen, wie groß dieses
Problem ist? Gehen Sie davon aus, dass da Hunderte Millionen Euro nicht
gezahlt werden, gerade auch von ausländischen Händlern?

Schwamberger: Für die Gelder, die dem Fiskus durch Steuerbetrug oder auch
Schwarzarbeit und Ähnliches verloren gehen, ist es natürlich schwer, eine
konkrete Größe zu nennen, weil es sich im Verborgenen und Unbekannten
abspielt. Man muss mit Schätzungen auch vorsichtig sein. Klar ist: Es
besteht Handlungsbedarf. Er wird vom Bund, aber auch vonseiten der Länder
gleichermaßen gesehen. Wir schätzen konservativ, dass es um einen
dreistelligen Millionenbetrag geht. Aber auch hier kann und möchte ich, wie
gesagt, nicht konkreter werden, um einfach seriös zu bleiben.

Frage: Frau Demmer oder Frau Petermann, ein Vorschlag von Herrn Knaus steht
im Raum, in Spanien ein Flüchtlingslager einzurichten und von da aus je
nach Bescheid zu verteilen. Wie steht die Bundesregierung dazu?

SRSin Demmer: Ich kenne den Vorschlag von Herrn Knaus jetzt nicht konkret.
Ich kann nur sagen, dass die Bundesregierung natürlich in engem Kontakt zur
spanischen Regierung steht. Beide sind sich einig, dass die
Herausforderungen der Migration eine gemeinsame europäische Lösung
erfordern. Über die Details wird derzeit natürlich nachgedacht.

Petermann: Ich kann keine weiteren Details hinzufügen.

Frage: Dann vielleicht noch einmal allgemeiner: Der Vorschlag sieht ja vor,
dass sich einige Staaten, die bereit sind, bei der Flüchtlingsverteilung
mitzumachen, zusammenschweißen und irgendwo ein Zentrum errichten. Das geht
auch aus den Gipfelbeschlüssen des letzten EU-Rats hervor. Gibt es schon
konkrete Gespräche zwischen Ländern - manchmal werden sie als Koalition der
Willigen bezeichnet -, so etwas zu tun?

SRSin Demmer: Ich kann für die Kanzlerin nur noch einmal wiederholen: Die
Prämisse, die sie dafür hat, ist: Es geht um gemeinschaftliches Handeln,
nicht unilateral, nicht unabgestimmt und nicht zu Lasten Dritter.

Die Gipfelbeschlüsse sind jetzt in der Diskussion. Es wird mit Hochdruck
daran gearbeitet, bilaterale Abkommen, aber auch diese Beschlüsse
umzusetzen.

Petermann: Ich kann nur hinzufügen: Die Kommission hat - ich meine, es war
in der vorigen Woche - dazu auch durch Presseerklärungen ihre ersten
Schritte bekanntgegeben.

Frage: Es geht um Sicherheitskontrollen an Flughäfen. An Frau Petermann die
Frage: Wird das, was am Wochenende in München passiert ist, ein Nachspiel
aus Sicht des Bundes haben?

Die zweite Frage: Was verspricht sich Ihr Haus davon, wenn die
Bundespolizei für diese Kontrollen künftig nicht mehr zuständig sein
sollte?

Petermann: Den zweiten Teil der Frage kann ich so, wie die Frage gestellt
wurde, nicht beantworten. Die Frage unterstellt ja, dass wir die
Bundespolizei nicht mehr für zuständig erachtet haben möchten. Das ist
überhaupt nicht der Fall, sondern nach dem Koalitionsvertrag gibt es die
Vereinbarung, dass das jetzige Verfahren der Sicherheitskontrollen durch
ein Gutachten überprüft werden soll. Dieses Gutachten soll jetzt angestellt
werden. So weit der Stand dazu.

Es gibt das Luftsicherheitsgesetz, und danach ist es eine hoheitliche
Aufgabe. Die Bundespolizei ist zuständig, übergibt das zum Teil Beliehenen.
Das Verfahren funktioniert sehr gut. Gleichwohl kann man schon sehen, dass
im Ausland die Verfahren auch anders organisiert sein können, zum Beispiel
durch die Flughafenbetreiber selbst. Aber es gibt jetzt noch keine
Entscheidung dazu.

Zusatzfrage: Ich habe Ihr Positionspapier, das am Wochenende bekannt wurde,
so verstanden, dass die Bundespolizei herausgenommen werden soll. Ist das
nicht richtig?

Petermann: Sprechen Sie das Eckpunktepapier an?

Zusatz: Ja.

Petermann: Das Eckpunktepapier ist ein internes Arbeits- und
Diskussionspapier, und deswegen werde ich es hier nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Zur Frage nach den Konsequenzen aus den Münchner Vorfällen:
Wird sich der Minister damit noch beschäftigen?

Petermann: Der Sachverhalt ist weitgehend aufgeklärt. Sicherlich wird es
noch Gespräche dazu geben, wie dieses Versäumnis der Kontrolle, das
eigentlich nicht geschehen darf, überhaupt geschehen konnte.

Frage: An das BMI: Es gibt jetzt ein Enthüllungsbuch, das Herrn Maaßen vom
Verfassungsschutz in die Nähe der AfD rückt. Herr Maaßen hat sich ja schon
dazu geäußert. Erwägt er auch rechtliche Schritte dagegen, eventuell wegen
Unterlassung?

Petermann: Das ist mir nicht bekannt. Welches Buch meinen Sie, das Buch der
AfD-Aussteigerin?

Zusatz: Ja.

Petermann: Nein, dazu kann ich nichts sagen.

Frage: Frau Petermann, ich habe noch eine Nachfrage zu den Gesprächen Ihrer
Abteilung H mit den beiden Initiativen, die den Preis nicht mehr wollen.
Worauf würde das Gespräch eigentlich hinzielen? Diese Initiativen sagen ja,
die Äußerungen Ihres Ministers seien so, dass die Annahme des Preises für
sie nicht akzeptabel sei. Nun gibt es aus Ihrer Sicht zwei Möglichkeiten.
Die eine Möglichkeit ist, dass Ihre Abteilung sagt: Das, was der Minister
gesagt hat, ist eigentlich gar nicht so schlimm. - Die andere Möglichkeit
ist, dass Ihre Abteilung sagt: Ja, das ist vielleicht nicht so gut, aber
der Rest des Ministeriums tickt eigentlich anders.

Petermann: Beide Alternativen, die Sie hier nennen, würde ich so nicht
unterschreiben wollen, und ich glaube, niemand im BMI würde das tun.

Solche Gespräche sind immer gut, auch um bestimmte Vorstellungen
geradezurücken. Ich denke, niemand wird bestreiten, dass man, zumindest
wenn man in einem offenen Dialog ist, wenn man gut zuhört, auch Sichtweisen
zumindest geradegerückt oder dass man zumindest auf Verständnis stoßen
kann. Auch die Äußerungen, auf die sich der Verein "Moabit hilft" bezog,
können in einem Gesamtkontext vielleicht auch anders verstanden werden. Ich
denke, jedes Gespräch hilft. Die Entscheidung ist natürlich zu
respektieren, und ein Gespräch muss möglicherweise auch nicht darauf
zielen, dass diese Entscheidung zurückgenommen wird. Aber es kann schon die
Wertschätzung für die Arbeit zum Ausdruck bringen, und möglicherweise kann
auch beim Gegenüber Wertschätzung entdeckt werden.

Zusatzfrage: Würde das der Staatssekretär Herr Kerber machen?

Petermann: Dazu kann ich noch nichts sagen. Der Vorgang ist noch sehr neu.

Frage: Eine Frage an Herrn Strater: Herr Dommermuth von United Internet hat
sich schrecklich über die 5G-Vergabe, wie sie sich abzeichnet, aufgeregt.
Er hat gefordert, dass, wenn denn 5G-Lizenzen versteigert würden, die
bisherigen Marktteilnehmer im 4G-/3G-Bereich entsprechend Frequenzen
beziehungsweise Zugänge zu ihren Infrastrukturen zur Verfügung stellen
müssten. Wie betrachtet Verkehrsminister Scheuer dieses gesamte Thema?
Liegt es nicht geradezu auf der Hand, dass bei einem in Aufbau befindlichen
5G-Netz erst einmal ein Roaming in existierende 4G- und 3G-Netze möglich
sein muss?

Strater: Zu den Einzelheiten der Frequenzvergabe, die erst demnächst
erfolgt, kann ich hier noch nichts sagen. Sie wissen, dass wir in einem
Prozess sind. Zuständig ist die Bundesnetzagentur, die das Verfahren der
Frequenzvergabe derzeit vorbereitet. Das liegt in ihrer Verantwortung.
Dabei nimmt sie ihre Aufgaben wahr, die Regulierungsziele und Grundsätze zu
berücksichtigen. Mehr kann ich dazu im Moment noch nicht sagen; denn wir
sind mitten im Prozess, und die Vergabe ist noch nicht erfolgt.

Zusatzfrage: Dann frage ich es ganz strikt politisch ab. Hat Herr Scheuer
ein Interesse daran, dass die Zahl der 5G-Netzbetreiber die Zahl der 
4G-Netzbetreiber übersteigt?

Strater: Dann sage ich auch ganz konkret: Ich bleibe dabei, dass ich mich
zu den Vergabedetails im Moment noch nicht äußern werde. Wir sind mitten im
Prozess.

Montag, 30. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 30. Juli 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-30-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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ARBEIT/956: Bundesregierung ruht sich auf guten Arbeitsmarktzahlen aus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Juli 2018

VOGEL: Bundesregierung ruht sich auf guten Arbeitsmarktzahlen
aus



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Bundesregierung ruht sich nach wie vor auf den guten
Arbeitsmarktzahlen aus. Dabei gäbe es einiges zu tun. So fehlen
unserem Land viel zu viele qualifizierte Fachkräfte. Trotzdem wollten
CDU und CSU lieber miteinander streiten, statt konkrete Vorschläge
für die Fachkräftezuwanderung zu entwickeln. Es ist kaum zu erwarten,
dass der angekündigte Gesetzentwurf ein großer Wurf wird, der
Deutschland im weltweiten Wettbewerb um die klügsten Köpfe wirklich
voranbringt. Und auch den finanziellen Spielraum für die Entlastung
bei der Arbeitslosenversicherung nutzt die Große Koalition nicht: Bei
der aktuellen Kassenlage muss der Beitragssatz zur
Arbeitslosenversicherung mindestens um 0,5 Prozentpunkte gesenkt
werden. Alles andere ist eine Unverschämtheit gegenüber den
Beitragszahlern, vor allem bei kleinen Einkommen. Durch die viel zu
hohen Rücklagen in den Sozialkassen entstehen in der aktuellen
Niedrigzinsphase sogar Millionenverluste. Die Bundesregierung
verbrennt hier regelrecht das Geld der Bürger."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4951: SPD-Fraktion wirbt für weitere Nationalparks in Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 31. Juli 2018

SPD-Fraktion wirbt für weitere Nationalparks in Bayern

Umweltpolitiker Florian von Brunn kritisiert Kabinettsentscheidung gegen weitere Schutzgebiete scharf - Bundesamt für Naturschutz betont Wichtigkeit von Nationalparks für Artenvielfalt und Insekten



Die offizielle Beerdigung weiterer Nationalparkvorhaben in Bayern durch die CSU-Staatsregierung stößt beim SPD-Umweltexperten Florian von Brunn auf absolutes Unverständnis. "Wir brauchen mehr Naturschutz und mehr Engagement für den Erhalt unserer Heimat statt weniger", mahnt von Brunn. Er verwies auf die wissenschaftlich unbestrittenen Vorteile von Nationalparks.

"Das Bundesamt für Naturschutz hat sich mit Nationalparks in ganz Deutschland befasst. Sowohl Auenlandschaften wie an der Donau bei Neuburg als auch Buchenwälder wie im Steigerwald bieten vielen bedrohten Tier- und Pflanzenarten einzigartige Überlebensinseln in unserer durch Siedlungen, Landwirtschaft und Verkehr so stark belasteten Natur. Wenn es um den Kampf gegen Artensterben geht, sind weitere Nationalparks unverzichtbar."

In einem Antwortbrief an von Brunn (PDF, 94 kB) schreibt die Präsidentin des Bundesamt für Naturschutz, Prof. Dr. Beate Jessel: "Obwohl die deutschen Nationalparks bisher nur 0,6 Prozent der terrestrischen Fläche Deutschlands ausmachen, tragen sie (...) in einem überdurchschnittlichen Maße zum Erhalt der Insektenvielfalt in Deutschland bei." Gründe dafür sind das Verbot des Einsatzes von Insektengiften, die Großflächigkeit der Parks und ihre Ungestörtheit, wie Jessel weiter ausführt. Kleinere Naturwaldreservate könnten diese Funktion nicht annähernd erfüllen.

Von Brunn appelliert deshalb an die CSU, den Schutz der bayerischen Heimat nicht weiter zu vernachlässigen: "Die bestehenden bayerischen Nationalparks im Bayerischen Wald und in Berchtesgaden sind wunderbare Erfolge - sowohl für den Schutz der Natur, als auch für den naturnahen Tourismus. Und wenn ich lese, dass Umweltminister Huber morgen zu einem feierlichen Staatsempfang anlässlich des 40-jährigen Bestehens des Nationalparks Berchtesgaden einlädt, aber heute weitere Nationalparks beerdigt, dann ist das nur noch zynisch."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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RHEINLAND-PFALZ/4872: Verunsicherung bei Bevölkerung wegen erneutem Kerosinablass (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
31.07.2018

Verunsicherung bei Bevölkerung wegen erneutem Kerosinablass -
Bundesminister Scheuer darf nicht länger zögern



Zum neusten Kerosinablass-Vorfall erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende
Alexander Schweitzer: "Viele Bürgerinnen und Bürger in der Pfalz, dem
Hunsrück und dem Saarland sind besorgt und verunsichert, weil am
Samstag über ihrer Heimat erneut große Mengen an Treibstoff in die
Luft geleitet worden sind - diesmal gar 92.000 Kilogramm auf einen
Schlag. Ein Mittel gegen diese Verunsicherung ist die Schaffung von
Transparenz: Die Deutsche Flugsicherung (DFS) muss nun endlich von
sich aus Öffentlichkeit schaffen und alle Fälle von
Treibstoff-Notablässen spätestens 24 Stunden nach den Ereignissen
publik machen. Eine entsprechende Aufforderung ist auch im
Koalitionsvertrag von Union und SPD vereinbart. Dort heißt es klipp
und klar, die DFS solle "die Treibstoffschnellablässe zeitnah auf
ihrer Internetseite veröffentlichen". Dass dies seit Monaten nicht
geschieht, ist Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer anzulasten. Er
darf nicht länger zögern. Er muss endlich bei der ihm unterstehenden
DFS für die Veröffentlichung sorgen und so einen Beitrag gegen die
Verunsicherung leisten."

Schweitzer sagt weiter: "Von höchster Priorität ist, dass neue
Erkenntnisse gewonnen werden, ob und wie schädlich der Kerosin-Regen
für Menschen, für Tiere und die Natur ist. Als SPD-Fraktion hoffen
wir, dass die auf Bestreben von Rheinland-Pfalz von der
Bundesregierung in Auftrag gegebene Studie im Herbst erste belastbare
Antworten liefert. In jedem Fall werden Messungen notwendig sein, um
festzustellen, wieviel Kerosin und welche Schadstoffe des oft in
mehreren Tausend Meter Höhe abgegebenen Treibstoffs auf der Erde
ankommen. Mittel- und langfristig sollte überdies über alternative
Ablass-Vorrichtungen an Flugzeugen nachgedacht werden. Wir setzen
darauf, dass aus der Industrie Vorschläge gemacht werden, welche neuen
technologischen Möglichkeiten bestehen oder entwickelt werden können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Juli 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4871: Verstöße gegen Nachtflugverbot müssen zu viel höheren Kosten für Fluggesellschaften führen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
27.07.2018

Verstöße gegen Nachtflugverbot müssen zu viel höheren Kosten für
Fluggesellschaften führen



Angesichts der zunehmenden Nichteinhaltung des Nachtflugverbots am
Frankfurter Flughafen erklärt der Mainzer SPD-Abgeordnete Johannes
Klomann: "Im Mai dieses Jahres wurden 185 Verstöße gegen das
Nachtflugverbot gezählt, im Juni bereits 203. Eine Trendumkehr ist
nicht absehbar. Das bedeutet: de facto findet eine Aushebelung des
mühsam ausgehandelten Kompromisses für ein Nachflugverbot zwischen 23
Uhr und 5 Uhr statt. Es kann den Betreiber des Frankfurter Flughafens
nicht verwundern, dass die Region und die Kommunen angesichts dieser
Entwicklungen Kritik äußern. Das Nachtflugverbot ist keine Empfehlung
an die Fluggesellschaften, sondern eine gesetzlich festgelegte
Vorgabe. Die SPD-Fraktion unterstützt das Anliegen der Initiative
Zukunft Rhein-Main und fordert die Fraport AG auf, die Entgelte für
die Randzeiten sowie Überschreitungen drastisch zu erhöhen, damit
dieser Fehlentwicklung Einhalt geboten wird. Das hessische
Verkehrsministerium ist aufgefordert, genau zu überprüfen, wie diese
Verspätungen zustande kommen."

Der verkehrspolitische Sprecher Benedikt Oster ergänzt: "Es besteht
ein direkter Zusammenhang zwischen der neuen Entgeltordnung, die im
Januar 2017 in Kraft getreten ist, und der Zunahme der Verstöße gegen
das Nachtflugverbot. Mit der neuen Entgeltordnung hat die Fraport AG
über Rabattprogramme gezielt auch Billigflug-Gesellschaften
angesprochen. Diese sind nun laut der verfügbaren Auskünfte besonders
für die Verspätungen verantwortlich. Der Gedanke drängt sich auf, dass
die Planungen so knapp bemessen sind, dass die Umläufe nicht
eingehalten werden können. In diesem Fall muss es Aufgabe des
Flughafenbetreibers sein, dafür zu sorgen, dass gesetzliche Vorgaben
eingehalten werden. Das bedeutet konkret: die Entgeltordnung ist so zu
überarbeiten, dass es im wirtschaftlichen Interesse der
Fluggesellschaften liegt, das Nachtflugverbot zu beachten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Juli 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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LATEINAMERIKA/1800: Mexiko, Ayotzinapa - Angehörige fordern Amlo zum Handeln auf (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Ayotzinapa: Angehörige fordern Amlo zum Handeln auf



(Mexiko-Stadt, 25. Juli 2018, telesur) - Die Angehörigen der 43
vermutlich ermordeten Lehramtsstudenten aus Ayotzinapa haben am 25.
Juli den zukünftigen mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel López
Obrador, kurz Amlo, aufgefordert, eine Arbeitsgruppe in dem Fall
einzurichten. Damit soll das noch immer nicht aufgeklärte Verbrechen
um das gewaltsame Verschwindenlassen der Studenten aufgeklärt werden.
Zuvor hatte sich der Oberste Gerichtshof für die Bildung einer
Wahrheitskommission ausgesprochen.

"Wir möchten unseren zukünftigen Präsidenten bitten, dass er sich so
schnell wie möglich mit unseren Anwält*innen trifft, um einen Fahrplan
zu erstellen", erklärte Alfredo Galindo, ein Sprecher der Angehörigen.
"Wir bitten ihn, mit uns zusammen nach der Wahrheit zu suchen, so wie
er es in Iguala versprochen hat, und wir bitten ihn, uns nicht im
Stich zu lassen."

Die Angehörigen forderten zudem vom Obersten Gerichtshof und von der
zukünftigen Regierung, die verschiedenen bisherigen Untersuchungen
zusammenzuführen, um den Fall endlich lösen zu können. Auf einer
Pressekonferenz befürchteten die Angehörigen, der Oberste Gerichtshof
könne sich dem gegenwärtigen Präsidenten Enrique Peña Nieto ebenso
fügen wie das Gericht, dass es für unmöglich erklärt hatte, eine
Untersuchungskommission zu bilden.


Ergebnislose Suche seit 46 Monaten

Entsprechend forderten sie von López Obrador, eine Untersuchung auf
Basis der Erkenntnisse der Unabhängigen Expert*innengruppe GIEI in die
Wege zu leiten, die nicht unter dem Einfluss der bisherigen Regierung
steht. Die Angehörigen forderten die zukünftige Regierung auf, sich
der Wahrheitsfindung zu verpflichten: "Wir suchen bereits seit 46
Monaten nach unseren Söhnen. Wir wollen, dass die GIEI erneut
ermittelt, damit wir endlich erfahren, was mit unseren Söhnen
geschehen ist."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ayotzinapa-angehoerige-fordern-amlo-zum-handeln-auf/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/324: Jugendliche machen sich für ein freies Bildungssystem stark (Demokratische Stimme der Jugend)


Demokratische Stimme der Jugend e.V. - Pressemitteilung vom 29. Juli 2018

Gebt die Bildung frei!

Jugendliche machen sich für ein freies Bildungssystem stark



Die Aktivisten der Jugend NGO "Demokratische Stimme der Jugend" haben ein
Musikvideo produziert, in dem sie die Schule als "Kreativkükenschredder"
und "Massenschülerhaltung" bezeichnen.

Mit schockierenden Bildern wird die Geschichte eines Mädchens erzählt, das
unter Prüfungsdruck Selbstmord begeht. Ihre Freunde starten daraufhin eine
künstlerische Protestbewegung; den "Bildungsgang", durch den sie
darstellen, dass sie sich Bildung aus Eigeninitiative wünschen.

Die Band "Actio Grenzgänger" hat den Song geschrieben, der laut eigener
Aussage einer Mischung aus Reggae und HipHop zuzuordnen ist. Darin singt
Sängerin Mira Drews (18) von "Notenprostitution" und lädt zum Träumen ein:
"Stell dir vor, du begreifst, warum du hier bist und wie kostbar es ist,
was nur du geben kannst." Für die junge Musikerin besteht die Aufgabe der
Schule darin, Jugendliche mit eigenen Stärken ins Leben zu entlassen. Das
konnte ihr die Schule selbst nicht bieten, weshalb sie mit 17 Jahren ohne
Abschluss die Schule abgebrochen hat.

In dem "Bildungsgang" Projekt haben sich die 14 - 22 jährigen Aktivisten
selbständig ein Umfeld erschaffen, in dem sie veranschaulichen konnten, wie
sie sich Bildung wünschen: Selbstbestimmt und mit "Sinnhalt", wie eine
selbstdesignte Postkarte verkündet.

Über Stiftungen hatten sie Geld um ein halbes Jahr lang Seminare,
Jugendtreffen, Kunstaktionen, Performances, Vorträge, Videos, Musik,
Schulbesuche, eine große Demonstration mit Kundgebung und das Musikvideo zu
realisieren. Dabei konnten die vierzig Teilnehmer in jedem Bereich, der sie
interessierte, selbstständig tätig werden. "Stell dir vor es ist Schule und
jeder will hin" lautete das Motto.

"Uns war es wichtig zu zeigen, dass wir nicht nur anklagen, sondern selbst
Visionen und Wünsche für die Bildung unserer Kinder mitbringen und diese
bereits selbst vorgelebt haben." So Simon Marian Hoffmann (21), der die
Regie des Musikvideos zu verantworten hat.

Das Video berichtet von der realen Bewegung der Jugendlichen und mischt die
Bilder mit der fiktiven Geschichte der überforderten Abiturientin. Es endet
auf der Demonstration in Stuttgart, an der über 600 Jugendliche für ein
freies Bildungssystem demonstrierten."


Zum Musikvideo "BILDUNGSGANG":

https://www.youtube.com/watch?v=c9dxEgGQhDk

 * 

Quelle:

Demokratische Stimme der Jugend e.V.

Honigwiesenstraße 23, 70563 Stuttgart

Tel: 07166 / 888 40 11

E-Mail: info@demokratische-stimme-der-jugend.de

Internet: www.demokratische-stimme-der-jugend.de
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FORSCHUNG/1145: Die Milch macht's - Kompetenznetzwerk FoCus stellt Abschlussbericht vor (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 27.07.2018

Die Milch macht's: Kompetenznetzwerk FoCus stellt Abschlussbericht vor

Die Ergebnisse von acht Jahren Forschung entlang der Wertschöpfungskette
von Milch legt FoCus nun in einem umfassenden Abschlussbericht dar.



Von der Pflanze über die Fütterung und Tiergesundheit, von Milchkühen bis
hin zur Wirkung verarbeiteter Milchprodukte auf den Menschen sowie deren
Kaufverhalten: An dem fachübergreifenden Kompetenznetzwerk "Food Chain
Plus" (FoCus), das im März 2010 von der Agrar- und
Ernährungswissenschaftlichen Fakultät (AEF) der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) ins Leben gerufen wurde, waren
fast 30 nationale und internationale Institutionen sowie Wirtschaftspartner
beteiligt. Die Ergebnisse von acht Jahren Forschung entlang der
Wertschöpfungskette von Milch legt FoCus nun in einem umfassenden
Abschlussbericht dar.

Ziel von FoCus war es, gesundheitsfördernde Inhaltsstoffe in der Milch zu
identifizieren und in Milchprodukten zu nutzen. Dazu erarbeitete das
Kompetenznetzwerk neue Ansätze zur Verbesserung der Tiergesundheit und der
Stoffwechselleistung, entdeckte bislang unbekannte Funktionalitäten von
Milchinhaltsstoffen und etablierte innovative Untersuchungen zur
Gesundheit und zum Verhalten von 1.800 Konsumentinnen und Konsumenten. Im
Zuge des Projekts erschienen zahlreiche wissenschaftliche Publikationen
und Abschlussarbeiten.

Kieler-Interventions-Kohorte

Viele ernährungsbedingte Zivilisationskrankheiten wie beispielsweise
Adipositas und Typ 2 Diabetes werden mit entzündlichen Veränderungen im
Körper in Verbindung gebracht. Inwieweit dabei eine entzündungshemmende
Ernährungsweise und funktionalisierte Milchprodukte helfen können, zeigten
Untersuchungen innerhalb der Kieler-Interventions-Kohorte (KIK), an der
1.800 Probandinnen und Probanden beteiligt waren. Für Untersuchungen des
menschlichen Stoffwechsels wurden Daten wie Größe, Gewicht, aber auch
Blut- und Urinproben erfasst. So zeigte sich zum Beispiel, dass bestimmte
Fettstoffwechselstörungen besser durch eine entzündungshemmende als durch
eine fettarme Diät behandelt werden können. Die Probandinnen und Probanden
der KIK beantworteten auch Fragen zu ihrem Kaufverhalten von
funktionalisierten Milchprodukten und Lebensmitteln wie etwa
Joghurtprodukte. Die Analyse ergab, dass sich die Kaufwahrscheinlichkeit
für funktionelle Joghurtprodukte mit steigendem Einkommen und steigendem
Alter erhöht. Außerdem kauften tendenziell eher Frauen als Männer und in
Großstädten lebende Menschen funktionelle Joghurtprodukte. Die Leitung der
KIK lag bei Dr. Matthias Laudes, der seit 2011 die im Rahmen von FoCus
dauerhaft implementierte Professor für klinische Ernährungsmedizin
innehat. Laudes fungiert damit als Bindeglied zwischen Medizinischer
Fakultät und AEF.

"Die aufgebaute Kieler-Interventions-Kohorte und die daraus gewonnenen
Ergebnisse waren nicht nur für die FoCus-Forschung nützlich. Sie stehen
darüber hinaus dauerhaft für andere Forschungsprojekte zu Verfügung.
Außerdem dienen sie zur Qualifizierung von Studierenden und des
wissenschaftlichen Nachwuchses", sagt Dr. Karin Schwarz, Leiterin der
Abteilung für Lebensmitteltechnologie am Institut für Humanernährung und
Lebensmittelkunde der CAU sowie Netzwerksprecherin von FoCus.

Teilprojekt "LactoTrans"

Das von Schwarz geleitete Teilprojekt "LactoTrans" befasste sich mit
Proteinen als mikro- und nanostrukturierte Transporter für funktionelle
hydrophobe, also nicht in Wasser lösliche, Inhaltsstoffe, die der
menschliche Organismus nur schwer aufnehmen kann. Um sie besser für den
menschlichen Organismus nutzbar zu machen, entwickelten Expertinnen und
Experten für Tierernährung, Tierzucht, Ernährungsmedizin und Agrarökonomie
ein verzehrfähiges Kaffee-Milchgetränk mit gesundheitsfördernder Wirkung.
Das Besondere an dem Getränk ist der darin enthaltene Knoblauch, den man
weder riechen noch schmecken kann. Möglich macht das das Molkenprotein
β-Lactoglobulin (BLG). Das BLG bindet den bioaktiven Wirkstoff Allicin,
der für Knoblauch und andere Laucharten typische Aromastoff, den der
menschliche Körper nur schwer aufnehmen kann, und maskiert damit den
Knoblauch. Getestet wurde das Getränk an neun Probandinnen und Probanden
der KIK: "Erste Analysen von Atemgas und Urin deuten darauf hin, dass das
mit dem funktionellen Inhaltsstoff angereicherte Getränk ein
verzehrfähiges Lebensmittel ergibt, das physiologisch relevante Mengen
Allicin mit hoher Bioverfügbarkeit liefert," sagt Dr. Julia K. Keppler,
wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung für
Lebensmitteltechnologie. Die Arbeitsgruppe meldete ein entsprechendes
Patent an.


Über FoCus

Food Chain Plus (FoCus) ist eins von bundesweit fünf durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
Kompetenznetzen der Agrarforschung. Die Forschungsaktivitäten gliedern
sich in die vier Verbundprojekte "Fütterung und Tiergesundheit",
"Genetische Variabilität und funktionelle Milchinhaltsstoffe",
"Gesundheitliche Bewertung und Konsumentenverhalten" und "Inflammation in
neuronalen Geweben - Integrierte Bewertung von Interventionen". Die AEF
koordinierte das weitreichende Netzwerk, in dem zahlreiche Arbeitsgruppen
der Fakultät sowie Partner aus Industrie und anderen
Forschungseinrichtungen ihre Expertise einbrachten.

Mehr über FoCus und alle Projektpartner unter:

http://www.focus.uni-kiel.de.


Der gesamte Abschlussbericht kann hier eingesehen werden:

http://www.focus.uni-kiel.de/images/stories/dokumente_allgemein/FoCus_Abschlussbericht.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/die-milch-machts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1296: Die Zukunft hat schon begonnen - Haseloff drängt auf Syrienabschiebungen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Die Zukunft hat schon begonnen - MP Haseloff drängt auf
Syrienabschiebungen 

PRO ASYL: Schutzquoten belegen die Absurdität der Idee des CDU-Politikers



Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Haseloff hat wenig Grund, über syrische
Flüchtlinge öffentlich nachzudenken. In seinem Bundesland leben genau 836
(FR vom 31.07.2018). Aber im Sommerloch kann es der aktuelle Vorsitzende
der Innenministerkonferenz nicht lassen, eine Schlagzeile zu produzieren.
Man müsse Menschen auch nach Syrien zurückführen, »wenn die Voraussetzungen
dafür gegeben sind.«

Davon, dass die Voraussetzungen gegeben sind, geht Haseloff offenbar aus,
indem er darauf verweist, dass die Kanzlerin ja gerade »mit den Russen«
darüber gesprochen habe, »wie man das organisiert«. So formuliert handelt
es sich bereits nicht mehr um die Frage, welche syrischen Flüchtlinge zu
welchem Zeitpunkt mit welchen Sicherheits- und Eigentumsgarantien
zurückkehren können. Internationaler Maßstab hierfür wäre eine nachhaltige
Verbesserung der Situation, die eine Rückkehr in Sicherheit und Würde
ermöglicht. Haseloffs Anspruch scheint deutlich reduzierter: Es geht um die
Abwicklung von schnellstmöglicher Rückkehr samt Abschiebungen. Das
Auswärtige Amt (AA) hatte bislang betont, dass die Bedingungen für eine
großflächige Rückkehr nicht gegeben seien und auf fortbestehende
Verfolgungsgefahr hingewiesen.

Nach Seehofer mit seinem »Masterplan«, der bereits massiv in die Kompetenz
des AA eingreift, tritt jetzt mit Haseloff die verzwergte Folgeversion des
Nebenaußenpolitikers aus den Kulissen. Der eigentliche Bundesaußenminister
hingegen hat es seit Amtsantritt vorgezogen, flüchtlingspolitisch
abzutauchen. Aber Haseloff hat seine Idee nicht aus der Luft gegriffen:
Kanzlerin Merkel und Russlands Außenminister Lawrow bahnen schon jetzt Wege
nach Syrien. Russland, eben noch als Alliierter und Luftwaffe des 
Assad-Regimes von der deutschen Regierung kritisiert, soll jetzt offenbar Garant
des Rückkehrprozesses werden. Bei vielen Flüchtlingen dürfte dies nach
ihren Erfahrungen eher Ängste hervorrufen als beseitigen.

»Infam und vorsätzlich ist Haseloffs Interpretation aktueller Statistiken,
die angeblich die Chancenlosigkeit von syrischen Asylsuchenden in
Deutschland belegen«, kritisiert Bernd Mesovic, rechtspolitischer Leiter
bei PRO ASYL. »Er nennt nur die Anerkennungsquote nach Artikel 16a GG, wenn
er von jenen 3 Prozent spricht, die einen ?grundgesetzlich garantierten
Asylgrund? hätten.« Tatsächlich werden mehr als 30 Prozent als Flüchtlinge
im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt und die meisten anderen
erhalten den sogenannten subsidiären Schutz. Insgesamt 99,7 Prozent aller
Syrer*innen, über deren Asylbegehren inhaltlich entschieden wurde, haben
einen Schutzstatus erhalten (Stand: Juni 2018). Das spiegelt die Situation
deutlicher wider als die zum jetzigen Zeitpunkt absurde Rückkehrdebatte.
Haseloffs kreative Statistikinterpretation, die alle Formen des rechtlichen
Schutzes mit Ausnahme des deutschen Asylrechts ausblendet, fand sich bis
vor kurzem fast nur bei rechtsextremen Organisationen.

Zur Erinnerung: In Syrien wird noch gekämpft und weiter bombardiert. Der IS
ist erst kürzlich wieder mit tödlichen Attacken und Entführungen
hervorgetreten, existiert also weiter. Rebellengruppen unterschiedlicher
Couleur halten andere Teile des Landes. Iranische und türkische Truppen
stehen auf syrischem Boden. Ein politischer Übergangsprozess, von dem die
meisten EU-Staaten und Deutschland materielle Unterstützung für Syrien
abhängig gemacht haben, ist noch nicht im Gang - es sei denn, man halte die
sogenannten Astana-Gespräche (aktuell in Sotschi zwischen Russland, Iran
und Türkei) bereits für einen solchen.

Seit dem Beginn des Bürgerkrieges 2011 sind über fünf Millionen Syer*innen
aus den verschiedensten Gründen ins Ausland geflohen: Die meisten vor dem
Assad-Regime, vor gezielter Verfolgung als Oppositionelle, vor
Flächenbombardements und Kampfhandlungen, vor bewaffneten Milizen, viele
vor dem IS, wieder andere vor der allgemeinen Unsicherheit.

So unterschiedlich, wie die Fluchtgründe der Syrer*innen waren, so
unterschiedlich werden ihre Hoffnungen auf eine Rückkehr sein. Es gibt seit
langem Binnenflüchtlinge, die innerhalb Syriens an ihre Wohnorte
zurückkehren. Es gibt auch Flüchtlinge, die aus dem Ausland zurückkehren,
zum Beispiel aus dem Libanon, wo der Druck zur Rückkehr wächst und
Präsident Aoun ganz offen erklärt, dass er eine Rückkehr auch ohne eine
politische Lösung forcieren will. Die »freiwillige« Rückkehr ist bislang
allerdings ein Experiment auf eigenes Risiko. Vielen Flüchtlingen ist die
lange Blutspur des Assad-Regimes, die bereits vor dem Bürgerkrieg begann,
in Erinnerung. Sie werden um keinen Preis in ein Syrien unter Assad
zurückkehren wollen.

 * 
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ASYL/1295: Familiennachzug - UNHCR warnt vor intransparenten und bürokratisierten Verfahren (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Familiennachzug: 

UNHCR warnt vor intransparenten und bürokratisierten Verfahren



Am 1. August tritt die Neuregelung des Familiennachzugs für subsidiär
Geschützte in Kraft. Die Verfahren werden sich vermutlich lange hinziehen,
da die Kriterien im Gesetz komplex sind.

Vor der morgen in Kraft tretenden, neuen Regelung zum Familiennachzug von
subsidiär Geschützten warnt UNHCR vor einem bürokratisierten und
intransparenten Verfahren. "Die Umsetzung wird schwierig, weil die
Auswahlkriterien so komplex sind. Es steht zu befürchten, dass sich die
Verwaltungsverfahren lange hinziehen werden", sagte Dominik Bartsch, der
Repräsentant des UNHCR in Deutschland. Zudem sei nach wie vor
problematisch, dass die Gewichtung der Auswahlkriterien nicht ausreichend
transparent ist. UNHCR fordert die Bundesregierung auf, nun
schnellstmöglich mit den Verfahren zu beginnen. "Viele Betroffene sind seit
Jahren von ihren Familienmitgliedern getrennt. Es ist daher besonders
wichtig, ihnen verständlich zu machen, auf welcher Grundlage die
Entscheidungen nun getroffen werden", so Bartsch weiter.

UNHCR begrüßt, dass Familien mit Kindern in dem Gesetz besonders
berücksichtigt werden. In seinen bisherigen Stellungnahmen hatte UNHCR dies
auch gefordert. "Nun muss sichergestellt sein, dass die Betroffenen über
jeden Verfahrensschritt ausreichend informiert sind. Dass sich Angehörige
wieder in die Hände von Schleppern begeben, um schneller in Sicherheit zu
gelangen, muss um jeden Preis vermieden werden", sagte der
UNHCR-Repräsentant.

Die ausführliche rechtliche Stellungnahme von UNHCR zum Gesetzentwurf
finden Sie unter:

http://www.unhcr.org/dach/de/services/pressekontakt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018
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ASYL/1294: Appell an den UNHCR - Pro Asyl fordert unbedingten Einsatz für Flüchtlingsrechte (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. Juli 2018

Appell an den UNHCR: 

Pro Asyl fordert unbedingten Einsatz für Flüchtlingsrechte



Anlässlich des heutigen Treffens mit Vertreter*innen der EU appellieren
Seenotrettungs- und Menschenrechtsorganisation in einem offenen Brief an
den UN-Hochkommissar für Flüchtlinge, Filippo Grandi, sich gegen die
jüngsten Pläne der EU zu »regionalen Ausschiffungsplattformen« zu stellen.

Mit den Plänen zu »regionalen Ausschiffungsplattformen« in Drittstaaten
zeichnet sich eine weitere Eskalation in der Entrechtung Schutzsuchender
ab. Das Konzept sieht vor, die lebensgefährliche Flucht nach Europa
weitgehend zu unterbinden und so den Zugang zu Asyl auf europäischem Boden
zu versperren. Umsetzender Partner für die »regionalen
Ausschiffungsplattformen« soll neben der Internationalen Organisation für
Migration (IOM) auch das Hochkommissariat der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge (UNHCR) sein.

Der UNHCR ist das dem Flüchtlingsschutz verschriebene Organ der Vereinten
Nationen. Seine Aufgabe ist es, den Schutz von Schutzsuchenden sowohl
national als auch international zu verteidigen. Das Gegenteil ist in der
vorgelegten Konzeption der »Ausschiffungsplattformen« der Fall. Die EU will
ihre Verpflichtung zur Aufnahme von schutzsuchenden Personen nach
Nordafrika auslagern. Trotz offener Fragen bezüglich der Einhaltung
menschenrechtlicher Standards hat der UNHCR in den letzten Wochen die
Bereitschaft gezeigt, sich operativ an den regionalen
Ausschiffungsplattformen zu beteiligen.

Im Hinblick auf das heutige Treffen zwischen dem UNHCR und der Europäischen
Union hoffen die acht unterzeichnenden Organisationen, dass der UNHCR die
EU an ihre Verantwortung schutzsuchenden Personen gegenüber erinnert - eine
Verantwortung, die nicht an Drittstaaten abgegeben werden kann.

Die unterzeichnenden Seenotrettungsorganisationen sind in der jüngsten
Vergangenheit Opfer staatlicher Kriminalisierungsversuche geworden. Die
Blockade der zivilen Seenotrettung hat dazu geführt, dass noch mehr
Bootsflüchtlinge ihr Leben auf der Flucht nach Europa verloren haben. Die
Organisationen rufen den UNHCR an, sich entschieden gegen die Einschränkung
der Seenotrettung durch die EU und nationale Regierungen zu stellen. Es
müssen sichere und legale Zugangswege nach Europa geschaffen werden. Das
Asylrecht darf nicht ausgeschifft werden.



Den offenen Brief an Filippo Grandi finden Sie unter:

https://sea-watch.org/wp-content/uploads/2018/07/Open_Letter_UNHCR.pdf

 * 
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WISSENSCHAFT/1420: Karlsruher Institut für Technologie - Bund und Land treiben Weiterentwicklung voran (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 27.07.2018

KIT erklimmt nächste Stufe: Bund und Land treiben Weiterentwicklung
entschlossen voran



Um das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) in seiner
wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit weiter zu unterstützen und
konsequent fortzuentwickeln, wollen Bund und Land die mutige Fusion von
2009 auf die nächste Stufe heben. Dazu haben die Bundesministerin Anja
Karliczek und die Landesministerin Theresia Bauer heute bei einem
gemeinsamen Besuch am KIT die weiteren Schritte vereinbart. Ziel ist es,
das volle Potenzial in Forschung, Lehre und Innovation auszuschöpfen,
indem unter anderem administrative Hürden abgebaut und mehr Flexibilität
in der Mittelverwendung ermöglicht werden soll. So wollen die
Ministerinnen für das KIT künftig einen gemeinsamen einheitlichen Haushalt
schaffen.

"Wir wollen nun gemeinsam die Fusion des KIT aus Hochschul- und
Großforschungsteil vollenden und das Wir-Gefühl am KIT stärken", sagte
Bundesministerin Anja Karliczek. "Alle Beschäftigten des KIT sollen
gleichen, einheitlichen Regeln unterliegen und alle sollen in gleicher
Weise die Infrastrukturen nutzen können. Das ist gut für die Belegschaft
des KIT und somit auch gut für dessen wissenschaftliche Exzellenz. Das KIT
soll sein besonderes Entwicklungspotenzial optimal entfalten können und
zwar in exzellenter Forschung und Lehre gemeinsam."

"Bereits heute ist das KIT eine bundesweit einzigartige Einrichtung",
sagte Landesforschungsministerin Bauer. "Es deckt die gesamte Breite von
der Grundlagenforschung bis zur anwendungsorientierten Forschung auf
herausragendem Niveau ab, bietet exzellente Lehre und steht in besonderem
Maß für die Generierung von Innovationen. Wir wollen das KIT nun als
Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft fortentwickeln. Dazu
ist es wichtig, die Fusion nun auch rechtlich zu vollenden. Hierdurch kann
das KIT seine Mittel künftig flexibler einsetzen. Das stärkt Forschung,
Lehre und Innovation, die so aus einem Guss betrieben werden können. Das
KIT hat in seiner Dachstrategie die Felder Energie, Mobilität und
Information in ihrer Verbindung als Schwerpunkte festgelegt. Es geht dabei
um so wichtige Themen wie die Umsetzung der Energiewende, die Mobilität
von Morgen oder die IT-Sicherheit. Ein weiterer Vorteil: Wenn alle
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler künftig an der Großforschung
teilnehmen und lehren können, schafft dies auch außergewöhnliche
Bedingungen für die Studierenden, weil so in kleinen Gruppen gelehrt
werden kann."

"Seit der Gründung des KIT vor knapp zehn Jahren haben wir enorm viel
erreicht - wir sind bereit für den nächsten Meilenstein", betonte der
Präsident des KIT, Professor Holger Hanselka. "In der Exzellenzstrategie
sind wir in der Endrunde, in der Programmorientierten Förderung der
Helmholtz-Gemeinschaft haben uns über 100 internationale Gutachter
hervorragend bewertet. Unser Konzept der forschungsorientierten Lehre
entwickeln wir kontinuierlich weiter."

Die Exzellenz der Forscherinnen und Forscher des KIT bestätigten nicht
zuletzt zahlreiche Auszeichnungen, wie der renommierte Leibniz-Preis der
Deutschen Forschungsgemeinschaft. Eine Ausgründung aus dem KIT ist derzeit
für den Deutschen Gründerpreis nominiert.

"Erreicht haben wir all das, obwohl wir noch immer als eine rechtliche
Körperschaft mit unterschiedlichen Regelungen der Vorgängereinrichtungen
arbeiten müssen. Nun sind wir bereit für den nächsten großen Schritt, um
die mittlerweile geänderten gesetzlichen Rahmenbedingungen zu nutzen und
das volle Potenzial der KIT-Idee auszuschöpfen", betonte Hanselka.

Es wird erwartet, dass ein in allen Bereichen fusioniertes KIT in der
Helmholtz-Gemeinschaft die besten Kompetenzen für das Lösen drängender
gesellschaftlicher Zukunftsfragen einbringen kann. Beide Ministerinnen und
der Präsident des KIT sind überzeugt: "Durch das gemeinsame und
zukunftsweisende Handeln von Bund und Land werden Ressourcen, die heute
zur Führung und Steuerung zweier Haushalte gebunden sind, für die
Wissenschaft frei. Davon profitieren der Wissenschaftsstandort Karlsruhe,
die Innovationskraft im Land Baden-Württemberg sowie die deutsche
Spitzenforschung im internationalen Kontext."

Für die konsequente Weiterentwicklung des KIT wollen Bund, Land und KIT
insbesondere folgende Punkte angehen: die Erhöhung der Möglichkeiten für
einen flexiblen Einsatz der dem KIT zur Verfügung gestellten Mittel, die
konsequente Möglichkeit des Einbezugs aller Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in die programmorientierte Forschung in der
Helmholtz-Gemeinschaft, die Beteiligung aller Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in der Lehre zu gleichen Rahmenbedingungen sowie ein
einheitliches Vergütungs- und Besoldungssystem.

Bei ihrem Besuch informierten sich die Ministerinnen über ausgewählte
Forschungshighlights des KIT, wie das Kompetenzzentrum für Cybersicherheit
KASTEL für angewandte Informationssicherheit. KASTEL erforscht
Technologien für die Digitalisierung von Gesellschaft und Wirtschaft,
beispielsweise für die künftige Energieversorgung, für Industrie 4.0 und
bei vernetzter Mobilität, wie in intelligenten Umgebungen.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.


Weitere Informationen unter:

https://www.kit.edu/kit/pi_2018_092_kit-erklimmt-nachste-stufe-bund-und-land-treiben-weiterentwicklung-entschlossen-voran.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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AFRIKA/2174: Schwarzer Kontinent - Fossil abgestellt ... (SB)




Wenn es um Investitionen in den Energiesektor Afrikas geht, so
finanzieren die Weltbank und wirtschaftlich starken Länder nach wie
vor hohe Summen in die Förderung und Nutzung fossiler Brennstoffe.
Das gilt auch für Staaten, die Pläne haben, selber aus der fossilen
Energiewirtschaft auszusteigen. Wohingegen nur eine geringe Summe auf
Energieprojekte entfällt, die zu einer relativen Energieautarkie
beitragen. Damit wird Afrika weiterhin zum bloßen Ressourcenkontinent
abgestempelt.

Wenn man das 2016 in Kraft getretene Klimaabkommen von Paris ernst
nimmt, wonach die globale Erwärmung möglichst auf 1,5 Grad gegenüber
der vorindustriellen Zeit begrenzt wird, und man zugleich an den 17
UN-Nachhaltigkeitszielen (SDGs - Sustainable Development Goals)
festhält, nach denen bis 2030 alle Menschen Zugang zu Energie haben
sollen, dann darf man heute nicht mehr in die Förderung und Nutzung
fossiler Energieträger investieren. Das wird jedoch getan,
insbesondere in Afrika.

Wie die Nichtregierungsorganisation Oil Change International in ihrem
Report vom Juli 2018 [1] berichtete, fielen in den Haushaltsjahren
2014 bis 2016 fast 60 Prozent der Investitionen, die von regionalen
und internationalen Entwicklungsbanken sowie zehn reichen Staaten in
Afrika getätigt wurden, auf fossile Energieträger. Pro Jahr belief
sich die Summe auf durchschnittlich 11,7 Mrd. Dollar. Zum Vergleich:
Projekte zu erneuerbaren Energien (ohne große Wasserkraftwerke) kamen
lediglich auf 18 Prozent. Aber nicht einmal zwei Prozent der
Investitionen waren für dezentrale Lösungen durch erneuerbare
Energien vorgesehen.

Letztere sind jedoch unverzichtbar, um das SDG-Ziel der Energie für
alle zu erfüllen. Eine Elektrifizierung über den Aufbau eines
öffentlichen Stromnetzes wäre bis 2030 vollkommen ausgeschlossen.
Viel zu groß sind die Entfernungen, viel zu dünn die gegenwärtigen
Infrastrukturen. Die einzige Chance besteht im Aufbau lokaler
Strukturen und damit einer relativen Autarkie.

Diese Idee kommt aber anscheinend bei den Investoren nicht so gut an.
So entfällt auf China mit jährlich im Durchschnitt 5,1 Mrd. Dollar
(von 19,8 Mrd. Dollar) der weitaus größte Anteil an den Investitionen
in die Energieversorgung. Fast drei Viertel des chinesischen Anteils
fließen in die Infrastruktur zur Öl- und Gasförderung, und dreizehn
Prozent in die Kohleverstromung. Erneuerbare-Energieprojekte wurden
laut Oil Change International von China in dem Untersuchungszeitraum
überhaupt nicht finanziert. Gerade hierin sieht die Organisation eine
krasse Diskrepanz, baut doch das bevölkerungsreichste Land der Erde bei
sich die erneuerbaren Energiesysteme mit Hochdruck aus.

Der zweite Großinvestor war die Weltbankgruppe. Sie hat allerdings
angekündigt, die Finanzierung der Förderung fossiler Energieträger im
kommenden Jahr auslaufen zu lassen. An dritter Stelle kommt Japan, an
vierter Deutschland. Zu den Hauptempfängerländern zählen Ägypten,
Angola und Südafrika. Sie erhielten zusammen fast die Hälfte der 59,5
Mrd. Dollar, die in den drei Jahren von 2014 bis 2016 an öffentlicher
Finanzierung in Energiesysteme geflossen sind.

Mit ihrem neuen Report zu Afrika greift Oil Change International das
Thema eines früheren Berichts, der zum G20-Gipfel 2017 in Hamburg
veröffentlicht wurde, auf. Darin war das Finanzverhalten der
G20-Staaten ebenfalls hinsichtlich fossiler Energien untersucht
worden und hatte zum Ergebnis, daß diese die "Klimakatastrophe"
vorantreiben. [2]

Der aktuelle Bericht zur fossilen Energiewirtschaft spiegelt wider,
was in den letzten Jahren verstärkt zu beobachten ist: Afrika wird
von der übrigen Welt in erster Linie als ein Kontinent wahrgenommen,
der noch über viele ungenutzte Ressourcen verfügt. Das gilt
ausdrücklich auch für BRICS-Staaten wie China. Das Reich der Mitte
investiert zwar vergleichsweise hohe Summen in fast allen
afrikanischen Staaten, aber will auch etwas dafür haben, nämlich den
dauerhaften Zugang zu den dortigen Rohstoffen.

Das gilt selbstverständlich auch für andere Staaten, die gleiche
Interessen verfolgen, auch wenn sie zu diesem Zweck womöglich andere
Mittel als die des Handels einsetzen. Erinnert sei hier nur an den
gewaltsamen Sturz des libyschen Revolutionsführers Muammar al-Gaddafi
vor sieben Jahren durch eine Reihe von NATO-Staaten, angeführt von
Frankreich und dem Vereinigten Königreich. Libyen hatte seine
Erdöleinnahmen dafür eingesetzt, den allgemeinen Lebensstandard im
Land zu erhöhen - deswegen war es innerhalb Afrikas auch ein
beliebtes Einwanderungsland -, sowie andere afrikanische Staaten
dabei zu unterstützen, sich vom Griff des globalen Nordens zu lösen.
Die Afrikanische Union hatte die NATO-Staaten eindringlich
aufgefordert, keinen Angriff zu starten, und sich um Vermittlung im
innerlibyschen Konflikt bemüht. Vergebens. Die Bomben auf Libyen
waren zugleich Bomben auf das höchste politische Gremium des
Kontinents und eine klare Zurechtweisung. Der Versuch der
afrikanischen Länder, sich der postkolonialen Unterwerfung zu
entziehen, wurde militärisch vereitelt.

Mit den nach wie vor hohen Investitionen in die fossile
Energiewirtschaft (von denen in vielen Fällen nur wenige Machthaber
und ihre Günstlinge profitieren - bekannt als der "Erdölfluch") hat
dieser Exkurs in die jüngere Geschichte des Kontinents insofern zu
tun, als daß in beiden Fällen eine souveräne, auch im Sinne des
Klimaschutzes fortschrittliche Entwicklung der afrikanischen Staaten
offenbar nicht im Interesse der Investoren liegt. Ginge es nach
ihnen, würde Afrika fossil abgestellt und erhielte dadurch ein
Schmuddel-Image.

Darüber hinaus verdeutlicht der Report grundsätzlich, wie wenig die
wissenschaftlichen Erkenntnisse zur globalen Erwärmung in politische
Handlungen gemündet sind. Es wird zwar etwas getan, wie der
versprochene Ausstieg der Weltbankgruppe aus der Finanzierung der
Erdöl-, Erdgas- und Kohleförderung zeigt, doch viel zu langsam. Dabei
ist jetzt die Zeit, in der darüber entschieden wird, ob sich das
Erdklima für viele Millionen Menschen insbesondere in den ärmeren
Ländern "nur" katastrophal entwickeln wird - das wäre bei Einhaltung
des sehr ehrgeizigen 1,5-Grad-Ziels - oder ob die Menschheit weiter
wie bisher den Kurs des evolutionären Niedergangs einschlägt.


Fußnoten:

[1] http://priceofoil.org/content/uploads/2018/07/africa_finance_report_final_web.pdf

[2] http://priceofoil.org/content/uploads/2017/07/talk_is_cheap_G20_report_July2017.pdf
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ARBEIT/2843: Der Arbeitsmarkt im Juli 2018 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. Juli 2018

Der Arbeitsmarkt im Juli 2018 - Anstieg der Arbeitslosigkeit allein
jahreszeitlich bedingt



"Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung haben im Juli allein aus
jahreszeitlichen Gründen zugenommen, saisonbereinigt gab es Rückgänge. Die
Entwicklung am Arbeitsmarkt ist damit sehr günstig, allerdings nicht mehr
so schwungvoll.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für
Arbeit (BA), Detlef Scheele, heute anlässlich der monatlichen
Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Juli: +49.000 auf 2.325.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -193.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,1 Prozentpunkte auf 5,1 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Aufgrund der einsetzenden Sommerpause ist die Arbeitslosigkeit von Juni auf
Juli um 49.000 auf 2.325.000 gestiegen. Bereinigt um die saisonalen
Einflüsse wird für den Juli ein Rückgang um 6.000 im Vergleich zum Vormonat
errechnet. Gegenüber dem Vorjahr waren 193.000 weniger Menschen arbeitslos
gemeldet.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit
berücksichtigt, ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 12.000
gesunken. Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im Juli 2018 bei 3.258.000
Personen. Das waren 242.000 weniger als vor einem Jahr.

Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte
Erwerbslosigkeit belief sich im Juni auf 1,49 Millionen und die
Erwerbslosenquote auf 3,5 Prozent.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter angestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Juni saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 28.000 erhöht. Mit 44,94 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 580.000 höher aus. Der Anstieg beruht
allein auf dem Zuwachs bei der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum Vorjahr um 746.000 gestiegen.
Insgesamt waren im Mai nach hochgerechneten Angaben der BA 32,88 Millionen
Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Nach dieser Hochrechnung
hat die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von April auf Mai
saisonbereinigt um 43.000 zugenommen. Nach den außergewöhnlich starken
Anstiegen in den Wintermonaten hat sich das Wachstumstempo verlangsamt.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach Arbeitskräften ist weiterhin sehr hoch. Im Juli waren
823.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 72.000 mehr als vor einem Jahr.
Saisonbereinigt hat sich die Nachfrage gegenüber dem Vormonat um 6.000
erhöht. Der Stellenindex der BA (BA-X) - ein Indikator für die Nachfrage
nach Arbeitskräften in Deutschland - ist im Juli 2018 um zwei Punkte auf
256 Punkte gestiegen. Der Vorjahreswert wird um 17 Punkte übertroffen.

Geldleistungen

Insgesamt 705.000 Personen erhielten im Juli 2018 Arbeitslosengeld, 25.000
weniger als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag
im Juli bei 4.176.000. Gegenüber Juli 2017 war dies ein Rückgang von
219.000 Personen. 7,7 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im
erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Für Ausbildungssuchende haben sich die Chancen auf eine Ausbildungsstelle
rechnerisch weiter verbessert. Von Oktober 2017 bis Juli 2018 meldeten sich
bei den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern 502.000 Bewerber für eine
Ausbildungsstelle, 10.000 weniger als im Vorjahreszeitraum. Von den
Ausbildungssuchenden waren 140.000 im Juli noch unversorgt. Zusätzlich
waren noch 45.000 Bewerber, die bereits eine Alternative haben, weiterhin
auf der Suche nach einer Ausbildungsstelle. Gleichzeitig waren seit Oktober
531.000 Ausbildungsstellen gemeldet. Das waren 21.000 mehr als vor einem
Jahr. 201.000 Ausbildungsstellen waren davon im Juli noch unbesetzt. Bis
September werden erfahrungsgemäß noch viele bislang unversorgte Bewerber
eine Ausbildung oder eine Alternative finden und Ausbildungsstellen noch
besetzt werden. Wie in den Vorjahren zeigen sich jedoch auch 2017/18
regionale, berufsfachliche und qualifikatorische Disparitäten, die den
Ausgleich von Angebot und Nachfrage erheblich erschweren.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

http://statistik.arbeitsagentur.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 20 vom 31.07.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ENERGIE/2333: Neue Studie - Grundlagen der Blockchain-Technologie in der Energiewirtschaft (idw)


Forschungsstelle für Energiewirtschaft e.V. - 27.07.2018

Neue Studie: Grundlagen der Blockchain-Technologie in der
Energiewirtschaft



Die Blockchain-Technologie weist große Potenziale in vielen Branchen auf.
Auch in der Energiewirtschaft kann die Blockchain neue Geschäftsmodelle,
Prozessoptimierung oder Mehrwertdienstleistungen ermöglichen.

Die Forschungsstelle für Energiewirtschaft hat die Studie "Die 
Blockchain-Technologie - Chance zur Transformation der Energieversorgung"
herausgegeben. Ein informationstechnologischer Hintergrund ist für das
Verständnis der Inhalte nicht notwendig.

Dadurch wird sie, laut energate-messenger im Beitrag "Energiewirtschaft
identifiziert Einsatzfelder der Blockchain", zu einer Handreichung für
Branchenangehörige.

Bei der Blockchain-Technologie handelt es sich um eine verteilte
Datenbank, die mittels Konsensmechanismen statt vertrauenswürdigen
Intermediären Datenintegrität zwischen unbekannten Parteien gewährleistet.

Aufgrund ihrer Eigenschaften, IT-Sicherheit zu gewährleisten 
("security-by-design"), manipulationssicher Daten abzuspeichern und ihres 
verteilten Charakters eine sehr hohe Verfügbarkeit zu gewährleisten, ist 
die Technologie gerade für Anwendungen in kritischen 
Infrastrukturbereichen eine mögliche Alternative. Ein tieferes Verständnis 
für die Blockchain-Technologie ist notwendig, um aus ihren Eigenschaften, 
Stärken und Schwächen mögliche Einsatzfelder identifizieren zu können.

Auf Basis dieser Grundlage identifizierte die Forschungsstelle für
Energiewirtschaft gemeinsam mit acht führenden und innovativen Partnern
aus der Energiewirtschaft (Innogy, SMA, SWA, thüga, TransnetBW, VBEW,
Verbund, VKW) im Projekt "Die Blockchain: Chance zur Transformation der
Energieversorgung?" 90 branchenspezifische Anwendungsfälle der
Technologie. Die Anwendungsfälle reichen dabei vom Labeling Erneuerbarer
Energien (Herkunftsnachweise), P2P-Handel, Asset Management und
Supply-Chain-Management bis hin zu Sektorenkopplung, Systemdienstleistungen,
Sharing Economy oder dem Einsatz von Kryptowährungen.

Der "Berichtsteil Technologiebeschreibung" aus dem Projekt liefert die
Grundlage für ein tieferes Verständnis der Blockchain und beschreibt die
verschiedenen Bestandteile sowie deren Zusammenhänge.

Die Studie klärt folgende Fragen:


	Wie ist der grundlegende Aufbau von Blockchain-Technologien?

	Welche Bausteine sind Bestandteil der Technologie und wie ist deren Funktionsweise?

	Was sind Chancen und Risiken der Technologie und wie lassen sich diese begründen?

	Welche Lösungen zur Verbesserung der Technologie werden derzeit entwickelt?



Der Bericht enthält verschiedene Ausgestaltungsformen wie private und
öffentliche (private/public) und permissioned bzw. permissionless
Blockchains sowie verschiedene alternative Konsens-Mechanismen zum
energie- und ressourcenintensiven Proof-of-Work.

Die Blockchains "Bitcoin" und "Ethereum" veranschaulichen die
vorgestellten Themen. Darüber hinaus stellt die Studie aktuelle
Weiterentwicklungen wie SideChains, State Channels, Sharding, Zero
Knowledge Proofs und weitere distributed-ledger-Technologien (DLT) wie
IOTA vor. Die Forschungsstelle für Energiewirtschaft stellt die Studie auf
ihrer Website zum Download zur Verfügung.


Weitere Informationen unter:

https://www.ffe.de/themen-und-methoden/digitalisierung/803-neue-studie-grundlagen-der-blockchain-technologie-in-der-energiewirtschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1443

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsstelle für Energiewirtschaft e.V., 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/038: Mensch, Maschine, Muße - Prof. Ruth Hagengruber über Arbeit im digitalen Zeitalter (idw)


Universität Paderborn - 27.07.2018

Mensch, Maschine, Muße:

Prof. Ruth Hagengruber, Uni Paderborn, über Arbeit im digitalen Zeitalter



Prof. Dr. Ruth Hagengruber, Wirtschaftsphilosophin an der Universität
Paderborn, erklärt im Gespräch, wie sich unser Begriff von Arbeit wandelt,
welche neuen Tätigkeiten im Zuge der Digitalisierung von Arbeit entstehen
können und wo sich der Mensch darin einordnen wird.


Digitale Technologien übernehmen immer mehr Aufgaben, um die sich
früher noch Menschen gekümmert haben. Wie ist es aus philosophischer Sicht
zu beurteilen, dass Maschinen immer mehr von diesen Aufgaben übernehmen?
Wird der Mensch irgendwann entbehrlich?

Hagengruber: Über industrielle bzw. automatisierte Prozesse wird der
Mensch kontinuierlich entlastet. Er erfindet Technologien gerade zu diesem
Zweck. Der Mensch denkt sich über die Arbeit hinaus! Sie ist ihm lästig,
weil sie nur dazu da ist, das Unvermeidliche zu besorgen, damit er sich
selbst erhalten kann. Wie Aristoteles feststellte, ist der Mensch für die
Muße gemacht. Die Menschen möchten das Leben genießen, sie werden
erfinderisch, um ihre Arbeit und die Besorgungen zu vereinfachen. In
diesem Problem zwischen knappen Ressourcen und der Liebe zur Nicht-Arbeit,
steht der Mensch. Hier erfindet und stellt der Mensch her, um sein Leben
einfacher zu gestalten - darauf hat die Philosophin Hannah Arendt schon
hingewiesen. Selbst Karl Marx, der Theoretiker der Arbeit, bekannte, dass
das eigentliche Ziel sei, von Arbeit frei zu werden, was ihm Hannah Arendt
als inneren Widerspruch seiner Theorie nachweist. Vor allem der auf Marx
folgende Sozialismus war daran interessiert, zum Wohl des Arbeiters Arbeit
durch Technik effizienter, produktiver zu machen, um den Arbeitsaufwand zu
minimieren. Der Mensch ist vom Wunsch geleitet, von Arbeit frei zu werden,
um sich den Tätigkeiten zu widmen, die wir als die wirklich menschlichen
Tätigkeiten ansehen. Das sind Tätigkeiten der Fantasie, der Bildung, der
Kreativität. In diesem Sinne wird die maschinelle Arbeit die Arbeit des
Menschen ersetzen, aber das ist rein quantitativ gedacht. Die qualitative
und kreative Arbeit wird hingegen umso stärker zum Ausdruck kommen und
gebraucht werden.

In welchen Bereichen wäre der zukünftige Einsatz von Maschinen, die den
Menschen entlasten, vorstellbar?

Hagengruber: Ich kann mir viele Bereiche vorstellen, in denen
Maschinen hier Arbeit übernehmen, das heißt aber auch nicht, dass ich keine
Nachteile sehe. Dass die Arbeit für den Menschen weniger wird oder
verschwindet oder dass der Mensch sich sogar selbst aufhebt und nicht mehr
arbeitet, das wird nicht der Fall sein, davon bin ich fest überzeugt.
Unser Begriff von Arbeit wird sich wandeln. Die Kreativ-Arbeit erhält
einen neuen Stellenwert. Dies ist ein wichtiger Punkt, der heute, wenn
davon gesprochen wird, dass in den Schulen die Digitalisierung Einzug
halten soll, oft übersehen wird. Mit den Fertigkeiten in der
Digitalisierung müssen auch die Bemühungen verstärkt werden, die kreativen
Fähigkeiten der jungen Menschen in gleichem Maße zu entwickeln.
Wenn viele Menschen immer mehr von tausend mühevollen Tätigkeiten
entlastet werden, wächst der Raum, ihr kreatives Potential zu entwickeln.
Sie erhalten die Möglichkeit, Tätigkeiten nachzugehen und diese
auszudifferenzieren, die sie als spezifisch menschlich auszeichnen. Das
sind nun mal die Bereiche der Werte, der Liebe, der Pflege, der Bildung,
der Kreativität. Aber auch diese sind nicht einfach da, auch diese müssen
gelernt und gelehrt werden und nach ihrem Nutzen und Guten hin beurteilt
werden. Wir werden also nicht einerseits die tätigen Maschinen haben,
andererseits die Leute, die nichts mehr tun. Im Gegenteil.

Werden die Maschinen Berufe überflüssig machen? Natürlich. Wenn ich mich
in das selbstfahrende Cab setze, anstatt den Taxi-Fahrer zu rufen, dann
ist dies der Fall, und wenn die Post per Drohne kommt, ebenfalls. Das
kreative Potential wird sich darauf richten, unter den gegebenen neuen
technischen Umständen neue Tätigkeiten und Wirkungsbereiche zu kreieren.

Heute sehen wir bereits viele Beispiele davon. Ihre Großmutter brauchte
und kannte kein Facebook, für Sie sind die sozialen Medien die Welt der
Kommunikation, die heute eben ganz anders aussieht, als die
Kommunikationswelt der Großmutter. Wie weit eine solche gesellschaftliche
Veränderung realisiert wird, wird allerdings eine Entscheidung der ganzen
Gesellschaft sein. Will sie diese Entwicklung unterstützen und sich auf
dieser Grundlage neu erfinden, neue Berufe und Tätigkeitsfelder schaffen
oder will sie den Status quo, der ihr bekannt ist, erhalten. Nach meiner
Auffassung werden diese neuen Tätigkeiten, die der Mensch im Idealfall
entwickeln wird, im Wesentlichen im Bereich der Organisation von Daten
liegen, bei der intelligenten Synthese von Datenmengen, wie es bei
Facebook, Amazon, Google und vielen anderen vorgemacht wurde. Welche Daten
will ich miteinander verknüpfen? Darauf wird es in Zukunft für den
Menschen ankommen.

Wo genau wird man dann ansetzen müssen, um die Digitalisierung von Arbeit
voranzutreiben?

Hagengruber: Im vergangenen Jahr habe ich bei der von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und dem Bundesmuseum Bonn organisierten
Veranstaltung "Wann übernehmen die Maschinen?" vorgeschlagen, Basiskurse
im Programmieren ab der dritten Schulklasse einzuführen. Die Kinder können
früh lernen, wie sich ein einfacher Algorithmus aufbaut. Es geht also um
Vertrautheit mit dieser Technik. Erst dann sind sie und wir nicht mehr den
Algorithmen ausgeliefert, wie sie z. B. Facebook auf sehr primitive Weise
kreiert. Hier werden die Bildungswissenschaften eine enorme Aufgabe haben.
Hier wird auch die Philosophie nochmal viel wichtiger, weil sie fragt, wie
sammeln wir überhaupt Daten? Facebook erstellt auf der Basis von zwei,
drei oder vier Profilen ein Muster und überträgt dies von Einzelfällen auf
weitere Fälle. Das ist, so würde Platon sagen, ganz schlechte Philosophie,
weil Einzelfälle keine Abstraktion auf das Allgemeine erlauben. Die
Empirie und das empirische Verfahren, wie es Facebook anwendet, sind
philosophisch falsch und führen in diese gefährlichen Schlussfolgerungen,
die wir ablehnen. Es ist also wichtig, dass man die Bevölkerung hier
mitnimmt. Dazu braucht sie aber Wissen und eine bestimmte Ausbildung, um
nicht einer Sache ausgeliefert zu sein.

Es entsteht ein wenig der Eindruck, dass der Mensch heute ein immer
kleinerer Teil eines immer größeren Ganzen wird, sodass das Produkt der
eigenen Arbeit nicht mehr so einfach zu erkennen ist. Verlieren wir auf
diese Weise den Sinn von Arbeit aus den Augen?

Hagengruber: Durch die Philosophie und Soziologie haben wir in den
letzten Jahrzehnten gelernt, dass sich unser Weltbild erheblich verändert
hat. Anstatt uns als starre ontologische Einheiten zu sehen, verstehen wir
heute, dass wir vielerlei sein können, dass wir viele verschiedene
Funktionen ausüben können, in viele Welten eingebettet und dort vernetzt
sind. Wir begreifen uns als Teil von großen Datenmengen und Ordnungen, was
Vor- und Nachteile hat. Wir schwimmen einerseits in Datenmengen, die uns
Sorge bereiten, weil wir begreifen, dass wir ihrer Komplexität nicht mehr
gewachsen sind. Andererseits lernen wir, dass z. B. die Datenmengen es uns
erlauben, uns ganz individuell in diesen Datenmengen wieder zu finden.

Nehmen Sie das Beispiel der Genetik. Die riesigen Datenmengen, die hier
erschlossen wurden, können sozusagen "alles" aussagen. Zugleich erlauben
sie uns heute paradoxerweise, uns als genau dieser eine Organismus zu
identifizieren. Das wiederum hat natürlich gute und schlechte Seiten. Hier
gilt wiederum, was Aristoteles schon sagte: Jedes Instrument, siehe das
Messer, ist für Gutes und Schlechtes zu gebrauchen. Denn die Zwecke müssen
von den Menschen gesetzt werden. Sie sind es, die damit Gutes oder
Schlechtes bewirken, nicht die Instrumente. Dies wird die Arbeit der
Zukunft sein und sie wird täglich wichtiger.


Das Interview führte Kamil Glabica, Stabsstelle Presse und
Kommunikation.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/1580: Benzinpreiserhöhungen zu Ferienbeginn ein Mythos (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 27.07.2018

Benzinpreiserhöhungen zu Ferienbeginn ein Mythos



Entgegen der landläufigen Meinung sind direkt vor Ferienbeginn keine
auffälligen Benzinpreiserhöhungen zu verzeichnen. Das ergab die Auswertung
der Benzinpreis- und Rohölpreisdaten des Jahres 2016 im Rahmen des
RWI-Benzinpreisspiegels. Die Untersuchung zeigt zudem, dass der
Preisunterschied zwischen Benzin und Diesel in Deutschland auch während
der sog. "Driving Season", wenn US-Amerikaner besonders viel mit dem Auto
unterwegs sind und auf dem Weltmarkt besonders viel Benzin nachgefragt
wird, nicht gestiegen ist. Im Gegenteil: Im Jahr 2016 ist die Differenz
zwischen den Benzin- und Dieselpreisen in Deutschland in der Zeit von
Mitte Juni bis Ende August (Driving Season in den USA) gefallen.

Entgegen der landläufigen Meinung sind direkt vor Ferienbeginn keine
auffälligen Benzinpreiserhöhungen zu verzeichnen. Das ergab die Auswertung
der Benzinpreis- und Rohölpreisdaten des Jahres 2016 im Rahmen des
RWI-Benzinpreisspiegels. Die Untersuchung zeigt zudem, dass der
Preisunterschied zwischen Benzin und Diesel in Deutschland auch während
der sogenannten "Driving Season", wenn US-Amerikaner besonders viel mit
dem Auto unterwegs sind und auf dem Weltmarkt besonders viel Benzin
nachgefragt wird, nicht gestiegen ist. Im Gegenteil: Im Jahr 2016 ist die
Differenz zwischen den Benzin- und Dieselpreisen in Deutschland in der
Zeit von Mitte Juni bis Ende August (Driving Season in den USA) gefallen.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Zu Ferienbeginn gibt es keine auffälligen Entwicklungen bei den
Benzinpreisen. Das zeigt die Auswertung der Benzinpreis- und
Rohölpreisdaten für das Jahr 2016 im Rahmen des RWI-Benzinpreisspiegels.
So gab es weder um den Ferienbeginn im Bundesland Baden-Württemberg am 28.
Juli 2016 noch um den Beginn der Pfingstferien (14. Mai 2016) oder um
Ostern (25.-28. März 2016) markante Ausschläge bei den Benzin- und
Dieselpreisen (Abbildung 1).

• Auch die sogenannte "Driving Season" in den USA, in der die US-Bürger
bei Ausflügen und Urlauben große Strecken im Auto zurücklegen und so den
Benzinverbrauch in die Höhe treiben, sorgt nicht für höhere Preise in
Deutschland. Die stärkere Nachfrage durch die USA am großen europäischen
Benzinmarkt in Rotterdam wirkt sich also nicht aus.

• Die höhere US-Nachfrage müsste den Preis für Benzin steigen lassen
und damit auch den Preisunterschied zwischen Diesel und Benzin. Auch dafür
gibt es in der Auswertung des RWI für das Jahr 2016 keine Belege. Im
Gegenteil: Die Differenz zwischen den Benzin- und Dieselpreisen ist in
Deutschland während der von Mitte Juni bis Ende August währenden Driving
Season in den USA sogar gefallen.



Der Leiter des Kompetenzbereichs "Umwelt und Ressourcen" am RWI, Manuel
Frondel, sagt: "Das Gerücht, dass immer zu Ferienbeginn die Spritpreise
steigen, hält sich hartnäckig. Für das Jahr 2016 können wir diese
Befürchtung aber klar widerlegen."


Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/benzinpreisspiegel

(Weitere Informationen zum RWI-Benzinpreisspiegel)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEINUNG/071: Ungleichheit durch Privatisierung (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Ungleichheit durch Privatisierung ...
... und was dagegen unternommen werden kann

von Carl Waßmuth



Seit 50 Jahren werden weltweit und auch in Deutschland Einrichtungen
der Daseinsvorsorge und öffentliche Dienste privatisiert.
Wasserversorgung, Energieversorgung, Verkehrsnetze,
Kommunikationsnetze, kommunale Wohnungen, Leistungen des
Gesundheitswesens, selbst Verschmutzungsrechte wie beim CO2 wurden
und werden erst ins Privatrecht übertragen, handelbar gemacht und
zuletzt verkauft. Diese Privatisierungen vergrößern weltweit und auch
in Deutschland die Ungleichheit. Das öffentliche Vermögen schrumpfte
infolge der Privatisierungen, Gebühren stiegen oder wurden überhaupt
erst eingeführt. Sind solche Entwicklungen zwangsläufig - oder kann
man sie aufhalten?

Über 100 internationale ForscherInnen, darunter Star-Ökonom Thomas
Piketty, haben dieses Jahr einen spannenden Bericht zur
weltweiten Ungleichheit herausgegeben. Für die Entwicklung von
öffentlichem Vermögen ist der Bericht so etwas wie eine Reihe von
Satellitenaufnahmen: Ähnlich der Austrocknung des Aralsees sieht man
auf einen Blick, wie das Vermögen der öffentlichen Hand weltweit
schrumpfte. Das öffentliche Kapital - also alle Vermögen und
Schulden der öffentlichen Hand zusammengerechnet - wurde nach
diesem Bericht in vielen Ländern der Welt in den letzten 40 bis 50
Jahren halbiert. Auch in Deutschland fiel der Wert des öffentlichen
Nettovermögens im Verhältnis zum jährlichen Nationaleinkommen von
1970 bis 2016 von 28 auf 12 Prozent. Die Autoren der Piketty-Studie
sehen Privatisierungen als eine Hauptursache dieser umverteilenden
Entwicklung. (1)


Privatisierungen in Deutschland

In Deutschland begann die Privatisierung öffentlicher Infrastrukturen
etwa 1960 und erfolgte in (bisher) 6 großen Wellen. Die erste Welle
dauerte ca. 30 Jahre an, dabei wurde der staatliche Industrie- und
Finanzsektor nahezu vollständig privatisiert. Es folgte ab den 1980er
 Jahren eine 20 Jahre anhaltende Welle von Privatisierungen,
ausgehend von Rundfunk und Fernsehen über die Energieversorgung,
Post und Telekommunikation, Bahnverkehr, Flughäfen bis hin zur
Wasserversorgung. Ab der dritten Welle Anfang der 1990er Jahre
betrug die Privatisierungsdauer pro Welle jeweils nur noch 10
Jahre, die Wellen folgen nun jedoch dicht aufeinander: Praktisch in
jeder Legislaturperiode wurde eine neue Privatisierungswelle
ausgelöst. Jede Welle umfasste dabei ein weitgehend abgeschlossenes
Bündel von Sektoren, die dann meist vollständig oder überwiegend
privatisiert wurden.

Die jeweiligen Begründungen für diese Privatisierungen unterlagen
einem Wandel. Anfangs wurde dem Privatsektor gegenüber
staatlichem Handeln eine generell höhere Effizienz zugesprochen.
Dieses Argument rückte nach und nach in den Hintergrund, auch
angesichts der praktischen Erfahrungen der Menschen mit - im
Sinne des Gemeinwohls - deutlich ineffizienten Leistungen
der privatisierten Daseinsvorsorge. In den Vordergrund trat immer
stärker das Argument der Verschuldung: Die öffentliche Hand wäre
demnach vielfach zu Verkauf und Auslagerung schlicht gezwungen,
gleichgültig, ob Privatisierungen an sich nun für gut oder für
schädlich gehalten werden. Mit der Schuldenbremse und dem europäischen
Fiskalpakt ist diese Argumentation inzwischen flächendeckend zur
beherrschenden Begründung aufgestiegen, sie bildet aktuell ein neues
"TINA-Prinzip". (2)

Begleitend hatte jede Welle auch noch eigene, sektor- oder
wellenspezifische Begründungsmuster. Beim Ausverkauf der Firmen
und Vermögen der vormaligen DDR über die Treuhand im
geschätzten Wert von 600 Milliarden D-Mark (307 Milliarden Euro)
wurden zum Beispiel zu Beginn Hoffnungen geweckt, jedeR einzelne
BürgerIn bekäme später einen Anteil an den Erlösen. Der
Umverteilungscharakter wurde offenbar, als man die Treuhand nach
Abschluss des Verkaufs überraschend mit einem gigantischen
Schuldenberg von 256 Milliarden D-Mark (130 Milliarden Euro)
schloss, die in den Bundeshaushalt übernommen werden mussten.


Umverteilung von unten nach oben 

Menschen mit geringem Einkommen müssen nach Privatisierungen für
Leistungen wie sauberes Trinkwasser oder Mobilität einen immer
weiterwachsenden Anteil ihres Verdienstes aufbringen. Privatisierungen
wirken sich aber auch auf das steuerfinanzierte öffentliche Vermögen
aus: Wie bei einem Ventil gehen die wertvollen Infrastrukturen der
Daseinsvorsorge hinaus, aber kommen nie wieder hinein. Schutz erfährt
nach den Verfassungen in Deutschland und den benachbarten Ländern in
Europa nur privates Eigentum. Öffentliches Eigentum hingegen darf
straffrei verschleudert werden. So wurden zahlreiche öffentliche
Infrastrukturen verkauft, wobei viel weniger Geld eingenommen
wurde, als diese Anlagen wert waren. Einrichtungen der
Daseinsvorsorge wurden per Konzession oder über
Öffentlichen-Privaten Partnerschaften (ÖPPs) an Private abgegeben.
Diese Firmen haben zwar Steuergeld dafür genommen und oft auch lange
Jahre Gebühren einkassiert. Gleichzeitig haben sie aber die ihnen
anvertrauten Versorgungsnetze verfallen lassen, so dass die
Allgemeinheit unterm Strich viel weniger zurückbekommen hat,
als bezahlt wurde.

Privatisierungen haben Deutschland seit 1960 netto auch viele
Arbeitsplätze gekostet und auf diesem Wege eine massive Umverteilung
bewirkt. So verloren zwischen 1990 und 1994 allein in den neuen
Bundesländern insgesamt 2,6 Millionen Menschen ihre Arbeit. (3)
 Dieser massive Arbeitsplatzabbau war eng mit den
Privatisierungstätigkeiten der Treuhand verbunden. Deutschland
verlor auch in den anderen Privatisierungswellen in großem
Umfang reguläre Beschäftigungsverhältnisse. Allein die 1994
formell privatisierte Bahn baute als Aktiengesellschaft bis 2012
im inländischen Bahnverkehr 130.000 Arbeitsplätze ab. Die Telekom
reduzierte ihre Belegschaft deutschlandweit zwischen 1994 und 2007 um
rund 77.000 Stellen, während ihre WettbewerberInnen im selben Zeitraum
nur 14.000 neue Stellen schufen.

Einen Umverteilungsmechanismus bilden auch Pensionslasten: So übernahm
 der Bund vor den Verkäufen von Post und Telekom bis zum Jahr
2076 rund 550 Milliarden Euro an Zahlungsverpflichtungen allein
 für Witwen-, Waisen- und sonstige Renten für die ehemaligen
BeamtInnen der Deutschen Bundespost. Auch im Fall der Bahn bezahlte
der Bund nach der Privatisierung 1994 rund 100 Milliarden Euro für
Renten und Ausgleichszahlungen.


Privatisierungen sind keine unaufhaltsame Entwicklung

Privatisierungen haben bei den Menschen in Deutschland keinen
guten Eindruck hinterlassen. Nach einer repräsentativen Umfrage,
 die der Deutsche Beamtenbund 2007 bis 2015 durchführen ließ,
wollten zuletzt nur noch 17 Prozent der Bevölkerung weitere
Privatisierungen, mehr als die Hälfte (55 Prozent) lehnt dies ab,
23 Prozent fordern sogar die Rückabwicklung bestehender
Privatisierungen. (4) BürgerInnen wehren sich vielerorts gegen
Privatisierungen mittels BürgerInnen- und Volksbegehren. Zahlreiche
solcher Begehren wurden in den vergangenen 20 Jahren gestartet, einige
konnten zum Erfolg geführt werden, wie im Falle der Berliner
Wasserbetriebe. Auch Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) sind
aufgrund von enormen Kostensteigerungen, Insolvenzen und der
Inflexibilität im Betrieb extrem unbeliebt. Im Falle des Museums der
Moderne in Berlin und bei einem 500-Millionen-Euro-ÖPP-Projekt zur
Sanierung der Brücken in Frankfurt konnten die Privatisierungen noch
verhindert werden. Um den Verlust an öffentlichem Vermögen zu stoppen,
wäre jedoch vor allem eine Regelung auf Bundesebene nötig. Seit
über 10 Jahren zeigen nicht nur Rechnungshofberichte: Die von ÖPP
verursachten Schäden und Kostenexplosionen sind zahlreich und
erheblich. Darauf muss reagiert werden: durch einen gesetzlichen
Stopp von ÖPP. Zudem hat sich gezeigt, dass die sogenannte
Schuldenbremse ein Privatisierungstreiber ist. Bund, Länder und
Kommunen werden vor die Alternative gestellt, Investitionen
entweder zu unterlassen oder auf dem Weg über Privatisierungen
 teure Schattenhaushalte zu errichten. Dieses vom Gesetzgeber
selbst geschaffene Dilemma muss aufgelöst werden, das
Neuverschuldungsverbot bedarf dringend einer Reform. Dabei müssten
mindestens kreditfinanzierte Investitionen in die Daseinsvorsorge
wieder ermöglicht werden - wie sie 150 Jahre lang vorher auch
möglich waren.


Anmerkungen:

(1) Facundo Alvaredo/Lucas Chancel/Thomas Piketty/Emmanuel
Saez/Gabriel Zucman (2017): Bericht zur weltweiten Ungleichheit.
Deutsche Kurzfassung: 

wir2018.wid.world/files/download/wir2018-summary-german.pdf.

(2) Als Akronym von "There Is No Alternative", einer Losung der
britischen Premierministerin Margaret Thatcher. Thatcher ließ ab 1979
in Großbritannien brachial Auto-, Schiffbau-, Kohle-, Stahl- und
Wasserunternehmen privatisieren und überwand dabei auch heftigen
gewerkschaftlichen Widerstand.

(3) Bundeszentrale für politische Bildung (2015): Das Vermögen der DDR
und die Privatisierung durch die Treuhand. 

http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-einheit/zahlen-und-fakten-zur-deutschen-einheit/211280/das-vermoegen-der-ddr-und-die-privatisierung-durch-die-treuhand.

(4) dbb beamtenbund/tarifunion/forsa Gesellschaft für Sozialforschung
und statistische Analysen mbH (2015): Bürgerbefragung öffentlicher
Dienst, S. 30. http://www.dbb.de/fileadmin/pdfs/2015/forsa_2015.pdf.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2018, Seite 4-5

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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SCHACH-SPHINX/06640: Verschmähter Sieg kehrt nie zurück (SB)


Gewiß, Geschenke soll man nicht annehmen, und wenn diese in Gestalt
eines kleinen vergifteten Bauern auftauchen, vornehmlich auf den
Feldern b2 und b7, schon gar nicht. Aber den Sieg sollte man nicht
verschmähen, auch wenn er mit hohen Opfern nur zu erringen ist. Ganz
im Gegenteil muß das Auge geradezu geschärft und verstärkt nach
solchen Wendungen Ausschau halten, wenn eine opferreiche Witterung
aufzieht. Schon der Schachnovize hat gelernt, obwohl es ihm keiner mit
schulmeisterlicher Härte eingetrichtet hat, daß Stellungen, die unter
Druck stehen und ächzen, nur mit dem Mut eines Angreifers
niederzureißen sind, wo nicht, wo Zaudern die Oberhand behält und alle
Blicke sich vor Feigheit krümmen, hilft auch der größte Göttersegen
nicht, da verliert, wer Geschenken den Rücken kehrt. Im heutigen
Rätsel der Sphinx wollte unser Schachfreund Himmel das voll Geigen
hängende Firmament nicht sehen, gerade er, der doch den Namen trug, um
himmlische Geschenke anzunehmen. Statt dessen trübte er seine Augen,
ließ die Gelegenheit verstreichen, spielte zunächst kraftlos 1.Df4-g5?
und beging später mit einem zweiten groben Fehler Selbstmord. Der
Bischoff indes, der den ersten Sturm an sich vorbeiziehen sah,
frohlockte ob der unerwarteten Gnade, die ihn umso froher stimmte, als
der Sieg für Weiß näher war, als diesem das Herz schlug, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06640: Verschmähter Sieg kehrt nie zurück (SB)]



Himmel - Bischoff

Bundesliga 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schön war der Funke Hoffnung und glänzend und vertrauensvoll, doch
Viktor Kortschnoj, den man den "Schrecklichen" nennt, kannte kein
Erbarmen und widerlegte dies Geistes Kind der frohen Erwartung auf
seine ganz individuelle Art: 1...Dc8-c3 2.Ld5xe6 Tb8-b2 3.Le6xf7+ Kg8-
g7 4.Da2-e6! Dc3xe3 5.De6-f6+ Kg7-h6 6.Df6-g5+ Kh6-g7 7.Ta6xg6+!
Kg7xf7 - 7...h7xg6 8.Dg5xg6+ Kg7-h8 9.Dg6-g8# - 8.Dg5-f5+ Kf7-e7 9.Tg6-
e6+ und Schwarz gab auf, da nun wirklich keine Hoffnung mehr bestand.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/232: Gleich und gleich gesellt sich gern - wie Homophilie Minderheiten benachteiligen kann (idw)


GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 27.07.2018

Gleich und gleich gesellt sich gern - wie Homophilie Minderheiten
benachteiligen kann



Viele Studien haben nachgewiesen, dass wir Menschen mögen, die uns
ähnlich sind in sozialer und psychologischer Sicht. Für die
Ähnlichkeitsattraktion, genannt Homophilie, spielen unterschiedliche
Kriterien wie Bildung, Schichtzugehörigkeit, oder soziale Einstellungen
eine Rolle. Das kann unterschiedliche Folgen haben.

Homophilie kann aber Minderheiten benachteiligen, indem sie ihre Fähigkeit
einschränkt, Verbindungen mit einer Mehrheitsgruppe zu knüpfen", erklärt
Professor Strohmaier (GESIS und RWTH Aachen), der mit seinem
GESIS-Forscherteam Fariba Karimi, Mathieu Génois, Claudia Wagner und Philip
Singer den Einfluss von Homophilie auf die Sichtbarkeit von Minderheiten
in sozialen Netzwerken untersucht hat. In der Studie "Homophily influences
ranking of minorities in social networks" entwickelten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein soziales Netzwerkmodell mit
einstellbarer Homophilie und Gruppengröße. Damit lassen sich die
Auswirkungen für Homophilie auf die Sichtbarkeit von Minoritäten in
sozialen Netzwerken untersuchen und visualisieren. Die Ergebnisse der
Studie wurden in der aktuellen Ausgabe von Nature veröffentlicht:

www.nature.com/articles/s41598-018-29405-7

Während Homophilie für Minderheiten also negative Auswirkungen haben kann,
sind gleiche Persönlichkeitsmerkmale für lange Partnerschaften indes sehr
wichtig: Wie schon Beatrice Rammstedt (GESIS) und Jürgen Schupp (DIW) in
ihrer Studie "Only the congruent survive - Personality similarities in
couples" (Personality and Individual Differences,
DOI:10.106/j.paid.2008.06.007) nachweisen konnten sind Gemeinsamkeiten das
beste Fundament einer Beziehung.

Auf Basis des SOEP konnten sie eine hohe Übereinstimmung zwischen den
Ehepartnern nachweisen und zeigen, dass die Persönlichkeitsdimensionen
"Verträglichkeit", "Pflichtgefühl" und "Offenheit" wichtig für die
Stabilität einer Partnerschaft sind.

Die Studie über den Einfluss von Homophilie auf die Sichtbarkeit von
Minderheiten in sozialen Netzwerken ist nicht die einzige Kooperation von
GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften und der
Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule RWTH Aachen. So stellen sie
gemeinsam eine Professur im Bereich Computational Social Sciences und
engagieren sich in der Forschung zu den gesellschaftlichen Auswirkungen
der Generierung und Speicherung von Daten und deren Analyse mittels
Algorithmen.


Originalpublikation:

Fariba Karimi, Mathieu Génois, Claudia Wagner, Philipp Singer & Markus
Strohmaier 2018:

Homophily influences ranking of minorities in social networks.

In: Springer Scientific Reports 8, Art. N. 1107(2018),

https://doi.org/10.1038/s41598-018-29405-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 27.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/654: Delmenhorst - Mediendidaktik und Vielfalt in der Lehrendenbildung, 30.-31.08.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Bremen

Tagung zur Verknüpfung von Mediendidaktik und Vielfalt in der Lehrendenbildung 



Am 30. und 31. August 2018 findet die Abschlusstagung der am
Hanse-Wissenschaftskolleg angesiedelten interdisziplinären Focus Group
"Media meets Diversity @school" statt. Unter dem Titel "Implications
and Challenges for Teacher Education" verfolgt sie die Frage, wie
digitale Medien so eingesetzt werden können, dass ein adäquater
schulischer Umgang mit der zunehmenden Heterogenität von Schülerinnen
und Schülern sowohl im Fachunterricht als auch fachübergreifend
unterstützt wird. Insbesondere sollen in diesem Zusammenhang die
Implikationen und Herausforderungen für die Lehrerbildung in den Blick
genommen werden. Drei Themenpanels werden jeweils einen Schwerpunkt
der Arbeit der Focus Group besonders beleuchten. Abgerundet wird die
Abschlusstagung durch eine Postersession, in denen studentische
tagungsaffine Forschungsprojekte aus den Feldern Mediendidaktik,
Diversity und Fachdidaktik präsentiert werden. Für das beste Poster
wird am zweiten Tag eine Auszeichnung vergeben.

Veranstaltungsort: Hanse-Wissenschaftskolleg Delmenhorst

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen, 26.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1159: Soest - Wassergymnastik für Übergewichtige ab 4. September 2018


Wassergymnastik für Übergewichtige

Neues Kursangebot auch für Menschen mit orthopädischen Problemen
geeignet



Kreis Soest (kso.2018.07.31.332.bu/-rn). Der Kreissportbund bietet in
Kooperation mit dem Verein Koronarsport Soest nach den Sommerferien
einen Wassergymnastik-Kurs für Menschen mit Übergewicht an. Der Kurs
findet ab dem 4. September immer dienstags von 20.15 bis 21 Uhr im
Schwimmbad der Hansa-Realschule in Soest statt. Bei einer Verordnung
für Rehabilitationssport übernimmt die Krankenkasse die Kosten des
Kurses. Darauf macht das Gesundheitsamt des Kreises aufmerksam.

Die Bewegung im Wasser ermöglicht ein gelenkschonendes
Herz-Kreislauf-Training, da der Einfluss der Gewichtskraft durch den
Wasseraufrieb reduziert wird. Außerdem kann bei orthopädischen
Problemen, zum Beispiel im Bereich der Knie, der Hüfte, der Schulter
oder auch der Wirbelsäule, durch gezielte Übungen ein positiver
Einfluss auf Beweglichkeit, Stabilität, Muskelkraft, Ernährung des
Gelenkknorpels genommen werden. Häufig wird auch eine Reduktion von
Schmerzen erreicht.

Erklärtes Ziel ist es, die ähnliche Betroffenheit in der Gruppe zu
einem wertvollen Austausch untereinander zu nutzen und nicht nur eine
Gewichtsabnahme, sondern auch einen positiven Einfluss auf die
allgemeine körperliche Befindlichkeit zu erreichen. Die Projektgruppe,
in der das Jobcenter AHA, die Gesundheitsförderung des Kreises Soest
und der Kreissportbund Soest mitarbeiten, hat bereits das regelmäßige
Laufangebot freitags von 15 bis 16 Uhr im Soester Stadtpark auf den
Weg gebracht. Die Kooperation mit dem Koronarsport Soest hat
ermöglicht, für die Zielgruppe auch ein Angebot im Wasser zu
initiieren. Weitere Informationen und Anmeldungen direkt beim
Koronarsport Soest e. V., Telefon 02921/344477.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Juli 2018

Kreis Soest

Der Bürgermeister

Am Vreithof 8, 59494 Soest

Telefon: 02921 / 103-0

FAX: 02921 / 103-9999

E-Mail: post@soest.de
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KLEINKUNST/844: Herten - Ole Lehmann ist "Homofröhlich!" am 23. August


Ole Lehmann ist "Homofröhlich!"

Eröffnung der Kleinkunstreihe "7nach8"



Herten. In seinem neuen Programm "Homofröhlich!" ist der Comedian Ole
Lehmann auf der Suche nach fröhlichen Menschen. Pünktlich zur
Eröffnung der neuen Spielzeit "7nach8" sucht er am Donnerstag, 23.
August, ab 20.07 Uhr im Glashaus nach "den Letzten seiner Art".
Tickets sind ab sofort im Vorverkauf erhältlich.

"Die Gäste erleben einen Abend voller Witz und Humor, an dem viele
Fragen beantwortet werden, die man sich vielleicht noch gar nicht
gestellt hat", so Bettina Hahn vom Kulturbüro. Denn Ole Lehmann möchte
Antworten haben: Warum haben so viele Menschen ihre unbeschwerte Art
verloren? Wann sind die Worte "Danke" und "Bitte" verschwunden? Warum
gibt es so wenige fröhliche Rap-Texte? Warum wird Ole als Homo
beschimpft, wenn es doch nur der lateinische Ausdruck von "Mensch"
ist? Und warum bedeutete das englische Wort "Gay" früher "Fröhlich"
und heute "Schwul"? Über all das und noch viel mehr philosophiert der
preisgekrönte Stand-Up-Comedian auf seine ganz eigene, unbeschwerte
Art. Sein Ziel: Die Zuschauerinnen und Zuschauer bis Ende des Abends
wieder ein bisschen "homofröhlicher" zu machen.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr-Mitte.

Eintritt

Vorverkauf 16 Euro (ermäßigt 9 Euro), Abendkasse 18 Euro

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179, 

www.herten.de 

www.olelehmann.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





WERKSTATT/316: Bochum - Improvisationstheater, Workshops im Blue Square an jedem Montag


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Improvisationstheater



Improvisationstheater ist die Kunst, auf Zuruf eine Szene zu spielen.
Ohne vorgegebenen Text, ohne vorgegebene Handlung, einfach
improvisiert. Aber auch Improvisation kann man proben. Zum Beispiel
mit Übungen zur Assoziation, Stimme, Körpersprache und natürlich mit
einer ordentlichen Portion Leidenschaft fürs Spielen. Wir, die Gruppe
Improgranti, tun das regelmäßig.

Auf unserer Webseite improgranti.de finden sich Fotos vergangener und
Termine zukünftiger Auftritte sowie Kontaktmöglichkeiten für
interessierte Neuzugänge und Zuschauer. Wer gerne teilnehmen oder
einfach mal reinschnuppern möchte, wendet sich bitte vorher per E-Mail
an uns.

E-Mail: info@improgranti.de

montags, 20.30 Uhr - 22.00 Uhr, fortlaufend

Ort: Blue Square

Kortumstr. 90, 44787 Bochum

Tel.: +49 (0)234 / 32-21780

http://blue-square.rub.de/

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 22830

dezernat8@rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8
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TRANSPORT/136: Tiere leiden bei enormer Hitze


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 31. Juli 2018

Tiertransporte: Tiere leiden bei enormer Hitze



Die derzeit extrem heißen Temperaturen machen die ohnehin schon belastenden
Tiertransporte für viele Rinder, Schafe und Ziegen zu einer Tortur. Trotz
der seit Jahren bekannten Missstände bei Tiertransporten in Drittländer,
insbesondere in den heißen Sommermonaten, werden Langstreckentransporte in
Länder außerhalb der EU noch immer genehmigt und durchgeführt. Und dass,
obwohl dabei bekanntermaßen regelmäßig gegen die EU-Transportverordnung
verstoßen wird. Darüber hinaus spitzt sich die Situation wie schon in den
vergangenen Jahren durch lange Wartezeiten an der Grenze in der Hitze zu -
wie derzeit an der türkisch-bulgarischen Grenze.

"Es besteht sofortiger Handlungsbedarf seitens der Bundesregierung: Bei
diesen extremen Temperaturen und solange nicht sichergestellt ist, dass die
europäischen Tierschutzstandards eingehalten werden, dürfen
Lebendtiertransporte nicht mehr abgefertigt werden", fordert Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Weiter sei es höchste
Zeit, dass die EU-Transportverordnung überarbeitet wird, wobei unter
anderem eine internationale Begrenzung der Tiertransporte auf acht Stunden
erfolgen muss. "Langfristig muss es Ziel sein, keine lebenden Tiere mehr zu
transportieren, sondern am nächstgelegenen Schlachthof zu schlachten und
gekühltes Fleisch bzw. Samen statt Zuchttiere auszuführen", so Schröder.

Extremsituation an türkisch-bulgarischer Grenze

Nach Aussagen der Eurogroup for Animals, der europäischen Dachorganisation
der Tierschutzvereine, der auch der Deutsche Tierschutzbund angehört,
wartete aktuell etwa ein LKW mit 57 Rindern aus Frankreich und Tschechien
tagelang an der türkisch-bulgarischen Grenze ohne Wasser- oder
Futterversorgung bei Temperaturen über 35 Grad. Fälle wie dieser sind kein
Einzelfall. Insbesondere in den warmen Sommermonaten kommt es in den
Transportern zu Temperaturen über 35 Grad. Diese extremen klimatischen
Verhältnisse und die Situation an der türkisch-bulgarischen Grenze mit
stunden- bis tagelangen Wartzeiten, ohne adäquate Versorgung der Tiere,
führt zu unnötigen Leiden bei den Tieren. Schwere Verstöße gegen die EU-
Transportverordnung sind somit seit Langem an der Tagesordnung. Die
Vorschriften der Verordnung werden nicht bis zum Bestimmungsort, wie es der
Europäische Gerichtshof in einem Urteil bereits 2015 forderte, eingehalten.
Erst im September 2017 wurden die schwerwiegenden Missstände an diesem
Grenzübergang von der EU-Kommission dokumentiert, jedoch ohne Konsequenzen -
 die Situation für die Tiere ist unverändert.



Informationen zur Kampagne des Deutschen Tierschutzbundes unter:

www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte
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EUROPA/129: EU schlägt neue weltweite Abfallgebühr für Schiffe vor (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 26.07.2018 / Abfall

EU schlägt neue weltweite Abfallgebühr für Schiffe vor 


Ein internationaler Aktionsplan soll Plastik- und andere Abfälle
bekämpfen, die von Schiffen ins Meer gelangen. Ein entsprechender
Vorschlag, den die EU der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation
IMO vorlegen wird, ist vorab öffentlich geworden.

In ihrem Entwurf des Aktionsplans, der dem Umweltnachrichtendienst
Ends Europe vorliegt, schlägt die EU eine indirekte
Müllentsorgungsgebühr für alle Schiffe vor. Indirekt heißt, dass
Schiffe grundsätzlich und unabhängig davon, ob sie Abfälle im Hafen
entladen, eine Abgabe zahlen müssen. Dadurch erhalten sie jedoch auch
das Recht, ihren Müll ohne zusätzliche Gebühren an Land zu entsorgen.
Dieser Mechanismus soll einen Anreiz dafür schaffen, Abfälle nicht
vorher illegal ins Meer zu entsorgen, um Kosten zu sparen. Die Höhe
der Gebühr kann statt nach der Abfallmenge nach Art, Größe,
Abfallvermeidungsstrategien an Bord und der Verkehrsart der Schiffe
berechnet werden. Die Abgabe soll außerdem die Kosten für den Betrieb
von Hafenauffangeinrichtungen decken, die den Müll der Schiffe an Land
aufnehmen.

Nach Angaben von Ends Europe wird die EU den Vorschlag am 17. August
dem IMO-Präsidium übergeben. Das nächste Treffen des zuständigen
IMO-Ausschusses für den Schutz der Meeresumwelt findet Ende Oktober
statt. Die Internationale Seeschifffahrtsorganisation ist eine
Sonderorganisation der Vereinten Nationen und verbietet seit 2011 im
Rahmen des MARPOL-Übereinkommens das Abladen von Abfällen im Meer.

Eine indirekte Müllentsorgungsgebühr für Schiffe ist auch Bestandteil
des Gesetzesentwurfs zu Hafenauffangeinrichtungen, den die
EU-Kommission im Rahmen ihrer Plastikstrategie im Januar dieses Jahres
vorgestellt hat (siehe EU-Umweltnews vom 18. Januar). [km]



Ends Europe zum geleakten Entwurf (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/53408/eu-to-propose-plastic-pollution-fee-for-ships-leaked-document-suggests

Richtlinienentwurf der EU-Kommission zu Hafenauffangeinrichtungen

https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/legislation/com2018-0033-port-reception-facilities_de.pdf



[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/eu-kommission-will-plastik-an-den-kragen/
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AKTION/348: Zählen was zählt - Zweiter Teil des Insektensommers startet (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 24. Juli 2018

Zweiter Teil des Insektensommers startet

Vom 3. bis 12. August wieder zählen, was zählt - Auch am Urlaubsort
lohnt es sich, Insekten zu beobachten und zu melden



Hilpoltstein, 24.07.18 - Das große Krabbeln und Flattern, Teil zwei,
startet: Vom 3. bis zum 12. August ruft der LBV und sein
deutschlandweiter Partner NABU unter dem Motto "Zählen, was zählt" zur
zweiten Aktionswoche der bundesweiten Insektenzählung auf. Die
Sechsbeiner können wieder unter www.insektensommer.de online gemeldet
werden. "Der Hochsommer ist auch die Hochzeit der Insekten", sagt
LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer, "Viele der rund 33.000 in
Deutschland heimischen Insektenarten können jetzt besonders gut
beobachtet werden, wie etwa das Grüne Heupferd, die größte heimische
Heuschreckenart. Ihr Zirpen erfüllt um diese Jahreszeit die Wiesen -
der typische Sound des Hochsommers."




[image: Foto: © Frank Derer/LBV]

Grünes Heupferd

Foto: © Frank Derer/LBV



Das Grüne Heupferd ist auch eine der acht Kernarten, auf die beim
zweiten Teil des Insektensommers ganz besonders geachtet werden soll.
"Die erwachsenen Männchen sind jetzt unterwegs, um mit ihrem Zirpen
Weibchen anzulocken", sagt LBV-Artenschutzreferent Dr. Andreas von
Lindeiner. Weitere Kernarten sind die Tagfalter Schwalbenschwanz und
Kleiner Fuchs, der Sieben-Punkt-Marienkäfer, die Ackerhummel, die
Holzbiene, die Libellenart Blaugrüne Mosaikjungfer und die
Streifenwanze. Andreas von Lindeiner: "Gemeldet werden sollen aber
alle Sechsbeiner, die gesichtet werden - jedes Insekt zählt!"




[image: Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer/LBV]

Sieben-Punkt-Marienkäfer

Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer/LBV



Besonders interessant ist der Insektensommer für Teilnehmer, die ihren
Urlaub in Deutschland verbringen. "Am Urlaubsort könnte es andere
Insekten zu entdecken geben als im Garten oder Park zuhause", so von
Lindeiner. "Beim Insektenzählen kann man die Natur am Ferienort
besonders intensiv erkunden - das ist auch eine tolle Ferienaktivität
für Kinder."




[image: Foto: © Oliver Wittig/LBV]

Blaugrüne Mosaikjungfer

Foto: © Oliver Wittig/LBV



Beobachten und zählen kann man fast überall:
Garten, Balkon, Park, Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das
Beobachtungsgebiet soll nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede
Richtung vom eigenen Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang.




[image: Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer/LBV]

Streifenwanze

Foto: © Dr. Eberhard Pfeuffer/LBV



Der LBV engagiert sich seit Jahren für den Schutz der Insekten. Sie
sind unverzichtbar für unser Ökosystem, tragen zur Vermehrung von
Pflanzen sowie zur Fruchtbarkeit des Bodens bei. Studien zeigen, dass
die Insekten in Deutschland deutlich zurückgehen. Intensive
Landwirtschaft, der Einsatz von Pestiziden und die Ausräumung der
Landschaft sind nur einige Gründe für den Insektenschwund.

Die Daten der Zählaktion "Insektensommer" werden in Zusammenarbeit mit
der Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom
NABU und LBV ausgewertet und zeitnah veröffentlicht.

Mehr Informationen zur Aktion: 

www.lbv.de/insektensommer

 * 

Quelle:

Presseinformation, 24.07.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein
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GENTECHNIK/019: Wo Gentechnik drin ist, muss dies auch draufstehen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 25.07.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Wo Gentechnik drin ist, muss dies auch draufstehen



Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am Mittwoch festgestellt, dass
das EU-Gentechnikrecht auch für neue gentechnische Verfahren - etwa
die sogenannte Genschere - gilt. Damit ist für Lebensmittel, die
durch diese Methoden verändert wurden, eine Risikobewertung und
Kennzeichnung erforderlich.

Durch das Grundsatzurteil wird verhindert, dass mit neueren Methoden
genmodifizierte Lebensmittel ungekennzeichnet in die Supermärkte
gelangen. Neuere Verfahren der sogenannten gezielten Mutagenese fielen
unter die geltenden EU-Regeln, erklärte das EuGH in Luxemburg
(Rechtssache C-528/16). Für Lebensmittel, die etwa durch Genome
Editing verändert wurden, gilt die Kennzeichnungspflicht. Pflanzen,
die durch die neuere Art der Mutagenese erzeugt wurden, müssen auf
ihre Sicherheit geprüft werden, bevor sie für den Markt zugelassen
werden.

Die Luxemburger Richter mussten sich mit dem Fall befassen, den ein
französisches Gericht an sie verwiesen hatte. Die Frage war, ob die 18
Jahre alten EU-Regeln für neue gentechnische Verfahren gelten, auch
wenn dabei kein fremdes Erbgut in Pflanzen oder Tiere eingesetzt wird.
Die EU-Richtlinie von 2001 definiert gentechnisch veränderte
Organismen als Organismen, deren genetisches Material so verändert
worden ist, wie es auf natürliche Weise nicht möglich ist. Für ältere
Mutageneseverfahren - etwa Zufallsmutationen auf natürliche Art oder
durch den Einsatz von Chemie - gelten Ausnahmen.

Französische Verbände hatten in ihrer Klage argumentiert, dass mit den
neueren Mutageneseverfahren gezielte Mutationen in Genen möglich
seien, welche schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen
haben könnten. Die Luxemburger Richter folgten dieser Argumentation in
großen Teilen. Durch die neuen Mutageneseverfahren ließen sich die
gleichen Wirkungen erzielen wie mit der Einführung eines fremden Gens
in einen Organismus, erklärten sie. Der EuGH-Entscheid stellt den
EU-Ländern frei, weitergehende Regelungen zu treffen.

Undine Kurth, Vizepräsidentin des Deutschen Naturschutzrings,
bezeichnete das Urteil als großen Erfolg auf europäischer Ebene, das
den Schutz von Umwelt und Gesundheit über wirtschaftliche Interessen
stelle. "Die immer wieder auftretenden unbeabsichtigten Effekte dieser
Genome Editing Verfahren stehen im offenen Widerspruch zur Behauptung
einer sicheren Technologie. Als sicher kann nur gelten, dass einmal in
die Natur entlassene Organismen nicht wieder zurückgeholt werden
können. Das verpflichtet die Politik zur sorgfältigen Abwägung,
welcher Nutzen dieses Risiko überhaupt rechtfertigen kann", betonte
sie.

Aus Anlass des heutigen Urteils forderten Anfang Juli zahlreiche
Entwicklungs-, Landwirtschafts-, Umwelt- und
Verbraucherschutzorganisationen in einer gemeinsamen Resolution, die
neuen gentechnischen Verfahren nach dem Gentechnikrecht zu regulieren.
[mbu]



EuGH-Entscheid

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-07/cp180111de.pdf

Gemeinsame Resolution

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/180703_resolution_neue_gentechnik.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 25.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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AUTO/360: CO2-Ausstoß - neues Täuschungsmanöver der Autoindustrie? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 26.07.2018 / Verkehr

CO2-Ausstoß: neues Täuschungsmanöver der Autoindustrie?



Laut Gemeinsamem Forschungszentrum (JRC) der EU-Kommission besteht die
Gefahr, dass Automobilhersteller erneut den Kohlendioxidausstoß von
Pkws manipulieren.

Das 'Non-Paper' des JRC liegt sowohl dem Nachrichtenportal EurActiv
als auch der Umweltschutzorganisation Transport & Environment (T&E)
vor. Daraus geht anscheinend hervor, dass Autobauer durch Hardware-
und Softwaretricks versuchen, die CO2-Emissionen ihrer Fahrzeuge
künstlich aufzublähen.

Die neuerlichen Manipulationsversuche stehen wahrscheinlich in
Verbindung mit schärferen CO2-Grenzwerten für neue Pkws und leichte
Nutzfahrzeuge, die die EU-Kommission ab 2021 auf den Weg bringen will.
Brüssel schlägt vor, dass Neuwagen bis 2025 15 Prozent weniger CO2 und
bis 2030 30 Prozent weniger CO2 ausstoßen als zum Startpunkt im Jahr
2021.

Hier setzen die Hersteller offenbar an. Denn mit höheren
CO2-Abgaswerten würde der Startpunkt für schärfere CO2-Grenzwerte
höher angesetzt, als es der Realität entspreche. Autobauer müssten
somit geringere Anstrengungen unternehmen, um die CO2-Emissionen der
Fahrzeugflotten zu senken.

Die Forscher*innen des JRC stellten eine durchschnittliche Abweichung
von 4,5 Prozent fest im Vergleich zu Ergebnissen unabhängiger
Testverfahren. In einigen Fällen lag der CO2-Ausstoß sogar um 13
Prozent höher.

Nach Auffassung von William Todts von T&E seien die
Untersuchungsergebnisse "eine traurige Mahnung daran, dass die
Autoindustrie in der Vergangenheit lebe und ihr nicht vertraut werden
kann". [aw]



Non-Paper des JRC

https://www.transportenvironment.org/sites/te/files/2018_07_18_Commission_non-paper_WLTP_manipulation.pdf

EurActiv 

https://www.euractiv.com/section/transport/news/commission-discovers-car-industrys-attempt-to-game-emission-targets/

T&E

https://www.transportenvironment.org/press/documents-reveal-commission-scientists-find-car-industry-cheating-emissions-again

 * 

Quelle:

EU-News, 26.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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RECHT/216: Vertragsverletzung drittes Energiepaket - EU-Kommission verklagt Deutschland (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 20.07.2018 / Klima & Energie

Vertragsverletzung drittes Energiepaket: EU-Kommission verklagt
Deutschland



Keine uneingeschränkte Ermessensfreiheit bei der Bundesnetzagentur und
zu wenig Entflechtung im Markt: Wegen der nicht ordnungsgemäßgen
Einhaltung der Bestimmungen im dritten Energiepaket hat die
EU-Kommission Deutschland vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt.
Bereits 2015 hatte die EU-Behörde ein Vertragsverletzungsverfahren
eingeleitet. Es geht um die Elektrizitätsrichtlinie (Richtlinie
2009/72/EG) und die Erdgasrichtlinie (Richtlinie 2009/73/EG).

Aus Sicht der EU-Kommission hat Deutschland die Vorschriften über die
Befugnisse und Unabhängigkeit der deutschen Regulierungsbehörde nicht
vollständig eingehalten. So verfüge die Regulierungsbehörde - also die
Bundesnetzagentur - nicht über uneingeschränkte Ermessensfreiheit bei
der Festlegung der Netztarife und anderer Bedingungen für den Zugang
zu Netzen und Regelenergiedienstleistungen, da zahlreiche Aspekte der
Festlegung dieser Tarife und Bedingungen weitgehend in den
Einzelverordnungen der Bundesregierung geregelt würden. Außerdem habe
Deutschland mehrere Anforderungen an das Modell zur Entflechtung der
unabhängigen Übertragungsnetzbetreiber beziehungsweise
Fernleitungsnetzbetreiber (independent transmission operator, ITO)
nicht ordnungsgemäß in nationales Recht umgesetzt. So stünden
beispielsweise die Vorschriften über die Unabhängigkeit des Personals
und der Verwaltung des ITO nicht vollständig mit diesen Richtlinien im
Einklang, und die Definition von vertikal integrierten Unternehmen
schließe unzulässigerweise Aktivitäten außerhalb der EU aus.

Der Bundesverband Neue Energiewirtschaft begrüßte, das die
"EU-Kommission mit ihrer Klage die Stärkung der Regulierungsbehörde in
Deutschland in den Blick nimmt" und forderte ein "konsequentes
Unbundling", bei dem Eigentumsrechte und die Rechte kleinerer
Unternehmen eine Rolle spielen sollten. [jg]




Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4487_de.htm

Reaktion Bundesverband Neue Energiewirtschaft

http://www.verbaende.com/news.php/bne-zur-Klage-der-EU-Kommission-gegen-Deutschland-wegen-unvollstaendiger-Einhaltung-des-dritten-Energiepaketes?m=123356

 * 
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EU-News, 20.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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EUROPA/127: Flussbarrieren einreißen - Tausende Bauten ungenutzt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 20.07.2018 / Wasser & Meere

Flussbarrieren einreißen - Tausende Bauten ungenutzt



Nur 40 Prozent der europäischen Wasserwege und Wasserstraßen sind in
einem guten Zustand. Zwei Drittel aller Fließgewässer sind verbaut.
Doch eine neue Studie der Koalition Dam Removal Europe (DRE) zeigt,
dass die Dichte von Staudämmen, Wehren und Schleusen in Europa viel
höher ist als bisher vermutet. Dabei seien viele dieser Bauten gar
nicht mehr im Betrieb oder nötig. Nicht nur wandernde Fischarten wie
Lachs, Aal und Stör stießen so auf ihren Reisen ständig auf
vermeidbare Barrieren.

Allein in Frankreich, Spanien, Polen und Großbritannien seien bis zu
30.000 hauptsächlich kleine Staudämme veraltet. Gegenwärtig gebe es
keine umfassende Studie über die Gesamtzahl der veralteten Dämme in
Gesamteuropa, aber diese Zahl dürfte noch viel höher sein. Bisher
wurden nur Staudämme über 10 Meter Länge gezählt, aber diese machen
weniger als 3 Prozent aller Flussbarrieren aus.

"Staudämme haben eine entscheidende Rolle in der Entwicklung Europas
gespielt, aber sie haben auch zum langsamen Tod unserer Flüsse und dem
katastrophalen Rückgang der Süßwasserarten beigetragen", sagte Stuart
Orr, WWF-Gewässerexperte. "Zehntausende kleiner Staudämme und
Barrieren werden nicht mehr genutzt, aber sie sind immer noch
vorhanden: Sie verhindern die Wanderung von Fischen, stoppen den
Transport von Sedimenten und Nährstoffen und unterminieren den Wert
von Flüssen für Mensch und Natur."

Die AutorInnen des Berichts fordern die Regierungen in ganz Europa
auf, diese überflüssigen Staudämme zu entfernen, um den Flusssystemen
wieder Leben einzuhauchen und neue Möglichkeiten für die lokale
Wirtschaft zu schaffen. Die "Entrümplung" werde es den Mitgliedstaaten
auch ökologisch effizient und wenig Kosten verursachend ermöglichen,
ihre Verpflichtungen gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zu
erfüllen. Laut WRRL müssen alle Länder bis 2027 einen guten Status für
die Mehrheit ihrer Gewässer, einschließlich Flüsse, Seen und
Feuchtgebiete, erreichen.

"Die Natur kann sich erstaunlich schnell erholen, wenn sie die Chance
erhält: Durch den Fischfang in Europa sind Fische erstmals seit
Jahrzehnten wieder in Flüsse zurückgekehrt und bestehende Arten
vermehren sich schnell", sagte Peter Gough von der World Fish
Migration Foundation, einer der Autoren des Berichts. "Mit der
Rückkehr der Fische kehren auch die fischfressenden Vögel und eine
Vielzahl anderer Arten zurück, die auf gesunde Flusssysteme und
Feuchtgebiete angewiesen sind. Es bringt auch Fischer und
Vogelbeobachter zurück und verleiht den ländlichen Gebieten neues
Leben."

Im Bericht sind Fallstudien aufgelistet, die die bemerkenswert
schnellen Auswirkungen des Dammabbaus veranschaulichen. Nachdem in den
Niederlanden im Jahr 2015 zwei Wehre aus dem Fluss "Boven Slinge"
entfernt wurden, sei die Anzahl der Fischarten in den neu verbundenen
Abschnitten um durchschnittlich 30 Prozent und die Anzahl der
Einzeltiere um 148 Prozent gestiegen. In Dänemark, bei der Beseitigung
eines Staudamms in der Gudenl, stiegen die Forellenzahlen
stromaufwärts von null auf 4-5 pro Quadratmeter. Die Entfernung des
Maisons-Rouges-Staudamms in Frankreich im Jahr 1999 habe zu einem
spektakulären Anstieg der Fischzahlen geführt. Die Zahl der
Meerneunaugen stieg innerhalb von acht Jahren von kaum mehr vorhanden
auf über 41.000 an. [jg]



Pressemitteilung WWF

http://wwf.panda.org/wwf_news/?331331/dam-removal-europe

Dam romoval Policy Report

https://www.damremoval.eu/policy-report/

 * 

Quelle:

EU-News, 20.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FORSCHUNG/468: Viel Lebensraum für Braunbären in Europa (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 24.07.2018

Viel Lebensraum für Braunbären in Europa



Große Chance für europäische Braunbären: Eine neue Studie unter
Leitung des Deutschen Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung
(iDiv) und der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) zeigt,
dass es in Europa viele Gebiete gibt, in denen keine Bären mehr leben,
die sich aber grundsätzlich wieder als Lebensraum eignen würden.
Nachdem sich die potentiellen Lebensbedingungen für Bären in vielen
europäischen Staaten verbessert haben sei es wahrscheinlich, dass
künftig Tiere in einige dieser Gebiete einwanderten, so der
Studienleiter. Wichtig sei es nun, vorausschauend Maßnahmen zu
ergreifen, um Konflikte zwischen Bären und Menschen zu vermeiden.




[image: Grafik: © Anne K. Scharf und Néstor Fernández]

Die Karte zeigt Gebiete, in denen aktuell Braunbären leben (blau),
Gebiete, die als Lebensraum für Bären geeignet wären, jedoch derzeit
nicht besiedelt sind (grün), sowie als Bären-Lebensraum ungeeignete
Gebiete (grau). Mehrere der geeigneten Lebensräume sind isoliert, so
dass dort eine natürliche Rückkehr des Bären unwahrscheinlich ist

Grafik: © Anne K. Scharf und Néstor Fernández
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Vor 500 Jahren gab es noch fast überall in Europa Braunbären. Doch in
den folgenden Jahrhunderten wurden sie vielerorts ausgerottet, so auch
in Deutschland. Gründe für den Rückgang der Bären waren der Verlust an
Lebensraum und Bejagung. Heute leben noch rund 17.000 Tiere in Europa,
verteilt auf zehn Populationen und 22 Staaten. Einige dieser
Populationen sind aufgrund ihrer vergleichsweise geringen Größe
gefährdet.




[image: Foto: © Adam Wajrak]

Eine Bärin streift mit ihren beiden Jungen auf der Suche nach
Heidelbeeren umher. Aufgenommen im September im Tatra-Gebirge,
Polnische Karpaten.

Foto: © Adam Wajrak



Große Chance für den Artenschutz

In den vergangenen Jahren wurde die Jagd auf Braunbären in Europa
verboten oder stark eingeschränkt. Künftig könnten sich Bären wieder
ausbreiten. Denn eine neue Studie unter der der Leitung des Deutschen
Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) zeigt: Es gibt noch
viele Gebiete in Europa, in denen es derzeit zwar keine Bären gibt,
die sich aber grundsätzlich als Lebensraum für Bären eignen würden.
Von über einer Million Quadratkilometern geeignetem Lebensraum in
Europa sind rund 37% nicht besiedelt, was einer Fläche von rund
380.000 Quadratkilometern entspricht. In Deutschland gibt es 16.000
Quadratkilometer potentiellen Bären-Lebensraum. Allerdings sind die
Wahrscheinlichkeiten einer Wiederbesiedlung durch den Bären sehr
unterschiedlich. In Deutschland zum Beispiel sind geeignete
Lebensräume außerhalb der Alpen geografisch isoliert, so dass dort
eine natürliche Rückkehr des Bären unwahrscheinlich ist. "Dass es noch
geeigneten Lebensraum für Braunbären gibt, ist eine große Chance für
den Artenschutz", sagt Studienleiter Dr. Néstor Fernández vom
Forschungszentrum iDiv und der Universität Halle. Bereits heute
beobachten Wissenschaftler, dass sich rund 70% der Populationen in
Europa erholen, und es ist anzunehmen, dass Bären in noch unbesetzte
Gebiete einwandern werden. "Auch in Deutschland ist es sehr
wahrscheinlich, dass einige Gebiete früher oder später wieder von
Braunbären besiedelt werden, vor allem in der Alpenregion", so
Fernández. Es besteht also begründete Hoffnung, dass Bären 200 Jahre
nach ihrer Ausrottung in Deutschland wieder heimisch werden.

Vorausschauendes Handeln wichtig

Für viele Menschen wäre dies wahrscheinlich eine gute Nachricht. "In
den vergangenen Jahren hat sich die Einstellung der Bevölkerung
gegenüber Wildtieren sehr gewandelt. Heute stehen viele Menschen der
Rückkehr großer Säugetiere positiv gegenüber", sagt Fernández. Dass
die Einwanderung von Bären dennoch auch zu Konflikten mit menschlichen
Aktivitäten führen kann, sei eine Tatsache, die es frühzeitig zu
bedenken gebe. Solche Konflikte entstehen vor allem dann, wenn Bären
Feldfrüchte fressen oder Bienenstöcke beschädigen, gelegentlich reißen
sie auch Schafe. Direkte Angriffe von Bären auf Menschen passieren
hingegen äußerst selten. Die Bären selbst gehen Menschen gewöhnlich
aus dem Weg. Mit der Karte, die Fernández und seine Kollegin Anne
Scharf (Max-Planck-Institut für Ornithologie) erstellt haben, lässt
sich abschätzen, in welchen Gebieten Bären wieder leben könnten. Dies
könnte der Politik helfen, mögliche Konflikte frühzeitig zu erkennen
und diesen mit gezielten Maßnahmen entgegenzuwirken. So sollte man zum
Beispiel Ausgleichszahlungen daran koppeln, dass vorab Schutzmaßnahmen
ergriffen wurden, erklärt Fernández. Solche Schutzmaßnahmen können das
Aufstellen von Stromzäunen sein, die Bewachung von Äckern oder
Viehweiden durch Schutzhunde sowie der Dialog mit der Bevölkerung. Ein
Blick auf die Karte macht zudem deutlich: Bären halten sich nicht an
Staatsgrenzen. "Daher wäre ein gemeinsames Management des Braunbären
sowie anderer Wildtiere auf europäischer Ebene wünschenswert", sagt
Fernández. Derzeit ist die Gesetzgebung in Bezug auf Schutz und
Bejagung der Bären von Staat zu Staat sehr unterschiedlich, und auch
die Zahlung von Entschädigungen ist verschieden geregelt.

Europaweite Karte

Für ihre Studie haben Scharf und Fernández die Ergebnisse von sechs
vorangegangenen Arbeiten berücksichtigt. Diese hatten sich jeweils auf
ein begrenztes Gebiet konzentriert, in dem Bären leben, und für dieses
analysiert, welche Ansprüche die Tiere an ihren Lebensraum haben.
Indem die Wissenschaftler die Ergebnisse dieser lokalen Studien
zusammenführten, konnten sie ein Computermodell erstellen, mit dem sie
für ganz Europa mögliche weitere Lebensräume für Bären bestimmten. Die
Voraussagen dieses Modells sind zuverlässiger, als wenn nur Daten aus
einer Region auf ganz Europa übertragen würden. Ihre Ergebnisse haben
Scharf und Fernández am 09. Juli 2018 in der Fachzeitschrift Diversity
and Distributions publiziert.

Originalpublikation:

Anne K. Scharf und Néstor Fernández (2018): Up-scaling local-habitat
models for large-scale conservation: Assessing suitable areas for the
brown bear comeback in Europe. Diversity and Distributions.

Doi: https://doi.org/10.1111/ddi.12796

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news699737

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 24.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/1021: "Dürregipfel" - mehr Klimaschutz und Unterstützung für betroffene Landwirte (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 31. Juli 2018

"Dürregipfel": BUND fordert mehr Klimaschutz und Unterstützung für
betroffene landwirtschaftliche Betriebe 



Berlin: Verdorrte Felder und vertrocknetes Grünland sind die
sichtbarsten Folgen der aktuellen Hitzewelle. Landwirtschaftliche
Betriebe, die besonders stark von den Auswirkungen der Dürre betroffen
sind, brauchen nach Auffassung des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) dringend Hilfszahlungen. "Die Trockenheit ist in
Deutschland dramatisch", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger.
"Pauschale Zahlungen für Landwirte sind aber keine Lösung, weil nicht
alle Regionen gleichermaßen betroffen sind. Manche Regionen sind
weniger trocken, deshalb muss genau geschaut werden, welche Betriebe
zu Schaden gekommen sind und wo Geld nötig ist", sagte Weiger.

Angesichts der bereits stark fortgeschrittenen Klimaerhitzung rechnet
der BUND auch in den kommenden Jahren mit weiteren Hitzewellen und
anderen Wetterextremen. "Es ist die Aufgabe der Bundesregierung, das
Ausmaß der Klimakrise durch drastische Emissionsreduktionen in den
Bereichen Energie, Verkehr und Landwirtschaft zu reduzieren. Nur mit
schnellen und effektiven politischen Maßnahmen können die
volkswirtschaftlichen Schäden und die Folgen der Erderhitzung für
Ökosysteme begrenzt werden", sagte Weiger. "Klimafreundlichere
Landwirtschaft ist möglich, zum Beispiel im Ökolandbau. Verändern muss
sich auch die industrielle Fleischproduktion, die ganz wesentlich zur
Klimakrise beiträgt. Vor allem die Tierbestände müssen reduziert
werden", so der BUND-Vorsitzende.

Auch auf europäischer Ebene müsse gehandelt werden. Der BUND fordert
anlässlich der Reform der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP)
im Jahr 2020 stärkere Vorgaben zur klimaschonenderen Tierhaltung und
Landwirtschaft, unter anderem eine Ausweitung des Ökolandbaus. Auch
müssten Grünland mit einer hohen Biodiversität und ökologische
Vorrangflächen stärker geschützt und gefördert werden, weil durch
einen Umbruch große Mengen des klimarelevanten Gases CO2 freigesetzt
würden, so der BUND.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 31.07.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STANDPUNKT/1020: Dürre-Notstand - Intensive Landwirtschaft fördert Klimastörung (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 28. Juli 2018

Dürre-Notstand: Intensive Landwirtschaft fördert Klimastörung

Zwei Drittel der Nutzpflanzen können sich kaum an Erderwärmung
anpassen



Berlin, 28. Juli 2018 - Die Forderung des Deutschen Bauernverbandes
nach der Ausrufung eines Dürre-Notstands, um staatliche Unterstützung
für die Ernteausfälle zu erhalten, müsse man von zwei Seiten
betrachten, empfiehlt der Bundesvorsitzende der NaturFreunde
Deutschlands Michael Müller:

"Es ist verständlich, dass die Bauern jetzt die Politik um Hilfe
bitten. In vielen Regionen verzeichnen sie massive Einbrüche durch die
anhaltende Dürre. Nicht verständlich ist jedoch, dass der
Bauernverband selbst nicht sehr viel stärker die Bereitschaft für eine
Agrarwende zeigt. Denn die von ihm favorisierte intensive
Landwirtschaft trägt mit ihren hohen Lachgas-Emissionen (N2O), der
Verschlechterung der Bodenqualität und der Zerstörung der
Biodiversität mit zum Klimawandel bei. Diese Zusammenhänge sind seit
den 1980er-Jahren bekannt, doch der Bauernverband zeigt keinerlei
Einsicht. Stattdessen kritisiert er die Klimaschützer."

Müller weist auch darauf hin, dass annähernd zwei Drittel der 100
wichtigsten biologischen Nahrungsträger deutliche
Anpassungsschwierigkeiten mit stark vermindertem Ertrag haben, wenn
die Klimaerwärmung in wenigen Jahrzehnten ein Grad Celsius übersteige.
Allerdings seien die Folgen des Klimawandels auch extrem belastend für
Kinder, alte Menschen und Kranke.

Der anthropogene Klimawandel führt in Mitteleuropa über eine lange
Zeit zu einer Zunahme von Wetterextremen. In Deutschland zeigen sich
die Folgen entweder in Perioden mit starken Niederschlägen oder
extremer Hitze, regional besonders betroffen sind die Küstenzonen, die
Alpen und trockene Regionen wie zum Beispiel Brandenburg. Weil sich
der Jetstream verändert, prägen stabile Tief- und Hochdrucklagen das
Wettergeschehen in Europa viel länger als früher.

"Chemie und Dynamik der Troposphäre verändern sich. Das ist ein
längerfristiger Trend, der durch alle wesentlichen Indikatoren belegt
ist", warnt Michael Müller. "Die Klimastörung verändert die
Lebensbedingungen grundlegend sowohl in den tropischen Regionen als
auch in unseren gemäßigten Breiten. Diese Entwicklung ist längst
bekannt, doch der Widerspruch zwischen Wissen und Handeln wird immer
größer."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.07.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Tel.: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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STELLUNGNAHME/498: Verpasste Chance für Bayerns Natur (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 31. Juli 2018

Verpasste Chance für Bayerns Natur

Staatsregierung will Biologische Vielfalt schützen, doch der Mut für
wirkungsvolle Maßnahmen und zukunftsfähige Entscheidungen fehlt



Hilpoltstein, 31.07.18 - Der bayerische Ministerrat hat heute auf der
Zugspitze zur Ausgestaltung der von Ministerpräsident Markus Söder in
seiner Regierungserklärung angekündigten "Naturoffensive" getagt. Die
angekündigten Millioneninvestitionen im dreistelligen Bereich zeigen
zwar, dass auch die Bayerische Staatsregierung die Bedeutung der
Themen Umwelt, Natur und Artenschutz erkannt hat. "Wie sich gezeigt
hat, soll das Geld jedoch vorrangig in Infrastrukturprojekte fließen,
eine wirkliche Verbesserung für Bayerns bedrohte Artenvielfalt und
einzigartige Lebensräume ist deshalb kaum zu erwarten", so der
LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. Das Ziel, den Schutz der Natur
in Bayern zu stärken liegt damit nach wie vor in weiter Ferne. "Wir
begrüßen es, wenn Umweltbildung und Vertragsnaturschutz durch
zusätzliche Investitionen gestärkt werden", sagt Schäffer. "Durch die
angekündigten Umwelt- und Informationszentren alleine gibt es aber in
Bayern keinen einzigen Mittelspecht und keinen einzigen Schmetterling
mehr. Hierfür brauchen wir neue nutzungsfreie Großschutzgebiete und
endlich verbindliche Maßnahmen in der Fläche", erklärt der
LBV-Vorsitzende weiter.

Mit 25 neuen Artenhilfsprogrammen und einem besseren Monitoring kann
das geplante Artenschutzzentrum in Augsburg helfen, den Rückgang der
Biologischen Vielfalt zu verstehen. "Artenhilfsprogramme können im
Einzelfall eine effektive und wichtige Notfallmaßnahme sein",
kommentiert Norbert Schäffer. "Um das Artensterben aber wirklich
aufzuhalten, fehlt dem Kabinett der Mut, endlich verbindliche
Maßnahmen in der Fläche zu ergreifen", kritisiert Norbert Schäffer.
"Dabei müssen auch die Grenzen von auf Freiwilligkeit basierenden
Bündnissen erkannt werden. Diese zeigen seit Jahren keine Wirkung."

Die beschlossene Naturoffensive fördert nicht, wie vom Ministerrat
angekündigt, "in ganz Bayern Lebensräume und Artenreichtum". Neben
hohen Investitionen in zahlreiche Informations- und Umweltzentren in
der Rhön, an der Donau, im Spessart, am Riedberger Horn und in den
Naturparken bleibt die Stärkung des Vertragsnaturschutzprogramms die
einzig erfolgversprechende Maßnahme, um den Schutz der Biologischen
Vielfalt zu stärken. "Wir dürfen niemals zulassen, dass unsere
wunderbare Natur durch Informationszentren ersetzt wird, in denen wir
dann auf Großleinwänden, hochaufgelöst, in 3D und digital das
bestaunen und bewundern können, was wir draußen Tag für Tag
verlieren", warnt der LBV-Vorsitzende.

Mit der neuen Schutzgebietskategorie "Nationales Naturmonument" an der
Weltenburger Enge wird bei Wählern der Eindruck erweckt, es käme zur
Ausweisung neuer Schutzgebiete. "Stattdessen werden in großen Teilen
nur bestehende Schutzflächen mit einem neuen Namen versehen, das ist
klassischer Etikettenschwindel", so der LBV-Vorsitzende. Eine Stärkung
der Naturparke kann deren Nutzen für die Umweltbildung verbessern.
"Investitionen in Infrastruktur und digitale Entwicklung kommen hier
aber zunächst einmal den Besuchern zugute. Ein Gewinn für Bayerns
Natur wäre es jedoch, weitere Flächen aus der Nutzung zu nehmen und
somit einen weiteren Teil unserer einzigartigen Vielfalt für kommende
Generationen zu erhalten", kritisiert der LBV-Vorsitzende.

Trotz der Initiative der Staatsregierung zur Einrichtung eines
"Zentrum Naturerlebnis Alpin" am Riedberger Horn ist die Gefahr durch
den Bau einer Skischaukel noch nicht gebannt. Der LBV klagt deshalb
gegen die Alpenplanänderung. "Der einfachste Schritt, um eine
dauerhafte, rechtsverbindliche Garantie für den Verzicht auf die
Skischaukel zu erhalten, wäre somit die Rücknahme der Änderung des
Alpenplans", so Schäffer. "Solange dies vom Landtag nicht freiwillig
erfolgt, werden wir unsere Normenkontrollklage vor Gericht
aufrechterhalten." Die versprochenen 20 Millionen Euro für das Zentrum
sollen den naturverträglichen Tourismus in der Region stärken.
"Dennoch gibt es zeitgleich Pläne für einen Ausbau der bestehenden
Skianlagen in einer keinesfalls naturverträglichen Weise. Dies führt
die Ankündigungen der Staatsregierung ad absurdum.", sagt Schäffer
abschließend.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 31.07.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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TOUR/529: Waldbaden zum Ausprobieren - Harsefeld, 4.8. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 24. Juli 2018

Veranstaltungshinweis

Waldbaden zum Ausprobieren



(Harsefeld) In Kooperation mit dem Waldpädagogikzentrum (WPZ) Elbe -
Weser bietet Waldpädagogin Gesa Tiedemann am 04. August 2018 von 10:00
bis 12:00 Uhr ein Probebaden im Wald an.

Termin:

Samstag, 04. August 2018 von 10.00 Uhr bis 12:00 Uhr

Mitzubringen sind:

Wettergerechte Kleidung, warmer Pulli und Sitzunterlage

Das sollte zuhause bleiben:

Hunde, Telefone und Uhren

Anmeldung erbeten unter 04164-819316 oder 0170-5650259

Treffpunkt und weitere Informationen erhalten bei der Anmeldung

Kosten:

10,00 Euro/Person



Waldbaden - "Shinrin Yoku" ist in Südkorea und Japan bereits ein
fester Bestandteil der Gesundheitsvorsorge. Über die
gesundheitsfördernden Wirkungen des Waldes wird derzeit viel
geforscht. Es ist belegt, dass ein Bad im Wald positive Auswirkungen
auf Körper und Geist ausübt. Gesa Tiedemann erklärt: "Das Waldbaden
ist vereinfacht ausgedrückt das Eintauchen in den Wald. Die
"Badegäste" nehmen Gerüche und Geräusche des Waldes wahr. Sie sollen
Bäume, Boden, Schatten, Wind und die frische des Waldes spüren. Ich
führe meine Teilnehmer vorsichtig und einfühlsam an des Thema heran
und möchte damit einen Anstoß geben, sich im Wald zu entspannen".

 * 

Quelle:

Presseinformation - 24.07.2018

Herausgeber:

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1 | 29646 Bispingen

Tel: 05192-8884536

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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AKTION/1433: Kassel - Besichtigung des Weinbergbunkers für Senioren am 29. August 2018


Besichtigung Weinbergbunker für Senioren



Zu einer Besichtigung des Weinbergbunkers lädt das städtische Referat
für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogrammes ein. Die Besichtigung
findet statt am Mittwoch, 29. August, 14.30 Uhr. Die Kosten betragen
fünf Euro.

Um Anmeldung ab Montag, 6. August, montags und freitags 9.30 bis 12
Uhr unter der Telefonnummer (0561) 787-5100, sonstige Zeiten unter
(0561) 787-5024 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel, wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4138: Hanau - Traditioneller Flohmarkt im Fronhof am 4. August 2018


Traditioneller Flohmarkt im Fronhof



Auch in diesem Jahr findet bis in den Herbst hinein wieder an jedem
ersten Samstag im Monat der traditionelle Flohmarkt der Stadt Hanau im
Fronhof am Schlossplatz statt. Am kommenden Samstag, 4. August, ist es
wieder soweit. Unter der bewährten Federführung des Ordnungsamtes lädt
der Flohmarkt mit vielen privaten Anbietern von 7 bis 13 Uhr zum
Stöbern, Suchen, Flanieren und Verweilen in die Hanauer Altstadt ein.

Wer selbst unter die Anbieter gehen möchte, kann sich während der
Öffnungszeiten (Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 12 Uhr sowie
Mittwochnachmittags von 14- 16.30 Uhr) den Berechtigungsschein für
einen der begehrten Standplätze im Ordnungsamt (Zimmer 311) holen. Die
Standgebühr beträgt 10 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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SPIELE/402: Bielefeld - Brett- und Kartenspiele am 3. August 2018




Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek

Bielefeld (bi). Um Brett- und Kartenspiele geht es bei "Irgendwas is
immer" am Freitag, 3. August, um 14.30 Uhr in der Stadtbibliothek am
Neumarkt. In Kooperation mit dem Verein Spielwiese e.V. haben junge
und jung gebliebene Besucherinnen und Besucher die Möglichkeit, längst
vergessene Brett- und Kartenspiele wiederzuentdecken oder neu zu
erlernen. 

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7289: Kassel - Führung über Jüdischen Friedhof am 21. August 2018


Führung über Jüdischen Friedhof



Zu einer Führung über den Jüdischen Friedhof lädt das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms ein. Die
Führung findet statt am Dienstag, 21. August, 14.30 Uhr. Um Anmeldung
ab Montag, 6. August, unter der Telefonnummer (0561) 787-5100 (montags
und freitags 9.30 bis 12 Uhr), sonstige Zeiten unter (0561) 787-5024
oder online unter www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel, wird
gebeten. Männliche Teilnehmer müssen eine Kopfbedeckung tragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TOUR/7288: Hanau - Mit dem Seniorenbüro auf Achse - Termine im August


Im August mit dem Seniorenbüro auf Achse



Das Hanauer Seniorenbüro bietet im August wieder verschiedene von
Ehrenamtlichen geleitete Touren an. Zu einer Radtour treffen sich
hauptsächlich Pedelec-Fahrer am Dienstag, 7. August, um 8 Uhr am
Druckhaus in der Nähe des Steinheimer Maintors, von wo aus mit Ursula
Bergmann und Ute Zarbock zunächst zum Bahnhof in Hainstadt gefahren
wird. Die Bahn bringt die Teilnehmenden nach Bad König. Auf dem
hessischen Fernradweg R4, durch das Mümlingtal mit einem etwa ein
Kilometer langen Anstieg und ab Obernburg am Main entlang kommt die
Gruppe nach etwa 75 Kilometern wieder in Hanau an.

Am Dienstag, 14. August, geht es wiederum für Pedelec-Fahrer mit Edwin
Wagner und Jürgen van Gember ansteigend zur Reffenstraße und weiter
zum Weihersee (Richtung Brachttal) zur Mittagsrast mit Verpflegung aus
der Fahrradtasche. Vor der Kaffeepause in Gettenbach wird ein
Schotterweg abwärts befahren. Start zu dieser etwa 70 Kilometer langen
Tour ist um 8.30 Uhr am Blauhaus in der Feuerbachstraße 47-49.

Renate Erbach und Barbara Groß nehmen am Mittwoch, 15. August, Radler
mit in die historische Altstadt von Babenhausen. Los geht es zu dieser
etwa 60 Kilometer langen Tour um 9 Uhr unter der Steinheimer Brücke.

Für Dienstag, 21. August, ist eine Radtour von etwa 45 Kilometern
(einfache Strecke) mit Jürgen van Gember und Edwin Wagner nach
Groß-Umstadt mit Führung durch die Altstadt geplant. Start ist um 8.30
Uhr ebenfalls unter der Steinheimer Brücke. Der Rückweg erfolgt mit
der Bahn oder, bei entsprechender Kapazität, mit dem Fahrrad.

Auf dem Aldi-Parkplatz, Heldenbergener Straße 1/Bruchköbeler
Landstraße, beginnt am Donnerstag, 23. August, um 9 Uhr die etwa 65
Kilometer lange Radtour mit Frank Trautnerüber Altenstadt nach
Büdingen und weiter durch das Gründautal zurück nach Hanau. Es sind
zwei anspruchsvolle Anstiege zu bewältigen. Verzehr für die
Mittagspause sollte möglichst in der Fahrradtasche mitgeführt werden.

Gewandert wird mit Josef Gehringer am Freitag, 10. August, vom
Kinzigstausee aus etwa elf Kilometer in Richtung Steinau, am Uferpfad
entlang, weiter zur Waldgaststätte "Rimbachfarm" und zurück.
Treffpunkt für die Anfahrt mit Pkw-Fahrgemeinschaften ist um 8.30 Uhr
auf dem Parkplatz am Bahnhof Wilhelmsbad. Anmeldungen zu diesen Touren
werden im Seniorenbüro der Stadt Hanau unter der Telefonnummer
06181/66820-0 gern entgegengenommen.

Interessenten an Motorradtouren wenden sich bei Fragen rund um das
Angebot der Hanauer Seniorenbikerinnen und -biker an ihren
ehrenamtlichen Leiter Wolfgang Pinné unter der Telefonnummer
06181/661511 bzw. per E-Mail über w_p_2461e_p_1442@ t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 24. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7287: Lippstadt - Radtour durch den Nordosten der Stadt - Lipperode und Lipperbruch, 5.8.


Durch den Nordosten Lippstadts - Lipperode und Lipperbruch

Öffentliche Radtour am 5. August



Lippstadt. Am Sonntag, 5. August, bietet die Stadtinformation eine
Radtour durch den Nordosten Lippstadts an. Die Tour startet um 14 Uhr
am Rathaus und dauert ca. 3 Stunden.

Stadtführer Dr. Wolfgang Suchanek radelt mit den Teilnehmern durch die
Stadtteile Lipperode und Lipperbruch, die besonders wasserreich sind.
Die rund 25 km lange Tour führt die Teilnehmer zunächst durch den
Grünen Winkel nach Lipperode. Nach einem Halt an der dortigen
Burgruine - der ehemaligen lippischen Wasserburg - werden auch
Stopps an den Seen eingelegt. Außerdem ist eine Rast mit Einkehr
geplant.

Der Kostenbeitrag beträgt 6,00 Euro für Erwachsene, für Kinder,
Schüler und Studenten 3,00 Euro. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist,
wird um Anmeldung in der Stadtinformation oder telefonisch unter 02941
/ 58515 gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. Juli 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7286: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen - Termine im August


Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im August



Lippstadt. Die Stadtinformation bietet an folgenden Terminen im August
öffentliche Stadtführungen an:

• Historische Altstadtführung: Samstag, 4. August, Mittwoch, 8.
August, Samstag, 18. August und Mittwoch, 22. August jeweils um 14.30
Uhr. Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich,
Kosten 4,00 Euro für Erwachsene, 2,00 Euro für Kinder, Jugendliche und
Studenten.

• Geführte Radtour Lipperode/Lipperbruch: Sonntag, 5. August,
14.00 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 2,5 Stunden.

• Markt-Nasch-Tour: Samstag, 11. August, 10.30 Uhr ab Rathaus,
Dauer ca. 90 Minuten, Kosten pro Person 10 Euro.

• Kirche, Kunst und Kaufmann: Dienstag, 14. August, 14.30 Uhr ab
Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Historische Kneipentour - die drei K's - Kneipen, Kultur,
Kirche: Donnerstag, 16. August, 18 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 2
Stunden, Kosten pro Person 10 Euro.

• Mit der Ackerbürgerin durch Lippstadt: Donnerstag, 23. August,
15.00 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Von verteufelten Hexen und frommen Stiftsdamen - Frauenführung:
Mittwoch, 29. August um 18 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Soweit nicht anders vermerkt, betragen die
Kosten für Erwachsene 6,00 Euro, für Kinder, Jugendliche und Studenten
3,00 Euro.

• Museumsgenuss mit wechselnden Themen: Freitag, 10. August,
15.00 Uhr im Stadtmuseum; Anmeldung unter 02941-980 259.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die
Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941-58515) gerne zur Verfügung.
Selbstverständlich können Sie diese sowie viele weitere Führungen auch
individuell für Gruppen buchen - die Mitarbeiterinnen helfen Ihnen
gerne bei der Auswahl.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. Juli 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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Geburtengeschlechtsverhaitnis in den Gemeinden Bispingen, FaBberg,
Munster, Soltau, Wietzendorf; grau: Niedersachsen
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Abbildung 2: Geburtengeschlechtsverhaltnis in den Gemeinden Bispingen, FaBberg (Celle),
Munster, Soltau, Wietzendorf; Sprung 1983/1984 SOR 1.100, 95 %-KI (1.040, 1.163), p-Wert
0.0008; die graue Linie reprasentiert das jahrliche Geschlechtsverhaitnis der Lebendgebur-
ten von Niedersachsen.
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Geburtengeschlechtsverhaltnis in den Landkreisen Celle, Lineburg, Uelzen;
grau: Niedersachsen
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den Landkreisen Celle, Liineburg, Uelzen;
inimaler Sprung nach unten 1983/1984 SOR 0.995, 95 %-KI (0.985, 1.005), p-Wert 0.2974;
die graue Linie reprasentiert das jahrliche Geschlechtsverhaltnis der Lebendgeburten von
Niedersachsen; zu dem minimalen Abwiirtssprung 1983/1984 siehe auch Abbildung 3.

Abbildung 4: Geburtengeschlechtsverhaltni
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Geburtengeschlechtsverhaltnis in den Gemeinden im Heidekreis ohne
Bispingen, Munster, Soltau, Wietzendor; grau: Niedersachsen
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Abbildung 3: Geburtengeschlechtsverhiltnis in den Gemeinden des Heidekreises ohne die
Gemeinden Bispingen, Munster, Soltau, Wietzendorf; die graue Linie repriisentiert das
jiihrliche Geschlechtsverhiiltnis der Lebendgeburten von Niedersachsen. Zu erkennen ist
cin minimaler Abwiirtssprung von 1983 nach 1984, der vertriiglich ist mit dem bekannten
siikularen Abwiirtstrend des Geschlechtsverhiltnisses in vielen groben Regionen der Erde
seit Mitte der 1970er Jahre [10].
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Abbidung 1: Der eldokrels in Niedorsachsen mit seinon an don Truppenibungsplatz
Munster angrenzenden Gemeinden Bispingen, Munster, Soltau und Wietzendorl sowie
FaBberg im Landkreis Celle, siche
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Tabelle 1: Geburten nach Region, Geschlecht und Zeitraum 1.)
Munster, Soltau, Wietzendorf (Heidekreis) und FaBberg (Landkreis Celle); 2.) der Heidekreis
ohne Bispingen, Munster, Soltau, Wietzendorf; 3.) die Landkreise Celle, Lineburg und Uel-
zen, 4.) Niedersachsen; 5. Geschlechtschancenverhaltnis in Bispingen, Munster, Soltau,
Wietzendort und FaBberg 1984-2016 vs. 1971-1983 (dunkelgrau vs. hellgrau), SOR 1.100,
95 %-KI (1.040, 1.163), p-Wert 0.0008.

Gemeinden

Lebendgeburten in Niedersachsen nach Geschlecht, Region und Zeitraum
Bispingen, Munster, Soltau, Wietzendorf (Heidekreis) und FaBberg (Landkres Celle)

Zeitraum gesamt __mannlich |_weiblich | Geschlechtsverhaltnis
1971- 1983 7,043 3562 3481 10233
1084- 2016 16,730 8858 7,872 14253
Gesame 2,13 12420 11,353 1.0040
[Heidekreis ohne Bispingen, Munster, Soltau und Wietzendorf

1971 1983 10,759 5,546 5,213 1,063
1084- 2016 27,204 18,028 13,264 1.0574
Gesamt 38,053 19,574 18,479 1.0503
Landkreise Celle, Laneburg und Uelzen

1071 1983 24916 11587 109,037 1.0627
1984 - 2016 581376 208779 282,597 1.0573
Gesamt 806292 414658 391,634 1.0588
[Bundesland Niedersachsen

19711983 974277 500,363 473,914 1.0558
1984- 2016 2410749 1238223 1,172,526 1.0560
Gesamt 3,385,026 1,738,566 1,646,440) 1.0560
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